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Zusammenfassung 
Die Probleme möglicher Klimaänderungen und ihrer Folgen sind bislang über-
wiegend aus naturwissenschaftlicher Sicht behandelt worden. Demgegenüber un-
tersucht der vorliegende Bericht die sozialwissenschaftliehen Fragestellungen ei-
ner interdisziplinären Klimawirkungsforschung. Die bisherige sozialwissen-
schaftliche Forschung liefert dafür nur wenig direkte Anhaltspunkte: "Klima" ist 
in den klassischen sozialwissenschaftliehen Disziplinen kaum ein eigenständiges 
Thema. Die relativ wenigen Arbeiten lehnen sich inhaltlich und methodisch an 
die Umwelt- und Risikoforschung an und ergeben über die Disziplinen hinweg 
keine einheitliche Perspektive. 
Angesichts dieser geringen Vorstrukturierung orientiert sich der Bericht am Ver-
lauf der wissenschaftlichen, politischen und öffentlichen Klimadebatte. Anhand 
der Themenschwerpunkte "Sensibilitätsforschung", "Rolle der Wissenschaft", 
"gesellschaftliche Wahrnehmung und Meinungsbildung", "Konflikte" und "kli-
mapolitische Handlungsstrategien" wird untersucht, welche sozialwissenschaftli-
ehen Forschungstraditionen in diesen Schwerpunkten relevant sind. Ein systema-
tischer und umfassender Anschluß sozialwissenschaftlicher Forschung an die bis-
her naturwissenschaftlich geprägte Klimawirkungsforschung ergibt sich anhand 
der expliziten Formulierung des Problems der Erkenntnisunsicherheit: 
(1) Die Unsicherheit der wissenschaftlichen Erkenntnis in bezugauf die Kom-
plexität der Ursachen 
(2) Das Problem der epistemologischen Unsicherheit in bezug auf die möglichen 
Folgen eines Klimawandels 
(3) "Management von Unsicherheit" als die methodologische Perspektive wis-
senschaftlicher, politischer und gesellschaftlicher Entscheidungsfindung. 
Auf dieser Grundlage werden Forschungsfragen und-perspektivenspeziell für ei-
ne Klimawirkungsforschung im Rahmen des Bund-Länder-Vorhabens "Klimaän-
derung und Küste" diskutiert. 
Summary 
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The problems of a possible climate change and its impact have beendealt with up 
to now mainly from the perspective of natural science. In contrast, this report ex-
amines the social science issues involved in interdisciplinary climate impact re-
search. Existing research from social science provides only few direct starting 
points for this purpose: "climate" is rarely a separate issue in the classical social 
science disciplines. The relatively little work that does exist leans towards envi-
ronmental and risk research with respect to contents and methods, and also does 
not provide a uniform perspective across the disciplines. 
In view of this limiting prestructuring, the report follows the course of the scienti-
fic, political and public debate on climate. Focusing on the topics "Sensitivity Re-
search", "The Role of Science", "Societal Perception and Opinion Formation", 
"Conflicts" and "Action Strategies in Climate Policy", the report examines which 
research traditions in the social sciences have relevance for these issues. A sys-
tematic and comprehensive connection of social science research to existing natu-
ral science research in the field of climate impact is the result of the explicit for-
mulation ofthe problern of epistemological uncertainty: 
1. The uncertainty of scientific comprehension with regard to the complexity of 
causes 
2. The problern of epistemological uncertainty with regard to the possible im-
pact of clima te change 
3. "Management ofuncertainty" as the methodological perspective ofscientific, 
political and societal decision-making. 
On this basis, issues and perspectives of research are discussed, in particular for 
climate impact research within the framework of the Federation-Länder project 
"Climate Change and Coastal Areas". 
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1.1 Der Projektauftrag 
Der vorliegende Bericht enthält die Ergebnisse eines Forschungsprojekts, das En-
de 1993 im Rahmen des Bund-Länder-Vorhabens "Klimaänderung und Küste" 
vom Bundesminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie 
(BMBF, damals BMFT) in Auftrag gegeben wurde. Der Projektauftrag bestand in 
der Aufgabe, den 1994 herausgegebenen Forschungsleitplan zur Förderung der 
Klimawirkungsforschung im norddeutschen Küstenraum auf die Möglichkeiten 
hin zu untersuchen, sozialwissenschaftliche Fragestellungen und Forschungsan-
sätze für eine eventuelle Fortschreibung des Forschungsleitplans nutzbar zu ma-
chen. 
Der Forschungsleitplan entwirft ein komplexes Bild der Problematik, die sich aus 
der wissenschaftlichen Prognose eines anthropogenen globalen Klimawandels 
speziell für den norddeutschen Küstenraum ergibt. Innerhalb dieses Problement-
wurfs wird neben den einschlägigen naturwissenschaftlichen Themenschwer-
punkten die Bedeutung eines sozio-ökonomischen Komplexes hervorgehoben. Sei-
ne Beschreibung orientiert sich pragmatisch an der Problematik in der regionalen 
Perspektive und kann auf diese Weise eine große Zahl von Wechselbeziehungen in 
dem Gesamtgeschehen zur Darstellung bringen. Dabei geht er von Klimawan-
delsszenarien im norddeutschen Küstenraum aus, die die vom Intergovernmental 
Panel on Climate Change (IPCC) veröffentlichten Analysen und Trendaussagen 
zugrunde legen. 
Der Projektauftrag konnte so verstanden werden, daß dieses im wesentlichen aus 
naturwissenschaftlicher Sicht geprägte Bild eines sozioökonomischen Komplexes 
von sozialwissenschaftlicher Seite systematisiert und vervollständigt wird. Auf-
grund von Literaturstudien und zum Teil bestätigt durch Interviews, die wir mit 
deutschen Klimaexperten (s. u.) durchgeführt haben, ergaben sich jedoch konzep-
tionelle Probleme. Sie bestehen darin, daß sozialwissenschaftliche Forschung von 
der Hypothetizität der Klimawandelsszenarien nicht abstrahieren kann, ohne in 
einen Abgrund an Beliebigkeit abzugleiten (vgl. dazu unten Kap. 3: Die Klima-
problematik in den Sozialwissenschaften). 
Hinzu kommt, daß das Dilemma zwischen Hypothetizität und politischem An-
spruch zunehmend zu dem Erfahrungskontext einer "problemorientierten For-
schung" wird, die sich im Rahmen von Umweltforschung, Technikfolgenabschät-
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zung und Risikoforschung in den letzten dreißig Jahren als ein neuer Forschungs-
typ herausgebildet hat. Diese Entwicklung wird von der gegenwärtigen Wissen-
schaftsforschungbeobachtet und aufgearbeitet. Neben dem Problem der Beliebig-
keit ergibt sich also der zusätzliche Umstand, daß eine aktuelle und hochrelevan-
te reflexive Wissenschaftsthematik beiseitegelassen werden müßte, wenn man 
das Problem der Unsicherheit wissenschaftlicher Erkenntnisse bei den Prognosen 
von Klimaveränderungen nicht stärker explizit macht, als es in dem Forschungs-
leitplan geschieht. 
Damit kommt man zu einer Problemformulierung, die eine erhebliche Verände-
rung der in dem Forschungsleitplan niedergelegten Leitlinien bedeuten könnte. 
Tatsächlich handelt es sich aber bei näherer Betrachtung lediglich um Akzentver-
schiebungen, da aufgrund der pragmatischen Problemorientierung des For-
schungsleitplans bereits eine gewisse Nähe zu der hier entwickelten Problemsicht 
vorhanden ist. 
1.2 Die Problemformulierung 
Die naturwissenschaftliche Diskussion von Klimadaten und Computersimulatio-
nen haben zu einem weitgehenden (aber nicht völligen) Konsens über die Hypo-
these eines Klimawandels im 21. Jahrhundert geführt, der anthropogen verur-
sacht ist. Die Warnungen vor möglichen katastrophalen Folgen beginnen, Gesell-
schaft und Politik zu beunruhigen. Der Staat wird zunehmend unter den Druck 
der Forderung geraten, innenpolitisch und aufinternationaler Ebene aufdie War-
nungen zu reagieren. 
Damit entsteht das typische Dilemma einer staatlichen Vorsorge gegen mögliche 
Gefahren, die nicht gewiß sind: Es werden Entscheidungen auf Verdacht fällig 
oder gefordert, die Kosten verursachen, Opfer verlangen und deswegen gegen be-
stehende Interessen und Strukturen schwer durchsetzbar sind. Nichthandeln 
wird aber ebenfalls bekämpft. 
Diese Situation erfährt im Zusammenhang mit dem Klimawandel spezifische Zu-
spitzungen. Erstens ist die Situation in hohem Maße durch Unsicherheiten sowohl 
wissenschaftlicher als auch sozialer Art gekennzeichnet. Zweitens umfaßt die Hy-
pothese vom Klimawandel zusätzlich die Aussage, daß dieser zumindest zum Teil 
vom Menschen verursacht worden ist und weiter verursacht wird. Schuldzuwei-
sungen und die Frage der Verantwortung werden die Konflikte verschärfen. Drit-
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tens ist die Dimension eines anthropogenen Klimawandels historisch neuartig, so 
daß es sowohl auf regionaler wie globaler Ebene zu Fragestellungen und Konstel-
lationen kommen kann, für die es keine bekannten Muster der politischen Bewäl-
tigung gibt. 
Versteht man das Projekt letztlich als einen Beitrag zur wissenschaftlichen Poli-
tikberatung, so ist die Zielsetzung die, in dieser von Unsicherheiten geprägten Si-
tuation wissenschaftliches Orientierungswissen für die politische Strategiendis-
kussion bereitzustellen. Hintergrund jeder sozialwissenschaftliehen Beschäfti-
gung mit diesem Thema ist das Problem, daß von wissenschaftlicher Seite viele 
Fragen nicht beantwortet werden können, daß aber dennoch politisch gehandelt 
werden muß. 
Mit dieser Problemformulierung werden gegenüber dem Forschungsleitplan zwei 
Akzentverschiebungen vorgenommen: Erstens wird das Problem der Unsicher-
heit der wissenschaftlichen Erkenntnis im Zusammenhang mit der politischen 
Rolle der Klimawirkungsforschung stärker in den Mittelpunkt gestellt. Zweitens 
findet eine gewisse "Globalisierung" der Perspektive in dem Sinne statt, daß die 
hier angesprochenen Problemdimensionen auf der regionalen Ebene der nord-
deutschen Küstenregion strukturell ebenso gelten wie auf der nationalen und in-
ternationalen Ebene. Damit eröffnet sich die Möglichkeit, die Erfahrungen der 
heutigen Politisierung auf internationaler Ebene antizipativ für eine Entwick-
lung nutzbar zu machen, in der sich die Klimadebatte auch auf regionaler Ebene 
stärker politisiert. 
1.3 Überblick über den Projektbericht 
Die in der obigen Problemformulierung vorgenommenen Akzentverschiebungen 
erweisen sich für einen Anschluß der sozialwissenschaftliehen Forschungsfelder 
an eine interdisziplinären Klimawirkungsforschung als sehr fruchtbar. Darüber 
hinaus ergeben sich u.E. auch für die naturwissenschaftlichen Beiträge gewisse 
konzeptionelle Verbesserungen. Der vor liegende Projektbericht versucht, dieses 
Ergebnis in vier Kapiteln zu vermitteln. 
Im folgenden Kapitel2 wird das Problem der Unsicherheit der wissenschaftlichen 
Erkenntnisse anhand der bisherigen Klimadebatte resümiert. Es wird dabei noch 
einmal verdeutlicht, daß schon der Anlaß der Debatte, die klimatologischen 
Trendaussagen, auf Modellen beruhen, die nicht in vollem Umfang validierbar 
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sind. Diese Unsicherheit potenziert sich bei der Klimawirkungsforschung, die auf 
diesen Prognosen aufsetzt. Diesem Umstand tragen die Arbeiten des IPCC Rech-
nung, indem die von diesem Gremium veröffentlichten Aussagen den Stand der 
Wissenschaft auf der Grundlage hochkomplizierter Verhandlungsprozesse fest-
stellen. Wissen auf der Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnis wird hier ersetzt 
durch ein "Konsenswissen". 
In Kapitel 3 wird eine Bestandsaufnahme der großen sozialwissenschaftliehen 
Disziplinen Psychologie, Soziologie, Politologie und Ökonomie im Hinblick auf ih-
re Beschäftigung mit der Klimathematik vorgenommen. Zusammenfassend 
kommt man zu den folgenden Aussagen: 
(1) In allen Disziplinen leiten sich die Methoden und Ansätze aus der Umwelt-
bzw. aus der Risikoforschung ab. 
(2) Die Bearbeitung des Themas ist zum einen stark disziplinär orientiert und 
zum anderen inhaltlich wie in den Methoden zwischen den Disziplinen sehr 
heterogen. 
(3) Bezogen auf die Zahl der Projekte wie auch in bezugauf den politischen Ein-
fluß dominiert eindeutig die Ökonomie. 
Die Beobachtung einer Orientierung an der Umwelt- und Risikoforschung zeigt, 
daß die Spezifika der Klimaproblematik, wie sie oben in der Problemformulierung 
genannt werden, in der disziplinären Forschung noch kaum zu eigenständigen 
Forschungsfragen geführt haben. Zweitens führt diese Beobachtung zu der These, 
daß die Klimaproblematik innerhalb der Sozialwissenschaften sich kaum in die 
klassischen Forschungstraditionen einordnen läßt und daher an denneueren For-
schungserfahrungen einer "problemorientierten Forschung", wie sie die Umwelt-
und die Risikoforschung darstellen, anknüpfen muß. 
Die zweite Beobachtung unterstreicht einerseits erneut, daß die Forderung einer 
interdisziplinären Forschung, wie sie auch in den andern Feldern einer problem-
orientierten Forschung postuliert werden, weit davon entfernt ist, realisiert zu 
werden. Andererseits, was für den vorliegenden Projektbericht besonders wichtig 
ist, ist die Beobachtung der großen Heterogenität zwischen den Disziplinen ein 
Beleg für die oben behauptete hohe Beliebigkeit der sozialwissenschaftliehen Kli-
mawirkungsforschung, wenn sie die Unsicherheit ihrer Ausgangsbasis nicht ex-
plizit reflektiert. 
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Die starke Dominanz der Ökonomie ist in den von uns durchgeführten Interviews 
wiederholt als Folge einer einseitigen Problemauffassung in der Forschungsförde-
rung kritisiert worden. 
Kapitel4 ist der Kern der vorliegenden Arbeit. Nachdem in der disziplinären For-
schung keine allgemeingültigen Ansätze zu einer interdisziplinären Klimawir-
kungsforschung auszumachen sind, wird hier der pragmatische Weg der Orientie-
rung an einem Ausgangsproblem beschritten. In fünf Themenschwerpunkten 
wird unter verschiedenen Perspektiven und aufmehrfache Weise ausgeführt, daß 
die wissenschaftliche Erkenntnisunsicherheit als das Ausgangsproblem einer po-
litisierten Klimawirkungsforschung fruchtbar gemacht werden kann und muß. 
Dies geschieht auch anhand der Formulierung von Forschungsfragen, die sich aus 
der Argumentation innerhalb der Themenschwerpunkte jeweils ergeben. 
Im ersten Themenschwerpunkt wird anhand der Entwicklung der "Sensibilitäts-
forschung" auf internationaler Ebene nachgezeichnet, wie sich der Charakter der 
Forschung gegenüber ihren Forschungstraditionen verändert, wenn sie auf unsi-
cherer Erkenntnisbasis politischen Anforderungen nachkommen muß. Langjähri-
ge Erfahrungen haben den Vorsitzenden des IPCC zu einer Formulierung der Fra-
gestellung dieser Forschung geführt, die wir übernehmen können: "How to recog-
nize the inherent uncertainty ofthe climate change issue, but still adress key issu-
es ofmitigation ofand adaptation to a likely change ofclimate in the future?" (Bo-
lin 1994a). In der internationalen Sensibilitätsforschung der 90er Jahre wird 
sichtbar, worin dabei die Aufgabe der Sozialwissenschaften liegt: In der wissen-
schaftlichen Reflexion von Konflikt- und Konsenspotentialen in einer von Er-
kenntnisunsicherheit geprägten Klimakommunikation in Öffentlichkeit, Wissen-
schaft und Politik. 
Welche sozialwissenschaftliehen Forschungsperspektiven sich damit eröffnen, 
wird in den nachfolgenden Themenschwerpunkten entfaltet. Sie erfüllen inner-
halb der Aufgabenstellung des Projekts die Funktion, a) zu belegen, daß das hier 
genannte Ausgangsproblem der Klimawirkungsforschung für die sozialwissen-
schaftliche Forschung fruchtbar gemacht werden kann, und b) umgekehrt zu zei-
gen, daß und welche sozialwissenschaftliehen Forschungstraditionen auf diese 
Weise den Anschluß an eine interdisziplinäre Klimawirkungsforschung finden. 
Im Themenschwerpunkt 2 zur Rolle der Wissenschaft werden die Beobachtungen 
des ersten Themenschwerpunkts durch den Begriff einer "problemorientierten 
Forschung" bestätigt und verallgemeinert. Dadurch können Fragestellungen und 
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Forschungsperspektiven der neueren Wissenschaftsforschung für die Klimawir-
kungsforschung übernommen werden, die unter anderem zu methodologischen 
Fragestellungen des Umgangs mit Unsicherheit führen: Das Prognoseproblem, 
das Problem der Interdisziplinarität und das Konsensproblem. 
Mit dem Themenschwerpunkt 3 "Gesellschaftliche Wahrnehmung und Meinungs-
bildung" öffnet sich die ganze Fülle sozialwissenschaftlicher Forschungstraditio-
nen, die auch den üblichen Erwartungen entsprechen, die an eine sozialwissen-
schaftliche Klimawirkungsforschung im allgemeinen gestellt werden: Umfrage-
forschung, Wahrnehmung und Meinungsbildung in der öffentlichen Kommunika-
tion, die Entstehung und Entwicklung öffentlicher Themen und die Medienfor-
schung. Daneben werden aber auch die besonderen Fragestellungen angespro-
chen, die sich aus der Verschränkung von Wissenschaft und Politik ergeben im 
Hinblick auf die gesellschaftliche Wahrnehmung der Klimaproblematik: der wis-
senschaftliche Einfluß auf die Politikformulierung, der Kampf um die Frage, was 
auf die politische Agenda kommt, die Entstehung neuer institutioneller Formen 
der Auseinandersetzung zwischen Wissen und Macht. 
Wenn die gesellschaftliche Wahrnehmung und Meinungsbildung zur Klimapro-
blematik das Ausgangsproblem ist, dann werden automatisch Konflikte zu einem 
der wichtigsten Forschungsfelder. Das Thema wird in dem Themenschwerpunkt 4 
aufgegriffen. Konflikte sind ein Motor gesellschaftlicher Meinungsbildung und 
ziehen in großem Umfang die gesellschaftliche Thematisierung der Klimaproble-
matik in ihren Bann. Was sich in der Gesellschaft zu der Thematik artikuliert, ist 
vielfach in Konflikten und den ihnen zugrundeliegenden Interessensstrukturen 
verankert. Der doppelte Aspekt der Verschärfung bestehender Konflikte und der 
Entstehung neuer Konfliktlinien im Zusammenhang mit der Klimaproblematik 
wird hier in den aktuellen Entwicklungen auf internationaler Ebene beschrieben 
und in seinem Bezug zur nationalen und regionalen Ebene dargestellt. Es werden 
wichtige korporative Akteure in dem Konfliktgeschehen zur Klimaproblematik 
sowohl aufinternationaler als aufnationaler Ebene genannt, die auch im Falle re-
gionaler Untersuchungen relevant sind, und es werden die wichtigsten heute ak-
tuellen Konfliktthemen aufgeführt. Es ist unmittelbar evident, von welcher Rele-
vanz dieser Themenschwerpunkt für die Klimawirkungsforschung ist, egal, ob sie 
aufinternationaler oder regionaler Ebene angesiedelt ist. 
Der Themenschwerpunkt 5 befaßt sich schließlich mit den verschiedenen Aspek-
ten klimapolitischer Handlungsstrategien. Sie stehen in enger Beziehung zu den 
anderen Themenbereichen. In bezug auf die politischen und gesellschaftlichen 
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Klimadiskurse markieren sie den Endpunkt eines Meinungsbildungs- und Ent-
scheidungsprozesses wie auch zugleich aufgrund ihrer Effekte den Ausgangs-
punkt neuer Auseinandersetzungen. Das wird anhand der relevanten Fragestel-
lungen deutlich gemacht: Die Frage der grundsätzlichen Richtung des Strategie-
ansatzes, die Frage der Verteilung der Verantwortlichkeiten und Belastungen auf 
internationaler und nationaler Ebene, die Frage nach Beginn und Ablauf von 
Maßnahmen sowie die Suche nach geeigneten politischen Instrumenten zur Um-
setzung von Strategien und Zielsetzungen. 
Kapitel5 stellt die Anwendung der vorangegangenen Überlegungen auf den For-
schungsleitplan "Klimaänderung und Küste" dar. Es werden Empfehlungen für 
eine Modifikation formuliert, die die Weichenstellung für einen systematischen 
und umfassenden Anschluß sozialwissenschaftlicher Forschung an den For-
schungsleitplan bedeuten: 
(1) Die Unsicherheit der wissenschaftlichen Erkenntnis als Schlüsselproblem 
(2) Das Problem der epistemologischen Unsicherheit als "Schnittstelle" zu den 
Sozial Wissenschaften 
(3) "Management von Unsicherheit" als das methodologische Problem einer in-
terdisziplinären Klimawirkungsforschung. 
Während die damit formulierten Empfehlungen grundsätzlicher und daher eher 
abstrakter Art sind, kann die Fülle der in den Themenschwerpunkten angeschnit-
tenen Ansätze und Fragestellungen erst bei dem Entwurf und der Durchführung 
von Forschungsprojekten zur vollen Geltung kommen. Um zu illustrieren, wie 
dieses Material zur Anwendung gebracht werden kann, wird im Anhang des Pro-
jektberichtsein Auszug aus einem Forschungsentwurf zu einer "Fallstudie Sylt" 
wiedergegeben, der sich an dem Fm'schungsleitplan "Klimaänderung und Küste" 
orientiert und auf der Grundlage der Themenschwerpunkte formuliert worden ist. 
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1.4 Angaben zu dem Quellenmaterial des Projekts 
Die Basis für die Bearbeitung dieses Projekts ist die nationale und internationale 
Literatur, die im Literaturverzeichnis aufgeführt wird. Das Literaturverzeichnis 
enthält außer den im Text zitierten Literaturstellen zusätzliche Quellen, die für 
die weitere Abeit an dem Thema interessant sein dürften. 
Dem Cha1·akter einer Pilotstudie entsprechend war das Gespräch mit Fachleuten 
eine weitere wichtige Grundlage für die hier durchgeführten Arbeiten. Es wurden 
21 qualitative Interviews mit insgesamt 32 Persönlichkeiten durchgeführt, die 
aufgrund von Veröffentlichungen, ihrer beruflichen Tätigkeit und des jeweiligen 
institutionellen Hintergrunds als Schlüsselpersonen in der gegenwärtigen Klima-
debatte in Deutschland angesehen werden können. Das Ziel der Interviews war 
es, die fünf Themenschwerpunkte und ihre Strukturierung, die wir anhand der Li-
teratur gewonnen hatten, im Gespräch zu verifizieren. Das heißt, es sollte auf der 
Gesprächsebene noch einmal geprüft werden, ob sie alle Themen abdecken und ob 
sie die Klima-Debatte in sinnvoller Weise strukturieren. Darüberhinaus sollte 
versucht werden, Einblicke in aktuelle Zusammenhänge und Hintergründe der 
Klima-Debatte zu gewinnen, die sich nicht ohne weiteres allein aufgrunddes Lite-
raturstudiums erkennen lassen. 
Schließlich wurden die unten genannten Gutachten in Auftrag gegeben. Zwei be-
trafen den Stand der aktuellen sozialwissenschaftliehen Klimawirkungsfor-
schung in Holland, in den USA und in Kanada. Das dritte Gutachten bezog sich 
auf den Stand der wissenschaftlichen Diskussion zum Problem interdisziplinärer 
Forschung. 
Prof. Dr. Gerhard Banse, Universität Cottbus: Klimawirkungsforschung als inter-
disziplinäres Forschungsfeld. 1995. 
Dennis Bray, Department ofSociology, University of Alberta: A Review ofthe So-
cioeconomic Climatic Impact Research in North America with Special Considera-
tion ofthe Coastal Zone Area. 1994. 
Frank Rijsberman, Lex Hemelar, Resource Analysis: Socioeconomic Research on 
Climate Change in the Netherlands: An Inventory and Review. 1995. 
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2e Die Entstehung und Entwicklung der Klimadebatte 
2.1 Genese der Thematik in Wissenschaft, Politik und Öffentlichkeit 
2.1.1 Diskussion des anthropogen verstärkten Treibhauseffektes in den 
Naturwissenschaften 
Seit der Mensch im großen Maßstab fossile Brennstoffe einsetzt, wird auch die 
Frage diskutiert, inwieweit die dabei entstehenden Emissionen schädliche Aus-
wirkungen haben können. Während die Wirkungen bspw. von Schwefeldioxid 
oder schwefliger Säure wegen der offensichtlichen Schäden, die sie bei Pflanzen 
und besonders bei Bäumen verursachten, relativ früh untersucht wurden und Ab-
hilfemaßnahmen eingeleitet wurden, war die Wirkung des ebenfalls in großen 
Mengen emittierten Kohlendioxids eher von akademischem Interesse. Nichts-
destotrotz war man sich Ende des 19. Jahrhunderts allgemein bewußt, daß der 
C02-Gehalt in der Atmosphäre aufgrund der großräumigen Verbrennung von 
Kohle zunehmen könne. 
Schon 1896 veröffentlichte Arrhenius eine erste quantitative Theorie, die Kli-
maschwankungen (insbesondere Eiszeiten und die dazwischenliegenden Warm-
zeiten) mit Änderungen des atmosphärischen C02-Gehaltes zu erklären versucht. 
In den Jahren 1903 und 1908 weist Arrhenius darauf hin, daß die Verbrennung 
von Kohle (zu seinen Zeiten etwa eine Gigatonne pro Jahr bei stark steigender 
Tendenz) den C02-Gehalt der Atmosphäre erhöhen dürfte, allerdings die Ozeane 
einen Großteil der vom Menschen verursachten Einträge in die Atmosphäre auf-
nehmen könnten. Eine mögliche Erwärmung der Erde durch einen C02-Anstieg 
wird zu jener Zeit als positiv angesehen. So ist es für Arrhenius "beruhigend zu 
wissen, daß die Gletscher in allerjüngster Zeit etwas im Zurückschreiten begriffen 
sind, was vielleicht auf der stetig wachsenden Kohleverbrennung beruht" (Arrhe-
nius 1903). 
Für Callendar ist 1938 eine Erwärmung der Atmosphäre durch die anthropoge-
nen C02-Einträge bereits sichtbar. Er ermittelt aufgrund seiner Berechnungen 
unter der Annahme einer Verdoppelung der C02-Konzentration eine Erwärmung 
der Atmosphäre von 1,6 °C. Interessant ist, daß Callendar, ein Spezialist für 
Dampfmaschinen, die zukünftige Entwicklung der C02 - Emissionen völlig falsch 
einschätzte. Er nahm an, daß sich die Emissionsrate aufgrund des technischen 
Fortschritts und der damit verbundenen Effizienzverbesserungen nicht wesent-
lich ändern und damit die C02 -Konzentration in der Atmosphäre auf nur 330 
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ppm im 21. Jahrhundert und 360 ppm im 22. Jahrundert ansteigen würde (nach 
Golitsyn 1983). Obwohl zur damaligen Zeit die nordhemisphärischen Mitteltem-
peraturen kräftig im Ansteigen begriffen waren, gab es außer Callendars Arbei-
ten nur wenige andere, die sich mit dem Thema beschäftigten. Ein Grund für das 
mangelnde Interesse an einer eigentlich offensichtlichen Änderung des Klimas 
mag der im Vergleich zu heute relativ langsame Zugriff auf überregionale Beob-
achtungsdaten gewesen sein, ein anderer die Wichtung eines im Grunde noch gar 
nicht als solches realisierten Klimaproblems relativ zu anderen (ökonomischen) 
Problemen der damaligen Zeit. 
In den 1950er Jahren kam die C02 -Problematik durch Arbeiten von Plass, Ka-
plan und Möller (Literaturhinweise siehe in der Chronologie von Handel und Ris-
bey, 1992) erneut ins Rampenlicht. Wegen der damals wieder sinkende Tempera-
turen standen jedoch Theorien einer möglichen Erwärmung durch steigende C02 -
Konzentrationen in Konkurenz zu solchen, die eine neue Eiszeit vorhersagten. 
Ungeachtet dessen wurde in den 1950er Jahren mit der regelmäßigen Beobach-
tung der C02 -Konzentrationen in der Atmosphäre auf dem Mauna Loa und in der 
Antarktis begonnen. Sinkende Klimamitteltemperaturen waren sicher auch ein 
Grund dafür, daß man bis weit in die 1970er Jahre hinein ein relativ weites Spek-
trum möglicher Klimabeeinflussungen durch den Menschen betrachtete, bevor 
die Diskussion immer mehr durch die Treibhausproblematik dominiert wurde. 
Themen waren damals die Aufheizung der Atmosphäre durch direkte Wärmee-
missionen (städtische W ärmeinseln), Abkühlung durch Zunahme des Aerosolge-
haltes und Eingriffe in den hydrologischen Zyklus (z.B. Flohn 1970). 
Neben der Beobachtung, daß die C02 -Konzentrationen auf dem Mauna Loa seit 
dem Beginn der Messungen stetig zunahmen und solche Trends naturgemäß zu 
Spekulationen über den Einfluß auf des globale Klima Anlaß gaben, waren es vor 
allem Modellrechnungen, die auf eine Erwärmung der Erdatmosphäre durch eine 
Zunahme des C02 -Gehalts hinwiesen. Auch wenn die Entwicklung von komple-
xen Klimamodellen auf der Basis der hydrodynamischen Grundgleichungen in 
den 1950er Jahren durch Vorarbeiten am Institute for Advanced Study (lAS) in 
Princeton und anderen Instituten in der Welt im Grunde schon in die Wege gelei-
tet worden war, waren es zunächst einfache Klimamodelle, mit denen Prognosen 
für ein Klima in einer Welt mit zunehmendem C02 -Gehalt in der Atmosphäre ge-
wagt wurden. Wegen der begrenzten Rechnerkapazitäten konnten allein mit sol-
chen einfachen Modellen Parameter variiert und alternative Ansätze durchge-
rechnet werden. Auch heute noch haben einfache Klimamodelle ihre Berechti-
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gung und dienen einerseits zur Abschätzung von Rückkopplungen im Klimasy-
stem und andererseits zum Durchrechnen unterschiedlicher Emissionsszenarien 
und deren Wirkung auf das Klima. Die Ergebnisse von einfachen bzw. statisti-
schen Klimamodellen auf der Basis historischer Klimaregistrierungen stellen 
auch in neuererZeitvielfach den Hintergrund für Warnungen von Wissenschaft-
lern vor möglichen anthropogenen Klimaänderungen dar. 
Im Mittelpunkt des wissenschaftlichen Interesses stehen heute allerdings Rech-
nungen mit komplexen globalen Zirkulationsmodellen, insbesondere mit gekop-
pelten Ozean-Atmosphäre Modellen. Diese konnten jedoch im Grunde erst durch-
geführt werden, nachdem das Thema einer anthropogenen Klimabeeinflussung zu 
einem öffentlichen geworden war und die nötigen Finanzmittel zur Verfügung ge-
stellt wurden. 
Seit 1989 werden mit gekoppelten Ozean-Atmosphäre-Klimamodellen Rechnun-
gen durchgeführt, die die Reaktion des Klimasystems auf einen transienten An-
stieg der C02 -Konzentrationen simulieren sollen. Dabei haben sich aus der For-
schungslandschaft vier Forschergruppen herausgeschält, die mit ähnlichen An-
sätzen und Zielsetzungen arbeiten: 
Inden USA: 
Die Gruppen um Manabe und Stouffer am Geophysical Fluid Dynamics Laba-
ratory (GFDL) der NOAA und 
Washington und Meehl am National Center for Atmospheric Research (NCAR) 
In Großbritannien: 
Die Arbeitsgruppe am Hadley Centre des britischen Wetterdienstes (Slingo, 
Murphy) 
In Deutschland: 
Die Arbeitsgruppen des Hamburger Max-Planck-Institutes für Meteorologie 
und am Deutschen Klimarechenzentrum (DKRZ) (Hasselmann, Cubasch) 
Mit diesen transienten Rechnungen wird zum einen der Versuch gemacht, das 
Klima und seine Reaktion auf Änderungen der Konzentration von Treibhausga-
sen seit Beginn der Industrialisierung Mitte des letzten Jahrhunderts nachzuvoll-
ziehen und zum anderen die zukünftige Entwicklung des Klimas aufgrund von 
C02 -Emissionsszenarien vorherzusagen. 
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Die Themen aktueller Veröffentlichungen über die Ergebnisse von Klima-Modell-
rechnungen lassen sich folgendermaßen charakterisieren: 
Vorstellung der Ergebnisse transienter Rechnungen mit gekoppelten Model-
len (insbesondere Ozean-Atmosphäre Modellen) 
Weitergehende Auswertungen der Ergebnisse von Modellrechnungen 
Berücksichtigung von Aerosolen 
"Downscaling" 
Verifikation der Modellrechnungen und Suche nach einem anthropogen verur-
sachten Klimaänderungssignal 
Kritik an Modellannahmen wie der Flußkorrektur 
Weitere Standardisierung und Systematisierung des Vergleichs komplexer 
Klimamodelle 
2.1.2 "Politisierung" der naturwissenschaftlichen Klimadebatte 
Nachdem die Möglichkeit anthropogener Klimabeeinflussung lange nur in Arbei-
ten einzelner Wissenschaftler oder als Randthema von Konferenzen zur Modeliie-
rung der allgemeinen atmosphärischen Zirkulation aufgetaucht war, begannen 
sich in den 1970er Jahren auch die Politiker, sensibilisiert durch die damals ein-
setzende Umweltdebatte, für die Problematik zu interessieren. Mit dem zuneh-
menden öffentlichen und wissenschaftlichen Interesse begann ein Wechselspiel 
zwischen nationalen und internationalen Konferenzen, dem Aufkommen neuer 
Fragestellungen und der Initiierung von Forschungsprogrammen. Über die WMO 
waren auch die Vereinten Nationen von Anfang an in die Debatte involviert und 
1979 wurde von der WMO zusammen mit der UNEP die erste Weltklimakonfe-
renz organisiert, an der vor allem Fachwissenschaftler und noch nicht Delegierte 
von Regierungen teilnahmen. Auf dieser Konferenz wurde das Weltklimapro-
gramm beschlossen, was Anlaß in vielen Ländern war, nationale Klimaprogram-
me einzurichten. Das Klimaprogramm der Bundesrepublik Deutschland wurde 
1984 Realität, nachdem schon 1979 das Bundeskabinett seine Einrichtung be-
schlossen hatte (Jäger et al. 1994). 
Mit der Konferenz von Viilach 1985 begab man sich dann schon auf den steinigen 
Weg zu einer internationalen Klimarahmenkonvention. In Viilach begann die 
"Advisory Group on Greenhause Gases" (AGGG) ihre Arbeit, die 1988 vom "Inter-
governmental Panel on Climate Change" (IPCC) fortgeführt wurde. Die in diesen 
Arbeitsgruppen versammelten Wissenschaftler bemühten sich vor allem, einen 
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Konsens über denjeweiligen Wissensstand herzustellen, der als Grundlage für po-
litische Entscheidungen verwendet werden konnte. Der IPCC legte seinen ersten 
"Assessment Report" 1990 auf der zweiten Weltklimakonferenz vor (Houghton et 
al., 1990). Im seihen Jahr wurde von der UNO als Reaktion auf den dort sichtba-
ren weltweiten Konsens in Bezug auf die Wirkungen der globalen C02 -
Emissionen das "Intergovernmental Negotiating Committee on Climate Change" 
(INC) eingerichtet, um "angemessene Vereinbarungen" zum Problemfeld "Klima-
änderungen" auf der UN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung (UNCED) vor-
zubereiten. Diese Konferenz fand 1992 in Rio statt und führte zur Annahme der 
Klimarahmenkonvention. Die erste Konferenz der Vertragsstaaten fand 1995 in 
Berlin statt. 
2.1.3 Aufgreifen der Klimaproblematik in den Medien 
Auch wenn die direkte Einflußnahme von Wissenschaftlern auf politische Ent-
scheidungen in Bezug auf die Problematik anthropogener Klimaänderungen si-
cherlich die wirksamere gewesen ist, so ist das über die Medien verbreitete War-
nen von Wissenschaftlern vor dem "Treibhauseffekt" in seiner Wirkung auf Poli-
tiker und die Öffentlichkeit nicht zu unterschätzen. Gerade durch konkrete Ereig-
nisse wurde das Thema in den Medien verstärkt aufgegriffen. So führte die extre-
me Dürre 1988 in den USA zu einem "media blitz", der in seinem Tenor die Hitze-
welle und Dürre dieses Jahres mit der prognostizierten Erwärmung in Zusam-
menhang brachte und damit die Aufmerksamkeit der gesamten Öffentlichkeit in 
den USA auf die Klimaproblematik lenkte (Changnon 1995). 
Im Vorfeld der 1. Vertragsstaatenkonferenz zur Klimarahmenkonvention in Ber-
lin gab es eine Reihe medienwirksamer Vorstellungen der Ergebnisse transienter 
Modellrechnungen mit gekoppelten Ozean-Atmosphäre Klimamodellen (vgl. auch 
Themenschwerpunkt 3 "Gesellschaftliche Wahrnehmung"). 
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2.1.4 Entwicklung der Klimawirkungsforschung 
Immer schon wird das Klima als Teil der Umwelt des Menschen betrachtet oder 
gar mit dieser gleichgesetzt, wie es z.B. die Verwendung des Begriffes "clime" (ei-
ner Vorform von "climate") im Englischen andeutet. Zwar sind es die einzelnen 
Wettererscheinungen, die die Aufmerksamkeit des Menschen erregen und die in 
Form von Extremereignissen zum Teil heftig in sein Leben eingreifen können, 
aber es ist das Klima als mittlere Abfolge der Witterung in bestimmten Regionen 
oder über bestimmte Zeiträume, welches das Leben langfristig planbar macht und 
bestimmte Aktivitäten erst ermöglicht. Dies galt besonders für den Menschen des 
vorindustriellen Zeitalters, aber auch heute noch für bestimmte Berufsgruppen 
etwa aus dem landwirtschaftlichen Bereich. 
Ein Zusammenhang zwischen Klima und der lebendigen Natur wird schon von 
Hippokrates angedeutet, der in seiner Schrift über "Luft, Wasser und Ortslage" 
sehr schön den Zusammenhang zwischen den allgemeinen Witterungsverhältnis-
sen bestimmter Landschaften (vorherrschende Windrichtungen, Einstrahlung) 
und den Befindlichkeiten der dort lebenden Menschen beschreibt. Eine vielzitier-
te Definition des Klimas und der Klimatologie stammt von Humboldt und baut 
ebenfalls stark auf dem Zusammenhang zwischen belebter Natur und den atmo-
sphärischen Bedingungen auf.l Erst später, als man daranging, das Klima und 
seine Schwankungen im Sinne der sich rasant entwickenden N aturwissenschaf-
ten grundsätzlich zu verstehen, wurde die Klimatologie stark auf eine Atmosphä-
renwissenschaft reduziert. Klimatologie im eben angedeuteten Sinne lebte lange 
Zeit vor allem in der Klimageographie fort, in neuerer Zeit werden allerdings im 
Rahmen der Klimawirkungsforschung disziplinenübergreifende Untersuchungen 
angestellt, die als eine Fortentwicklung dieser im Grunde schon sehr alten Kon-
zepte einer Klimatologie im anwendungsbezogenen Sinne gewertet werden kön-
nen. 
1) "Das Wort Klima umfaßt in seiner allgemeinsten Bedeutung alle Veränderungen in der 
Atmosphäre, von denen unsere Organe merklich affiziert werden; solche sind: die Tempe-
ratur, die Feuchtigkeit, die Veränderungen des barometrischen Drucks, der ruhige Luft-
zustand oder die Wirkungen ungleichnamiger Winde, die Ladung oder die Größe der elek-
trischen Spannung, die Reinheit der Atmosphäre oder ihre Vermengung mit mehr oder 
minder ungesunden Gas-Aushauchungen, endlich der Grad eigentümlicher Durchsichtig-
keit oder die Heiterkeit des Himmels, welche durch den Einfluß, den sie nicht allein auf 
die Ausstrahlung des Bodens, auf die Entwicklung des pflanzlichen Organismus und die 
Zeitigung der Früchte, sondern auch auf sämtliche Eindrücke ausübt, die die Seele vermit-
tels der Sinne in den verschiedenen Zonen aufnimmt, so wichtig ist." 
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Neu im Vergleich zum herkömmlichen Forschungsansatz in der Klimageographie 
ist jedoch die Art der Entwicklung von FragesteBugen in der Klimawirkungsfor-
schung. Es sind vor allem Politiker, Planer, Wirtschaftsfunktionäre aber auch 
N aturschützer und der gesellschaftlichen Entwicklung gegenüber kritisch einge-
stellte Menschen und Organisationen, die aufgrundprognostizierter Klimaände-
rungen Fragen zu deren Auswirkungen stellen. So gibt es im Grunde keine "Vor-
geschichte" einer rein naturwissenschaftlichen und naturwissenschaftlich initi-
ierten Klimawirkungsforschung (dasselbe gilt natürlich für eine Klimawirkungs-
forschung aus "rein" sozialwisenschaftlichem Interesse), sondern die Klimawir-
kungsforschung findet sich von Anfang an eingebettet in öffentliche Programme 
und Fördermaßnahmen. 
In der Regel handelt es sich aufgrundder Globalität des Problems um internatio-
nale Programme wie das schon 1971 eingerichtete "Man and Biosphere Program-
me" (MAB) der UNESCO. Dieses befaßt sich vor allem mit der Erfassung, Bewer-
tung und Prognose von Ökosystemen und berücksichtigt in neuererZeitauch so-
zioökonomische Fragestellungen. Einen Rahmen für Klimawirkungsforschung 
bietet auch das seit 1979 bestehende "World Climate Research Programme" 
(WCRP, eingebettet in das Weltklimaprogramm) und schließlich das 1986 inizi-
ierte "International Geosphere Biosphere Programme" (IGBP) des International 
Council for Scientific Unions (ICSU). 
Erst seit Ende der 1980er Jahre wird in diesem Forschungsrahmen der Rolle des 
Menschen als zugleich Verursacher und Betroffener von globalen U mweltverän-
derungen bzw. der Rolle sozioökonomischer oder kultureller Strukturen und Fak-
toren verstärkt Beachtung geschenkt und gleichgewichtige Bedeutung beigemes-
sen. Zentrale Zielsetzungen dieses Ansatzpunktes sind die Vorhersage und Analy-
se regional spezifischer Umweltveränderungen, ihrer Ursachen und ihrer Auswir-
kungen auf ökologische und sozioökonomische Systeme sowie die Unterstützung 
bei der Entwicklung und Bewertung politischer Maßnahmen. Entsprechende Fra-
gestellungen fanden Ende der 1980er Jahre bzw. Anfang der 1990er Jahre Ein-
gang in die Global-Change-Forschungspläne der USA und auch anderer Staaten. 
Eine wesentliche Ursache für diese forschungskonzeptionelle Entwicklung ist si-
cher, daß sich immer mehr die Erkenntnis durchsetzt, daß internationale und in-
terdisziplinäre sozial- und naturwissenschaftliche Forschung unerläßlich sein 
wird für die Verbesserung gesellschaftlicher Kompetenzen und Kapazitäten zur 
Erreichung eines global zukunftsfähigen Entwicklungspfades angesichts immer 
globaler und komplexer werdender Probleme. 
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1990 wurde unter der Federführung des International Social Science Council 
(ISSC) das Human Dimensions of Global Environmental Change Programme 
(HDP) eingerichtet und auf ein Rahmenprogramm zu wesentlichen Forschungs-
feldern fokussiert. Das HDP stellt sicher den bislang umfangreichsten und detail-
liertesten Ansatz im Bereich der internationalen sozialwissenschaftliehen Global 
Change Forschung dar. Wie auch bei den anderen genannten Programmen be-
steht die Aufgabe hier weniger in der Durchführung eigener Forschung als in der 
Planung und Durchführung sozialwissenschaftlicher Projekte auf lokaler und na-
tionaler Ebene sowie in der Unterstützung insbesondere von deren Austausch und 
Vernetzung untereinander. Ein Spezifikum der Global Change Forschung ist ei-
nerseits das Wissen um die Wechselwirkungen zwischen nationaler und interna-
tionaler Forschung und andererseits die Notwendigkeit der Verzahnung dieser 
beiden Ebenen. 
Die Bundesrepublik verabschiedete 1992 eine Rahmenkonzeption zur Global 
Change Forschung. In Abstimmung mit den genannten internationalen Program-
men und auch mit dem 3. und 4. Rahmenprogramm der Europäischen Union für 
Forschung und technologische Entwicklung wurde hier einerseits die Fortfüh-
rung schon bestehender Förderaktivitäten etwa in den Bereichen Klima-, Meeres-
oder Ökosystemforschung, andererseits die Erweiterung um neue Themenschwer-
punkte festgelegt (BMFT 1992). Als einer dieserneuen Schwerpunkte wurde die 
Klimawirkungsforschung eingerichtet, deren Bedeutung Bundesregierung und 
Ministerium seither immer wieder betonen. Sie soll sich mit den Auswirkungen 
von Klimaänderungen auf die verschiedenen ökologischen und sozioökonomi-
schen Systeme, deren Ursachen sowie gesellschaftlichen Reaktionsmöglichkeiten 
befassen. 
Das Gebiet der Klimawirkungsforschung wurde in Deutschland als Forschungs-
schwerpunkt vergleichsweise spät "entdeckt", war doch schon Ende der 1970er 
Jahre bei der ersten Weltklimakonferenz beschlossen worden, neben dem genann-
ten WCRP ein World Climate Impact Programme (WCIP) einzurichten. Sein Ziel 
war es, die Wechselwirkungen zwischen Klimageschehen und sozioökonomischen 
Systemen besser verstehen und besonders klimaänderungssensible Bereiche oder 
Regionen besser vorbereiten zu können. Bis heute sind auf internationaler Ebene 
einige Arbeiten entstanden, die sich mit den Auswirkungen erhöhter C02-Kon-
zentrationen in der Atmosphäre bzw. veränderter Klimaparameter vor allem auf 
die Landwirtschaft und den Küstenbereich beschäftigten und häufig die Kosten 
von Schäden bzw. Gegenmaßnahmen zu quantifizieren versuchen. Dabei war der 
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Bezugspunkt dieser Arbeiten lange Zeit sowohl die natürlich bedingte als auch die 
anthropogene Verursachung von Klimaänderungen. Erst seit Ende der 1980er 
Jahre ist eine Verlagerung auf die Folgen anthropogener Klimaänderungen zu 
beobachten, was wohl nicht zuletzt auch als ein Ausfluß des Prozesses auf dem 
Weg zur UNCED-Konferenz 1992 in Rio gesehen werden kann. 
In Deutschland wurde der wesentliche Anstoß für die Klimawirkungsforschung 
im allgemeinen und die Beschäftigung mit den Effekten von Klimaänderungen 
auf sozioökonomische Systeme im besonderen gegeben, als 1991 die Bundesländer 
Hamburg, Bremen, Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vor-
pommern im Rahmen der Umweltministerkonferenz Nord beschlossen, gemein-
sam mit dem Bundesforschungsministerium die Klimawirkungsforschung gezielt 
zu fördern. Der Küstenregion wurde dabei im Vergleich zu anderen klima(ände-
rungs)sensiblen Bereichen wie etwa der Landwirtschaft oder der Alpenregion ins-
besondere aufgrunddort erwarteter besonderer Sensibilitäten und Vulnerabilitä-
ten in bezugauf Klimaänderungen sowie dort vorliegender spezifischer Struktu-
ren oberste Priorität innerhalb der nationalen Klimawirkungsforschung einge-
räumt. 1992 erarbeitete ein eigens für diesen Bereich eingesetztes wissenschaftli-
ches Koordinierungsgremium zunächst ein wissenschaftliches Rahmenkonzept 
für ein Bund-Länder-Forschungsvorhaben "Klimaänderung und Küste". Hieraus 
entstand dann Anfang 1994 der "Forschungsleitplan zum Verbundvorhaben Kli-
maänderung und Küste" (BMFT 1994a), der zunächst einen Förderungszeitraum 
von 1994 bis 2004 vorsieht. In diesem Plan werden die wissenschaftlichen Ziele 
des Vorhabens in fünf Schwerpunkten zusammen gefaßt: Die Auswirkungen von 
Klimaänderungen auf hydrologische und küstenmorphologische Prozesse, die 
Auswirkungen auf das biotische System, die sozioökonomischen Wirkungen von 
Klimaänderungen bzw. die Wechselwirkungen zwischen ökologischen und sozio-
ökonomischen Systemen sowie die Bedeutung potentieller Klimaänderungen für 
Planungs- und Entscheidungsprozesse im Rahmen eines Küstenmanagements. 
. 18. 
2.2 Probleme naturwissenschaftlicher Klima- bzw. 
Klima Wirkungsforschung 
Um die Möglichkeit und Größenordnung von Klimaänderungen abschätzen zu 
können, ob nun im Rahmen natürlicher Schwankungen oder verursacht durch 
Eingriffe des Menschen, ist ein naturwissenschaftliches Verständnis des Klimasy-
stems unerläßlich. Aufgrund der außerordentlichen Komplexität des Klimasy-
stems und des zum Teil sehr lückenhaften Beobachtungsmaterials gibt es jedoch 
eine große Anzahl von Unsicherheiten über die zukünftige Klimaentwicklung 
und den Einfluß des Menschen auf das globale Klima. 
Lange Zeit hat man sich bei der Untersuchung des Klimas auf die Atmosphäre be-
schränkt, ein in sich schon sehr komplexes und aus miteinander wechselwirken-
den Prozessen bestehendes System. Abschätzungen zu Klimaänderungen müssen 
allerdings vielfältige Einflußgrößen im globalen Maßstab berücksichtigen. Dabei 
hat sich die Einordnung der atmosphärischen Prozesse in ein System miteinander 
wechselwirkender Subsysteme wie Ozean, Meereis, Boden und Biosphäre be-
währt. Das Wissen über die einzelnen Komponenten des Klimasystems und deren 
Wechselwirkung sowie über die externen Einflußfaktoren (Solar"konstante", Vul-
kanismus) istjeweils mit charakteristischen Unsicherheiten behaftet. Dazu kom-
men noch die Unsicherheiten in Bezug aufdas Verhalten des Gesamtsystems. Ei-
ne zentrale Frage hierbei ist die nach der Stabilität des Klimasystem und nach 
der Existenz von Rückkopplungen, die einerseits den Einfluß von Störungen 
dämpfen oder andererseits verstärken können. Viel diskutiert wird zudem, inwie-
weit das Klimasystem chaotischer Natur ist und sich somit deterministischen 
Vorhersagen entzieht. 
Zu den Unsicherheiten, die einen großen Einfluß auch auf die öffentliche Diskus-
sion haben, zählen diejenigen, die die Entdeckung eines anthropogenen Klimaän-
derungssignals im derzeit beobachteten Klima betreffen. Dieses Signal ist nur zu 
entdecken, wenn es (meist mit Hilfe statistischer Verfahren, sog. "Fingerprint"-
Methoden; z.B.: Rasselmannet al. 1995) von den natürlichen Klimaschwankun-
gen getrennt werden kann. Zur Erfassung der niederfrequenten Variabilität des 
Klimas werden Beobachtungsdaten über einen langen historischen Zeitraum und 
für den gesamten Globus benötigt. Hier liegen verläßliche Informationen im 
Grunde nur für die mittlere, bodennahe Temperatur der Erdatmosphäre vor. Es 
gibt eine große Zahl von Datenquellen (Proxies), aus denen indirekt die Tempera-
turen der Vergangenheit bestimmt werden können. Zudem stehen für die Luft-
temperatur relativ lange Meßreihen zumindest für das Festland zur Verfügung. 
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Für die anderen Klimaparameter gibt es dagegen im klimatologischen Maßstab 
nur kurze Meßreihen. Viele Klimapara:rneter lassen sich zudem nur schwer oder 
auch gar nicht auf der Basis von Proxy-Daten bestimmen. Besonders kritisch ist 
die Datensituation bei den neben der Erdatmosphäre im Klimasystem weiterhin 
zu betrachtenden Subsystemen. Hier beginnt man gerade erst im Rahmen inter-
nationaler Programme mit der flächendeckenden Beobachtung. Zwar können zur 
Ermittlung der Bandbreite der natürlichen Variabilität des Klimas auch Modell-
rechnungen herangezogen werden. Allerdings sind deren Ergebnisse stark vom 
augenblicklichen Kenntnisstand über vergangene Klimavariationen abhängig 
(abgeleitet wiederum aus den zu Verfügung stehenden Beobachtungsdaten) und 
nicht in der Lage, die Möglichkeit externer Einflußgrößen wie Änderungen der 
Solarkonstante oder des Vulkanismus vollständig zu erfassen (zu den Unsicher-
heiten bei den statistischen Ansätzen zur Entdeckung des anthropogenen Klima-
signals siehe den äußerst erhellenden Aufsatz von Heger I und North, 1995). 
Was den Einfluß des Menschen auf das globale Klima angeht, so ist dieser also zu-
nächst nur aufgrundvon Modellrechnungen nachzuvollziehen. Hierin steckt eine 
der Hauptunsicherheiten der aktuellen Klimadebatte: Die Glaubwürdigkeit der 
Ergebnisse dieser Modellrechnungen insbesondere bei der Prognose von Klimaän-
derungen durch einen anthropogen verstärkten Treibhauseffekt. Unbestritten ist 
der "natürliche" Treibhauseffekt in der Atmosphäre. Mit Unsicherheiten behaftet 
ist dabei jedoch das Ausmaß der durch eine Zunahme von Treibhausgasen verur-
sachten und durch gegenseitige Beeinflussung oder Rückkopplungseffekte abge-
schwächten bzw. verstärkten Änderungen in der Strahlungsbilanz der Atmosphä-
re und letztendlich deren Auswirkungen auf das Klima selbst. Unsicher ist dar-
überhinaus die Dauer des Verbleibs der Treibhausgase in der Atmosphäre, die 
Existenz natürlicher Quellen und Senken sowie die Sekundärproduktion treib-
hausaktiver Substanzen. Auch kann die Wirksamkeit natürlicher Quellen und 
Senken Schwankungen unterworfen sein, was zusammen mit den Unsicherheiten 
über die zukünftige Entwicklung anthropogener Treibhausgasemissionen Pro-
gnosen von Klimaänderungen erschwert. 
Trotz der genannten Unsicherheiten gibt es inzwischen Modellrechnungen, die 
den Verlauf der globalen Temperaturverhältnisse etwa seit Beginn der industriel-
len Revolution leidlich gut nachzuvollziehen vermögen (siehe dazu Abschnitt 2.1). 
Dies gibt Anlaß zu der Hoffnung, daß sie sich auch zur Prognose anthropogen ver-
änderten Klimas eignen. Andererseits gibt es auch in den verwendeten sehr auf-
wendigen und rechenzeitintensiven gekoppelten Ozean-Atmophäre-Modellen eine 
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Vielzahl von Näherungen, Vernachlässigungen und numerisch bedingte Fehler-
quellen, ganz abgesehen von den oben angedeuteten generellen Unsicherheiten 
beim Verständnis des Klimasystems. Zusammen mit den Schwierigkeiten, die 
Prognosegüte ähnlich wie bei Wettervorhersagemodellen im Vergleich zu einem 
tatsächlich eingetretenen Klima zu überprüfen (Ansätze dazu sind wegen des be-
trachteten Zeithorizonts notwendigerweise retrospektiv), ist es unmöglich, Si-
cherheitsmargen für Klimaprognosen anzugeben. Ein gewisses Maß für die Rich-
tigkeit der prognostizierten anthropogen bedingten Erwärmungstrends liefert al-
lein die Betrachtung der Bandbreite von Ergebnissen unterschiedlicher Modell-
studien, die allerdings alle von ähnlichen Vorraussetzungen ausgehen und einen 
gemeinsamen Kenntnisstand repräsentieren. 
Noch weit mehr Schwierigkeiten als die Modeliierung bzw. Prognose der globalen 
Temperaturverhältnisse macht die Berechnung regionaler Temperaturänderun-
gen. Einerseits sind die Modelle nicht in der Lage, die rechtuneinheitliche Vertei-
lung von Erwärmungs- und Abkühlungstrends auf der Erde genau zu reproduzie-
ren, und andererseits ist die Datenlage in manchen Regionen sehr dünn und kann 
nur bedingt zu einem Vergleich zwischen Rechnung und Messung herangezogen 
werden. Damit bleiben große Unsicherheiten bestehen, auch wenn durch einigen 
zusätzlichen Aufwand (bspw. durch Modell-Nesting oder statistische Verfahren 
auf der Basis von vorhandenen Beobachtungen) ein "Downscaling" durchgeführt 
wird. Im übrigen kann die Berücksichtigung regionaler Faktoren, wie bessere Be-
rücksichtigung der Orographie oder aber auch von regional wirksamen anthropo-
genen Einflüssen, wie der Entwicklung der Aerosolkonzentrationen, die vom glo-
balen Modell prognostizierte Klimaentwicklung für die betrachtete Region kon-
terkarieren. Große Unsicherheiten sind darüberhinaus bei der Verwendung ande-
rer Klimaparameter als der Temperatur zu erwarten. Die verläßlichsten Parame-
ter sind immer noch "Standardgrößen" wie Luftdruck, Temperatur und Windge-
schwindigkeit. Die Prognose von Niederschlag, Bodenfeuchte, aber auch der Häu-
figkeit von Extremereignissen (Stürme) ist von erheblichen Unsicherheiten be-
gleitet. 
Aus dem bislang über die Unsicherheiten in der Klimaforschung Gesagten dürfte 
klar werden, daß man sich bei der Entwicklung von Konzepten zur Untersuchung 
von Wirkungen anthropogener Klimaänderungen mit zwei grundlegenden Pro-
blemen konfrontiert sieht: 
1. Ein anthropogenes Klimaänderungssignal ist bislang noch nicht mit Sicher-
heit zu identifizieren. Daher sind auch in der Natur (oder Gesellschaft) keine 
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Änderungen beobachtbar, die eindeutig auf anthropogen verursachte Klima-
änderungen zurückgeführt werden könnten. 
2. Der anthropogene Einfluß des Menschen auf das Klima ist nur in Form von 
Modellrechnungen nachgewiesen. Die Ergebnisse dieser Modellrechnungen 
sind mit Unsicherheiten behaftet, was besonders für die Prognose regionaler 
Klimaänderungen zutrifft. 
Die (naturwisssenschaftliche) Klimawirkungsforschung hat auf diese Weise ihren 
Ursprung weniger in der Beobachtung von schon eingetretenen Wirkungen an-
thropogener Klimaänderungen in der Natur sondern in der Befürchtung, daß sol-
che eintreten und "volkswirtschaftlichen Schaden" anrichten könnten bzw. daß 
"kostbare Naturgüter" verloren gehen könnten. Damit orientiert sich auch die In-
itialisierung naturwissenschaftlicher Klimafolgenforschung eher an möglichen 
gesellschaftlichen Folgen und den Aufgaben der Politik(er), hier vorzusorgen bzw. 
schon eingetretenen Schaden zu begrenzen. 
Aufgrund der Unsicherheiten, die den Aussagen der Klimaforschung anhaftet, ist 
schon die Auswahl von Forschungsgegenständen für die Klimawirkungsfor-
schung schwierig. Die Beschränkung auf bestimmte Regionen reduziert zwar die 
untersuchbaren Problemfelder auf die für die Region typischen, aber eine Be-
trachtung beispielsweise der für den norddeutschen Küstenraum im Forschungs-
leitplan zum Bund-Länder-Vorhaben "Klimaänderung und Küste" angegebenen 
naturwissenschaftlich orientierten Forschungsthemen zeigt, daß dort alle diejeni-
gen aufgeführt sind, mit denen man sich auch ohne Vorgabe einer anstehenden 
Klimaproblematik erkenntnisgewinnend beschäftigen könnte. 
Auch wenn es sicherlich sog. sensible Bereiche gibt (ob nun im geographischen 
Sinne oder sektoral verstanden), die auf mögliche Klimaänderungen stärker rea-
gieren als andere, so ist gerade in Anbetracht der Unsicherheiten von Klimapro-
gnosen das ganze Gefüge von Wechselbeziehungen zwischen den einzelnen Berei-
chen und zusätzlich noch möglicher direkter anthropogener Einflußnahme zu be-
trachten. Dies gilt nicht nur in Beschränkung auf ein Gebiet wie die norddeutsche 
Küstenregion, sondern auch für die Einbettung dieser Region in einen überregio-
nalen, wenn nicht globalen Zusammenhang. 
Es ist schwer, in Bezug auf die Klimawirkungsforschung von spezifischen Unsi-
cherheiten zu sprechen, dazu ist das Problemfeld einfach zu heterogen und zu we-
nig umrissen (was quasi eine der Grundunsicherheiten darstellt). Zudem sollte es 
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es eine der Aufgaben der Klimawirkungsforschung sein, Unsicherheiten zu iden-
tifizieren und wenn möglich zu reduzieren. 
Ähnlich wie bei der naturwissenschaftlichen Klimawirkungsforschung leidet 
auch die Begründung einer sozialwissenschaftliehen Klimawirkungsforschung un-
ter dem Dilemma, daß ein globaler anthropogener Einfluß auf das Klima bislang 
nur aufgrund von Modellrechnungen vermutet wird, aber noch nicht eindeutig in 
Beobachtungsdaten wiederzufinden ist. Andererseits reagiert die Gesellschaft 
schon jetzt, ganz anders als "natürliche" Systeme, auf einen antizipierten Klima-
wandel in Form internationaler Verhandlungen zum Klimaschutz, durch Überle-
gungen zu einem allgemeinen Wertewandel, aber eben auch durch die Ini-
tialisierung und Förderung von Programmen zur Klima- und Klimawirkungsfor-
schung. Die Möglichkeit des Menschen, in Vorwegnahme angekündigter Ereig-
nisse zu handeln und Vorsorgemaßnahmen einzuleiten, macht den Forschungsge-
genstand von der Verkündung und Aufnahme seiner Forschungsergebnisse ab-
hängig und damit Prognosen schwierig oder gar unmöglich. Dies gilt ganz beson-
ders für das hier behandelte Problemfeld, weil die vorliegenden Prognosen über 
einen zu erwartenden Klimawandel mit großen Unsicherheiten behaftet sind und 
somit auch die gesellschaftlichen Reaktionen eine große Schwankungsbreite auf-
weisen können, von einem Verdrängen des Problems bis hin zu einem übertriebe-
nen Aktionismus. 
Die Möglichkeit zur Prognose eines gesellschaftlichen Zustandes analog zu und 
auf der Basis von Klimaprognosen ist damit ausgeschlossen. Möglich wäre das 
Durchspielen alternativer Prognosen, denen dann allerdings ein gewisser Makel 
der Beliebigkeit anhaften würde. Dies gilt gerade dann, wenn es darum geht, so-
zioökonomische Wirkungen eines globalen Klimawandels in der Region zu pro-
gnostizieren. 
Eine andere Möglichkeit sozialwissenschaftlicher Klimawirkungsforschung be-
steht in der Beobachtung und Analyse gesellschaftlicher Prozesse, die mit einem 
Klimawandel bzw. seiner Wahrnehmung zusammenhängen. Dabei ist die Reich-
weite solcher Untersuchungen noch um einiges größer als die der naturwissen-
schaftlichen Klimawirkungsforschung bzw. der Klimaforschung selber, umfaßt 
diese noch als Forschungsgegenstand die Analyse von deren Rolle als "Vorden-
ker" und eventuell Entdecker und "Künder" anthropogen verursachter Klimaän-
derungen. 
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3. Die Klimaproblematik in den Sozialwissenschaften: 
Eine Bestandsaufnahme in vier klassischen Disziplinen 
3.1 Psychologie 
Die Auswertung der Literatur und der Interviews ergibt, daß innerhalb der psy-
chologischen Forschung relativ wenige Arbeiten zur Klimaproblematik vorliegen. 
Letztere sind ähnlich wie in den anderen sozialwissenschaftliehen Disziplinen im 
Umfeld der Umwelt- und Risikoforschung entstanden. Dabei handelt es sich zum 
einen um Arbeiten über den Zusammenhang von Wissen, Einstellungen und Ver-
halten bei Umweltveränderungen und zum anderen um Arbeiten über individuel-
le und Gruppenaspekte bei der Risikowahrnehmung, -bewertung und 
-kommunikation. Der Klimawandel und seine möglichen Folgen werden hier je 
nach Perspektive entweder als globale Umweltveränderungen (Lanter-
mann/Schmitz 1994) oder als Risikoquelle ("hazard") (Whyte 1985) behandelt. So-
wohl die Umwelt- als auch die Risikoforschung stellen keine eigenen abgeschlos-
senen Teilgebiete dar, sondern weisen zahlreiche Berührungspunkte mit anderen 
psychologischen Teilgebieten auf. Diese Ansätze lassen sich wiederum dadurch 
kennzeichnen, daß sie sich weniger mit der spezifischen Problematik wie bei-
spielsweise mit der Umwelt selbst beschäftigen, als daß hier allgemeine Über le-
gungen über menschliche Wahrnehmung und menschliches Verhalten auf das je-
weilige Gebiet übertragen werden (Schahn/Giesinger 1993, S. 2). Diese Ansätze 
lassen sich weniger über bestimmte Methoden oder Konzepte, als durch ihren spe-
zifischen Forschungsgegenstand charakterisieren: Sowohl in der Umwelt-, als 
auch in der Risikopsychologie werden vornehmlich individuelle Aspekte der je-
weiligen Problematik aufgegriffen. Schwerpunkte der psychologischen Forschung 
stellen allgemein individuelle Wahrnehmung, Einstellung und Bewertung sowie 
darauf bezogenes Verhalten bzw. Handeln dar. Ein Problem der psychologischen 
Forschung ergibt sich aus der Kluft zwischen Einstellungen und Verhaltenswei-
sen, d.h., daß das Problem der Umsetzung von bestimmten Einstellungen in spezi-
fische Verhaltensweisen selbst zu einem zentralen Gegenstand der Forschung 
wird (vgl. Schahn 1993). 
Um den psychologischen Forschungsstand und den entsprechenden Forschungs-
bedarf zu skizzieren, bietet es sich an, die verschiedenen Ansätze vorzustellen, in 
denen bereits Arbeiten zum Klimawandel vorliegen, und im Anschluß daran den 
möglichen Beitrag der Psychologie zur Klimawirkungsforschung aufzuzeigen. 
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3.1.1 Psychologische Aspekte der Umweltproblematik 
Innerhalb der in den 1970er Jahren entstandenen psychologischen Umweltfor-
schung haben sich vornehmlich zwei Richtungen herausgeschält: 
Umweltpsychologie: Umweltverhalten aus konflikt- und spieltheoretischer 
Sicht 
Ökologische Psychologie: Wahrnehmung und Verhalten im Zusammenhang 
mit globalen Umweltveränderungen 
In der Umweltpsychologie werden individuelle Aspekte von Umweltproblemen 
betrachtet (vgl. Sieloff et al. 1989): Forschungsgebiete sind beispielswiese die 
Wahrnehmung von komplexen Umweltproblemen (Dörner 1989) oder die indivi-
duellen Aspekte der "Allmende-Klemme" (Spada/Ernst 1992). Aus letzterer Pro-
blemstellung geht die Wahlverwandschaft zu den "rational-choice"-Ansätzen im 
Umfeld der Soziologie und Ökonomie hervor. Ausgangspunkt ist auch hier das Di-
lemma, daß der Gebrauch einer Ressource für den Nutzenden einen kurzfristigen 
Gewinn, die Übernutzung der Ressource für die Gemeinschaft hingegen langfri-
stig einen Schaden bedeutet (vgl. Schahn/Giesinger 1993, S. 4). 
Dieses Dilemma wird neben der ökologischen Dimension- der Nutzung einer na-
türlichen, sich selbst generierenden Ressource- vor allem in seiner individuellen 
und sozialen Dimensionen thematisiert: Während der Gewinn der Nutzung der 
Ressource sofort entsteht, treten die Verluste durch Schädigung der Regenera-
tionsfähigkeit erst mit erheblicher Zeitverzögerung auf. Diese zeitlich verzöger-
ten Rückmeldungen auf eigene Handlungen machen die Situation für den Men-
schen schwer durchschaubar und provozieren unangemessenes Verhalten 
(Ernst/Spada 1993, S. 19). 
In den spezifisch psychologisch ausgerichteten konflikt- und spieltheoretischen 
Ansätzen wird dieses Dilemma entweder experimentell oder mit der Methode der 
Computermodeliierung operationalisiert. Diese Untersuchungen werden am Leit-
faden der Frage durchgeführt, welche kognitiven und motivationalen Prozesse 
das Verhalten in derartigen Konfliktsituationen bestimmen (Spada/Ernst 1992) 
bzw. welche Bedingungen aus psychologischer Sicht erfüllt sein müssen, damit 
das Problem gelöst werden kann (Ernst/Spada 1993, S. 260. 
Daneben stellt die Kluft zwischen Einstellung und Verhalten ein weiteres wichti-
ges Thema der Forschung dar: Der Versuch, individuelles umweltschädigendes 
Verhalten zu erklären, ermöglicht zugleich auch erste Rückschlüsse auf die Ursa-
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ehe der Diskrepanz zwischen Einstellung und Verhalten (vgl. Schahn 1993, S. 47). 
Darüber hinaus werden weitere Faktoren untersucht, welche umweltgerechtes 
Verhalten beeinflussen: Neben dem Wissen und der Einstellung sind dies be-
stimmte Anreize und die Rückmeldung von Verhaltensfolgen (ebd.). 
Als eine eigene Forschungsrichtung kann man die Ökologische Psychologie be-
trachten. Sie beschäftigt sich mit der Mensch-Umwelt-Beziehung. Während sich 
die Umweltpsychologie allgemein mit dem Einfluß des Menschen auf seine Um-
welt und umgekehrt mit dem Einfluß der Umwelt auf den Menschen befaßt, zeich-
net sich die Ökopsychologie oder auch Psychologische Ökologie im engeren Sinne 
dadurch aus, daß der Mensch im Zusammenhang mit (globalen) Umweltverände-
rungen analysiert wird (Pawlik 1991; Stern 1992). Diese Problematik wird im 
Rahmen des DFG-Schwerpunktprogrammes zur Psychologischen Ökologie (vgl. 
Pawlik/Stapf 1992) und des DFG-Schwerpunktprogrammes "Einstellung und 
Verhalten" in Angriff genommen. Ziel der Forschungrichtung ist es, die ökologi-
sche Perspektive in allen Teilbereichen der Psychologie auf ihre Fruchtbarkeit 
und auf die aus ihr resultierenden methodischen Fragen hin zu überprüfen (Kruse 
et al. 1990)1}. Innerhalb der Ökopsychologie stellen Konzepte wie "Umweltbe-
wußtsein" (Wahrnehmung, Kognition und Einstellung) und wie "Umweltverhal-
ten" (Handeln, Kompetenz) Schwerpunkte der Forschung dar (vgl. Pawlik/Stapf 
1992, S. 16f). In diesem Zusammenhang findet sich der Vorschlag, die beiden For-
schungsschwerpunkte - Analyse von Umweltkognition und Analyse von umwelt-
bezogenem Verhalten - im Rahmen einer Theorie der Mensch-Umwelt-
Interaktion zusammenzuführen, um die Wechselbeziehung von Kognitionsprozes-
sen und ihrer Umsetzung in die Steuerung von Verhalten zu erfassen (ebd., S. 
20)2). Die Klimaproblematik stellt ein Beispiel für die Anwendung und die prakti-
sche Relevanz dieser Forschung dar (ebd., S. 22f). 
Die Arbeit von Lantermann und Schmitz (1994) kann als Versuch interpretiert 
werden, die Beziehung zwischen Mensch und Umwelt systematisch zu untersu-
chen (ebd., S. 5210. Im Mittelpunkt steht hier das Bemühen, das Problem zu er-
klären, daß und warum es dem Menschen schwer fällt, auf globale Umweltverän-
derungen unmittelbar mit adaptivem Verhalten zu reagieren. Ein strukturelles 
1) Unter methodischen Gesichtspunkten sollen dabei ökologische, d.h. situative Anteile im 
Sinne der Interaktionismus-Kontroverse berücksichtigt werden (Spada et al. 1993, S. 5). 
2) Gebiete der Ökopsychologie sind umweltbezogene Einstellungsforschung, V erantwort-
lichkeits- und Konfliktanalysen sowie Feldforschung (vgl. Pawlik/Stapf 1992, S. 23). Die 
Autoren verweisen zugleich auf die notwendige Ergänzung durch sozial-psychologische, 
differential-psychologist::he und bio-psychologische Ansätze (ebd.). 
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Merkmal dieses Ansatzes zeigt sich darin, daß ein Erklärungsmodell verwendet 
wird, welches auch diversen anderen sozialwissenschaftliehen Analysen zugrun-
deliegt (vgl. Fischer 1992; Prittwitz/Wolf 1993). Das Verhältnis von Problemlö-
sungsbedarf und Problemlösungskapazitäten, dem im Hinblick auf die Wahrneh-
mung und Bewertung der Klimaproblematik ein hoher Stellenwert beigemessen 
wird, wird hier anhand der Umweltanforderungen und den notwendigen und 
möglichen individuellen Fähigkeiten, Ressourcen und Kapazitäten behandelt. 
Kennzeichen von globalen Umweltveränderungen sind 
ihre Intransparenz und Mehrdeutigkeit 
die mangelhafte Erfahrbarkeit ihrer Eigenschaften 
das hohe Maß an Eigendynamik, Vernetztheit, Komplexität, Irreversibilität 
und Unvorhersehbarkeit (Lantermann/Schmitz 1994, S. 523). 
Diese Dimensionen, welche auch für die Klimaänderungen geltend gemacht wer-
den können, werden hier als neuartige Herausforderungen an die menschlichen 
Fähigkeiten zur Problemlösung begriffen. Aus psychologischer Sicht sind bei die-
sen neuartigen Herausforderungen vor allem zwei Faktoren von besonderer Rele-
vanz: 
Im Hinblick auf die Fähigkeiten zur individuellen Wahrnehmung ist es der 
Faktor, daß der Klimawandel und seine möglichen Folgen nicht unmittelbar 
erfahrbar sind, da sie sich unter der sensorischen Schwelle bewegen (ebd., S. 
525). Daraus ergibt sich das Problem, daß Ereignisse ohne sinnliches Pendant 
ihre handlungsorientierende Funktion verlieren (ebd., S. 525). Das Neuartige 
globaler Umweltveränderungen zeigt sich darin, daß wissenschaftliche Kon-
strukte zu einer problemangemessenen Strukturierung und Vereinfachung 
der Problematik erforderlich werden. 
Im Hinblick auf das individuelle Verhalten spielt nicht nur der Mangel an sen-
sorischer und emotionaler Reagibilität, sondern auch das Problem der 
"Handlungs-Konsequenz-Kontingenz" eine Rolle (ebd., S. 526), welches sich 
aus der raum-zeitlichen Entkopplung von Ursache und Wirkung und der ent-
sprechenden sozialen Distanz vonVerursacherund Betroffenen ergibt (ebd., S. 
524). Aus psychologischer Sicht stellt sich somit das Problem, daß das Wissen 
über globale Umweltveränderungen solange handlungsunwirksam bleibt, so-
lange es nicht zum Gegenstand emotionaler Regulation gemacht werden kann 
(ebd., S. 525f). Aus diesen Überlegungen geht hervor, daß wissenschaftliche 
Informationen erst dann in die Handlungsregulierung eingebunden werden 
können, wenn sie über kommunikative Strategien vermittelt werden und 
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wenn sich Individuen und gesellschaftliche Akteure an diesen sozial vermittel-
ten Konstrukten orientieren (ebd., S. 526). Eine entsprechende Problemlösung 
setzt nicht nur voraus, daß sich Werthaltungen und Einstellungen gegenüber 
der Umwelt verändern, sondern vor allem auch, daß dieses "gehobene" Um-
weltbewußtsein in entsprechende Aktionen mündet (ebd., S. 522). 
Die psychologischen Aspekte zur Problemlösung lassen sich am Leitfaden der 
Frage behandeln, unter welchen Bedingungen und mit welchen kommunikativen 
Strategien soziale Konstrukte erzeugt und vermittelt werden können, die Indivi-
duen zu umweltgerechten Verhaltensweisen veranlassen (ebd., S. 526). 
3.1.2 Psychologische Risikoforschung: Faktoren der Wahrnehmung und 
Bewertung von Klimaänderungen und ihren möglichen Folgen 
Auf dem Gebiet der Wahrnehmung und Bewertung von globalen U mweltverände-
rungen, aber vor allem auch im Rahmen der Risikoforschung hat sich eine spezifi-
sche psychologische Kognitionsforschung entwickelt. In der psychologischen Risi-
koforschung finden sich vornehmlich Konzepte, die auf den Prozeß der Entschei-
dungsfindung zugeschnitten sind (Fischhoff/Furby 1983, S. 181ff; Renn 1984, S. 
54; Whyte 1985, S. 404). Dabei handelt es sich um Modelle, in denen Wahrneh-
mung und Akzeptanz als Funktionen der Informationsverarbeitung und -
bewertung betrachtet werden (Renn 1984, S. 47)3}. In diesem Forschungskontext 
entstand das "psychometrische Paradigma", welches an den Namen Slovic, Fisch-
hoff und Lichtenstein einerseits und Tversky und Kahneman andererseits festge-
macht werden kann (vgl. zusammenfassend Krohn/Krücken 1993, S. 27f; Renn 
1984, S. 54ff). Gegenstand der Untersuchung sind hier Einstellungen, die Indivi-
duen auf Befragungen hin äußern und die mit Hilfe mathematischer Modelle ab-
gebildet werden können (Renn 1984, S. 362). Ausgangspunkt dieser Forschung ist 
die Frage nach den "heuristischen Regeln" oder "mental strategies", von denen 
angenommen wird, daß sie die Wahrnehmung und Beurteilung von Risiken tech-
nologischer oder ökologischer Art bestimmen. Wenn man solch allgemeine Fakto-
ren der Risikowahrnehmung fände, dann könnte man - so die Schlußfolgerung -
3) In diesem Kontext werden die Konzepte "Wahrnehmung" und "Akzeptanz" unterschiedlich 
definiert und operationalisiert: "Wahrnehmung" in einem engeren Sinne wird ausschließ-
lich auf den Prozeß der subjektiven Aufnahme und Speicherung bezogen und analytisch von 
dem Konzept der "Akzeptanz" im Sinne des Ergebnisses des Entscheidungsprozesses unter-
schieden (vgl. Renn 1984, S. 96; 100). Das Konzept der "Wahrnehmung" in einem weiteren 
Sinne umfaßt den Aspekt der "Kategorisierung und Beurteilung" (vgl. Whyte 1985, S. 410f; 
Jungermann/Slovic 1993, S. 80). 
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das individuelle Risikoverhalten und die Risikoentscheidung prognostizieren und 
wüßte dann auch, aus welchen Gründen Laien und Experten zu unterschiedlichen 
Risikourteilen kommen und wie diese Kluft zu überbrücken ist. Dementsprechend 
lagen die Schwerpunkte dieser empirischen Forschung zum einen auf den unter-
schiedlichen Verhaltensweisen von Laien und Experten, wobei gezeigt wurde, daß 
sich die Experten bei ihrer Risikowahrnehmung und -beurteilung an einem for-
malen Risikokalkül von Wahrscheinlichkeit und Schaden orientieren (vgl. Slovic 
1987; Fischhoffet al. 1987; Jungermann/Slovic 1993). Zum anderen wurde ver-
sucht, relevante Faktoren der Risikowahrnehmung bei Laien zu finden, also die 
Frage zu beantworten, wie das intuitive Risikourteil strukturiert ist. Zu den em-
pirisch am besten bestätigten Faktoren zählten beispielsweise Eigenschaften wie 
Freiwilligkeit, Vorstellbarkeit, Vertrauen, Kontrolle, Katastrophenpotentialität, 
Verfügbarkeit und Betroffenheit (Jungermann/Slovic 1993, S. 81ff; 
Krohn/Krücken 1993, S. 27f). Sowohl die Differenz "Experte -Laie" als auch die 
Determinanten der intuitiven Wahrnehmung wurden als Verzerrung des forma-
len Risikokalküls begriffen. Inzwischen ist man dahin gekommen, daß die Diffe-
renz "Experte- Laie" nicht mehr zwischen rationalen und irrationalen Risikover-
halten diskriminiert, sondern über unterschiedliche Konzeptualisierungen der 
Risikobeurteilung Aufschluß gibt. Darüber hinaus hat man auch festgestellt, daß 
sich die Aggregation der inzwischen unübersichtlichen Beeinflussungsfaktoren 
auf die Dimensionen "threat risk" und "unknown risk" (Kasperson et al. 1988) 
sich wohl empirisch bestätigen läßt, dies aber nur auf der Aggregationsebene über 
alle Risikoquellen hinweg. Für jede einzelne allein greifen sie jedoch nicht. Die 
Schwierigkeit dieser Forschung ist darin zu sehen, daß immer mehr Einflußfakto-
ren entdeckt wurden, aber keine kohärente und akzeptierte Theorie daraus ent-
stand. 
Ähnliche Ergebnisse zeigen Untersuchungen, bei denen der Kognitionsansatz auf 
die Klimaproblematik übertragen wurde: Während Fischhoffund Furby (1983, S. 
181) an die eher entscheidungsbezogenen Untersuchungen anknüpfen, versucht 
Whyte (1985, S. 406; 421), die psychologischen Charakteristika intuitiver Wahr-
nehmung zu erfassen. Whyte steht in der Tradition des kognitionspsychologischen 
Ansatzes (Slovic et al. 1980), der die Rolle von Heuristiken und Entscheidungsre-
geln untersucht, an denen sich das Individium in Situationen mit hoher Unsicher-
heit orientieren kann (Jungermann et al. 1988). Klima wird als Risikoquelle defi-
niert (Whyte 1985, S. 434), wobei die Folgen eines Klimawandels meist unter den 
Aspekten "Unsicherheit", "Wahrscheinlichkeit" und "Ausmaß des Schadens" (Na-
tur der Folgen) bestimmt werden (ebd., S. 414; 417). In ihrer Untersuchung 
-29-
kommt sie zu dem Ergebnis, daß bei der Wahrnehmung von Wahrscheinlichkei-
ten Heurismen wie Repräsentativität, empirische Evidenz bzw. Verfügbarkeit 
und die Vorliebe für Einfachheit und Symbolträchtigkeit dominieren (ebd., S. 
416)4). Das bedeutet, daß Ereignisse, die sichtbar bzw. einfach darstellbar und mit 
einem hohen Sensationsgehalt behaftet sind, signifikant mehr Einfluß auf die in-
dividuelle Wahrnehmung haben als beispielsweise die wissenschaftliche Kontro-
verse über den möglichen Klimawandel (ebd., S. 417). Die Faktoren Wahrschein-
lichkeit und Unsicherheit, die in der psychologischen Forschung relativ viel Be-
achtung finden, spielen allerdings eine untergeordnete Rolle, da die Einstellun-
gen vor allem von den perzipierten Ursachen und Folgen und der Art der Folgen 
beeinflußt werden (ebd., S. 414; 417f). 
Bei der Wahrnehmung von Ursachen fällt zum einen die wissenschaftliche Unter-
scheidung zwischen natürlichen und anthropogenen Ursachen nicht notwendiger-
weise mit den individuell perzipierten Ursachen zusammen (ebd., S. 419). Zum an-
deren werden dann, wenn Ursachen zurechenbar sind, Verantwortlichkeiten auf 
die soziale Umwelt übertragen (ebd.). Whyte schließt diese Untersuchung mit 
dem Hinweis darauf, daß bei letzteren Faktoren sozialen Variablen eine gewichti-
gere Bedeutung zugemessen werden müsse als Parametern der individuellen 
Wahrnehmung (ebd.), da viele der psychologisch relevanten Aspekte - was sich 
auch in empirischen Untersuchungen zeige5)- von anderen Parametern wie bei-
spielsweise dem Einfluß von Medien unterlaufen werden (ebd., S. 434). Dieses Er-
gebnis korrespondiert mit dem der umfangreichen Forschungsanstrengungen zur 
intuitiven Risikowahrnehmung. Dort wurde nämlich herausgefunden, daß neben 
Eigenschaften des kognitiven und emotionalen Systems Bedingungen des sozia-
len, politischen und kulturellen Umfeldes von zentraler Bedeutung sind (Junger-
mann/Slovic 1993, S. 80). Whyte zieht den Schluß, daß nur wenige Faktoren, wel-
che bei der intuitiven Wahrnehmung relevant sind, letztendlich zur Untersu-
chung der individuellen Wahrnehmung der Klimaproblematik herangezogen wer-
den können (ebd., S. 433f): Dabei handelt es sich um den Aspekt der Kommunika-
4) Whyte (1985, S. 416) erklärt diesen Befund im Rahmen des Modelles der Common-sense-
Verarbeitung von probabilistischen Informationen (prospect-Theorie), welches beispiels-
weise auch in der psychologischen Risikoforschung zur Erklärung der individuellen Wahr-
nehmung von Wahrscheinlichkeiten herangezogen wird (vgl. Jungermann/Slovic 1993, S. 
81ff). Ziel dieser Untersuchungen ist es, herauszufinden, wie die Reduktion der Komplexi-
tät von Informationen durch kognitive Vereinfachung erfolgt, um auf diese Weise Heuris-
men der Entscheidungstindung zu kategorisieren (vgl. Renn 1984, S. 470. 
5) Whyte bezieht sich hier auf Studien zur Wahrnehmung der Variabilität desjährlichen Nie-
derschlags in Mapimi (Mexiko) und der Wahrnehmung von Wetter und langfristigen Kli-
maänderungen in Ontario (Kanada). 
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tion und Information (ebd., S. 410f; 404). Untersuchungen zu diesen beiden Fakto-
ren ergeben, daß zwischen der intuitiven Wahrnehmung und der Medienbericht-
erstattung ein enger Zusammenhang besteht, so daß das über die Medien vermit-
telte Wissen der Individuen mehr über die Art der Kommunikation als über den 
objektiven Grad der Exposition durch das Risiko Aufschluß gibt (ebd., S. 420f). 
Zu ähnlichen Ergebnissen kommen auch neuere Studien (Bostrom et al. 1994; 
Kempton 1991). In diesen Untersuchungen zeigt sich, daß die Kenntnisse über ei-
nen möglichen Klimawandel ein Gemisch von Mißverständnissen und richtigen 
Einsichten sind: Während sich die Mißverständnisse im wesentlichen auf die na-
turwissenschaftlichen Erkenntnisse über die Wirkungsmechanismen und Wahr-
scheinlichkeiten des Klimawandels beziehen, bestehen über die Verursacher prä-
zise Kenntnisse. Ebenso wird klar gesehen, daß hier eine Gefahr entsteht, die 
Handeln notwendig macht, wobei über mögliche zu treffende Maßnahmen wieder-
um unterschiedliche Meinungen vorliegen. 
3.1.3 Sozialpsychologische Einstellungsforschung: Faktoren der kognitiven 
Repräsentation der Klimaproblematik 
Obwohl Gruppenphänomenen und sozialen und kulturellen Einflußfaktoren in 
diesem Kontext eine zentrale Bedeutung zugemessen werden muß, bleiben diese 
in der nationalen und internationalen Forschung relativ unterbelichtet. Einige 
dieser Aspekte werden allerdings im Rahmen der sozialpsychologischen Umfrage-
forschung aufgegriffen. Im Gegensatz zu der im engeren Sinne psychologischen 
Forschung, welche stärker das Individuum in den Vordergrund rückt und nach 
den Mechanismen der psychischen Informationsgewinnung und -Verarbeitung 
fragt, versucht die sozialpsychologische Forschung Einstellungsmuster zu erfas-
sen, die repräsentativ sind. 
In einer Untersuchung des amerikanischen Meinungsforschungsinstitutes Gallup 
werden beispielsweise Einstellungen zu Umweltproblemen im allgemeinen und 
zur Klimaproblematik im besonderen abgefragt. Die Basis dieser Untersuchung 
stellt eine repräsentative Befragung in 24 Ländern dar (vgl. Fischer 1992, S. 8ft). 
Unter ihnen sind Industrieländer, Staaten des ehemaligen Ostblocks, sogenannte 
Schwellenländer sowie ärmere Entwicklungsländer. Ein zentrales Ergebnis die-
ser Untersuchung besteht darin, daß der Klimawandel nicht als eine konkrete Be-
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drohung, sondern als eine abstrakte Gefährdungslage wahrgenommen wird (ebd., 
s. 8; 16). 
Um dieser Ausgangslage gerecht zu werden, stellen die weiteren Studien weniger 
auf die Aspekte der individuellen oder sozialen Perzeption (Scheunpflug et al. 
1994) als auf die Thematisierung und die entsprechende "kognitive Repräsenta-
tion" des Klimawandels ab (Fischer 1992, Jaeger et al. 1990; Karger et al. 1992; 
Karger et al. 1993; Wiedemann 1992). Dieser Ansatz kann als Versuch verstan-
den werden, der besonderen Problematik des Klimawandels Rechnung zu tragen: 
Hier geht es nicht ausschließlich um die Wahrnehmung und Bewertung von Kli-
maänderungen, d.h., um Prozesse der individuellen Informations- und Wahrneh-
mungsverarbeitung (vgl. Fischer 1992, S. 11), sondern auch darum, wie sich die 
wissenschaftliche These vom Klimawandel im Bewußtsein der Bevölkerung ab-
bildet. Einstellungen und Meinungen werden hier als Reaktionen auf die massen-
mediale Kommunikation zur Klimaproblematik verstanden (vgl. Wiedemann 
1992, S. 245). Während bei der Vermittlung der naturwissenschaftlichen Materie 
den Kommunikationsstrategien der Massenmedien relativ viel Einfluß beigemes-
sen wird (vgl. Wiedemann 1992), werden bei den Einstellungen und Bewertungen 
von Klimaänderungen bzw. der Handlungsbereitschaft und Akzeptanz von Maß-
nahmen darüber hinaus auch Rahmen- und Kontextfaktoren wie "Wissen" (Breit-
meier 1992; Fischer 1992; Wiedemann 1992) und "Wertorientierungen" (Jaeger et 
al. 1990; Karger et al. 1993; Wiedemann 1992) in die Untersuchungen einbezo-
gen. Zum Wissen der Bevölkerung über die Umweltproblematik liegen nur weni-
ge, zur Klimaproblematik keine Befunde vor (zusammenfassend Wiedemann 
1992, S. 240). Wertorientierungen werden hier als Implikationen von Maßnah-
men abgefragt; das heißt, man geht davon aus, daß die Akzeptanz von Maßnah-
men zugleich auch über die Präferenzen zugunsten eines bestimmten Lebensstils 
oder Wissenschafts- und Gesellschaftsmodells Aufschluß geben (Jaeger et al. 
1990, S. 373; 381; 383; Karger et al. 1993, S. 212; 201). Dieser Aspekt ist relativ 
systematisch und umfassend erforscht worden. 
Ein Dilemma der empirischen Umfrageforschung zeigt sich jedoch darin, daß bei 
der Befragung von Einstellungen die Kluft zwischen der Einstellung und dem tat-
sächlichen Verhalten reproduziert wird. Dieses Phänomen wird auf die "soziale 
Erwünschtheit" zurückgeführt, an welcher sich die Befragten oftmals orientieren 
(Fischer 1992, S. 16). Um diesem Problem Rechnung zu tragen, werden nicht nur 
Einstellungen, sondern auch andere Aspekte wie beispielsweise die Bereitschaft, 
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bestimmte Maßnahmen zu untersützen oder das individuelle Verhalten zu än-
dern, abgefragt (Karger et al. 1992; Karger et al. 1993). 
Ein weiteres Problem dieser Ansätze ist darin zu sehen, daß zwar einerseits erste 
Anhaltspunkte gewonnen werden können, die für eine sozialwissenschaftliche Er-
forschung der Problematik aufschlußreich sind (Jaeger et al. 1990, S. 373), daß 
aber andererseits ausschließlich quantitative Aspekte erfaßt werden. Diese 
Schwierigkeit zeigt sich beispielsweise bei der Erklärung von Phänomenen wie 
Wertorientierungen bzw. Kommunikationsstrategien. Aus der Untersuchung der 
Strategien von Akteuren können sich zwar wichtige Hinweise im Hinblick auf die 
Frage ergeben, inwieweit sich angesichts ökologischer Risiken neuartige gesell-
schaftliche Entwürfe herausbilden, die qualitativen Aspekte dieses Wandels kön-
nen allerdings nicht im Rahmen der empirischen Untersuchung geklärt werden 
(ebd, S. 382). 
3.1.4. Forschungsbedarf aus psychologischer Sicht 
Bei genauerer Analyse zeigt sich, daß die genannen Ansätze-trotz unterschiedli-
cher Vorgehensweisen- insoweit konvergieren, als versucht wird, Einstellungs-
strukturen zu identifizieren, aufgrundderer das Individuum seine Wahrnehmung 
strukturiert und über die Zeit aufrechterhält. Gleichzeitig sollen damit auch Se-
lektionsregeln erfaßt werden, nach denen Individuen riskante Situationen und 
Entscheidungen auswählen und bewerten. 
Trotz unterschiedlicher Forschungsansätze zeigten sich ähnliche Befunde: 
Probleme ergeben sich bei der individuellen und sozialen Wahrnehmung der 
Klimaproblematik nicht aus den wissenschaftlichen Unsicherheiten, sondern 
aus dem Mangel an spürbaren Signalen und damit einhergehend dem Fehlen 
von unmittelbarer Erfahrbarkeit (Frankenberg 1991, S. 316, 325; Lanter-
mann/Schmitz 1994, S. 523). Bei nicht unmittelbar wahrnehmbaren Proble-
men wie dem Klimawandel und seinen möglichen Folgen können nur wenige 
Faktoren, die bei der individuellen Wahrnehmung eine Rolle spielen, zur Er-
klärung herangezogen werden (Whyte 1985, S. 433f). 
Da der Klimawandel und seine möglichen Folgen nicht unmittelbar perzipier-
bar sind und darüber hinaus nicht als konkrete Gefährdung wahrgenommen 
werden, gewinnen Interaktions- und Kommunikationsstrategien an Einfluß 
(Frankenberg 1991, S. 331, 325; Lantermann/Schmitz 1994, S. 525; Whyte 
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1985, S. 434). Das bedeutet, daß neben kognitiven und emotionalen Fähigkei-
ten auch Wirkungen und Effekte von Kommunikationsstrategien untersucht 
werden sollten (vgl. Wiedemann 1992, S. 245). Darüber hinaus bietet es sich 
an, nicht nur interaktive und situative Aspekte, sondern auch Rahmenbedin-
gungen wie das kulturelle, soziale und politische Umfeld in die Untersuchung 
einzubeziehen (Karger et al. 1993, S. 212; 201; Jaeger et al. 1990, S. 373; 381; 
383; Jungermann/Slovic 1993, S. 80). 
Das Grundproblem aller Einstellungsuntersuchungen besteht darin, daß man 
zwar davon ausgehen kann, daß Wahrnehmungen Einstellungen beeinflussen, 
und daß Einstellungen Handlungen beeinflussen, daß man aber berücksichti-
gen muß, daß die Wirkungsstrukturen zwischen Wahrnehmung, Einstellung 
und Handlung weitgehend unbekannt sind (Krohn/Krücken 1993, S. 28f). Im 
Falle der Klimaproblematik ist darüber hinaus das Problem der sachlichen, 
zeitlichen und räumlichen Entkopplung von Handlungen und Handlungsfol-
gen sowie die Handlungs-Konsequenz-Kontingenz zu berücksichtigen (Fran-
kenberg 1991, S. 316; Lantermann/Schmitz 1994, S. 526). 
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3.2 Soziologie 
Auch in der Soziologie sind die Arbeiten, die über den Klimawandel vorliegen, im 
Rahmen der Umwelt- und Risikoforschung entstanden. Diese relativ heterogenen 
Forschungen spiegeln zugleich auch die Schwierigkeiten wider, die Umwelt- bzw. 
Klima-Problematik systematisch in die Disziplin zu integrieren (vgl. Wiesenthai 
1995). Um den soziologischen Forschungsstand und den entsprechenden For-
schungsbedarf zu skizzieren, bietet es sich an, die verschiedenen Ansätze vorzu-
stellen, in denen bereits Arbeiten zum Klimawandel vorliegen, und im Anschluß 
daran den möglichen Beitrag der Soziologie zur Klimawirkungsforschung aufzu-
zeigen. 
3.2.1 Strukturen und Problemlagen: Konzepte der "reflexiven Modernisierung" 
Mitte der 1970er Jahre hat sich in der soziologischen Forschung unter dem Stich-
wort "Modernisierung der modernen Gesellschaft" die Einsicht durchgesetzt, daß 
die moderne Gesellschaft mit qualitativ neuartigen Problemlagen konfrontiert 
werde. Gegenstand der verschiedenen Kontroversen sind nicht ausschließlich die 
diversen ökonomischen, politischen, sozialen und kulturellen Transformations-
prozesse selbst, sondern vor allem ihre Häufung und die gemeinsamen Merkmale 
(vgl. Berger 1986). 
In diesem Kontext entstehen die makrosoziologischen Theoreme über den histori-
schen Strukturwandel zur "reflexiven Modernisierung" (vgl. Beck 1986; 1988; 
1993; Berger 1986; Offe 1986; Giddens 1990; Wehling 1992). Die globale Klimaän-
derung wird hier als ein Aspekt der ökologischen Selbstgefährdung der Gesell-
schaft betrachtet (Wiesenthal1994, S. 136). Im Mittelpunkt der gesellschaftstheo-
retischen Bestandsaufnahmen steht der Befund, daß die sogenannte moderne Ge-
sellschaft in zunehmendem Maße mit negativen "Externalitäten" konfrontiert 
wird, welche selbst erzeugt, aber nicht intendiert sind (vgl. Beck 1988, S. 109f; 
1993, S. 37; Berger 1986, S. 87; 90ff; Offe 1986, S. 101). Diese ökologischen, chemi-
schen und technischen Gefahren lassen sich Beck zufolge dadurch kennzeichnen, 
daß sie entscheidungsabhängig produziert werden (Beck 1993, S. 40f; vgl. 1988, S. 
109f). Genau dieses Charakteristikum- nämlich "auf wissenschaftliche, ökonomi-
sche und politische Entscheidungen zurechenbar" - zeichnet in der systemtheore-
tischen Sichtweise Risiken aus (Berger 1986, S. 92; von Beyme 1991, S. 324; Luh-
mann 1993, S. 160). Bei diesen Problemlagen handelt es sich um spezifische Folge-
probleme der Modernisierung selbst (Offe 1986, S. 105; Wehling 1992, S. 247). Der 
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Klimawandel stellt sich je nach Sichtweise entweder als ökologische Gefährdung 
oder als ökologisches Risiko dar, die zwar nicht freiwillig eingegangen werden, je-
doch ursächlich auf Entscheidungen und Handlungen von Individuen und Institu-
tionen zurückführbar sind (vgl. Lau 1989, S. 423). Dieser scheinbar paradoxe 
Sachverhalt kann einerseits aufnicht intendierte kollektive Effekte vieler Indivi-
dualhandlungen (a) andererseits auf das systematische Auseinanderfallen von 
Verursachung und Betroffenheit (b) zurückgeführt werden (ebd.; Wiesenthai 
1994, s. 137): 
Zu (a) 
Ein strukturelles Merkmal von Risiken stellt die Verschiebung von "Risiko" zu 
"Gefahr" dar: Risikoeinstellungen finden ihre Verankerung in divergierenden Zu-
kunftserwartungen von den an der Entscheidung Beteiligten, die Risiken einge-
hen, und den von möglichen Schäden Betroffenen, die Gefahren ausgesetzt sind: 
Des einen Risiko ist die Gefahr des anderen (Krohn/Krücken 1993, S. 32f). Negati-
ve Folgen, welche die "decision-makers" als Risiko einkalkulieren oder unabsicht-
lich provozieren, werden für die "decision takers" zum Oktroy unkontrollierbarer 
Gefahren. Ein prägnantes Beispiel für diese Verschiebung ist die Verlagerung der 
Belastung auf zukünftige Generationen (ebd., S. 23). Die Externalisierung von 
Entscheidungsfolgen aktualisiert die Differenz von Entscheidern und Betroffenen 
stets aufs neue: Indem sich die Nebenfolgen des Entscheidens exponentiell im 
Verhältnis zu der Zahl der Entscheidungen vermehren, werden sie sowohl für 
Entscheidende wie auch für die von der Entscheidung Betroffenen teilweise un-
überschaubar und unkalkulierbar (Beck 1993, S. 43). Folglich sind die an der Ent-
scheidung Beteiligten gar nicht in der Lage, alle von ihnen erzeugten Betroffen-
heiten einzukalkulieren. Sie werden von diesen ebenso wie die Betroffenen ex post 
factumüberrascht (Luhmann 1991, S. 107). Entscheidend dafür, daß diese Gefähr-
dungen als kollektive Folge vieler Einzelhandlungen und damit als Zurechnungs-
problem begriffen werden kann, ist die Aufdeckung dieser Zusammenhänge durch 
Wissenschaft (Luhmann 1993, S. 146). Erst durch den wissenschaftlichen Nach-
weis dieser Zusammenhänge wird die "natürliche" Katastrophe zu einem gesell-
schaftlichen Risiko umdefiniert; wissenschaftliche Erkenntnis stellt also indivi-
duelle Mitverantwortlichkeit für globale Gefährdungen fest und macht sie damit 
vom Faktum zur Option (Lau 1989, S. 423). 
Zu b) 
Die Entkopplung von Verursachung und Betroffenheit läßt sich auf das Prinzip 
der funktionalen Differenzierung und die entsprechenden sachlichen, sozialen 
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. und zeitlichen Entkopplungsprozesse von Handlungen und Handlungsfolgen zu-
rückführen (vgl. in Anschluß an Giddens (1990) Prittwitz 1993; Prittwitz/Wolf 
1993; vgl. Krohn/Krücken 1993, S. 24; 34)6). In dem Maße, in welchem es möglich 
wird, mit wissenschaftlich-technischen Mitteln in natürliche Kreisläufe und 
Gleichgewichtszustände einzugreifen, entstehen Folgewirkungen mit bisher un-
bekannter räumlicher und zeitlicher Reichweite, die sich zum einen der unmittel-
baren Wahrnehmung entziehen und die zum anderen aufgrundihrer Komplexität 
nur schwer Verursachern zurechenbar sind (Lau 1989, S. 424). 
Die Problemlage läßt sich dahingehend zusammenfassen, daß diese Risiken ent-
weder unbekannt oder unvorgesehen sind und daher nicht unter Kontrolle ge-
bracht werden können, wie es normative "Sollwerte" oder funktionale Gleich-
gewichtsbedingungender betroffenen (oder auch dritten) Systeme eigentlich ver-
langen würden (Offe 1986, S. 110; Beck 1993, S. 42ff). Als Schlüsselprobleme die-
ser Gesellschaftsformation gelten je nach Perspektive entweder die Abwehr globa-
ler, klassenübergreifender Gefährdungen der menschlichen Existenz (Beck 1986) 
oder die Rationalisierung des gesellschaftlichen Umgangs mit Unsicherheit 
(Evers/Nowotny 1987; vgl. Daele 1993, S. 289; Jänicke 1993, S. 16f; Offe 1986, S. 
103; Prittwitz 1993, S. 9; 36; Ulrich 1994, S. 26; Willke 1992, S. 26; Zierho-
fer/Steiner 1994, S. 10). Diese sogenannten "Modernisierungsprobleme zweiter 
Ordnung" (Offe), bei denen es sich um das problematische Verhältnis der gesell-
schaftlichen Teilsysteme untereinander und zu ihrer natürlichen Umwelt han-
delt, manifestieren sich in strukturellen Dilemmata wie beispielsweise dem Pro-
blem der Vereinbarkeit von Erfordernissen des Marktes mit sozialen und ökologi-
schen Belangen (vgl. Beck 1993, S. 56; Luhmann 1984, S. 642ff; 1986, S. 247ff). 
Darüber hinaus stellt sich die Frage, ob und in welcher Weise diese Problemlagen 
in den bestehenden gesellschaftlichen Normsystemen und Institutionen angemes-
sen be- bzw. verarbeitet werden können (Beck 1993, S. 37; Ulrich 1994, 26f). 
6) Den verschiedenen Diagnosen liegt folgendes Erklärungsmuster zugrunde: im Anschluß an 
die differenzierungstheoretischen Modernisierungstheorien werden diese Problemlagen auf 
das basale Prinzip der "funktionalen Differenzierung" und "Spezialisierung" zurückgeführt 
(Offe 1986, S. 100; Berger 1986, S. 10). Mit der Ausdifferenzierung von Teilsystemen, wel-
che im Verhältnis zueinanderaufVor-und Komplementaritätsleistungen angewiesen sind, 
wachsen zugleich ihre funktionellen Interdependenzen und kausalen Vernetzungen und da-
mit auch schwer abschätzbaren Fern- und Nebenwirkungen, welche beim Überschreiten 
kritischer Schwellenwerte unerwünschte bzw. kontraintuitive Wirkungen zeitigen (Mayntz 
1987, S. 101; Offe 1986, S. 113). Ursachen der Folgeprobleme dieser neuartigen Gefahrenla-
gen sind in dieser Sichtweise der Expansionismus und die "systematische Blindheit" der 
ausdifferenzierten Teilsysteme für die "Sozialverträglichkeit" und "Umweltverträglich-
keit" ihrer Handlungsfolgen (Offe 1986, S. 101; Berger 1986, S. 10). 
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3.2.2 Konfliktlagen aus soziologischer Sicht 
In der soziologischen Theoriebildung werden sozialer Wandel und soziale Konflik-
te oftmals als zwei Seiten einer Medaille betrachtet (Miller 1992, S. 31ft). Im Mit-
telpunkt der "soziologischen Klassik" von Marx bis Dahrendorf stehen die Kon-
fliktlinie Kapital - Arbeit und die entsprechenden sozialstruktureBen Polarisie-
rungen in Klassen und Schichten (Berger 1986). In den 1970er Jahre hat sich ge-
zeigt, daß sich im Zuge der Entwicklung zum wohlfahrtstaatlichen Kapitalismus 
neue Konfliktlagen jenseits von "Klasse" und "Schicht" herausbilden (vgl. Beck 
1986; Herger 1986). 
Ein Forschungsstrang, der in diesem Zusammenhang eine zentrale Rolle spielt, 
ist die Wertewandel-Forschung. Im Mittelpunkt dieser Forschung stehen die Ge-
nese und die Konstitution neuer kultureller Identitäten, politischer Präferenzen 
und entsprechender Konflikte. Grundlage der Diskussion um den Wertewandel 
bildet das Postmaterialismus-Theorem von Inglehart (1977): In einer Reihe von 
vergleichenden Untersuchungen versucht Inglehart, die These zu belegen, daß 
sich in den westlichen Industriegesellschaften eine "stille Revolution" in Gestalt 
eines durchgreifenden und anhaltenden Wandels von materialistischen zu post-
materialistischen Werten vollzieht. Mit Bezugnahme auf die "Theorie der Bedürf-
nishierarchie" (Maslow) geht Inglehart davon aus, daß dann, wenn materielle 
Versorgungs- und Sicherheitsinteressen gedeckt sind, nichtmaterielle Werte wie 
Selbstverwirklichung, Partizipation und ästhetische Bedürfnisse an Bedeutung 
gewinnen (vgl. zusammenfassend Brand 1982, S. 65ff). Das Wertewandel-
Theorem wird zugleich auch zur Erklärung von neu entstehenden Konfliktlinien 
herangezogen: An die Stelle des im Rahmen des Sozialstaates "pazifizierten" 
Klassenkonflikts treten nun Konflikte um die "Grammatik von Lebensformen" 
(Habermas 1981, S. 576): Bei den neuartigen Konflikten geht es nicht mehr um 
Verteilungsgerechtigkeit, sondern um die "Bewahrung natürlicher Grundlagen 
und kommunikativer Binnenstrukturen hochdifferenzierter Lebensformen" (Ha-
bermas 1988, S. 414). Kehrseite dieses Wertewandels stellt eine Fortschrittskritik 
und Wachstumsskepsis dar, die zugleich zu einer Infragestellung des politischen 
Systems und seiner Institutionen und in letzter Konsequenz auch zur Neubestim-
mung des neuzeitlichen Politikbegriffs führt (vgl. Habermas 1985; 1988; Offe 
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1986)7). In dieser Lesart läßt sich das Wertewandel-Theorem nicht nur zur Erklä-
rung der neu entstehenden Konfliktlinien, sondern auch der entsprechenden Kon-
flikt- und Protestpotentiale-den sich in den 1970er Jahren formierenden, soge-
nannten ''Neuen Sozialen Bewegungen"- verwenden8). 
Darüber hinaus wird der Wandel von Wertorientierungen auch mit sozialstruktu-
reBen Transformationsprozessen in Verbindung gebracht. Den verschiedenen 
Diagnosen liegt ein einfaches Erklärungsmuster zugrunde: Aus den Folgeproble-
men der Modernisierung ergeben sich veränderte Interessenslagen, aus denen 
wiederum neue Konfliktlagen entstehen (vgl. Alford/Friedland 1991; Habermas 
1981; Offe 1986; Zierhofer/Steiner 1994). Das heißt, daß sich die neuartigen Ver-
teilungskonflikte an den möglichen Folgen von Risiken wie der atomaren und 
chemischen Großtechnologie, der Umweltgefährdung, der militärischen Großrü-
stung und der zunehmenden Verelendung der außerhalb der westlichen Industrie-
gesellschaft lebenden Menschheit entzünden (Beck 1993, S. 37). Dabei handelt es 
sich um Zurechnungskonflikte, welche darüber entbrennen, wie die Folgen von 
Risiken verteilt, abgewendet, gesteuert und legitimiert werden können (ebd.). Das 
Neuartige dieser Diagnosen und der ihnen zugrundeliegenden Erklärungen zeigt 
sich darin, daß diese Konflikte um materiale Interessen als symbolisch inszenier-
te Kämpfe um die Durchsetzung von Problemdeutungen und die Zurechnung von 
Verantwortlichkeiten und damit um die "kulturelle Hegemonie" (Gramsci) veran-
schlagt werden (Brand 1994, S. 86; Habermas 1985, S. 159; Offe 1984, S. 337). Der 
Wandel von Wertorientierungen gilt als die Voraussetzung dafür, daß Problemla-
gen wie die Zerstörung natürlicher und sozialer Lebensgrundlagen subjektiv 
wahrgenommen werden (vgl. Habermas 1973; Brandet al. 1986). 
7) Gegenüber dem Postmaterialismus-Theorem werden von verschiedenen Seiten folgende 
Einwände geltend gemacht: Zum einen, daß es sich nicht um einen kohärenten Paradig-
menwechsel handelt, zumal die Neuen sozialen Bewegungen nicht die Umrisse einer gesell-
schaftsverändernden Programmatik desselben Grades von Konsistenz und Geschlossenheit 
wie die bürgerlichen Emanzipationsbewegung und die Arbeiterbewegung entwickeln (Offe 
1986, S. 109). Der Wertewandel müsse stattdessen als ein Symptom der kulturellen und so-
zialen Pluralisierungs- und Fragmentierungstendenzen begriffen werden (vgl. Scherr 1990, 
S. 6ft). Zum anderen, daß es sich nicht um einen langfristigen evolutionären Trend hin zu 
einen "Paradigma der Lebensweise" (vgl. Raschke 1980), sondern um einen zyklischen 
Trend handelt, der kurzfristige Verlaufsformen haben kann. Dieser Einwand läuft darauf 
hinaus, daß sich weniger die Werte selbst, als das Gewicht der Werte in der gesellschaftli-
chen Auseinandersetzung ändern (Bürklin 1988, S. 195). 
8) Der politische Aspekt der neu entstandenen ökologischen Konfliktlinie und ihrer institutio-
nellen Integration ist relativ umfassend erforscht (vgl. Brand 1982; Brandet al. 1986). 
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Im Rahmen dieser Konzepte der reflexiven Modernisierung werden nun auch die 
möglichen Folgen eines Klimawandels thematisiert, indem besonders die damit 
erzeugten Konfliktlagen reflektiert werden: 
Konflikte um Verursachung und Betroffenheit: Das Modell der "Interessenspi-
rale" 
Die Interessenlagen, welche die verschiedenen Staaten in den internationalen 
Verhandlungen vertreten, sind theoretisch und empirisch relativ umfassend 
erforscht worden (vgl. Fischer 1992; 1992a; Oberthür 1992). Zur Erklärung der 
Ausgangskonstellation im internationalen System - beschreibbar durch die 
Gegenüberstellung Verursacher versus Betroffene und die Existenz "interve-
nierender Helfer"- wird das Modell der "Interessenspirale" herangezogen, wel-
ches anhand der Dynamik von Umweltkonflikten entwickelt wurde (Prittwitz 
1990). Im Falle der Klimaproblematik spielt der Sachverhalt eine entscheiden-
de Rolle, daß die Betroffenheit einzelner Staaten nicht konkret bestimmbar, 
sondern ausschließlich über wissenschaftliche Szenarien konstruierbar ist (Fi-
scher 1992a, S. 183). Dieser Sachverhalt zeigt sich exemplarisch in der Diskus-
sion um Gewinner und Verlierer: Zwischen den diversen Konfliktparteien sind 
nicht nur die Grade der möglichen Betroffenheiten an sich, sondern vor allem 
die unterschiedlichen Maßstäbe der Betroffenheitsbewertung strittig (Fischer 
1992a, S. 87; Kaiser 1991, S. 98; Prittwitz/Wolf 1993, S. 198). 
Konflikte um das globale Gemeingut "Klima": Die spieltheoretischen Modell 
Daneben finden sich Vorschläge, die im Umfeld der "rational choice"- oder 
spieltheoretischen Ansätze entstanden sind: In diesem Zusammenhang wer-
den verschiedene Versuche gemacht, Konflikte um den Klimawandel und sei-
ne möglichen Folgen dem politischen Konflikttypus "Kollektivgut" zuzuord-
nen und die kulturellen Voraussetzungen der Kollektivgut-Problematik syste-
matisch mit der Kategorie der Zeitlichkeit und der Räumlichkeit zu verknüp-
fen. Dabei geht es um die Umstrukturierung von Zeit (gesellschaftlichen Zu-
künfte und zukünftige Generationen) und von Raum (Ressourcen-Sicherung 
und Nord-Süd-Abstimmung) im Spannungsfeld von Globalität und Regionali-
tät (Fischer 1992a, Münch 1994; Oberthür 1992; Prittwitz/Wolf 1993). Der 
Vorzug dieser Ansätze ist darin zu sehen, daß sowohl Ursache-
Wirkungsmechanismen als auch die entsprechenden politischen Lösungen der 
"tragedy of the commons" (Hardin) unter Einbezug der neuartigen Dimensio-
nen wie Globalität und Langfristigkeit behandelt werden können. 
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Aus diesen modelltheoretischen Überlegungen geht hervor, daß der Streit um die 
Klimapolitik nicht jenseits der Verteilungskonflikte stattfindet, sondern daß die-
se in neuer Form zurückkommen (Münch 1994, S. 6; 10). Letztere werden hier 
nach Ziel- und Mittelkonflikten unterschieden (Fischer 1992a, S. 172ft): Bei politi-
schen Zielkonflikten geht es um die Präferenz zugunsten einer bestimmten Pro-
blemlösungund den entsprechenden Optionen oder Strategien. Ein zentrales Pro-
blern manifestiert sich hier zum einen in der Schwierigkeit, beispielsweise natio-
nale Interessen zu formulieren (vgl. Haas 1992), zumal Staaten sowohl Betroffene 
als auch Verursacher sein können, woraus sich wiederum konfligierende Interes-
sen ergeben (Fischer 1992a, S. 17 4; 182). Ein weiteres Problem zeigt sich zum an-
deren dergestalt, daß Kriterien, die der jeweiligen Entscheidung zugrunde liegen 
bzw. nach denen das Problem politisch gelöst werden soll, weitgehend fehlen 
(Münch 1994, S. 5). Gerade in der Auseinandersetzung um den Klimawandel und 
seine möglichen Folgen entzündet sich der Konflikt an den Kriterien, nach denen 
Lebenschancen im globalen Maßstab verteilt werden sollen (vgl. Fischer 1992a, S. 
180; Münch 1994, S. 10). Eine weitere Form, die Verteilungskonflikte annehmen 
können, ist die des Mittelkonfliktes. Mit diesen Konflikten ist allerdings erst 
dann zu rechnen, wenn die Entscheidung zugunsten einer bestimmten Präferenz 
bzw. einer entsprechenden Strategie gefallen ist. Bei diesen Konflikten geht es 
dann hauptsächlich um die Verteilung von Kosten der jeweils präferierten Strate-
gie auf die verschiedenen Akteure bzw. Staaten (Fischer 1992a, S. 174; Münch 
1994, S. 8; Oberthür 1992, S. 110. 
Ein Kennzeichnen der Auseinandersetzung um den Klimawandel besteht darin, 
daß sich diese im engeren Sinne ökologischen Problemlagen mit den sogenannten 
"alten" Problemen sozialer Ungleichheit im nationalen und internationalen Maß-
stab überlappen. 
Lenkt man das Augenmerk auf die Form, den Verlauf und die Dynamik der Aus-
einandersetzung, treten folgende Eigenarten der Konflikte hervor: Bei diesen 
Konflikten geht es nur vordergründig um die Lösung der ihnen zugrundeliegen-
den Probleme, d.h., um die Vermeidung der anthropogenen Ursachen des Klima-
wandels. Hinter diesen manifesten Konfliktinhalten verbergen sich Konflikte um 
die zeitliche und räumliche Verteilung von Klimafolgen und der Kosten ihrer 
Vermeidung, die legitimerweise nicht offen thematisiert werden, nichtsdestowe-
niger aber die Basis der Konfliktszenarios darstellen (vgl. Lau 1989, S. 427). 
Aus der Diskussion um Gewinner und Verlierer geht auch hervor, daß es bei die-
sen Konflikten nicht ausschließlich um asymmetrische Betroffenenstrukturen 
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aufgrund regional ungleich verteilter Vermeidungskapazitäten geht, sondern um 
die Bewertung des Grades der Betroffenheit (Prittwitz/Wolf 1993, S. 198). An die-
sem Punkt und darüber hinaus bei den politischen Zielkonflikten zeigt sich, daß 
diese Auseinandersetzungen nicht nur - und nicht vorrangig - von Interessen ge-
leitet werden, sondern immer auch konkurrierende Handlungsrationalitäten, 
Vorstellungen und Wertmaßstäbe in bezug auf"angemessenes" Handeln und Le-
ben implizieren (vgl. BrandlEder 1994, S. 5). 
Gerade in der Auseinandersetzung um den Klimawandel und seine möglichen 
Folgen wird deutlich, daß Definitionen und Bewertungen höchst konsequenzen-
reich für Verursacher und Betroffene hinsichtlich der Verteilung knapper Res-
sourcen sind und daher zum zentralen gesellschaftlichen Konfliktgegenstand wer-
den (vgl. Lau 1989, S. 419; 427). Die beiden wesentlichen Gründe dafür sind: 
Die sozialen und kulturellen Kriterien der Deutung und Bewertung sind des-
halb so konfliktträchtig, weil eine wissenschaftlich abgesichterte und kultu-
rell anerkannte Beweisführung fehlt (zum kognitiven Problem der "Unsicher-
heits-Unsicherheit" vgl. van den Daele 1993, S. 292f; Krohn/Krücken 1993, S. 
24; 34). Das mangelnde Wissen über die Folgen des Klimawandels in zeitli-
cher, räumlicher, sozialer und kausaler Hinsicht führt dazu, daß die Konflikte 
in erster Linie als "Definitionskämpfe" geführt werden (Lau 1989, S. 426). 
Neben ihrer Unkalkulierbarkeit spielt der kollektive Charakter eine zentrale 
Rolle: Aufgrund der potentiell universellen Betroffenheit entwickeln die Ge-
fahren eine soziale Sprengkraft, die die prinzipielle Frage aufwerfen, wer und 
mit welchen Gründen über die Risiken entscheidet, die potentiell alle betreffen 
(Lau 1989, S. 418). 
Der neue Typus gesellschaftlicher Interessenskonflikte zeigt sich zusammenfas-
send darin, daß Verteilungskonflikte nicht unmittelbar, sondern mit Hilfe von 
wissenschaftlichen Argumenten und Informationen geführt werden, welche 
gleichsam als knappe Ressourcen der Konfliktparteien dienen, um die öffentlich-
politischen Definitionen zu beeinflussen (Lau 1989, S. 420; 427). Diese Einsichten 
legen eine kognitive, kulturtheoretische Erweiterung der Analyse von Konflikten 
nahe (vgl. BrandlEder 1994, S. 4f). Eine strukturelle Beschränkung der verschie-
denen, oben skizzierten Modelle zeigt sich darin, daß der Aspekt der kulturellen 
Definition von Interessen ausgeblendet wird: Gerade in einem Konfliktfeld, in 
dem kulturelle Selbstverständlichkeiten infragegestellt werden und sich zentrale 
Kategorien wie die der Betroffenheit als kulturell voraussetzungsreiche Kon-
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strukte erweisen, sind Interessen nicht einfach gegeben; sie konstituieren und re-
lationieren sich vielmehr erst neu (Brand/ Eder 1994, S. 16). 
3.2.3 Soziologische Forschungsgebiete und Fragestellungen 
Aus diesem Überblick geht hervor, daß das soziologisch gesehen interessante Phä-
nomen der Klimaproblematik in ihrer sozialen Konstruktion und den Prozessen 
ihrer öffentlichen und politischen Kommunikation besteht. Dies läßt sich am Leit-
faden der Frage erfassen, wie die wissenschaftliche These des Klimawandels und 
seine möglichen Folgen von den jeweiligen Konfliktparteien aufgegriffen, in die 
entsprechenden Problemdefinitionen eingebaut und für legitimierende und dele-
gitimierende, dramatisierende und entdramatisierende Zwecke eingesetzt wer-
den. 
1) Zur sozialen Konstruktion des Klimawandels 
Im Falle der Klimaproblematik erhält die wissenschaftliche Konstitution der Pro-
blematik und Prozesse der wissenschaftlichen Vermittlung dieser Wirklichkeits-
konstruktionen eine besondere Bedeutung. Dabei spielt vor allem der Aspekt eine 
zentrale Rolle, der im Kontext der Risiko-Forschung hervorgehoben wird: Das ko-
gnitive Problem der "Unsicherheits-Unsicherheit" (vgl. Funtowicz/Ravetz 1990). 
Die globalen Klimaänderungen können als prägnantes Beispiel dafür herangezo-
gen werden, daß sich die Unsicherheit nicht nur darauf bezieht, ob ein Schaden 
eintreten wird, sondern auch darauf, worin die Unsicherheit besteht 
(Krolm/Krücken 1993, S. 23f; 34). Diese "Unsicherheits-Unsicherheit" manife-
stiert sich darin, daß Schadenserwartungen von Unsicherheitserwartungen über-
lagert werden (ebd.). Aus diesen Merkmalen ergibt sich die Frage nach dem wis-
senschaftlichen Umgang mit dieser Unsicherheit und ihren Auswirkungen auf 
das interne und soziale Verständnis von Wissenschaften. 
Dieses Problem fällt in das Gebiet der Wissenssoziologie, welche sich traditionell 
mit den sozialen Aspekten von Wissenschaft und Wissenschaftsentwicklung be-
faßt. In diesem Kontext sind in den letzten Jahren verschiedene Konzepte ent-
standen, die zum Ziel haben, die Befunde (natur)wissenschaftlicher Forschung als 
kulturell voraussetzungsvolle soziale Konstrukte zu erklären (Beck/Bonß 1984; 
Knorr-Cetina/Mulkay 1983; Bonß 1993). Darin deutet sich eine Paralle zu den 
poststrukturalistischen Konzepten an (vgl. Lyotard 1986). Daneben finden sich 
verschiedene Ansätze, die sich nicht nur mit den sozialen Voraussetzungen, son-
-43-
dern auch den kulturellen Grundlagen des neuzeitlichen Wissenschaftsverständ-
nisses beschäftigen (Stehr 1995, Zierhofer/Steiner 1994). Diese verschiedenen An-
sätze zeichnen sich durch ihre kritische Wendung gegen den Anthropozentrismus 
des soziologischen Denkens aus. 
2) Zur kulturellen Definition von Interessen 
Prozesse wie die Erosion wissenschaftlich-objektiver Kriterien, wie die differen-
tielle Wahrnehmung durch verschiedene Beoachter und die entsprechende Sub-
jektivierung der Urteilsbildung spielen auch im kultursoziologischen Flügel der 
Risikoforschung eine zentrale Rolle (Krohn/Krücken 1993, S. 23f; 34)9). Ein kon-
stitutiver Zug der soziologischen Risikoforschung zeigt sich darin, daß in diesem 
Kontext das Interesse auf die sozialen Kommunikations- und Konstruktionspro-
zesse gelenkt wird. Verschiedene Untersuchungen anhand der Frage, wie Risiken 
im Medium der Risikokommunikation thematisiert werden, kommen zu dem Re-
sultat, daß Risikodefinitionen und Risikobewertungen das mehr oder weniger zu-
fällige Ergebnis kognitiver und evaluativer Prozesse sind (Lau 1989). In verschie-
denen Untersuchungen ist die These belegt worden, daß die differentiellen Pro-
blemdefinitionen in erster Linie kommunikativ erzeugt und in hohem Maße kul-
turell variabel und damit nur in zweiter Linie als sachverhaltsbedingt anzusehen 
sind. Diese Tendenz zeichnet sich exemplarisch in der Auseinandersetzung um 
den Klimawandel ab, wobei in diesem Fall die Vielzahl verschiedener Akteure 
hinzukommt, die sowohl an der Verursachung als auch an der Bewältigung der 
Probleme beteiligt sind. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, welche 
Konsequenzen sich aus dieser Vielzahl und Heterogenität der beteiligten Kon-
fliktparteien im Hinblick auf Prozesse der Politikformulierung, Entscheidungs-
findung und Umsetzung von politischen Maßnahmen ergeben (Prittwitz/Wolf 
1993, S. 198; Wiesenthal1994, S. 138; vgl. Messner et al. 1992f)10). Auf national-
9) Die Wahlverwandschaft dieser kulturssoziologischen mit wissenssoziologischen Konzepten 
läßt sich u.a. daraufzurückführen, daß die verschiedenen Konzepte zunächst in wissensso-
ziologischen Kontexten entfaltet wurden und dann in einem weiteren Schritt zu einem Pa-
radigma gesamtgesellschaftlicher Entwicklung erweitert werden (vgl. Beck/ Bonß 1984). 
10) Im Rahmen der Risikoforschung finden sich daneben auch allgemeinere Überlegungen zu 
den entscheidungstheoretischen Aspekten der Problematik: Unter dem Stichwort "Risiko-
paradox" wird hier der Sachverhalt behandelt, daß es keine Entscheidung ohne Risiko gibt; 
daß also auch Alternativen zu riskanten Handlungen, einschließlich ihrer Unterlassung, 
ebenfalls risikobelastet sind (Luhmann 1993, 142). Beispielsweise wird heftig kritisiert, in-
wieweit der Verzicht auf Atomkraft das Risiko der globalen Erwärmung erhöhen könnte. 
Das Dilemma besteht darin, daß, je mehr Entscheidungen getroffen werden, desto zahlrei-
cher die Übel erscheinen, die politisch verantwortet werden müssen (Wiesenthal 1994, 
(Fortsetzung auf der nächsten Seite) 
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staatlicher Ebene, auf der politische Entscheidungen ausschließlich legitimiert 
werden können, handelt es sich um das Problem der Akzeptanz, die in einem öko-
logisch hoch sensibilisierten "Klima" nicht mehr automatisch vorausgesetzt wer-
den kann, sondern in öffentlichen Kommunikationsprozessen hergestellt werden 
muß (vgl. BrandlEder 1994, S. 7). 
Die kulturellen Grundlagen von politischen Entscheidungsprozessen werden in 
den kultursoziologischen Ansätzen (Wildavsky 1992; Rayner 1991), in klassischen 
Arenen-Modelle der Politik (Habermas 1985; Offe 1984) sowie in den politikwis-
senschaftlichen Ansätzen (March/Olson 1989; FriedlandiAlford 1991) und den or-
ganisationssoziologischen Arbeiten (Powell/Di Maggio 1991) im Rahmen des "new 
institutionalism" ausgeleuchtet. Die gemeinsame Stoßrichtung dieser ansonsten 
durchaus unterschiedlichen Perspektiven ist die Zurückweisung des Erklärungs-
anspruches der rational-choice-Perspektive. In direkter Abwendung von diesen 
Modellen werden nun vornehmlich symbolische Aspekte politischen Handeins in 
den Mittelpunkt der Betrachtung gerückt. Öffentliche Kommunikationsprozesse 
werden hier im Hinblick auf die Legitimität bzw. Akzeptanz politischer Entschei-
dungen und Institutionen untersucht (Habermas 1992; Luhmann 1991; 1993; Ot-
way/Wynne 1993). Diesen verschiedenen Ansätzen liegt die Vorstellung zugrun-
de, daß die Legitimität politischer Institutionen nicht nur auf der Erreichung be-
stimmter Ziele, sondern zugleich auch auf der symbolischen Inszenierung der ge-
meinsam geteilten Kriterien für "angemessene" Ziele und "angemessene" Formen 
der Zielverwirklichung beruhen (vgl. BrandlEder 1994, S. 12). Rayner versucht 
beispielsweise zu zeigen, wie stark Naturbilder ("Mythen") die Gesellschaft in 
Gruppen spalten, die wiederum unterschiedliche politische Maßnahmen aus die-
sen Mythen ableiten, und wie weite Bereiche der gesellschaftlichen Realität ent-
lang dieser Konflikte strukturiert werden (Rayner 1991). Wildavsky behauptet, 
daß die Diskurse um ökologische Risiken ihre Brisanz nicht durch den Verweis 
auf eine tatsächliche Bedrohung, sondern als Ressource im Kampf gesellschaftli-
cher Gruppen um die Chance gewinnen, Lebensstile und Verhaltensweisen ver-
(Fortsetzung von der Vorseite) 
S. 138). Ließen sich alle riskanten Entscheidungen unterdrücken, dann drohten zwar weni-
ger Risiken im Sinne von Entscheidungen, die konkreten Urhebern zuzurechnen sind, aber 
die unzurechenbaren Gefahren nähmen zu (Wiesenthal1994, S. 138). Die Schlußfolgerung, 
welche sich daraus ergibt, ist, daß alle Eingriffe in die gesellschaftliche Risikoproduktion 
notwendigerweise, da sich die Menge der Entscheidungen vermehrt, auch mehr Risiken 
hervorbringen (Wiesenthal1994, S. 138). Daraus ergibt sich die weiterführende Frage, wel-
che Auswirkungen diese Faktoren auf das Entscheidungsverhalten politischer Akteure ha-
ben (vgl. Brunsson 1989). 
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bindlieh vorzuschreiben (Wildavsky 1992). Der institutionelle Akzent dieser An-
sätze besteht darin, daß gesellschaftliche Kontroversen und Konflikte auf die di-
vergierenden und konkurrierenden Rationalitäten verschiedener gesellschaftli-
cher Teilbereiche zurückgeführt werden (vgl. Friedland/Alford 1991, S. 255; 
Krohn/Krücken 1993, S. 30f; Otway/Wynne 1993, S. 101; vgl. oben Modernisie-
rungsprobleme 2. Ordnung).11) Im Gegensatz zu Foucault werden Institutionen 
hier nicht nur als beschränkende, sondern vor allem auch als ermöglichende 
Aspekte von gesellschaftlichen Kommunikationsprozessen betrachtet (vgl. Ha-
bermas 1992). Dabei rückt der Aspekt in den Vordergrund der Betrachtung, daß 
und aufwelche Weise politisch-kultureller Wandel auch zu Umgewichtungen ge-
sellschaftlicher Macht führen kann: Argumentative Interaktionen reproduzieren 
- so die Stoßrichtung der Argumentation - nicht nur bestehende institutionelle 
Machtrelationen, sondern können diese auch verändern (Brand/Eder 1994, S. 100. 
Zum Prozeß der Problemdefinition und der Thematisierungsmacht verschiedener 
Konfliktparteien liegen mehrere Arbeiten vor (vgl. Brunner 1991; Jamieson 1990, 
1992; Messner et al. 19920. Jedoch handelt es sich hier fast ausschließlich um Re-
konstruktionen des Verlaufes der US-amerikanischen Debatte. In diesen Arbei-
ten bleiben nicht nur nationale Besonderheiten, sondern vor allem auch der für 
die Klimaproblematik konstitutive Aspekt der kulturellen (Re)Definition von In-
teressen unterbelichtet. Diese Aspekte lassen sich im Rahmen einer Diskursana-
lyse in Angriff nehmen, die als disziplinübergreifendes Paradigma in der angels-
ächsischen Debatte entstanden ist und an verschiedene interpretative For-
schungsstränge anknüpft (vgl. Brand 1993, V an Dijk 1985; Hajer 1993; Lau 1989). 
Konstitutiv für diese Perspektive ist die Analyse von Diskursen als "Felder kom-
plexer symbolischer Interaktion" (Brand 1994, S. 86). Diskursanalysen gehen da-
von aus, daß Akteure mit unterschiedlichen Ressourcen auf einen gemeinsamen 
Bestand kultureller Deutungsmuster und Symbole zurückgreifen, der in gruppen-
und milieuspezifischer Selektivität aktualisiert und themenspezifisch und unter 
einem strategischen Interessenkalkül -unter Ausnutzung der jeweiligen Chan-
censtruktur- neu arrangiert wird (ebd.). 
11) Institutionelle Komponenten spielen in prominenten makrosoziologischen Forschungspro-
grammen über gesellschaftliche Strukturprinzipien in der Nachfolge Max Webers eine 
wichtige Rolle (vgl. Lepsius 1990; Offe 1986; Schluchter 1979). In den aufWeher zurückge-
henden Forschungstraditionen werden Institutionen als Mittler zwischen "Ideen" und "In-
teressen" (Weber) oder zwischen" Wertorientierungen" und "Bedürfnisdispositionen" (Par-
sons) begriffen (vgl. Schluchter 1979, S. 41; Habermas 1992, S. 93/4). Diese beiden Aspekte 
konstituieren zwei Analyseperspektiven, welche von Weber über Parsons bis Habermas in 
ihrer Komplementarität beibehalten werden (vgl. Lepsius 1990, S. 42; Habermas 1981). 
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Der Prozeß der sozialen Konstruktion und die Bedingungen seiner Transforma-
tion in einen öffentlichen Konfliktdiskurs lassen sich anhand der Frage rekon-
struieren, warum sich welche "Rahmungen" (vgl. Abschn. 4.3) in welchen Kontex-
ten als dominante Wirklichkeitskonstrukte durchsetzen und entsprechend öffent-
liche Resonanz finden (vgl. Snow et al. 1986; Snow/Benford 1988). Gerade in der 
internationalen Diskussion um globale Klimaänderungen zeigt sich, in welchem 
Maße sich konkurrierende und sich zunehmend auch polarisierende Rahmungen 
der Debatte herausbilden. Die Debatte um den Klimawandel kann als politische 
Auseinandersetzung mit der Ent- und Restrukturierung von sozialen Zeit- und 
Raumbezügen im globalen Maßstab betrachtet werden (vgl. BrandlEder 1994, S. 
6). Das neue Niveau der Debatte um die globalen Klimaänderungen besteht nun 
darin, daß die durch das "nördliche" industrielle Wohlstandsmodell verursachten 
globalen Gefährdungslagen mit der armutsbedingten Umweltzerstörung im "Sü-
den" gekoppelt werden (Brand/Eder 1994, S. 4; Meyer-Abich 1990, S. 59; Pritt-
witz/Wolf 1993, S. 202; 204f). Um über die Strukturierung der Debatte Aufschluß 
zu erhalten, bietet es sich an, den Prozeß der sozialen Konstruktion von politikre-
levanten "Rahmungen" zu betrachten. Die Art, wie Probleme wahrgenommen 
und gedeutet werden, strukturiert zugleich auch das Konfliktterrain: Im Zuge der 
Wahrnehmung werden die Problemursachen und die Schuldigen benannt, aufbe-
stimmte Lösungsstrategien verwiesen und verschiedene Handlungsmotive und 
Legitimationen angeboten (siehe Abschn. 4.3). 
Die diskurstheoretische Perspektive gibt die Möglichkeit, die in diesem Konflikt-
feld miteinander konkurrierenden "issue-packages"- die spezifischen Konfigura-
tionen von interpretativen "frames" und Symbolisierungen - anhand der massen-
medialen Repräsentation zu rekonstruieren (vgl. Gamson/Modigliani 1989). Die 
strukturelle Grenze dieser Perspektive zeigt sich darin, daß ausschließlich symbo-
lische Aspekte erfaßt werden. Um darüber hinaus auch der argumentativen Dy-
namik des Diskurses Rechnung zu tragen, bietet es sich an, die "story lines" im 




Die Klimathematik wird in der Politikwissenschaft vor allem im Rahmen der na-
tionalen und internationalen Umweltforschung behandelt. Die Umweltpolitik hat 
sich in der Politikwissenschaft als ein Forschungsfeld mit unterschiedlichen in-
haltlichen und methodischen Schwerpunkten entwickelt. Klimaänderungen stel-
len aus politikwissenschaftlicher Perspektive ein Problemfeld dar, bei dem die 
spezifischen Eigenschaften globaler Umweltprobleme wie Komplexität, Globali-
tät und Langfristigkeit exemplarisch hervortreten. Generell kann festgestellt 
werden, daß sich die neuere politikwissenschaftliche Umweltforschung auf die 
Formulierung und Implementierung umweltpolitischer Programmme konzen-
triert hat. Die Diskussion um politische Zielsetzungen und entsprechende Maß-
nahmen zu ihrer Umsetzung hingegen wird weitgehend der Ökonomie überlassen 
(vgl. Weizsäcker 1992). 
In der Diskussion um Ansätze zu einer "ökologischen Modernisierung" (Jänicke 
1988, Simonis 1988) wird die Diskrepanz zwischen den neuartigen Problemlagen 
und dem entsprechenden Problemlösungsbedarf und den vorhandenen umweltpo-
litischen Prinzipien und Instrumenten thematisiert. Modernisierungsbedarfwird 
hier vor allem auf Seiten des politischen Handlungssystems gesehen (Jänicke 
1993). Als mögliche Lösung wird ein dezentrales und konsensbetontes Politikmo-
dell entworfen. In diesem Modell obliegt dem Staat die Funktion der Sicherstel-
lung des ökologischen Minimalkonsens sowie der "strategischen Gestaltung" (vgl. 
Jänicke 1993). Darüber hinaus werden gesellschaftlichen Kommunikationspro-
zessen und entsprechenden "dialogischen Politikmustern" eine entscheidende 
Rolle beigemessen (ebd, S. 28). Die komparative Umweltforschung hat gezeigt, 
daß Prozessen der öffentlichen Meinungs- und Willensbildung bei der Wahrneh-
mung gesellschaftlicher Problemlagen eine zentrale Rolle zukommt und daß die-
ser dialogische Politikstil ökologische Innovationen im politischen System begün-
stigt (vgl. Abschn. 4.3). Daneben wird die zunehmende Bedeutung anderer "para-
staatlicher Mechanismen" hervorgehoben (Jänicke 1993), die sich über den Staat 
hinaus etablieren und auf den politischen Prozeß einwirken können. Dies zeigt 
sich im Falle der Klimathematik insbesondere im internationalen Kontext (vgl. 
Breitmeier 1992). 
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3.3.1. Umweltpolitische Forschung in der Politikwissenschaft 
Innerhalb der Politikwissenschaft wurde die Umweltproblematik zunächst als 
"Modethema" wahrgenommen und konnte sich erst in den späten 1980er Jahren 
als eigenständiges Politikfeld konstituieren (Schmidt 1993). Umweltbezogene 
Analysen entstanden in einzelnen politikwissenschaftlichen Subdisziplinen wie 
der Politischen Soziologie, der Policy-Forschung, der Analyse internationaler Be-
ziehungen und der allgemeinen Theoriediskussion (vgl. Prittwitz 1993, Hucke 
1991). Jedoch wurde die Umweltproblematik weder in den Lehrplänen noch den 
Prüfungsordnungen systematisch verankert. In einer Umfrage zur Lehrenquete 
aus dem Jahre 1986 wurde dies darauf zurückgeführt, daß umweltpolitische Kom-
ponenten in Studienschwerpunkten anderer Disziplinen bereits integriert sind 
bzw. daß diese Komponenten interdisziplinäre Herangehensweisen erforderten, 
womit Grenzen überschritten würden, die bisher vehement verteidigt werden 
(vgl. Hartwich 1987, S. 19ft). 
Umweltanalysen mit potentieller Beratungskapazität konnten sich vor diesem 
Hintergrund weniger innerhalb als vornehmlich außerhalb des universitären Be-
triebs etablieren. In diversen Forschungsinstituten im Schnittfeld von Forschung 
und Politik entstanden nicht nur zahlreiche umweltpolitische Analysen, sondern 
auch Vorschläge, sektorale Politiken und entsprechenden Ansätze aufeinander 
abzustimmen (vgl. Loske 1990). Durch die Auslagerung politikwissenschaftlicher 
Umweltforschung in außeruniversitäre, interdisziplinäre Projekte wurden inhalt-
liche Schwerpunkte gesetzt, die zum Teil heute noch die Diskussion bestimmen 
(vgl. umweltpolitische Diskussion um Strategien). 
Auch für das Thema "Klima" gilt, daß erst Ende der achtziger Jahre, als das The-
ma langsam in der politischen Agenda an Bedeutung gewann, die Zahl politikwis-
senschaftlicher Analysen zunahm (vgl. Meyer-Abich 1992). Die Forschung kon-
zentrierte sich dabei auffolgende inhaltliche Schwerpunkte: 
Analyse von Interessenslagen und Strategien der zentralen Akteure im um-
weltpolitischen Handlungsfeld: Im Vordergrund stehen hier Konfliktstruktu-
ren mit relativ heterogenen Interessenslagen (vgl. Fischer 1992; 1992a, Loske 
1991, Oberthür 1992) 
Analyse der Formulierung und Implementation umweltpolitischer Program-
me (vgl. Simonis 1992, Loske 1990, Enquete-Kommission "Vorsorge zum 
Schutz der Erdatmosphäre" des 11. Bundestages 1988). 
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Analyse von Maßnahmen und Instrumenten zur Umsetzung von umweltpoliti-
schen Programmen 
Analyse der Rolle internationaler Organisationen und der Entstehung inter-
nationaler Umweltregime (vgl. Breitmeier 1992). 
3.3.2 "Klima" als Thema politikwissenschaftlicher Forschung im internationalen 
und nationalen Kontext 
Die Konferenz der Vereinigten Nationen für Umwelt und Entwicklung (UNCED), 
die 1992 in Rio de Janeiro stattfand, stellt ohne Zweifel einen Meilenstein der in-
ternationalen Umwelt- und Klimapolitik dar: Auf der einen Seite wurde in diesem 
Rahmen die Knappheit bzw. Endlichkeit natürlicher Ressourcen international 
anerkannt (vgl. etwa Sachs 1994, S. 30). Auf der anderen Seite wurden hier massi-
ve Verständigungsschwierigkeiten und Konfliktpotentiale offenkundig. Diese 
entzünden sich nicht nur an der Einschätzung und Bewertung von Problemlagen, 
sondern vor allem bei der Entscheidungsfindung über umweltpolitische Ziele so-
wie Ressourcen und Strategien zur ihrer Umsetzung. 
In diesem Kontext zeigt sich bereits, daß mit der Klimaproblematik bestehende 
Konflikte reproduziert werden und daß diese Konflikte in internationalen Foren 
ausgehandelt werden müssen, woraus sich wiederum neue Akzente auch für die 
Forschung ergeben. 
So werden in den politikwissenschaftlichen Analysen sowohl Akteure im nationa-
len und internationalen Kontext als auch die sich formierenden Konfliktlinien 
untersucht. Dabei ergibt sich, daß die Klimaproblematik ein Vehikel darstellt, 
mit dessen Hilfe politische Akteure und gesellschaftliche Gruppen ihre Interessen 
in öffentliche Diskussionen und politische Prozesse tragen (vgl. Dinkelmann 
1992, vgl. Abschn. 4.3). Dies gilt sowohl für nationale als auch für internationale 
politische Akteure, die nicht selten in einem Spannungsverhältnis stehen. So er-
weisen sich die Interessenlagen als außerordentlich heterogen und sollen zu-
nächst im einzelnen betrachtet werden. 
Im Zusammenhang mit der internationalen Klimapolitik werden folgende Kon-
flikte thematisiert. 
In den Foren internationaler Politik zeichnen sich in zunehmenden Maße Zu-
rechnungskonflikte ab: Hierbei geht es um den Ressourcenverbrauch und so-
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mit um die Verursachung eines möglichen Klimawandels sowie um die Betrof-
fenheitenen dadurch. Letzterer Aspekt spielt in der Diskussion um "Gewin-
ner" und "Verlierer" eine zentrale Rolle: Im Falle einer globalen Erwärmung 
können die Länder der Dritten Welt als potentielle Verlierer betrachtet wer-
den, da sie aufgrundgeographischer und sozioökonomischer Ausgangsbedin-
gungen stärker von möglichen Klimaveränderungen betroffen sein werden 
(vgl. Agarwal/Narain 1992; Parry et al. 1988). 
Diese Konflikte um potentielle Folgen von Klimaänderungen finden im Span-
nungsverhältnis der Nord-Süd-Beziehungen statt (Loske 1991). Jedoch zeigt 
sich, daß auch innerhalb der Gruppe der Entwicklungsländer und der Indu-
strieländer unterschiedliche Interessen vorhanden sind. Das bedeutet, daß 
auch hier die Interessen der internationalen Akteure differenzierter betrach-
tet werden müssen(vgl. Bleischwitz I Etzbach 1992). 
Aus Untersuchungen geht hervor, daß das außenpolitische Umweltengage-
ment von Staaten in einem engen Zusammenhang mit ihren innenpolitischen 
Konflikten steht (vgl. Fischer 1992; 1992a). Es entsteht ein Spannungsverhält-
nis zwischen innenpolitischen und außenpolitischen Interessenslagen, das in 
der Literatur bisher kaum behandelt wurde. Welche nationalen gesellschaftli-
chen Gruppen oder Akteure ein spezifisches Interesse daran haben, die Klima-
thematik in der globalen Agenda zu forcieren, bleibt in der Literatur weitge-
hend unbeantwortet. Eine mögliche Erklärung bietet die These, daß gerade 
Akteure und Gruppen aus Gesellschaften, in denen Umweltpolitik über eine 
längere Tradition verfügt, mit gegensätzlichen Motiven auf die globale um-
weltpolitische Agena Einfluß zu nehmen versuchen (Sachs 1994, S. 8). Diese 
These müßte empirisch überprüft werden, wobei der Zusammenhang zwischen 
Innen- und Außenpolitik besonders zu thematisieren ist. 
Für die globale Klimapolitik gilt, daß sie nur erfolgreich sein kann, wenn sie meh-
reren Interessen gleichzeitig dienen kann (vgl. Fischer 1992; 1992a, Mohr 1991). 
Diese Interessen müssen jedoch erst noch im einzelnen benannt und analysiert 
werden. Zusammenfassend kann für die Analyse politischer Akteure festgehalten 
werden, daß das Thema "Klima" ein Problemfeld darstellt, über das gesellschaftli-
che Gruppen ihre traditionellen Interessen in politische Arenen tragen. 
Offen bleiben bisher die Fragen nach 
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den konkreten Interessen und Strategien der nationalen und internationalen 
Gruppen und Organisationen. Staatliche Maßnahmen und Instrumente der 
Klimapolitik hängen maßgeblich von dem innergesellschaftlichen Prozeß der 
Wahrnehmung und Problemdefinition ab und bilden ein wichtiges Fundament 
internationaler Klimapolitik. 
der Rolle von Umweltverbänden sowohl im innerstaatlichen als auch im inter-
nationalen System. Ohne Zweifel gewinnen Umweltverbände bei Genese und 
Strukturierung öffentlicher Diskurse an Bedeutung. Die Analyse ihrer Inter-
essen, bzw. den normativen und politischen Präferenzen, die diesen zugrunde-
liegen, könnte Aufschluß über das Verhältnis zu anderen gesellschaftlichen 
Gruppen, staatlichen und supranationalen Akteuren geben. 
dem Verhältnis von nationalen und internationalen Interessen. Studien zur 
vergleichenden Energiepolitik haben gezeigt, daß die nationale und interna-
tionale Ebene der Interessenformulierung schwer zu trennen ist und eine 
wechselseitige Verschränkung vorliegt. 
Bei der Analyse politischer Akteure im nationalen Kontext stehen Bürgerinitiati-
ven, Umweltparteien sowie Akteure aus Bereichen wie Energie-, Verkehrs-, 
Chemie- oder Abfallpolitik im Mittelpunkt (vgl. Schulze 1989; Damaschke 1986). 
Untersucht werden die relativ heterogenen Interessen der gesellschaftlichen 
Gruppen. Die Klimathematik wird von einigen Autoren als "issue" eingeschätzt, 
bei dem die Gegensätze zwischen gesellschaftlichen Gruppen nicht entlang der 
"alten sozialen Fronten" verlaufen, sondern sich neuartige Konstellationen her-
ausbilden, woraus sich wiederum eine "offene Situation für innovative Lösungen" 
ergibt (Loske 1990, S. 36). Eine zentrale Rolle bei der Formulierung und Durch-
setzung klimapolitischer Interessen spielen beispielsweise die nicht-staatlichen 
Umweltorganisationen, die sich zunehmend etablieren (vgl. Oppenheimer 1990). 
Grund hierfür ist nicht zuletzt ihre zunehmende Professionalisierung und das Ge-
winnen von Experten (Oppenheimer 1990, S. 342). 
Die Klimathematik stellt in der Diskussion um klimapolitische Handlungsstrate-
gien ein neues Problem der Umweltpolitik dar. Im Vergleich zu vielen anderen 
Umweltproblemen ist hier auf der Ebene zumindest der Formulierung allgemei-
ner umweltpolitischer Zielsetzungen noch eher Integration und Konsens möglich. 
Konflikte zwischen politischen Akteuren treten dort auf, wo konkretes Handeln 
gefordert wird (Loske 1991). Solche Handlungsstrategien beziehen sich auf Berei-
che wie die Verkehrs-, Energie-, Chemiepolitik etc., können auf der regionalen, 
-52-
kommunalen oder staatlichen Ebene angesiedelt werden und bilden dort spezifi-
sche Konfliktmuster aus (vgl. Abschn. 4.4). 
3.3.3 Forschungsgebiete und Fragestellungen aus dem Blickwinkel der Politik-
wissenschaften 
Zunehmendes Gewicht in der politikwissenschaftlichen Literatur erhält der Pro-
zeß der Agendabildung. Die Aufmerksamkeit wird hier auf diejenigen sozialen 
Prozesse gelenkt, die dem Bereich der politischen Entscheidungsfindung vorgela-
gert sind (Breitmeier 1992, S. 2). Die Analyse der Agendabildung soll die Frage 
beantworten, welche Faktoren die Aufnahme bestimmter Probleme in die politi-
sche oder in die globale Agenda begünstigen oder erschweren. Die Ergebnisse die-
ser Betrachtung können wichtige Hinweise für die Umsetzung klimapolitischer 
Handlungsstrategien auf der internationalen Verhandlungsebene liefern. Hierbei 
stehen normative und kulturelle Aspekte im Vordergrund. Die Entwicklung von 
Entscheidungskriterien wie z.B. soziale Bedeutung, weitreichende langfristige 
Auswirkungen, Symbolgehalt von Klimaveränderungen etc. (Kriterien nach 
Breitmeier 1992, vgl. Cobb et al. 1976) sind wichtige Kriterien politischer Ent-
scheidungsbildungsprozesse. Ein Aspekt, der in der Analyse der Agendabildung 
in das Zentrum der Betrachtung rückt, ist die besondere Rolle der Wissenschaft 
(vgl. Krohn/Küppers 1989; vgl. Abschn. 4.3). 
Die Policy-Forschung als Analyse umweltpolitischer Programme und Instrumen-
te umfaßt sowohl beschreibend-erklärende als auch praktisch-beratende Ansätze 
(vgl. Heritier 1993). Die Kritik an diesen Ansätzen bezog sich in besonderem Ma-
ße auf Schwierigkeiten bei der empirischen Übertragbarkeit und machte ihnen 
zum Vorwurf, sie stelle ein technokratisches Herrschaftsinstrument dar (vgl. He-
ritier 1993). Obgleich sich die Forschung in ihren Anfängen sehr stark an der 
amerikanischen Policy-Forschung orientierte, hat die deutschsprachige Policy-
Forschung mittlerweile ihr eigenes Profil entwickelt (Jann 1991). In der deutsch-
sprachigen Umweltforschung wurden in Länderstudien und komparativ ausge-
richteten Analysen insbesondere Prozesse der Institutionalisierung von Umwelt-
politik sowie ihre Restriktionen untersucht (vgl. Simonis 1988; Jänicke 1990). 
Darüber hinaus gewann die Evaluation von Programmen und ihrer Implementa-
tion bzw. die Analyse von Entscheidungs- und Vollzugsdefiziten an Bedeutung 
(vgl. Hucke/Wollmann 1989). 
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Im Unterschied zu den USA oder den Niederlanden (vgl. Abschn. 4.1) existieren 
derzeit in der deutschsprachigen Forschung noch keine Policy-Analysen über die 
Formulierung und Implementation von Klimaprogrammen. 
In verschiedenen Arbeiten werden die Strukturen von internationalen Systemen 
analysiert. Dabei geht es um Institutionen, auf deren Basis völkerrechtlich ver-
bindliche Klimaprogramme entwickelt und durchgeführt werden können (vgl. Si-
monis 1992, Oberthür 1992). Neben den traditionellen internationalen Organisa-
tionen wie den Vereinten Nationen sind darüberhinaus weitere internationale 
und supranationale Verhandlungssysteme entstanden, an welchen eine Vielzahl 
staatlicher und nicht-staatlicher Akteure teilnehmen. Diese Strukturen wurden 
bisher in der Klimathematik im Hinblick aufihre Funktionen schon ansatzweise 
untersucht (vgl. Fischer 1992; 1992a, Breitmeier 1992; Oberthür 1992). 
Umweltprobleme spielen auch in der Diskussion über Modernisierungspolitik eine 
zentrale Rolle. Hier geht es um die Wahrnehmungs- und Problemlösungskapazi-
täten politischer Institutionen und um entsprechende Möglichkeiten einer ökolo-
gischen Modernisierung. In diesen Ansätzen werden zwei Kritikpunkte themati-
siert, die besonders für die Klimathematik relevant sind: Der erste bezieht sich 
auf die Einseitigkeit von gesellschaftlichen Lösungsstrategien, welche sich weit-
gehend auf technische Innovationen stützen (vgl. Grubb et al. 1991). Der zweite 
bezieht sich auf die Globalität von Umweltrisiken, deren Auswirkungen politi-
sche Innovationsprozesse erforderlich machen (vgl. Scharpf 1993; Böhret 1993). 
Ausgangspunkt dieser Diskussion ist die Überlegung, ob und wie globalen ökolo-
gischen Gefährdungen national begegnet werden kann. Die Fragen kreisen in die-
ser Diskussion um die Möglichkeiten globalen "Regierens" bzw. einer neuen 
"Weltordnung" (vgl. Wewer 1993). In diesem Zusammenhang kann auch die Dis-
kussion um die globale Klimaschutzpolitik gesehen werden. 
Als weiteres Gebiet politikwissenschaftlichen Interesses läßt sich die Analyse der 
Handlungsstrategien angeben. Dieses Forschungsfeld teilt sich die politikwissen-
schaftliche Umweltforschung mit der Rechtswissenschaft und der- vor allem mit 
allen umweltpolitischen Instrumenten befaßten - Wirtschaftswissenschaft (vgl. 
Abschn. 3.4). Die Forschung konzentrierte sich bisher sehr stark aufinstitutionel-
le Handlungsbedingungen und auf einzelne Instrumente wie Auflagen und Abga-
ben. Darüber hinaus finden sich grundlegendere Überlegungen zum Funktions-
wandel des Staates (vgl. Grimm 1994) und zur Neuorientierung politischer Prinzi-
pien. 
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In der politikwissenschaftlichen Diskussion um klimapolitische Programme und 
Instrumente werden immer wieder folgende Aspekte hervorgehoben: 
Die Strategiendiskussion ist zu sehr auf ökonomische und technische Innova-
tionen konzentriert. Dabei werden zu wenig sozio-kulturelle Zusammenhänge 
berücksichtigt. 
Die politische Durchsetzbarkeit und Effizienz dieser Programme und Instru-
mente ist stark von der öffentlichen Wahrnehmung und Problemdefinition ab-




Innerhalb der Sozialwissenschaften sind die Wirtschaftswissenschaften die Diszi-
plin, die sich Anfang der 1970er Jahre als eine der ersten und bis heute am umfas-
sendsten mit der Umweltthematik beschäftigt hat. Damals entstand mit der Um-
weltökonomie eine Spezialdisziplin angewandter Wirtschaftswissenschaft. Aus 
ihr leiten sich die heutigen Ansätze und Methoden der wirtschaftswissenschaftli-
chen Beschäftigung mit der Klimathematik weitestgehend ab. 
Ökonomischen Ansätzen wird seither in der Debatte um umweltpolitische Strate-
gien eine zunehmend dominierende Rolle zugeschrieben (z. B. Byrne 1993, S. 58; 
Fankhauser 1994). Dies überrascht insofern nicht, als "ökonomisches Denken" die 
heutigen Gesellschaften- weitgehend unabhängig von de facto praktizierten Sy-
stemen - beherrscht. Es läßt sich an zahlreichen Beispielen belegen, daß die Wirt-
schaftswissenschaften vor allem seit den 1950er Jahren erheblichen Einfluß auf 
(wirtschafts)politische Entscheidungen ausüben (z. B. Malabre 1994, S. 1ft). Eine 
der Ursachen für diese besondere Rolle der Ökonomie in der Politikberatung ist 
wohl darin zu suchen, daß sie in erster Näherung "wissenschaftliche Objektivität" 
verspricht undapriorinicht-politische Bewertungsmethoden anbietet. Gleichzei-
tig haben die Wirtschaftswissenschaften in den letzten Jahrzehnten ihren 
Untersuchungs- und Anwendungsbereich kontinuierlich ausgeweitet. Man denke 
an die Entwicklung von Teildisziplinen wie etwa der Gesundheits-, Bildungs-, 
Umwelt- oder Bevölkerungsökonomie. 
Die Umweltökonomie baut auf den Theorien der ökonomischen Klassik aus der 
Mitte des 19. Jahrhunderts (Malthus, Ricardo u. a.) und vor allem auf dem seit 
Ende des 19. Jahrhunderts dominierenden neoklassischen mikrotheoretischen 
Denkansatz (mit den beiden herausragenden Begründern Marshall und Pigou) 
auf. Hier wird das Umweltproblem vor allem mit der Theorie der öffentlichen Gü-
ter und der Differenz zwischen volkswirtschaftlichen und einzelwirtschaftlichen 
Kosten von Produktion und Konsum (dem Konzept der externen Kosten bzw. Ef-
fekte) erklärt. 
Die Wirtschaftswissenschaften 1m allgemeinen beschäftigen sich, vereinfacht 
ausgedrückt, mit rationalen Entscheidungen von Wirtschaftssubjekten über die 
dynamische (d. h. zwischen verschiedenen Zeitperioden) bzw. statische (d. h. zwi-
schen verschiedenen Bereichen in einer Periode) Allokation knapper Ressourcen 
oder Güter auf alternative Verwendungen. Ziel ist dabei eine effiziente Allokation 
und die Maximierung der gesellschaftlichen Wohlfahrt entsprechend der indivi-
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duellen Präferenzen. Dementsprechend wird in der neoklassischen Umweltökono-
mie auch die Nutzung der knappen Ressource "Umwelt" vornehmlich als ein Allo-
kationsproblem betrachtet. 
Die Politik sieht sich gerade in Zeiten begrenzter Finanzhaushalte einer zuneh-
mend kritischen Öffentlichkeit gegenüber, was Umfang und Zweck getätigter 
Ausgaben betrifft. Sie muß daher nach möglichst konsensual und einheitlich ver-
wendbaren Entscheidungs- und Bewertungskriterien suchen. Hier ist natürlich 
ein ökonomischer Ansatz sehr willkommen, mit dessen Hilfe gemäß dem "ökono-
mischen Prinzip" nach den besten Verwendungen verfügbarer Mittel gesucht 
wird. 
Dies gewinnt im Zusammenhang mit der Klimaproblematik besondere Bedeu-
tung: Während sich bei den bisher bekannten Umweltproblemen Schäden und er-
forderliche Maßnahmen in einer noch überschaubaren Kostendimension beweg-
ten, scheint dies angesichts der zu erwartenden Situation bei den klimaände-
rungsrelevanten Emissionen und den notwendigen Maßnahmen zu deren Reduk-
tion nicht mehr zu gelten. Wahrscheinlich werden letztlich auch Veränderungen 
des Lebensstiles erforderlich sein. In Verbindung mit den oben schon beschriebe-
nen ökologischen und sozioökonomischen Unsicherheitsfaktoren entsteht also für 
die Politik ein klassisches Dilemma zwischen unsicheren Entscheidungsgrundla-
gen und dennoch bestehenden Handlungsnotwendigkeiten. 
3.4.1 Ziele und Methoden der Umweltökonomie 
Schon die umweltbezogene Allokationsfrage führt sehr schnell zu wirtschaftspoli-
tischem Handlungs- und auch Bewertungsbedarf. So muß eine effiziente und 
wirksame Politik etwa über gesetzliche Rahmenbedingungen, über Bewertungen 
von Nutzen und Schäden in bezugauf Umweltgüter sowie entsprechende Quali-
tätsziele in einzelnen Bereichen oder über den Einsatz von bestimmten Instru-
menten entscheiden. Hierfür versuchen die Wirtschaftswissenschaften, Entschei-
dungsgrundlagen zu liefern, um zu einem adäquaten Umgang mit den Umweltsy-
stemen zu gelangen. Dabei werden Methoden der Bilanzierung und Strukturie-
rung, beispielsweise Materialbilanzen oder Input-Output-Analysen (z. B. Faber et 
al. 1983; Faber/Proops 1990), sowie Bewertungsverfahren verwendet. 
Im klimapolitischen Kontext widmet sich die Umweltökonomie zwei zentralen 
Themenbereichen: 
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1. Der Frage, wie sich Klimaänderungen aufVerfügbarkeit und Qualität von vor 
allem sozioökonomisch relevanten Ökosystemen sowie auf sozioökonomische 
Systeme auswirken und wie dies in ökonomischen Größen ausgedrückt werden 
kann. 
2. Der Frage, wie verschiedene klimapolitische Maßnahmen und Strategien zu 
bewerten sind und welche Prioritäten gesetzt werden sollen. 
Im traditionellen neoklassischen Ökonomieansatz wird eine effiziente Umwelt-
und Klimapolitik angestrebt, d. h. es wird nach dem "ökonomisch optimalen Aus-
maß" an Umweltverschmutzung oder Klimaänderung gesucht. Gemäß mikro-
bzw. wohlfahrtsökonomischer Grundlagen ist dies dann der Fall, wenn der "Netto-
nutzen" einer Situation bzw. einer Maßnahme (d. h. die Differenz zwischen Nut-
zen und Kosten) maximal ist. Unter Verwendung entsprechender Funktionen und 
der Differentialrechnung wird das "ökonomische Optimum" dort gesucht, wo 
Grenznutzen und -kosten (also die Steigungen der beiden Kurven), jeweils ausge-
drückt in Geldgrößen, gleich groß sind (z. B. Endres et al. 1991). 
Das Optimalitätskriterium und die Monetarisierung können als die beiden zen-
tralen Paradigmen wirtschaftswissenschaftlicher Bearbeitung der Umwelt- bzw. 
Klimathematik angesehen werden. 
Die neoklassische Ökonomie ist vor allem auch durch ihren formal-analytischen 
Charakter geprägt. Mit Hilfe der Mathematik wird versucht, Ursachen und po-
tentielle Wirkungen etwa von Klimaänderungen in rechenbaren Modellen abzu-
bilden, um daraus letztlich für die Politik verwertbare Aussagen abzuleiten. An 
Hand von Ökonomie-Energie-Modellen sollen Struktur und Entwicklung umwelt-
bzw. klimarelevanter Aktivitäten sowie deren Reagibilität aufbestimmte Eingrif-
fe abgebildet werden, um dann die Wirkungen bestimmter Veränderungen auf 
ökologische und sozioökonomische Systeme sowie politische Maßnahmen zu ana-
lysieren und zu bewerten. 
Bei der Monetarisierung von Umweltschäden oder Klimaänderungen sowie von 
Folgewirkungen eingesetzter Maßnahmen sind zwei Methodengruppen zu unter-
scheiden: Zum einen die direkten, wozu vor allem derSchadenskosten-und der 
Vermeidungskostenansatz zählen. Zum anderen die indirekten über Zahlungs-
bzw. Entschädigungsbereitschaftsanalysen ("willingness-to-pay" bzw. "willing-
ness-to-sell") auf der Basis von Befragungen (Schluchter et al. 1991, S. 38ff; Kepp-
ler 1991; Schulz 1989). 
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Die Kosten-Nutzen-Analyse (KNA) besteht also aus einem Mengengerüst (Samm-
lung relevanter Daten) und einem Wertgerüst (Bewertung der Daten in Geldgrö-
ßen). Sie ist die älteste und am häufigsten praktizierte (z. B. Schulz/Schulz 1991; 
Hennicke/Becker 1995) ökonomische Methode in der Umweltpolitikberatung. Mit 
ihren theoretischen und anwendungsbezogenen Wurzeln im angloamerikani-
schen Raum fand sie in den 1970er Jahren auch Eingang in bundesdeutsche poli-
tische Entscheidungsprozesse auf verschiedenen Ebenen. Ein Unterschied der 
KN A zu anderen ebenfalls Kostengrößen verwendenden Methoden wie etwa der 
Kosteneffektivitätsanalyse (z. B. OECD 1989, S. 17ff) besteht darin, daß bei der 
KNA nach der- ökonomisch optimalen- Zielgröße gesucht wird, bei der Kostenef-
fektivitätsanalyse dagegen nach der günstigsten Alternative zur Erreichung ei-
nes gegebenen Ziels. 
3.4.2 Bisherige Untersuchungsschwerpunkte 
In der bisherigen - deutlich angloamerikanisch dominierten - ökonomischen For-
schung zu klimapolitischen Fragestellungen lassen sich verschiedene Schwer-
punkte ausmachen. Es überwiegen Untersuchungen zu wirtschaftlichen Folgen 
von Vermeidungsstrategien für die Akteure (etwa Kosteneffekte auf der Mikro-
ebene oder Effekte auf makroökonomische Indikatoren wie Preisniveau, Beschäf-
tigung usw.) (Scheraga et al. 1993, S. 1). Ökonomische Analysen von Anpassungs-
strategien sind bislang noch eher der Ausnahmefall (z. B. OTA 1994), nehmen je-
doch an Bedeutung zu. 
Die Kosten von Umweltschutzmaßnahmen wurden lange Zeit wesentlich häufiger 
und intensiver untersucht als die entsprechenden Nutzen (z. B. Meißner 1985, S. 
8ff; Endres et al. 1991, S. 6ff). Der gerade seit den 1980er Jahren für die Umwelt-
politik zunehmend schärfer gewordene Verteilungskampf um knapper werdende 
staatliche Finanzmittel und das geringere Wissen im Hinblick auf Nutzengrößen 
dürften Gründe hierfür sein. Umweltpolitische Maßnahmenvorschläge stießen 
deswegen stets aufkostenorientierte Gegenargumente. 
Da ein Teil der einzubeziehenden Kostenkomponenten bis heute noch kaum oder 
gar nicht bekannt ist, verblieb zum einen ein Großteil der Untersuchungen im 
deskriptiven Bereich. Zum anderen differieren die wenigen, vor allem für die Nie-
derlande, Nordamerika und einige Entwicklungsländer vorliegenden Schätzwerte 
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etwa für die Folgen eines Meeresspiegelanstiegs nicht selten um den Faktor 5 bis 
10 (z. B. Fankhauser/Pearce 1994, S. 71, S. 78ff). 
Bei der Ermittlung von Schadenskosten infolge von Klimaänderungen wird bis 
heute als Ausgangsdatum meist vom Szenario einer Verdopplung der atmosphäri-
schen C02-Konzentration im Vergleich zum vorindustriellen Niveau ausgegan-
gen. Nach den bisherigen Erkenntnissen wird daraus mit den verschiedenen Kli-
mamodellen eine Erhöhung der globalen Durchschnittstemperatur zwischen 1,5 
und 4,5 K abgeleitet. Auf dieser Basis werden dann Wirkungen und Schäden für 
ökologische und sozioökonomische Systeme angenommen und monetär bewertet 
(Fankhauser/Pearce 1994, S. 71f). 
Bislang überwiegen die mikroökonomischen (Modell)Ansätze und Untersuchun-
gen. Sie beschäftigen sich mit langfristigen dynamischen Allokationsproblemen 
(z. B. zur Ermittlung optimaler Abbauraten endlicher Ressourcen) oder mit stati-
schen Allokationsproblemen aufgrund von Marktversagen als Folge einzelwirt-
schaftlicher Entscheidungen (Stichwort "externe Umwelteffekte" aus Produk-
tion/Konsum und die Instrumente zu deren Korrektur) (z. B. Meißner 1985, S. 
13ff; Gawel 1994). Untersuchungsgegenstand ist hier meist nur ein Teil der Ak-
teure (wie Produzenten oder Nachfrager) oder nur ein Sektor (z. B. Verkehr oder 
Industrie), weniger derenjeweilige Interdependenzen. 
Demgegenüber sind die makroökonomischen Ansätze tendenziell kürzerfristig 
orientiert und auf Wirkungen von Maßnahmen auf makroökonomische Indikato-
ren wie Preisniveau, Investitionen, Beschäftigung oder Zinsraten fokussiert (z. B. 
Fankhauser 1994, S. 5ff; Meißner 1985, S. 19ff). Eine Zielstellung kann beispiels-
weise sein, Art und Umfang der Sensibilität bzw. Reagibilität einer Volkswirt-
schaft auf bestimmte klimaänderungs-induzierte Effekte wie veränderte Kosten 
landwirtschaftlicher Produktion, veränderte Energienachfrage oder veränderte 
staatliche Ausgaben für Schutzmaßnahmen zu untersuchen. Bei diesem Ansatz 
werden auch Wechselwirkungen zwischen einzelnen Wirtschaftssektoren bzw. 
volkswirtschaftlichen Größen analysiert (z. B. mit Hilfe von Input-Output-
Modellen). 
Bis heute liegt ein wesentlicher Untersuchungsgegenstand der Wirtschaftswis-
senschaften in der Entwicklung und Beurteilung von Maßnahmen zur Umsetzung 
einmal definierter umwelt- bzw. klimapolitischer Zielsetzungen anhand verschie-
dener Kriterien wie der ökologischen und ökonomischen Effizienz, der Praktikabi-
lität oder der Akzeptanz bei politischen Entscheidungsträgern und relevanten ge-
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seilschaftliehen Gruppen. In einer mittlerweile immensen Literaturfülle werden 
vor allem die ordnungsrechtlichen Instrumente (direkte Ge- und Verbote, Grenz-
werte usw.) und die gesamte Bandbreite der sogenannten marktwirtschaftliehen 
Instrumente in Form von Preisansätzen (Abgaben oder Steuern) bzw. Mengenan-
sätzen (Lizenzlösungen) diskutiert (Baumol/Oates 1988; OECD 1985, 1993a und 
1993b; Wicke 1991; Kernper 1989; Schneider/ Sprenger 1984; Siebert 1976; Gawel 
1991). 
Gerade in der Klimapolitik bewegen sich ökonomische Analysen mit wenigen 
Ausnahmen vorwiegend im nationalen oder internationalen Rahmen. Regional 
eingegrenzten Untersuchungen werden durch Probleme bei der Abgrenzung zwi-
schen internen und externen, nicht im Untersuchungsgebiet begründeten Ursa-
chen und die bislang mangelnde regionale Auflösung der Klimamodelle er-
schwert. 
3.4.3 Beurteilung der Methodik 
Die Verwendung des Optimalitätskalküls mit Hilfe der Monetarisierung von Ko-
sten und Nutzen von Umwelteffekten und Maßnahmen im Rahmen neoklassi-
scher Modelle wird mit verschiedenen Argumenten begründet. Häufig wird her-
ausgestellt, daß damit- im Unterschied zu physikalischen Maßen- dem Erforder-
nis im politischen Entscheidungsprozeß Rechnung getragen werden könne, zum 
Teil sehr heterogene physikalische und sozioökonomische Größen auf eine ge-
meinsame Dimension, in diesem Fall das Geld, zu projizieren. Damit soll die Kor-
rektur bisher von kostenloser Naturnutzung ausgegangener einzelwirtschaftli-
cher Entscheidungen, mit dem Ziel der ökonomischen Effizienz (d. h. Erreichung 
eines Ziels zu möglichst geringen "Ressourcenkosten") erleichtert werden (z. B. 
OECD 1994b, S. 7f). Den Wirtschaftsakteuren soll größere Transparenz im Hin-
blick auf die Folgen ihres Tuns verschafft und letztlich die Frage beantwortet wer-
den, inwieweit sich politische Maßnahmen unter Effizienzaspekten einzel- und ge-
samtwirtschaftlich "lohnen" (z. B. Endres et al. 1991, S. 10f; Schulz/ Schulz 1991, 
s. 309). 
Dieser Ansatz birgt jedoch auch einige wesentliche, in der Literatur oft diskutier-
te Probleme. Die herausragendsten Kritikpunkte sollen hier an einigen zentralen 
Aspekten festgemacht werden: 
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Zur Modellwelt der neoklassischen Ökonomie: 
Häufig wird die Unvereinbarkeit der atomistischen und mechanistischen Mo-
dellansätze und -annahmen mit der Komplexität von Umweltsystemen bzw. 
die Realitätsferne der Modellannahmen kritisiert z. B. Norgaard 1985). Bei-
spielsweise werden in den Modellen zu allen Zeiten vollständige (d. h. keine be-
herrschenden Teilnehmer aufweisenden) Märkte und vollständige Information 
aller Marktteilnehmer über Preise, Beschaffenheiten oder Wirkungen von 
Produkten oder Dienstleistungen unterstellt (z. B. Harris 1983; Blaseio 1986, 
S. 142ft). Ebenso unrealistisch ist die für den Produktionsbereich angenomme-
ne vollständige Substituierbarkeit aller Produktionsfaktoren. Dergestalt ver-
einfachende Annahmen bringen gerade bei einer so komplexen Thematik wie 
der Klimawirkungsforschung besondere Probleme mit sich. 
Das Problem des marginalanalytischen Optimalitätskriteriums: 
Dieses abstrahiert weitgehend von der - gegebenenfalls sehr ungleichen, aber 
sozialpolitisch bedeutsamen - Verteilung von Effekten und Kosten auf Indivi-
duen oder Gruppen in regionaler und zeitlicher Hinsicht. Daneben spielen bei 
der Suche etwa nach der "richtigen" Emissionsmenge die Gesamt- und die 
schon vorhandenen Bestandsgrössen nur dann eine Rolle, wenn sie Eingang in 
die Ermittlung der Schadens- bzw. Kostengröße finden. Der bisherige Wissen-
stand macht dies jedoch noch für viele Stoffe und Probleme schwer möglich. 
Dies ist etwa mit der Situation eines überladenen Schiffs vergleichbar, auf 
dem man zwar die Ladung noch optimal bzw. ausgewogen plazieren, damit je-
doch das Sinken des Schiffs nicht verhindern kann (Daly 1991, S. 35). 
Zum Erfassungs- und Bewertungsproblem: 
Während soziale Kosten in Form von materiellen (sogenanten tangiblen) Schä-
den (Ernte-, Einkommensausfälle, Reparaturkosten usw.) trotz mancher 
Schwierigkeiten noch relativ einfacherfaßt und ökonomisch bewertet werden 
können, .gilt dies weit weniger für viele Veränderungen in Ökosystemen (wie 
etwa den Verlust bestimmter Arten), gesundheitliche Auswirkungen sowie die 
ganze Palette immaterieller (sogenannter intangibler) Schädigungen (etwa 
verminderte Erholungsmöglichkeiten oder Belastungen durch Lärm, Gerüche, 
individuelle Ängste, Sicherheitsrisikoempfindungen usw.) (z. B. Schluchter et 
al. 1991, S. 38ff). Bei den verschiedenen Ansätzen etwa für die Bewertung 
menschlicher Gesundheit oder eines Menschenlebens wird darüber hinaus im-
mer wieder die moralische Legitimität bezweifelt, wenn sie beispielsweise den 
monetarisierten "Wert" eines 60jährigen schon aus dem Arbeitsleben ausge-
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schiedenen Menschen wesentlich niedriger bemessen als den eines 30jährigen. 
Es ist weiterhin fraglich, inwieweit die bei der Klimaproblematik auftretende 
Irreversibilität von Veränderungseffekten und die dadurch entstehenden "Ko-
sten" ökonomisch überhaupt bewertbar sind (z. B. Hennicke/Becker 1995; Ren-
nings 1995). Ebenso stellt sich die Frage, ob und wie bei direkten oder indirek-
ten Bewertungsansätzen etwa zwischen kurzfristig und langfristig eintreten-
den Schäden, zwischen lokalen und globalen Wirkungen oder auch zwischen 
kontinuierlichen und katastrophalen Veränderungen abgewogen werden kann 
bzw. wie diese Risiken jeweils bewertet werden können. 
Zum Zeitproblem: 
Das Auseinanderfallen von heute entstehenden Kosten und späterem Nutzen 
bei Investitionen ist besonders offenkundig bei den langfristigen Prozessen im 
Zusammenhang mit Klima und klimapolitischen Maßnahmen. Die in der Re-
gel verwendeten kürzeren Zeithorizonte (bis zu 30 Jahren) führen demnach zu 
inhärent ungünstigeren Nutzen-Kosten-Verhältnissen. Längere Zeithorizonte 
würden jedoch wiederum die Unsicherheiten in bezugauf Prozesse und Wir-
kungen vergrößern. Der Ansatz, über die Diskontierung zukünftige Kosten 
und Nutzen solcher Entscheidungen auf eine vergleichbare gegenwartsbezoge-
ne Ebene zu bringen, führt zu einer systematischen Unterschätzung von in 
längerer Frist eintretenden Erträgen einer Politik wie auch von entstehenden 
Schäden (z. B. OECD 1989, S. 59ff; Clark 1991, S. 324f0. Zukünftige Genera-
tionen werden also systematisch benachteiligt, indem durch langfristige Schä-
den entstandene Kosten kleingerechnet werden. Die Frage nach der angemes-
senen Diskontrate wird daher in den Wirtschaftswissenschaften sehr kontro-
vers diskutiert. Die Einschätzungen schwanken von einer Orientierung an den 
jeweiligen Marktzinsen bis hin zu einer Zinsrate von Null (die die Zukunft ge-
nauso hoch bewerten würde wie die Gegenwart). 
Zur Kritik an den direkten und indirekten Monetarisierungsansätzen: 
Der Verwendung von Zahlungs- oder Verkaufsbereitschaftsanalysen zur Mes-
sung verschiedener Nutzengrößen liegt die Annahme zugrunde, daß man et-
was über den Nutzen eines Individuums bzgl. eines Gutes erfährt, wenn man 
weiß, wieviel es für seine Verfügbarkeit zu opfern bereit ist bzw. wieviel es für 
den Verzicht darauf als Ausgleich erhalten müßte. Es ist grundsätzlich zu fra-
gen, ob die hierfür erforderliche kardinale Meßbarkeit eines auf subjektiven 
Präferenzen aufbauenden Maßes mit der Komplexität von Ökosystemen in 
Einklang gebracht werden kann. Aufgrund vielfältiger Unsicherheiten und 
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Informationslücken bei solchen Befragungen können letztlich nur Plausibili-
tätsaussagen ermittelt werden (Endres et al. 1991, S. 26), die bestenfalls eine 
Näherungsgröße für individuellen Nutzen sein können. Ermittelte Skalenwer-
te sind daher eher als Scheinpräzision einzuschätzen. Des weiteren können 
strategische, nicht den realen Präferenzen entsprechende Antworten nicht 
ausgeschlossen werden, wenn sich die Befragten Vorteile hiervon versprechen. 
Die Befürworter von KNAstellen eindeutig ökonomische Effizienzaspekte in den 
Vordergrund, nicht zuletzt, um die jeweilige These zu unterstützen, daß sich Kli-
maschutzmaßnahmen im Vergleich zu den zu erwartenden Folgekosten "lohnen" 
oder im Gegenteil, daß dies nicht der Fall ist. Mit der Begründung empirischer 
und methodischer Schwachstellen und normativer Unangemessenheit wirdjedoch 
der Wert solcher KNA von vielen als grundsätzlich eingeschränkt beurteilt (z. B. 
Schulz 1989; Behrens-Egge 1991; Hanley 1992; Huckestein 1994). Die Suche nach 
der unter monetären Kosten-Nutzen-Kriterien "optimalen" Umwelt- bzw. Klima-
änderung wird kritisiert, weil sie ökologische Ziele unter den Vorbehalt monetä-
rer Kriterien stelle. Schließlich bewegen sich Zeithorizont und Komplexität von 
Klimawirkungsanalysen grundsätzlich auf einer deutlich höheren Dimension als 
bei den bisherigen Einsatzfeldern von KNA. Die Bewertungsergebnisse werden 
dadurch eingeschränkt und hängen entscheidend von zugrundegelegten Szena-
rien, Modellen, Methoden, Prämissen und individuellen Einschätzungen ab. Es ist 
daher zumindest zu empfehlen, bei der Anwendung solcher Analysen stets deut-
lich zu machen, auf welchen Annahmen sie beruhen. 
3.4.4 Ökonomie und Unsicherheit 
Neben der Frage nach dem methodischen Umgang mit vorhandenen Informatio-
nen ist auch von Interesse, wie die Wirtschaftswissenschaften mit dem gerade in 
der Klimathematik relevanten Faktor Unsicherheit, also dem Mangel an natur-
wissenschaftlichen wie auch "disziplininternen" Informationen, umgehen. Letzte-
re betreffen etwa Unsicherheiten über die Entwicklungen sozioökonomischer/-
technischer Systeme (etwa des technischen Fortschritts) oder über wahrneh-
mungspsychologische Zusammenhänge (individuelle Einschätzungen klimabezo-
gener Entwicklungen bzw. Schäden hängen z. B. von kaum prognostizierbaren 
Faktoren wie öffentlicher Meinung oder Medienberichterstattung ab). Schließlich 
sind es auch methodische Unsicherheiten, die den Wert ihrer Aussagen in unter-
schiedlicher Weise einschränken. 
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Im Umgang mit diesen Unsicherheiten lassen sich in der Ökonomie im Grunde 
drei Fraktionen unterscheiden: 
Die Abwartenden: Sie halten mehr wissenschaftliche Sicherheit über klimatische 
Prozesse sowie die ökologischen und sozioökonomischen Wirkungsmechanismen 
für unbedingt erforderlich, bevor die Ökonomie überhaupt Schaden abschätzen 
oder Maßnahmen bewerten kann. Unmittelbarer politischer Handlungsbedarf 
wird somit nicht gesehen. Bei entsprechender Datenverfügbarkeit soll das rele-
vante ökonomische Methodenspektrum zum Einsatz kommen. Hier werden also 
die naturwissenschaftlichen Unsicherheiten bzw. die potentiellen Kosten von 
Analysen und (Fehl)Entscheidungen, die auf der Basis solcher Unsicherheiten 
vollzogen würden, im Gegensatz zu den methodischen Unsicherheiten der eigenen 
Disziplin, sehr hoch eingeschätzt. Es wird offenkundig eine Chronologie akzep-
tiert, die die Naturwissenschaften als notwendige Basis betrachtet, an die die So-
zialwissenschaften anknüpfen können. 
Die Pragmatiker: Eine klare Mehrheit der Ökonomen dürfte dieser Kategorie zu-
gehören. Die Pragmatiker sehen zwar die naturwissenschaftlichen Unsicherhei-
ten, halten jedoch schon jetzt das ökonomische Instrumentarium für anwendbar 
und hilfreich in Entscheidungsprozessen. Die naturwissenschaftlichen Unsicher-
heiten werden hier mit Hilfe von mehr oder weniger plausiblen Szenarien zur 
Entwicklung des Klimas und seiner Auswirkungen umschifft; die methodischen 
Unsicherheiten in der eigenen Disziplin werden als nicht entscheidend einge-
schätzt oder durch die oben angesprochenen Modellannahmen "wegdefiniert", in-
dem z. B. Wahrscheinlichkeitsverteilungen für potentielle Ereignisse angenom-
men werden. Die Vertreter dieser Fraktion sehen also durchaus schonjetzt politi-
schen Handlungsbedarf, über dessen konkrete Ausgestaltung vor allem auf der 
Basis ökonomischer Analysen entschieden werden soll. Auch hier wird die er-
wähnte Disziplinenchronologie nicht in Frage gestellt. 
Die (Selbst)Kritischen: Die wenigen hier zuzuordnenden Ökonomen nehmen die 
naturwissenschaftlichen Unsicherheiten zusammen mit denen der eigenen Diszi-
plin zum Anlaß, das Schwergewicht zumindest auch auf andere Fragestellungen 
zu lenken. Sie sehen sich als Vertreter einer "common-sense-Ökonomik" sozial-
wissenschaftlicher Prägung, die die Ökonomie prinzipiell im Kontext ihrer ver-
schiedenen sozialen, ökologischen und politischen Interdependenzen sieht (Busch-
Lüty/Dürr 1993, S. 13) und damit wieder eher aufihren ganzheitlichen, aristoteli-
schen Ursprung zurückkommt. Beispielsweise wird die Fixierung auf Mathemati-
sierung, Monetarisierung oder die allgegenwärtige Suche nach Preisen nicht ak-
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zeptiert. Eine Leitlinie des Wissenschaftsverständnisses ist hier z. B., daß es bes-
ser ist, im Zusammenhang wichtige Fragen zu stellen, als unwichtige zu beant-
worten und daß es besser ist, eine Frage ungefähr und richtig zu beantworten, als 
präzise und falsch (Busch-Lüty/Dürr 1993, S. 13). Statt der Chronologie der Diszi-
plinen steht hier die Interdisziplinarität im Vordergrund. 
Die Beobachtung der aktuellen Diskussion und ihrer Entwicklung läßt allerdings 
den Schluß zu, daß es eigentlich nur noch um die Frage geht, ob sich die Fraktion 
der Pragmatiker oder die der Abwartenden durchsetzen wird. Im anglo-ameri-
kanischen Raum scheint die Tendenz eindeutig in Richtung des pragmatischen 
Ansatzes zu gehen. In der bundesrepublikanischen Diskussion spielen die Abwar-
tenden eine erheblich größere Rolle. 
3.4. 5 Einige Überlegungen zu Perspektiven und der künftigen Rolle der Ökonomie 
in der Klimawirkungsforschung 
1) Neue Ansätze in der politischen Ökonomie 
In der umweltpolitischen Debatte spielt die Ökonomie mit ihren Kosten-Nutzen-
Kriterien eine dominierende Rolle. Dieser scheint ihr faktischer Einfluß auf die 
politischen Entscheidungen nicht immer ganz zu entsprechen (Römer 1991; Söll-
ner 1993; Cropper/Oates 1992, S. 729ff; Stephan et al. 1994). Nicht selten ignoriert 
die Politik theoretische Erkenntnisse oder verwendet sie bestenfalls zur nachträg-
lichen Rechtfertigung anders determinierter Entscheidungen, oft spielen Grup-
peninteressen eine wesentliche Rolle. Diese Phänomene sind auch schon heute in 
der Klimapolitikdebatte zu erkennen. 
Für die Ökonomie ergibt sich also die Notwendigkeit, zum einen die Ursachen für 
die Dominanz anderer Entscheidungskriterien zu analysieren, zum anderen nach 
neuen Ansätzen in der eigenen Disziplin hierzu zu suchen oder schon existierende 
verstärkt zu verwenden und zu erweitern. Hier wäre etwa die sogenannte neue In-
stitutionenökonomik zu nennen, die beispielsweise die neue politische Ökonomie 
mit der ökonomischen Theorie von Interessenverbänden, der Bürokratie oder des 
Rechts umfaßt (z. B. Gawel1994 und 1995; Schenk 1992). Eine wesentliche Aufga-
be bestünde darin, die prinzipiell vorhandenen Steuerungsmechanismen über 
Ordnungsrecht, Märkte oder Verbände und Gruppenverhandlungen sowie ihre je-
weiligen Institutionen in ihrer Dynamik zu einer übergreifenden Systemtheorie 
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zu verknüpfen, stehen sie doch bislang in Theorie und Praxis-trotz besserer Er-
kenntnis- noch ziemlich singulär nebeneinander (z. B. Herder-Dorneich 1995). 
2) Die Suche nach dem optimalen ''policy-mix" 
Die Ökonomie muß den realen praktisch-politischen Erfordernissen auch in der 
Abkehr von der modell-idealtypischen Fixierung auf ein einziges Instrument zur 
Internalisierung extern verusachter Fehlallokationen Rechnung tragen und sich 
stärker den Mischformen bzw. der Untersuchung von Möglichkeiten deren Imple-
mentierung hinwenden (Gawel1991, S. 14ft). Es geht hier um die Suche nach dem 
"optimalen policy-mix" 
3) Die Einbeziehung ökologischer Aspekte in die Ökonomie über den Ansatz der 
herrschenden neoklassischen Umweltökonomie hinaus 
An die kurzfristig, linear, statisch, an Monetarisierung und Effizienzkriterien so-
wie individueller Vorteilsmaximierung orientierte neoklassische (U mwelt)Öko-
nomie richtet sich seit einiger Zeit grundsätzliche Kritik. Nicht zuletzt wird ihr 
vorgeworfen, die Realität dem eigenen formalanalytischen Instrumentarium und 
seinen Erfordernissen zu unterwerfen (z. B. Blaseio 1986, S. 145ff; Beckenbach 
1994). Hieraus entwickelten sich Anfang/Mitte der 1980er Jahre, zunächst im an-
gelsächsischen Raum, zwei alternative Ansätze. In der "Ökologischen Ökonomie" 
fanden sich kritische Ökonomen und kritische Ökologen zusammen (Costanza et 
al. 1991; Daly 1991; Beckenbach 1994; Gawel 1994; Harnpicke 1992). Sie verste-
hen- anders als die Vertreter der neoklassischen Umweltökonomie- die Ökono-
mie systembezogen, d. h. eingebettet in einen größeren ökologischen Zusammen-
hang. Der notwendigerweise multidisziplinäre Blick wird hier vor allem auf die 
Eigengesetzlichkeiten des ökologischen Subsystems (Stichworte sind hier u.a. En-
tropie, Irreversibilitäten) sowie die Wechselwirkungsbeziehungen zwischen sozio-
ökonomischen und ökologischen Systemen gerichtet. Der Begriff "Sustainable De-
velopment" wurde im ökonomischen Kontext erstmals von dieser Schule aufge-
griffen. 
Daneben entwickelte sich die "Evolutorische Ökonomie", die Umweltprobleme 
vor allem eng mit dem "kulturellen Evolutionsprozeß" zusammenhängend ver-
steht. Im Unterschied zu den statischen, nur am angestrebten Gleichgewichtszu-
stand interessierten dynamischen neoklassischen Allokationsanalysen gilt in evo-
lutorischen Modellen das Interesse besonders den Anpassungsprozessen auf dem 
Weg zu möglichen Gleichgewichtszuständen. Im Vordergrund stehen daher Fra-
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gen der Selbstorganisation in offenen und chaotischen Systemen, wie sie die heu-
tigen sachlich und räumlich verflochtenen Ökonomien zunehmend darstellen 
(Bievert/Held 1992; Pasche 1994; Gawel1994). 
Beide Ansätze haben jedoch noch längst nicht das Stadium einer detailliert aus-
formulierten Theorie erreicht. Gerade bei der "ökologischen Ökonomie" wird sehr 
deutlich, daß bislang zwar Aussagen dazu möglich sind, inwieweit die heutigen 
Industriegesellschaften unökologisch sind und was eine ökologische Ökonomie 
nicht ist, weniger aber dazu, was konkrete positive Ansatzpunkte hierfür wären 
(vgl. z. B. Manstetten 1995). Die Frage wird sein, inwieweit diese Ansätze auf die 
Klimathematik übertragbar und hier zumindest ergänzend von Bedeutung sein 
können. Solange der "große Wurf' eines Modells einer ökologischen Ökonomie 
nicht gelingt, wird es nicht zuletzt bei diesem Thema für die Ökonomie darum ge-
hen, die jetzt möglichen kleinen Schritte zu tun und Ziele sowie Mittel zu ihrer Er-
reichung anzugeben. 
4) Die Ökonomie im Verbund mit anderen Disziplinen 
Insbesondere im Rahmen solcher neuer Ansätze wird der Inter- bzw. Transdiszi-
plinarität große Bedeutung zukommen. Berührungspunkte zur Psychologie, zur 
Politologie, Soziologie oder auch zur Rechtswissenschaft sind, ebenso wie zur Phy-
sik oder Biologie, offenkundig. Für die Ökonomie wird es vor allem darum gehen 
müssen, die eigene Methodik vor dem Hintergrund der spezifischen Anforderun-
gen im Dialog mit anderen Disziplinen kritisch zu überprüfen. Nicht zuletzt wird 
ein Beitrag für eine gemeinsame Sprache zu leisten sein, in der die jeweils rele-
vanten Fragestellungen von Beginn an gemeinsam entwickelt und bearbeitet 
werden können. 
5) Rolle und Wert von Informationen 
In einer Situation mangelnder Information kommt für Strategieentscheidungen 
unter Unsicherheit der Bewertung vorhandener und neu hinzukommender Infor-
mationen bzw. Erkenntnisse erhebliche Bedeutung zu. So hat eine quantitative 
und qualitative Verbesserung der Datenlage nicht per se nur positive Effekte. Ge-
rade in der Ökonomie sind die mit dem Anschwellen konjunkturrelevanter Wirt-
schaftsdaten in den 1960er Jahren keineswegs besser, ja sogar mitunter schlech-
ter gewordenen Prognosen ein nachdrückliches Beispiel hierfür (z. B. Malabre 
1994, S. 136ff). Bezogen auf die Klimathematik könnten etwa regional differen-
ziertere Klimamodelle Konflikte zwischen jetzt besser informierten möglichen 
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Gewinnern und Verlierern dieser Änderungen entweder überhaupt erst offenba-
ren oder verstärken. Art und Reihenfolge der Verfügbarkeit neuer Informationen 
können durchaus Einfluß auf die Auswahl von Handlungsoptionen haben (z. B. 
Yohe 1991). Es wird daher notwendig sein, auf der einen Seite nach Optimalitäts-
kriterien für das "Timing" und die Ausgestaltung von Politik unter Berücksichti-
gung vorhandener und künftig erwarteter Informationen zu suchen, auf der ande-
ren Seite sollten Strategien größtmögliche Anpassungsflexibilität gegenüber neu-
en Erkenntnissen besitzen. Hierfür wird nach dem möglichen Beitrag der Ökono-
mie bei der Suche beispielsweise nach den demgemäß prioritären Informationen 
bzw. nach entsprechenden Forschungsthemen zu fragen sein. 
6) Politikbewertung auf der Basis häufig nur vager Kosten- und Nutzenwerte 
Ermittelte "konkrete" Zahlenwerte zu Kosten- und Nutzengrößen hängen ganz 
entscheidend von den getroffenen Annahmen und verwendeten Methoden ab (z.B. 
Abdiskontierung). Die Erfahrung zeigt: Je differenzierter die Annahmen, was im 
Prinzip realitätsadäquater ist, urnso unterschiedlicher und weniger vergleichbar 
werden die Ergebnisse; eine Vereinheitlichung der Annahmen führt zwar zu ver-
gleichbareren Ergebnissen, vernachlässigt aber die klimaspezifischen und ent-
scheidenden Kornplexitäten und Besonderheiten. In beiden Fällen ist die Aussa-
gekraft der Ergebnisse eingeschränkt, was noch dadurch verstärkt wird, daß die 
Bewertungsmethoden in der zur Zeit verwendeten Form sehr umstritten sind. 
Die Erfahrungen der jüngeren Vergangenheit führen vor allem den - im Grunde 
wenig verwunderlichen- Umstand sehr deutlich vor Augen, daß wirtschaftswis-
senschaftliche Beschäftigung mit der Klimathematik letztlich nicht im politik-
freien Raum stattfindet. Trotz fundamentaler Datenunsicherheiten leiten nicht 
wenige Ökonornen- vor allem in den USA und Großbritannien- aus ihren Modell-
ergebnissen konkrete aber auch sehr unterschiedliche Handlungsempfehlungen 
an die Politik ab, die sich in der Regel dieser Problematik nicht bewußt ist. Ange-
sichts dieses Mißverhältnisses scheinen in bezug auf die weitere Entwicklung der 
Ökonomie drei Elemente wichtig zu sein: Zum einen müssen die Annahmen und 
Methoden z.B. der Bewertung von Analysen wesentlich mehr als bisher offenge-
legt und damit überprüf- und bewertbar gernacht werden. Zum anderen sollten die 
Ergebnisse dieser Modellrechnungen - so sie durchgeführt werden - urnso vorsich-
tiger interpretiert werden, je komplexer der Sachverhalt und je weitreichender die 
beabsichtigten Empfehlungen sind. Schließlich sollte angesichts einiger zum Teil 
fundamentaler und eigentlich nicht grundsätzlich ausräumbarer Einwände ge-
genüber Methoden der Kosten/Nutzen-Analyse vor allem im globalen Rahmen 
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prinzipiell darüber nachgedacht werden, inwieweit diese überhaupt eine ausrei-
chende Basis für weitreichende klimapolitische Strategieentscheidungen sein 
können, wenn etwa mit der Verwendung bestimmter Modellstrukturen entspre-
chende Ergebnistendenzen weitgehend vorgegeben sind. 
Es ist also im inner- und interdisziplinären Diskurs die Frage zu stellen, ob die 
Ökonomie weiterhin eher nach vermeintlich objektivierbaren umweltpolitischen 
Zielstellungen in monetären Kosten-Nutzen-Dimensionen für die Politikberatung 
streben soll (letztlich als Anhängsel der Naturwissenschaften) oder ob zunächst 
einmal die bestehenden Unsicherheiten und deren Konsequenzen für eine "opti-
male" Politik offen thematisiert werden sollen, um Aufschlüsse über die wichti-
gen künftigen Fragestellungen gewinnen zu können (z. B. Grubb 1993, S. 154). Ei-
ne solche wäre beispielsweise, welche Rahmenbedingungen geschaffen werden 
müßten, damit eine Gesellschaft den notwendigen strukturellen Wandel in Rich-
tung einer zukunftsfähigen Entwicklungtrotz des Eintretens bestimmter ökologi-
scher oder klimatischer Veränderungen bzw. durch deren Verhindern bewältigen 
kann, ohne etwa wesentliche Verzichte in bezug auf Lebensqualität leisten zu 
müssen. 
7) Der Blick auf die Küstenregion 
Vor dem Hintergrund teilweise besonders komplexer ökologischer Zusammen-
hänge ist gerade in bezugauf Kosten/Nutzen-Analysen im Rahmen von Küsten-
gebieten die Frage nach Möglichkeiten und Grenzen zu stellen. Ungeachtet des-
sen wird es künftig gerade für derartige, bislang noch wenig durchgeführte, regio-
nal ausgerichtete Analysen einerseits wichtig sein, nach möglichen Beiträgen der 
Ökonomie zur Ermittlung und Bewertung von Wahrnehmungsstrukturen in be-
zug auf Klimafaktoren zu fragen; andererseits ist im Zusammenhang mit der 
Identifizierung klimasensibler Bereiche, der Analyse zentraler Konflikte etwa in-
folge von Klimaänderungen oder von klimapolitischen Maßnahmen sowie der Su-
che nach spezifisch geeigneten Handlungsstrategien sehr genau nach den Mög-
lichkeiten der Verwendung vorhandener Methoden bzw. nach der Notwendigkeit 
neuer Ansätze zu fragen. 
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4. Fünf Themenschwerpunkte einer interdisziplinären Kli-
mawirkungsforschung aus sozialwissenschaftlicher Sicht 
Die Aufgaben der Sozialwissenschaften in einer zukünftigen Klimawirkungsfor-
schung werden sich nicht darin erschöpfen, Klimawandelsszenarien sozialwissen-
schaftlich anzureichern. Schon heute wird zumindest auf internationaler Ebene 
deutlich, daß ein solcher Ansatz für die wissenschaftliche Politikberatung be-
grenzt ist. Ein Szenario hat gerade so lange einen gewissen deskriptiven Wert, 
wie es Bekanntes wiedergibt, und wird genau dann uninteressant, wenn es eigent-
lich gebraucht wird, wenn nämlich neue Issues in der politischen Auseinanderset-
zung auftauchen. Wo auch immer in den Sozialwissenschaften ein Prognosepoten-
tial angelegt ist, wird es mit Sicherheit nicht dort zu finden sein, wo es um die Be-
sclrreibung von Klimawirkungen in 30,50 oder 70 Jalrren geht. 
Es gibt gewichtige Gründe, davon auszugehen, daß sich eher in gesellschaftlichen 
Diskursen als aufgrundäußerer klimatischer Ereignisse entscheidet, welche Ge-
sichtspunkte politisch relevant werden. Der vorliegende Bericht zieht aus dieser 
Überzeugung die Konsequenz, daß er die Klimawandelsdebatte in der Gesell-
schaft als den eigentlichen Gegenstand einer zukünftigen sozialwissenschaftli-
ehen Klimawirkungsforschung ansieht. Die Entscheidung, im gesellschaftlichen 
Diskurs den eigentlichen Gegenstand einer sozialwissenschaftliehen Klimawir-
kungsforschung zu sehen, bedeutet nicht die Ausgrenzung möglicher Forschungs-
fragen, es ergibt sich jedoch eine einheitliche Perspektive in der großen Vielfalt 
von Themen und Problemsichten, die schon heute die wissenschaftliche und erst 
recht die allgemeine Diskussion über die Klimawandelsthese beherrschen. 
Es hat sich eine Einteilung der relevanten Themen in fünf Schwerpunkte als sinn-
voll erwiesen. Zu jedem Themenschwerpunkt werden Forschungsfragen ent-
wickelt, die aus der jeweiligen Thematik heraus als vordringlich erscheinen. 
Der erste Themenschwerpunkt Sensibilitätsforschung befaßt sich mit einem we-
sentlichen Teil dessen, was heute in der Klimawirkungsforschung an Forschungs-
themen, Problemauffassungen und Forschungsergebnissen dominiert. Hierbei 
stellt sich die Frage nach dem Selbstverständnis einer Forschung, die mit der Sze-
narienkonstruktion einen hohen Grad an Beliebigkeit erreicht. Es gibt zwar eini-
ge Aspekte, wie etwa die Sensitivitätsanalyse, die dem Szenarienansatz einen 
wissenschaftlichen Sinn geben, letztlich aber muß diese Forschung ilrr Ausgangs-
problem reformulieren, um zu vernünftigen Fragestellungen zu kommen. Das 
kann dadurch geschehen, daß die Unüberwindbarkeit grundlegender Unsicher-
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heiten als Ausgangsproblem akzeptiert wird und die wissenschaftliche Herausfor-
derung darin gesehen wird, zu einer qualitativ hochstehenden Verwaltw"Ag von 
Wissen und Unwissen zu kommen. Diese Wende wird heute bereits vollzogen, in-
dem Forschungsergebnisse wie bei der Erstellung der Assessment Reports des 
IPCC ausgehandelt werden. Das heißt, man ersetzt die Forderung nach objektiver 
Erkenntnis durch die pragmatischere Forderung nach einer gegenwärtig best-
möglichen Abstimmung. Dieser Perspektivenwechsels ist im übrigen mit der 
Konstrukt-These vorbereitet: Klima als "Konstrukt" zu begreifen, bedeutet anzu-
erkennen, daß das Wissen darüber zwar eine mögliche, aber nicht die einzig mög-
liche Beschreibung ist. Man spricht auch von der Kontingenz des Wissens. 
Die Beobachtungen anhand der Sensibilitätsforschung werden in der heutigen 
Wissenschaftsforschung in einem größeren Rahmen bestätigt. Das ist das Thema 
des zweiten Schwerpunktes zur Rolle der Wissenschaft. Speziell die Rolle der Kli-
matologie, als Stichwortgeber und Interpret in der politischen und öffentlichen 
Klima-Diskussion, wird mangels direkter sinnlicher Wahrnehmung des Klimas 
auch in Zukunft von hervorragender Bedeutung bleiben. Hier ist zu untersuchen, 
in welchem Umfang die Wissenschaft dieser Rolle gerecht werden kann, wo ihre 
Grenzen liegen und welche Probleme daraus entstehen können. Wichtige Beiträ-
ge sind aus der Forschung über das Zusammenspiel von Wissenschaft und Politik 
zu erwarten, sowie aus denneueren Ergebnissen über einen Strukturwandel der 
Wissenschaft von der Disziplinenforschung hin zu einer "problemorientierten For-
schung", die sich der Komplexität ihres Gegenstands öffnet und die Tatsache des 
Nichtwissens in ihre Ergebnisse integrieren muß. Hier liegen aus der Umweltfor-
schung, der Risikoforschung und der Technikfolgenabschätzung Forschungser-
fahrungen vor, die weiter aufgearbeitet werden könnten. Auch die Aufarbeitung 
der Erfahrungen in der Sensibiltätsforschung hat innerhalb dieses Themen-
schwerpunktes ihren Platz. 
Mit dem oben genannten Perspektivenwechsel durch eine wissenschaftliche Aner-
kennung der Unvermeidbarkeit von Unsicherheit wird die Fiktion aufgegeben, 
daß die Politik von der Wissenschaft mit unumstößlichem Wissen versorgt wird. 
Die Notwendigkeit einer Revision muß in das politische Kalkül mit aufgenommen 
werden. Partiell bedeutet das den Verlust einer Instanz, die die politische Ent-
scheidung entlastet. Zu untersuchen ist, wie weit sie durch die wissenschaftliche 
Beobachtung gesellschaftlicher Diskurse ersetzt werden kann. 
Diese Frage leitet zu dem dritten Themenschwerpunkt Gesellschaftliche Wahr-
nehmung und Meinungsbildung über. Unserer Ausgangsthese entsprechend ent-
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scheidet sich in der gesellschaftlichen Kommunikation, welche Fragen, Perspekti-
ven und wissenschaftlichen Ansätze politisch relevant werden. Damit ist ein wei-
tes Forschungsfeld in den Sozialwissenschaften angesprochen. Zwar wird es keine 
sinnvolle Aufgabenstellung dieser Forschung sein, konkrete Prognosen über die 
Entwicklung des Klima-Themas zu machen. Was aber an einschlägiger For-
schungserfahrung und an weiterführenden Ansätzen zur Frage der Themenent-
wicklung in allgemeiner Perspektive existiert, ist in diesem Forschungsfeld ver-
sammelt. Es geht darum zu untersuchen, in welcher Weise man Trends beobach-
ten kann, ob die Entwicklung von Indikatoren für die frühzeitige Entdeckung 
wichtig werdender Problemthemen möglich ist und, in Anknüpfung an den ersten 
Themenschwerpunkt, wie sich im Lauf der Zeit die gesellschaftlichen Klima-
Sensibilitäten ändern. 
Das Nichtwissen der Wissenschaft läßt Lücken offen, deren Schließung gesell-
schaftlichen Deutungsprozessen überlassen bleibt. Sozusagen der Schmelztiegel 
für gesellschaftliche Definitionsprozesse dieser Art sind die im vierten Themen-
schwerpunkt angesprochenen gesellschaftlichen Konflikte und die ihnen zugeord-
neten Institutionen. Das Thema "Klima" wird für die jeweiligen Ziele der Kon-
fliktparteien instrumentalisiert und verändert. Diese Vorgänge beobachten wir 
bereits heute auf der internationalen Ebene, wo sich die Behandlung des Klima-
Themas den Konfliktstrukturen der Weltgesellschaft anpaßt. Umgekehrt könnte 
die Klimadebatte bestehende Strukturen verändern. In Zukunft wird die Kon-
fliktanalyse auch auf der regionalen und lokalen Ebene Aufschlüsse über den 
Verlauf und die Potentiale der gesellschaftlichen Thematisierung geben können. 
Diese Erwartung weist auf die Forschungsfragen hin: Welche Bezug haben die 
Konfliktstrukturen und institutionellen Bedingungen der heutigen Gesellschaf-
ten zum Thema des anthropogenen Klimawandels, der eine Thematisierung in-
nerhalb des Konfliktgeschehens erwarten läßt? 
Unter diese Themenschwerpunkte, die sehr umfassend sind, lassen sich die ein-
schlägigen Forschungsrichtungen subsumieren. Die Zielrichtung dieser For-
schung ist aber die Politikberatung. Dementsprechend ist der fünfte Themen-
schwerpunkt die Diskussion und Umsetzung von Handlungsstrategien. Der Bezug 
zu den anderen Themenschwerpunkten stellt sich darüber her, daß die Strategien-
diskussion ein Teil der gesellschaftlichen Klimadiskurse ist. Im wesentlichen ent-
scheidet sich hier, welche Forschungsfragen verfolgt werden und wie umgekehrt 
die Ergebnisse der Forschung in politikberatender Absicht Eingang in die Strate-
giendiskussion finden sollen. 
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4.1 Themenschwerpunkt 1: Die Forschung zur Bestimmung gesell-
schaftlicher K.lima-Sensibilitäten als Erfahrungshintergrund 
Forschung, die sich mit der Abhängigkeit bestimmter Naturräume bzw. Ökosy-
steme sowie gesellschaftlicher Bereiche gegenüber Veränderungen des Klimas be-
schäftigt, wollen wir hier als Sensibilitätsforschung bezeichnen. Im Gegensatz zur 
Bezeichnung Vulnerabilitätsforschung wird dadurch die Untersuchung positiver 
Wirkungen mit einbezogen. Ein charakteristisches Kennzeichen der Sensibili-
tätsforschung ist die explizite (oder auch implizite, nicht hinterfragte) Zugrunde-
legung eines kausal-deterministischen Zusammenhangs zwischen zukünftigen 
Klimaänderungen und den erwarteten Wirkungen. 
In dem vorliegenden Themenschwerpunkt wird der Wandel dieser Forschung auf-
grundeiner zunehmenden Politisierung der Klimathematik und der sich dadurch 
ändernden Fragestellungen beschrieben. Diese Entwicklung mündet in eine künf-
tige, erst in Umrissen erkennbare Klimawirkungsforschung ein. Wie gezeigt wer-
den wird, kann sich die Klimawirkungsforschung nicht auf kausal-deterministi-
sche Zusammenhänge zwischen einem Klimawandel und der Gesellschaft stützen. 
Dennoch ist die Forschung in der Tradition eben dieses kausal-deterministischen 
Modells der Hintergrund für die Klimawirkungsforschung. Allein schon die Aus-
wahl bestimmter Forschungsgegenstände in der angewandten Klimatologie oder 
in der Klimageographie liefert einen Hinweis auf klima-sensible Bereiche in der 
Umwelt, denen auch in einer sozialwissenschaftlich geprägten Klimawirkungs-
forschung erhöhte Aufmerksamkeit zukommen muß. Das gilt beispielsweise für 
agrar- und bioklimatologische Studien, für die Anwendung der Klimatologie im 
Versicherungswesen oder innerhalb der Siedlungsgeographie. Fragestellungen 
aus der angewandten Klimatologie oder der Klimageographie haben in der Global 
Change Forschung in bezug auf mögliche anthropogene Klimaänderungen an Ak-
tualität gewonnen, werden aber immer häufiger aus dem Blickwinkel der betref-
fenden Fachdisziplinen betrachtet, so daß als neues Problem die Notwendigkeit 
einer Zusammenführung der Forschungsergebnisse bzw. die disziplinenübergrei-
fende Formulierung von Forschungsfragen auftaucht. 
Aber das sind nachgeordnete Fragen. Das erste Problem, das sich stellt, liegt in 
der Frage, wie sich solche traditionellen Forschungserfahrungen in eine künftige 
interdiziplinäre Klimawirkungsforschung einfügen lassen angesichts der Proble-
me epistemologischer Unsicherheit, mit denen die heutige Sensibilitätsforschung 
konfrontiert ist. Es sind dies Probleme, die sich in dieser Dringlichkeit und Un-
ausweichlichkeit für die herkömmliche Wissenschaft nicht stellen. 
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4.1.1 Klima-Sensibilität in der Tradition des kausal-deterministischen Modells 
Schon bevor sich die öffentliche Klimadebatte in den 80er Jahren verstärkte, hat 
sich die Forschung in Form von Climate Impact-Studien mit dem Thema eines 
möglichen Klimawandels und seiner Auswirkungen auf die Gesellschaft beschäf-
tigt. Sie konnte sich dabei auf die genannten Traditionen stützen, die sich mit Kli-
mawirkungen auf die Landwirtschaft, den Verkehr, das Siedlungswesen, die Ver-
sicherungen und anderen klimasensible Bereiche der Gesellschaft befaßt (Blüth-
gen/Weischet 1980). Deren Tradition wiederum geht weit in die Vergangenheit 
zurück, wie oben im Kapitel 2 dargestellt worden ist. Es sind vor allem Länder wie 
die USA, Kanada, Holland und Rußland, in denen klimatisch bedingte und daher 
wiederkehrende Naturkatastrophen ein traditionelles Problem darstellen und die 
über die wissenschaftliche Infrastruktur verfügen, um eine Forschungstradition 
der angewandten Klimatologie mit der Zielrichtung einer antizipativen Scha-
densbewältigung zu begründen. Diese Voraussetzungen spielen heute in der in-
ternationalen Klimawandelsdebatte eine wichtige Rolle, indem es Wissenschaft-
ler, wissenschaftliche Einrichtungen und staatliche Behörden gerade dieser Na-
tionen sind, die sich in der globalen Klimadebatte konzeptionell und beratend bei 
der Durchführung von Climate Impact-Assessments und Vulnerabilitätsstudien 
engagieren. 
Wie sich die Konzeption der Sensibilitätsforschung noch Anfang der 80er Jahre 
darstellte, kann anhand des folgenden Fragenkatalogs veranschaulicht werden. 
Er begründet ein umfassendes Programm möglicher Forschungen, das die Ergeb-
nisse und Ansätze der traditionellen Sensibilitätsforschung nutzbar machen 
kann: 
"(1) What are the relationships between climate variations and sectors of the so-
ciety? 
(2) What are the characteristics of society that determine differential vulnerabi-
lity to climatic change? 
(3) What are the pathways and linkages within social systems through which 
the effects of climatic variations are transmitted? 
(4) What is the level and distribution oftotal effects arising from climatic chan-
ge? 
(5) What is the range ofmechanisms by which societies adjust to climatic varia-
tions? And what are their costs and effects? 
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(6) How is information (scientific or otherwise) on climate change and its effects 
perceived, interpreted, valued, and channeled into strategy formulation? 
(7) What are the conditions of choice which guide societal response to climatic 
change? 
(8) What are the dynamic feedback effects to nature, society, and subsequent re-
sponse?" 
(Warrick/Riebsame 1983, S. 24). 
Es ist unverkennbar, daß diese Fragen auf den Bedarf an Orientierungswissen der 
Politik ausgerichtet sind. Ihre wissenschaftliche Beantwortung wäre eine solide 
Basis für die Strategiendiskussion, wenn sich diese Fragen in der Weise beant-
worten ließen, wie sie gestellt werden. Das ist aber unter den Bedingungen, unter 
denen die Sensibilitätsforschung der 90er Jahre arbeitet, nicht mehr der Fall. 
Die Unsicherheiten der Sensibilitätsforschung sind in der alten Forschungstradi-
tion nicht so drängend wie heute, so daß dem kausal-deterministischen Ansatz 
stärker stattgegeben werden konnte, obwohl auch in dieser Forschung das Be-
wußtsein vom Konstrukt-Charakter von Klimawirkungen angelegt war. Die heu-
tige Forschung zur Frage eines möglichen Klimawandels ist dagegen mit Proble-
men konfrontiert, unter denen die Unsicherheiten zum dominierenden Merkmal 
der Forschung werden: 
Während die traditionelle Sensibilitätsforschung i.a. von bekannten Klimabe-
_dingungen ausgehen kann oder von bestimmten erwarteten Extremereignis-
sen, gibt es wenig konkrete Angaben darüber, was in den einzelnen Regionen 
infolge zunehmender Tre.ibha usgas-Konzentrationen klimatisch geschehen 
wird. Selbst die Vorgaben der Klimatalogen über den globalen Klimawandel 
sind umstritten (s. Kap. 2). Wie weit solche Unsicherheiten durch weitere For-
schung beseitigt werden können, ist zumindest eine offene Frage. Es existiert 
aber auch die Ansicht, daß diese Unsicherheit prinzipieller Natur ist. 
Die Fragen der traditionellen Forschung betrafen die Klimawirkungen in der 
gegenwärtigen Gesellschaft, der die Wissenschaftler selbst angehören. Jetzt 
aber geht es um Gesellschaften in der zweiten Hälfte des nächsten Jahrhun-
derts. Eine Prognose der gesellschaftlichen Entwicklung über diesen Zeitraum 
in den für die Sensibilitätsforschung erforderlichen Details ist nicht möglich. 
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Ferner geht es wegen der Globalität der Problematik um die verschiedenen 
Gesellschaften in aller Welt. 
Die traditionelle Forschung hatte ihre Wurzeln im akademischen Forschungs-
betrieb, zu dessen Grundsätzen die Abkopplung von politischen Einflüssen ge-
hört. Die Forschung im Rahmen der Klimawandelsthese findet dagegen in ei-
nem stark politisierten Kontext statt, derzeit vor allem auf internationaler 
Ebene, künftig aber bei einer möglichen Intensivierung der Diskussion auch 
auf innenpolitischer und kommunaler Ebene. Traditionelle Forschungsstrate-
gien und der wissenschaftliche Disput unterliegen der Gefahr, zum Gegen-
stand des politischen Streits zu werden. 
Angesichts dieser veränderten Lage wird die Unzulänglichkeit des zitierten Fra-
genkatalogs deutlich. So, wie er formuliert ist, suggeriert er einen Determinis-
mus, der der Problematik nicht angemessen ist. Er entspricht einem kausal-
deterministischen Problemverständnis, wonach die gesellschaftlichen Klimawir-
kungen und die Sensibilitäten anhand kausaler Zusammenhänge erklärt werden 
können, die womöglich noch orts- und zeitunabhängig gültig sind. Die Unsicher-
heiten, mit denen die Sensibilitätsforschung belastet ist, erscheinen lediglich als 
ein Informationsdefizit, das zumindest im Prinzip durch Forschung verringert 
werden kann. 
Eine in der Wissenschaftssoziologie seit langem ausformulierte und empirisch gut 
belegte Theorie über wissenschaftliche Erkenntnis (im Überblick: Heintz 1993) 
besagt im Falle des Begriffs "gesellschaftlicher Klimasensibilitäten", daß es kaum 
allgemeingültige Aussagen über die Zusammenhänge von Klima und Gesell-
schaft geben kann. Außer allenfalls in Extremfällen, wenn etwa ein Anstieg des 
Meeresspiegels oder ein unerträgliches Anwachsen der Häufigkeit von extremen 
Wetterereignissen zu einem eindeutigen Einschnitt in die gesellschaftlichen Ver-
hältnisse führt, sind orts- und zeitunabhängige Gesetzmäßigkeiten i.a. nicht 
nachweisbar. Aber auch in den Extremfällen sind Zweifel an der Allgemeingültig-
keit von Kausalaussagen angebracht. Ein Gesichtspunkt ist die Komplexität der 
Zusammenhänge, die sich darin äußert, daß jede Wenn-Dann-Aussage durch die 
Überlagerung anderer Kausalverhältnisse, durch "intervenierende Variable", au-
ßer Kraft gesetzt werden kann. 
Ein weiterer Gesichtspunkt ist der Konstrukt-Charakter (a.a.O.) von Begriffen 
wie "Klima", "Klimaänderung" und "Klimasensibilität". Außer in Extremfällen 
hat es keinen Sinn, von einer Sensibilität gegenüber Klimaveränderungen zu 
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sprechen, wenn von der jeweiligen gesellschaftlichen und historischen Situation 
abstrahiert wird. Was als Klimawirkung wahrgenommen wird, in welchem Um-
fang diese als schädlich oder als positiv bewertet wird, aufwelche Weise man sich 
als lndividuuum oder als Kollektiv dagegen wappnet, alldas entsteht erst in ge-
sellschaftlichen Auseinandersetzungen und V erständigungsprozessen, in denen 
Klimaentwicklungen angekündigt, beobachtet, gedeutet und bewertet werden. 
Schon die Klimaänderung selbst ist kein einmaliges, eindeutig zu beobachtendes 
Ereignis, sondern setzt sich aus einer langen Reihe von Ereignissen zusammen, 
die sich erst allmählich zu der Gewißheit verdichten, daß es sich um eine dauer-
hafte Veränderung des Klimas handelt. Während dieser Zeit wird darüber kom-
muniziert, und im Zuge dieser Kommunikation verändern sich die Wahrnehmung 
und die Interpretation. Es können während dieser Zeit gesellschaftliche Entwick-
lungen stattfinden, teils Anpassungsprozesse an das veränderte Klima, teils Vor-
gänge, die mit dem Klimawandel gar nichts zu tun haben, die dessen Wirkung 
u.U. völlig konterkarieren. 
Kurz gesagt, es wäre unter den Voraussetzungen der heutigen Sensibilitätsfor-
schung irreführend, von "den" Relationen zwischen Klimaänderungen und gesell-
schaftlichen Sektoren zu sprechen, weil es sie in dieser Eindeutigkeit gar nicht 
gibt. Dasselbe gilt für "die" Charakteristiken einer Gesellschaft, die die Verschie-
denartigkeit der Verwundbarkeit "determinieren". Selbst wenn man bestimmte 
kausale "pathways" und "linkages" von Klimaeffekten in der amerikanischen Ge-
sellschaft der neunziger Jahre rekonstruieren kann, gibt es darüber keine Geset-
zesaussagen, die in gleicher Weise für die indische Gesellschaft oder für irgendei-
ne Gesellschaft in 100 Jahren gültig sind. 
Die Unsicherheiten der Klimawirkungsforschung sind fundamental und unaus-
weichlich. Sie bilden das Ausgangsproblem, mit dem sich jede wissenschaftliche 
Konzeption befassen muß. Diesen Gedanken wollen wir in den folgenden Ab-
schnitten weiter entwickeln. 
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4.1.2 Die Unwägbarkeilen des Begriffs "Klima-Sensibilität" 
Mit dem Begriff "Klima" wird ein Gegenstands- bzw. Erfahrungsbereich beschrie-
ben, zu dem es auf wissenschaftlicher Ebene unterschiedliche Definitionen gibt 
(Kraus 1984; vergl. auch Kap. 2). Für die Zwecke des vorliegenden Textes soll die 
folgende Umschreibung genügen, die das Alltagsverständnis einigermaßen ab-
decken dürfte: Mit dem Klima ist eine Charakterisierung der Witterungsverhält-
nisse in einer Region gemeint, wie sie "seit Menschengedenken" in dieser Region 
im Jahresablauf typisch sind. Die Wissenschaft benutzt dafür statistische Para-
meter von Temperaturen, Niederschlägen und anderen atmosphärischen Beob-
achtungsgrößen, die im Verlaufvon Jahren, Jahrzehnten oder Jahrhunderten ge-
wonnen werden (Hasselrnann 1994). In Regionen mit zwar seltenen, aber gele-
gentlich wiederkehrenden Naturkatastrophen, wie Überschwemmungen oder 
Dürrekatastrophen, wird auch dieser Umstand den klimatischen Bedingungen 
zugerechnet, unter denen die Gesellschaft lebt. 
Während die naturwissenschaftlichen Definitionen des Klimabegriffs noch einen 
verhältnismäßig großen Bereich der Übereinstimmung finden, gibt es hinsicht-
lich der theoretischen Perspektiven, unter denen man das Verhältnis von Klima 
und Gesellschaft betrachtet, zum Teil enorme Differenzen und sogar Widersprü-
che. Gerade im Zusammenhang mit der Frage gesellschaftlicher Sensibilitäten 
gegenüber Klimaveränderungen hängen die Antworten in erheblichem Maße da-
von ab, ob man die Frage z.B. in ökonomischer, ökologischer, sozialstruktureHer 
oder wahrnehmungstheoretischer Perspektive bearbeitet. 
In ökonomischer Perspektive könnte man den anthropogenen Klimawandel als 
Folge eines Marktversagens auffassen und in der Strategiendiskussion auf wirt-
schaftliche Anreize setzen. In ökologischer Perspektive wird man Störungen im 
evolutionären Gleichgewicht von Klima und Gesellschaft ins Zentrum der strate-
gischen Überlegungen stellen. Sozialstrukturell gesehen ist das Klimaproblern 
Symptom allgemeinerer Problerne der sozialen und ökonomischen Verhältnisse 
auf nationaler und internationaler Ebene, so daß die Ansatzpunkte für strategi-
sches Handeln der eigentlichen Klimathematik weit vorgelagert sind. Wahrneh-
mungstheoretisch schließlich ist das Bewußtsein der Akteure der Angelpunkt 
strategischer Überlegungen und z.B. Aufklärung ein möglicher Ansatzpunkt für 
strategisches Handeln. 
Wir sehen, daß die Komplexität des Gegenstandsbereichs auf wissenschaftlicher 
Ebene zur Existenz unterschiedlicher Theorien führt, von denen keine beanspru-
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chen kann, als einzige gültig zu sein. Diese Vielfalt der Perspektiven prägt auch 
die heutige wissenschaftliche Klimadebatte. 
In einer Perspektive sozialstruktureUer Entwicklungen, die wir für diese einlei-
tenden Betrachtungen wählen wollen, stellt sich das Verhältnis von Klima und 
Gesellschaft wie folgt dar. Das Klima gehört ebenso zu den Umweltbedingungen 
einer Gesellschaft wie z.B. die geographische Lage oder die Landschaft, an die sie 
sich auf ihre je spezifische Weise evolutionär angepaßt hat. In den Wirtschaftsfor-
men, Wohn- und Lebensverhältnissen, Sitten und im Brauchtum kann man die 
Einflüsse des Klimas entdecken, vor allem, wenn man Gesellschaften unter-
schiedlicher Klimazonen vergleicht (Hoheisel1994). 
Aber auch bei vergleichbaren Klimazonen sind die Formen der gesellschaftlichen 
Anpassung äußerst vielfältig. Es wäre daher falsch anzunehmen, daß das Klima 
eine ausschlaggebende Erklärungsvariable für gesellschaftliche Strukturen ist. 
Solche Vorstellungen sind immer wieder populär. So waren z.B. im kolonialisti-
schen Zeitalter Darstellungen beliebt, die eine kulturelle Überlegenheit europäi-
scher gegenüber afrikanischen Gesellschaften aus dem gemäßigten Klima Euro-
pas ableiteten. Warrick und Riebsame (a.a.O., S. 20f) konstatieren in der heutigen 
C02-Debatte ein Wiederaufleben solcher vereinfachenden Vorstellungen über den 
Zusammenhang von Gesellschaft und Klima und sprechen von einem "neo-
environmental determinism". Diese Kritik kam indirekt auch in unseren Inter-
views zum Ausdruck, als den Prognosen über die Folgen des Klimawandels zu ge-
ringe Berücksichtigung von Interferenzen mit anderen Wirkungszusammenhän-
gen vorgeworfen wurde, die den klimatischen Einfluß relativieren können. 
Es ist also zwar offensichtlich, daß das Klima ein Faktor ist, der Einfluß auf ge-
sellschaftliche Entwicklungen hat. Es ist aber kaum möglich, allgemeingültige 
Zusammenhänge zwischen klimatischen Bedingungen und gesellschaftlichen 
Strukturen festzustellen. Die Heterogenität des Zusammenhangs von Klima und 
Gesellschaft findet ihren aktuellen Niederschlag in der heutigen internationalen 
Klimapolitik, wo der Versuch einer Vereinheitlichung globaler Konzepte immer 
problematisch bleibt (Sachs et al. 1994). Auch die Sensibilitätsforschung kann 
sich in ihren Ergebnissen nicht auf Analogien in den klimatischen Verhältnissen 
verlassen, sondern muß die kulturellen und andere gesellschaftliche Faktoren als 
intervenierende Variable mit einbeziehen (Warrick/Riebsame a.a.O.). 
Normalerweise ist "Klima" kein Problemthema, weil (gemäß der von uns gewähl-
ten theoretischen Perspektive) zwischen den klimatischen Bedingungen und den 
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gesellschaftlichen Verhältnissen ein evolutionär austariertes Gleichgewicht exi-
stiert. Diese geringe Präsenz von "Klima" im Alltagsleben mag eine Ursache un-
ter anderen dafür sein, daß es in den Sozialwissenschaften kaum Forschungstradi-
tionen gibt, die sich mit diesem Thema befassen (s. Kap. 3). Klimatisch bedingte 
Problempotentiale und Risiken sind dem Alltagsbewußtsein kaum bekannt und 
meistens nur latent vorhanden. Ihre Identifikation ist oft spekulativ und findet 
wenig Resonanz in der Öffentlichkeit. Selbst Naturkatastrophen werden eher als 
singuläre Ereignisse begriffen und nicht dem Klima zugerechnet. Erst, wenn sich 
gleichartige Extremereignisse wiederholen, wird die Frage nach klimatischen Zu-
sammenhängen zum Thema. Wie schon erwähnt, gibt es Länder mit klimatisch 
bedingten und daher wiederkehrenden Naturkatastrophen und einer entspre-
chenden Forschungstradition der antizipativen Schadensbekämpfung. Generell 
jedoch ist das Klima kaum ein Thema. 
Zum Problem können die klimatischen Verhältnisse in unserer theoretischen Per-
spektive dann werden, wenn das evolutionäre Gleichgewicht zwischen Gesell-
schaft und Klima gestört wird. Die aktuelle Umwelt- und Klimadiskussion the-
matisiert drei Störungen des Gleichgewichts: Erstens die Störung aufgrund eines 
natürlichen Klimawandels, zweitens aufgrund eines anthropogenen Klimawan-
dels und drittens aufgrund gesellschaftlicher Veränderungen, die sich aus dem 
evolutionären Gleichgewicht entfernen. Auf den letzteren Aspekt hat die Umwelt-
debatte aufmerksam gemacht, und er erfährt in der Klimadebatte neue Aktuali-
tät, z.B. im Zusammenhang mit den sich häufenden Überschwemmungen auf-
grundvon Flußbegradigungen und Bodenversiegelung. Ein anderes vielgenann-
tes Beispiel ist die Tendenz zunehmender Schadensausmaße bei Naturkatastro-
phenaufgrund geringerer Vorsicht in der Wahl von Wohn- und Industrieansied-
lungen (Berz 1990). 
Neben der durchaus nicht trivialen Unterscheidung zwischen natürlich und an-
thropogen bedingten Klimaänderungen (s. Kap. 2) ist der mögliche zeitliche Ab-
lauf zukünftiger Klimaänderungen zu betrachten. Wie man aus paläoklimatologi-
schen und auch aus historischen Studien weiß, wandeln sich die klimatischen 
Umweltbedingungen im Lauf der Zeit. Diese Änderungen können sich langsam 
und stetig vollziehen oder aber auch abrupt und zusammen mit einer Häufung 
dramatischer Extremereignisse, wie neuere paläoklimatologische Untersuchun-
gen nahelegen. In diesem Zusammenhang wurde in einem der von uns durchge-
führten Interviews mit deutschen Experten darauf hingewiesen, daß sich auch der 
angekündigte anthropogene Klimawandel durchaus so langsam vollziehen könne, 
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daß er einer evolutionären gesellschaftlichen Anpassung Zeit läßt. Die andere 
Möglichkeit ist, daß sich der Klimawandel diskontinuierlich und in Form von Ex-
tremereignissen vollzieht. Die antizipative Klimawirkungsforschung muß mit 
beiden Möglichkeiten rechnen. 
Ebenfalls keineswegs entschieden ist, wie sich denn eine "evolutionäre" gesell-
schaftliche Anpassung an Klimaänderungen abspielt. Denkbar ist das harmoni-
sche Bild einer langsamen und stetigen Anpassung an einen sich ebenso vollzie-
henden Klimawandel, die fast außerhalb des Bewußtseins der Betroffenen statt-
findet und jedenfalls kaum Anlaß zu dramatischen gesellschaftlichen Instabilitä-
ten gibt. Historische Fallstudien zeigen aber, daß dieses Bild möglicherweise 
nicht stimmt (Warrick/Riebsame, a.a.O., S. 23). Danach kann sich die gesell-
schaftliche Anpassung an einen Klimawandel schubweise vollziehen, indem kli-
matische Veränderungen über längere Zeit innerhalb der bestehenden gesell-
schaftlichen Verhältnissen verkraftet werden können, bis der Bogen überspannt 
ist und es zu abrupten und oft krisenhaften Veränderungen in den Gesellschafts-
strukturen kommt. 
Mit der heutigen Debatte eines anthropogenen Klimawandels ist in das Bewußt-
sein gerückt, daß das Klima nicht nur eine unabhängige Umweltvariable ist, die 
einseitig ihre Auswirkungen auf die gesellschaftlichen Verhältnisse hat. Die um-
gekehrte Wirkungsrichtung, die auch in vergangenen Zeiten z.B. durch Abhol-
zungen, Landwirtschaft usw. zumindest im kleinen Maßstab immer vorhanden 
war, ist bisher kaum beachtet worden. Heute ist sie das zentrale Thema in der 
Klimaschutz-Debatte. Die Globalität und das Ausmaß der Schadensvisionen so-
wie die internationalen Auseinandersetzungen über die Verantwortlichkeiten 
stellen eine historisch neuartige Situation im Verhältnis zwischen Klima und Ge-
sellschaft dar. 
Dieser kursorische Überblick über das Thema "Klima und Gesellschaft" soll vor 
allem verdeutlichen, daß eine politisierte Sensibilitätsforschung aufgrundder in-
härenten Unsicherheiten wenig gegen den Einspruch von außen geschützt ist. Je-
de strategischen Überlegung zur Vorsorge oder Abwehr von Schäden aufgrund 
wissenschaftlicher Aussagen über klimatische Einwirkungen kann in Frage ge-
stellt werden, in ihren Annahmen über die Voraussetzungen und in ihren Schluß-
folgerungen über die Wirkungen, weil das Ursachengeflecht gesellschaftlicher 
Klimawirkungen unüberschaubar ist und weil es keine unwidersprochene Theo-
rie gibt, die "Ordnung" schafft. 
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4.1.3 Dieneuere Sensibilitätsforschung zwischen politischem Anspruch und 
epistemologischer Unsicherheit 
Mit zunehmender Intensivierung der Klimadebatte Ende der achtziger Jahren 
wurden von nationalen und internationalen Organisationen zahlreiche "climate 
impact"- und Vulnerabilitätsstudien durchgeführt (z.B. Tegart et al. 1990; OECD 
1991; Fischer/Stein 1991; IPCC 1996). Vor allem die Studien, die im Umfeld der 
UN-Klimarahmenkonvention, speziell vom Intergovernmental Panel on Climate 
Change (IPCC), initiiert werden, lassen den aktuellen politischen Kontext dieser 
Forschung erkennen. In diesem Kontext entstehen jene Formen der Sensibilitäts-
forschung, die für das Vorhaben einer sozialwissenschaftliehen Konzeption der 
Klimawirkungsforschung von Interesse sind. Sie stellen rational nachvollziehba-
re Reaktionen auf die im vorigen Abschnitt genannten epistemologischen Unsi-
cherheiten der Sensibilitätsforschung dar, die in der traditionellen Klimafor-
schung nicht mit dieser Deutlichkeit zutage traten und sich erst jetzt unter dem 
Einfluß einer Politisierung der Klimadebatte aktualisieren. 
Die Politisierung erzeugt einen Nachfragedruck auf die Wissenschaft, die damit 
in ein Dilemma gerät, weil sie die inhärenten Unsicherheiten nicht beseitigen 
kann, jedenfalls nicht in der Zeit, in der eine wissenschaftliche Politikberatung 
für die internationale Klimadebatte zur Verfügung stehen soll. Schon 1988, mit 
der Gründung der Arbeitsgruppe I des IPCC, wird explizit ausgesprochen, daß das 
fehlende Wissen durch einen Konsens der Wissenschaftler über das Nichtwissen 
ersetzt werden muß: "We must arrive at a general consensus, especially on asses-
sing the uncertainty" (MacKenzie 1988, S. 25, zit.nach Shackley 1996, S. 2). Da-
mit beginnt ein wissenschaftlicher Diskurs, der sich von der traditionellen Wis-
senschaft unterscheidet. Der traditionelle Prozeß wissenschaftlicher Erkenntnis 
wird durch Verständigungsverfahren ergänzt. 
Welche Bedeutung die inhärente Unsicherheit für die Sensibilitätsforschung hat, 
läßt sich auch anhand des folgenden Vorgangs illustrieren: 1993, also aufgrund 
dreijähriger Erfahrung, wurden die vormaligen Arbeitsgruppen II (Impacts) und 
III (Response Options bzw. Strategies) des IPCC zusammengeschlossen, "um eine 
stärkere Integration der Impact-Analysen, der Abwehrmaßnahmen und der An-
passungsstrategien zu erreichen" (Bolin 1994a). Diese Erfahrung, daß eine ar-
beitsteilige Behandlung der Themen nicht opportun ist, ist aufschlußreich und be-
stätigt implizit die Kritik am kausal-deterministischen Erkenntnismodell (s.o. 
Abschn. 4.1.2). Denn sie ist eine Reaktion darauf, daß Sensibilitätsuntersuchun-
gen auf Dauer nicht als die Erforschung von objektiven Fakten dargestellt werden 
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können. Die Indeterminiertheit der "Impacts" führt dazu, daß sie erst im Aus-
handlungsprozeß festgelegt werden müssen, wenn auch unter Einschluß aller wis-
senschaftlichen Vorkehrungen für Plausibilität, Wahrscheinlichkeit usw. Damit 
aber sind Spielräume offen, die unter dem Druck der Strategiendiskussion poli-
tisch instrumentalisiert werden könnten. Auch wenn es tatsächlich gelingen soll-
te, dies verfahrensmäßig auszuschließen, bleibt dennoch der Verdacht der Mani-
pulation. Für das Ziel der IPCC-Verfahren, Konsens zu schaffen, ist es daher kon-
traproduktiv, Impact-Assessments und Strategiendiskussion getrennt zu verhan-
deln. 
Wenn einmal anerkannt ist, daß das Ziel der wissenschaftlichen Arbeiten nicht 
Erkenntnis im herkömmlichen Sinn sein kann, wird eine neue Aufgabenbestim-
mung erforderlich. Der IPCC-Vorsitzende formuliert dazu die folgende Fragestel-
lung: "The key question remains: How to recognize the inherent uncertainty ofthe 
climate change issue, but still adress key issues of mitigation of and adaptation to 
a likely change of climate in the future?" (Bolin 1994a). Mit anderen Worten: Die 
Erforschung der Möglichkeit von Vorsorgeentscheidungen und ihrer kollektiven 
Umsetzung auf globaler, nationaler und lokaler Ebenetrotz inhärenter Unsicher-
heit der Entscheidungsgrundlagen ist die eigentliche Aufgabe der Sensibilitäts-
forschung. Diese Zielformulierung jedenfalls wäre es, die das Erscheinungsbild 
der neueren Sensibilitätsforschung zu erklären vermag, das unter der Perspektive 
traditioneller Erkenntnisziele widersprüchlich wäre. 
Ein besonders auffallendes Kennzeichen der neueren Sensibilitätsforschung ist, 
in Analogie zur Konsensstrategie des IPCC, die Globalisierung der Forschung. In 
länderübergreifenden Forschungsprogrammen und mit dem Entwurf von Verfah-
rensbaukästen wird eine Vereinheitlichung der Fragestellungen und Methoden 
und eine internationale Koordination von Forschungsprojekten angestrebt. So 
wurden z.B. 1993 auf der World Coast Conference in den Niederlanden Verwund-
barkeitstudien von 46 Küstenländern für den Fall eines Anstieges des Meeres-
spiegels vorgestellt (World Coast Conference, 1994), die alle die "common metho-
dology" des IPCC verwenden (IPPC/CZMS 1991). Dieses Verfahren besteht aus 
der Abfolge von 7 Schritten, die allerdings nicht strikt eingehalten zu werden 
brauchen. Von den 46 Untersuchungen wurden nur in zwei Fällen alle sieben 
Schritte ausgeführt. Schritt 3 besteht darin, die wichtigsten gesellschaftlichen 
Entwicklungsfaktoren der nächsten dreißig Jahre zu benennen und ihren Einfluß 
relativ zu den Wirkungen eines Anstiegs des Meeresspiegels abzuschätzen. Von 
den 46 Studien haben nur acht diesen Schritt ausgeführt, was für die Schwierig-
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keit gesellschaftlicher Prognosen typisch sein dürfte. Der Bericht geht von der 
Einschätzung aus, daß die Nichtberücksichtigung der gesellschaftlichen Entwick-
lungsfaktoren zu einer Überschätzung der Auswirkungen eines Anstiegs des Mee-
resspiegels führt. Der (ohnehin nur sehr unvollständig einzulösende) Prognosean-
spruch wird implizit dadurch zurückgenommen, daß es als eine Funktion der 
"common methodology" angesehen wird, den Planungs- und Entscheidungsprozeß 
in den Ländern durch die Einführung längerer Planungshorizonte im Sinne des 
"sustainable development" zu verbessern. Dafür sei allerdings der Zusammen-
hang zwischen dieser Methode und dem politischen Entscheidungsprozeß noch zu 
wenig durchdacht. Hier liege eine Aufgabe für die sozialwissenschaftliche For-
schung (a.a.O., Appendix 1). 
Einneueres Beispiel ist eine 1989 von der U.S. Environmental Protedion Agency 
(EPA) initiierte Studie, die Auswirkungen auf Küsten, Landwirtschaft, Forsten, 
Flüsse und menschliche Gesundheit untersucht. Sie verarbeitet wissenschaftliche 
Beiträge aus über 30 Ländern, die in koordinierter Zusammenarbeit erstellt wor-
den sind. Der 1995 vorgelegte Bericht sei "die umfassendste Studie, die konsisten-
te Klimawandelsszenarien verwendet, um die globalen Impacts von Klimaverän-
derungen zu analysieren" (Strzepek/Smith 1995). 
Wir wollen zur Veranschaulichung der Ansätze und Methoden etwas näher auf 
das U.S. Country Studies Program (CSMT 1994) eingehen. Diese Loseblattsamm-
lung ist eine detaillierte Anleitung für die Durchführung von Vulnerabilitätsstu-
dien und wird den Unterzeichnerstaaten der Klimarahmenkonvention oder ande-
ren interessierten Ländern zur Verfügung gestellt. Das 25 Mio. Dollar Programm 
war 1993 von der amerikanischen Regierung zur Unterstützung von 
Entwicklungs- und Schwellenländern aufgelegt worden, die der Klimarahmen-
konventionbeitreten und dieser Konvention entsprechend eigene Untersuchun-
gen durchführen wollen. Das Programm wird auch vorn IPCC unterstützt. BisEn-
de 1994 wurden entsprechende Studien in 26 Ländern durchgeführt, weitere 28 
Länder nehmen seit Ende 1994 teil. Die Durchführung des Programms steht in 
der Regie eines "Country Studies Management Teams" aus Angehörigen von ein-
schlägigen U.S. Bundesbehörden und U.S. Forschungseinrichtungen. Seine Auf-
gabe besteht darin, die Eigeninitiative der jeweiligen Staaten durch Informations-
material, Workshops und Methodentraining zu unterstützen. Das Programm glie-
dert sich in folgende Verfahrensschritte: 
1. In einem "Scoping"-Prozeß verschafft man sich unter anderem einen Überblick 
über die Ziele des Assessments, über die zu untersuchenden Sektoren, die in 
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dem jeweiligen Land als sensibel anzusehen sind (z.B. Agrarwirtschaft, Vieh-
haltung und Weidewirtschaft, Forsten, Wasserhaushalt, Küste, Fischerei, 
Schiffahrt), über den Bedarf und die Verfügbarkeit von Daten (z.B. über Bo-
denstrukturen, historische Wetterstatistiken, Pflanzenpopulationen usw.) und 
über den politischen Kontext der Studie, damit die Untersuchungsergebnisse 
nicht die aktuellen Entscheidungs- und Konfliktstrukturen verfehlen. 
2. Es werden sogenannte "baseline scenarios" (Zukunftsszenarien ohne Klima-
wandel) erstellt, die von den "climate change scenarios" (s.u.) unterschieden 
werden. Baseline Scenarios beschreiben die hypothetischen Verhältnisse bei 
konstant bleibendem Klima für das Jahr 2075, dem Zeitpunkt, für den eine 
Verdopplung des C02-Äquivalents in der Atmosphäre bei unveränderter Emis-
sion prognostiziert wird. Es werden aber auch kurz- und langfristigere Szena-
rios untersucht. Bestandteil des Baseline Scenarios ist zunächst ein Klimasze-
nario auf der Grundlage von Klimadaten in der Region aus den vergangenen 
30 Jahren. Ein sozioökonomisches Szenario beschreibt die geschätzten Bevöl-
kerungszahlen und das (Pro Kopf-) Einkommen. Das Umweltszenario trifft 
Annahmen über den Grad der Luft- und Wasserverschmutzung, die Bodennut-
zung, den Grad der Desertifikation und andere ökologische Faktoren. Das 
Institutionen-Szenario des Jahres 2075 wird durch die heute bestehenden In-
stitutionen und Gesetze beschrieben; als schlechter Notbehelf, wie betont wird, 
aufgrundder Nichtprognostizierbarkeit institutioneller Veränderungen. 
3. Climate Change Scenarios beschreiben die zeitliche und räumliche Verteilung 
einer Reihe von regionalen meteorologischen Daten, wie Temperatur, Nieder-
schläge, Sonneneinstrahlung, Luftfeuchtigkeit und Wind, die für ein Vulnera-
bilitätsassessment als erforderlich angesehen werden. Es wird betont, daß sie 
nicht als Voraussagen zu verstehen sind, sondern als Möglichkeit, unter-
schiedliche klimatische Bedingungen in den Simulationsmodellen durchzu-
spielen. Dafür stehen in Datenbanken die anhand von Klimamodellen progno-
stizierten Klimaparameter auf Gitterzellen von ungefähr 500 mal 500 km zur 
Verfügung, und zwar für den Fall eines gleichbleibenden C02-Äquivalents 
(1XC02), des doppelten Äquivalents (2XC02) und transienter Simulationen 
(s. Kap. 2). Daneben werden aber auch wegen unsicherer regionaler Klimapro-
gnosen Szenarien mit "inkrementalen" Veränderungen der mittleren Tempe-
raturen und Niederschläge empfohlen. Als dritte Möglichkeit für die Schät-
zung des regionalen Klimawandels werden historische Beschreibungen von 
Wärmeperioden in der Region genannt, sofern es derartige gibt. 
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4. Auf der Grundlage der Szenarien wird die Verwundbarkeit abgeschätzt, indem 
biophysikalische Wirkungen des Klimawandels auf die als sensibel angesehe-
nen Sektoren berechnet werden, und zwar einmal ohne die Voraussetzung und 
dann im Vergleich dazu mit der Voraussetzung von technischen Anpassungs-
maßnahmen, die in der Region als durchführbar erscheinen. Das geschieht 
durch die Verwendung von Simulationsmodellen, z.B. Ernteertragsmodellen 
und Modellen der Weide-, Vieh- und der Forstwirtschaft. Derartige Modelle 
oder Modellbaukästen resultieren zum Teil aus jenen Forschungstraditionen, 
von denen in den vorigen Abschnitten mehrfach die Rede war. Sie müssen mit 
einem gewissen wissenschaftlichen Aufwand erst an die regionalen Gegeben-
heiten angepaßt werden, wofür Trainingskurse und Computerprogramme an-
geboten werden. 
5. Das Resultat der Untersuchung besteht in dem Versuch einer sektorenüber-
greifenden Integration der in den Simulationen identifizierten Impacts. Land-
verluste in den Küstengebieten, Veränderungen in den Ernteerträgen, Verän-
derungen der Wasserqualität und Wasserverfügbarkeit usw. sollen in ihren 
Wechselbeziehungen zueinander beschrieben werden, und es soll ihre Bewer-
tung unter einheitlichen ökonomischen, sozialen und institutionellen Ge-
sichtspunkten vorgenommen werden. 
Zusammenfassend sollen hier nun einige Beobachtungen vorgetragen werden, die 
für das gewählte Beispiel gültig sind aber auch für eine große Zahl weiterer Stu-
dien zutreffen: 
Die Szenarien sind extrem einfach und die Modelle sind auf Ursache-Wirkungs-
Beziehungen reduziert, auf die die Kritik am kausal-deterministischen Modell zu-
trifft (s. Abschn. 4.1.1). Dafür wird aber auf einen Prognoseanspruch explizit ver-
zichtet. Ein durchgängiges Prinzip ist das Bemühen um einen einheitlichen Ka-
non von Daten, Annahmen, Modellen und Methoden, die jeweils in einschlägigen 
internationalen oder nationalen, staatlichen und wissenschaftlichen Einrichtun-
gen bereits akzeptiert und verwendet werden. Oft werden Szenarien des IPCC ein-
gesetzt, die ihrerseits wieder auf Vorarbeiten bspw. der U.S. Umweltbehörde 
EPA, der Weltbank (Bevölkerungszahlen und Bruttosozialprodukt) und der UN-
Organisation für Ernährung und Landwirtschaft FAO basieren. 
Die umfangreichen weltweit anwendbaren Daten- und Prognosesätze sind zum 
Teil in elektronischen Datenbanken online oder auf CD-ROM abrufbar und sind 
bereits stark regional differenziert. Für die weitere regionale oder lokale Anpas-
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sung werden teils einfache Projektionen, teils Schätzungen durch Experten vor 
Ort empfohlen. Dabei sollen, wenn nötig und möglich, regionale Daten mit heran-
gezogen werden. 
Im Programm der im Beispiel erwähnten Studie wird wiederholt betont, mit wel-
chen Unsicherheiten die Daten, Simulationsergebnisse und Szenarien behaftet 
sind. Solche Anmerkungen scheinen jedoch lediglich eine Verbeugung vor den 
wissenschaftlichen Reminiszenzen der Autoren zu sein, denn es folgen daraus kei-
ne größere Anstrengungen, die Validität der Verfahrensschritte zu diskutieren. 
Dem Leser drängt sich der starke Verdacht auf, daß die jeweilige fachwissen-
schaftliche Prüfung deutlich machen würde, wie sich hier eine gewagte Annahme 
auf die andere türmt und daß die Diskussion etwa der Fehlerfortpflanzung von 
vornherein als aussichtslos beiseite gelassen wird. In der Tat gibt es Wissen-
schaftler, für die es eine offene Frage bleibt, ob robuste regionale Szenarios für die 
Verwendung in Impact-Studien überhaupt möglich sind (Shackley/Wynne 1995, 
s. 116). 
Dieser Eindruck stützt die Vermutung, daß das primäre Ziel dieser Studien nicht 
wissenschaftliche Erkenntnis im herkömmlichen Sinne ist. Anderereits besteht 
im Selbstverständnis der Autoren ein hoher wissenschaftlicher Anspruch, den sie 
auch ihren Adressaten unterstellen. Denn die wissenschaftliche Reputation der 
involvierten Wissenschaftler und ihrer Institutionen steht offenbar außer Frage 
und wird als eine notwendige Voraussetzung dieser Forschung eingefordert (Bolin 
1994a). 
Die Simplizität der Szenarien und Modelle, der Wunsch nach Vereinheitlichung, 
der Verzicht auf Prognose, der Widerspruch zwischen hohem wissenschaftlichen 
Anspruch und offenkundiger Verletzung traditioneller Wissenschaftsstandards 
finden ihre Erklärung, wenn man die von Bolin angesprochene Aufgabe der For-
schung zugrunde legt, nämlich die Erforschung der Möglichkeiten kollektiven 
Handeins trotz inhärenter Unsicherheit. Der rationale Gehalt der Programme 
und Baukastensysteme der Vulnerabilitätsforschung liegt in der Zusammenstel-
lung eines konsistenten, global anwendbaren Gebäudes aus Wissen und Nichtwis-
sen, das mehreren sehr anspruchsvollen Zwecken zugleich dienen soll. Es soll ein 
Gesamtbild der Klimaproblematik ergeben, 
in das sich die wichtigen aktuellen Fragen in kommunizierbarer Weise einord-
nen lassen, 
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innerhalb dessen sich Forschungsfragen formulieren und neue wissenschaftli-
che Erkenntnisse einordnen lassen, 
anhand dessen Handlungskonzepte auf einem Niveau diskutiert werden kön-
nen, das dem der Klimadebatte entspricht (z.B.im Sinne von Sustainability, 
womit zumindest die Berücksichtigung größerer zeitlicher und sachlicher Zu-
sammenhänge gemeint ist) 
und mit dem (als übergeordnetes Ziel) ein politischer Konsens darüber erzielt 
werden kann, welche Maßnahmestrategien einzuschlagen sind. 
Es stellt sich die Frage, wie erfolgreich die Sensibilitätsforschung im Hinblick auf 
diese Zielsetzungen ist. Die beträchtlichen Teilnehmerzahlen und die Veranke-
rung in hochkarätigen amerikanischen und internationalen Gremien, die welt-
weite Bereitstellung von Informationen mit Hilfe neuer Kommunikationstechni-
ken usw. sind alles Voraussetzungen, die der Akzeptanz und der Durchführbar-
keit dienlich sind. 
Man muß aber auch sehen, daß sich das wissenschaftliche Establishment der rei-
chen Länder ein internationales Definitionsmonopol erobert, womit Ausschlie-
ßungseffekte vor allem der Länder der Dritten Welt verbunden sein können und 
das den Wissenschaften dieser Länder eine Rolle als "Datensammler" vorschreibt 
(Agarwal/Narain 1992; Shackley 1996, S. 10f), mit der sich diese nichtallzu lange 
zufrieden geben werden. Denn man darfnicht unterschätzen, in welchem Ausmaß 
derartige Annahmen-Gebäude, wie sie in den Studienprogrammen entstehen, spe-
zifischen kulturellen Denkmustern, impliziten Werthaltungen und anderen Kon-
texteinflüssen unterliegen, die den Autoren u.U. gar nicht bewußt sind, in ande-
ren Kontexten jedoch auf Kritik stoßen. Wenn man fragt, welches die Gesichts-
punkte der Klimaproblematik sind, auf die es ankommt, dann wird man feststel-
len, daß es hierauf nur wenige Antworten gibt, die in jeder Hinsicht, zu allen Zei-
ten und in jedem gesellschaftlichen Kontext gültig sind. Die Einfachheit der Sze-
narien garantiert nicht ihre Allgemeingültigkeit und damit auch nicht den Kon-
sens. 
Solche Einwände sind es, die die Notwendigkeit sozialwissenschaftlicher Refle-
xion innerhalb einer interdisziplinären Klimawirkungsforschung unterstreichen. 
Denn wenn die oben zitierte, von Bolin formulierte Zielsetzung gemeinsamen 
Handeins zutrifft, dann wäre es ein Widerspruch, die kulturell bedingten Diffe-
renzen in der Wahrnehmung der Klimaproblematik und die inhärenten Konflikt-
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potentiale nicht ebenfalls der wissenschaftlichen Reflexion zu unterziehen. Daß 
sich die heutige Sensibilitätsforschung noch nicht auf diesem Reflexionsniveau 
befindet, zeigt z.B. die genannte Kritik und kann an ihrer bisherigen Entwick-
lung abgelesen werden. Im folgenden Abschnitt soll die bisherige Entwicklung 
der Sensibilitätsforschung unter der Perspektive der epistemologischen Unsicher-
heit diskutiert werden, mit dem Ziel, an den Entwicklungstendenzen die Ansätze 
zu erkennen, die für eine künftige Klimawirkungsforschung richtungweisend 
sein können. 
4.1.4 Entwicklungstendenzen in der Sensibilitätsforschung 
Die Sensibilitätsforschung ist inzwischen ihrerseits zum Gegenstand der wissen-
schaftlichen Beobachtung geworden (Schneider 1983; Elzinga 1993; Bolin 1994a; 
Shackley/Wynne 1995; Shackley/Skodvin 1995; Shackley 1996). Auf dieser 
Grundlage werden Entwicklungstendenzen sichtbar, die für eine künftige Klima-
wirkungsforschung richtungweisend sein können. 
Nachdem die wesentlichen Anstöße zur öffentlichen Thematisierung der Klima-
wandelsthese von der Wissenschaft ausgegangen waren, genauer gesagt, von den 
Klimatologen, war es naheliegend, daß die primäre Aufgabe der Wissenschaft da-
rin besteht, die Unsicherheiten dieser These durch weitere Forschung zu reduzie-
ren und die klimatologischen Aussagen zu präzisieren und auszubauen. In diesem 
Sinne kann z.B. die Arbeit der Arbeitsgruppe I des IPCC verstanden werden. 
Die Klimamodelle und ihre Simulationsergebnisse sind mit Unsicherheiten bela-
stet, die sich entweder grundsätzlich nicht oder nicht in absehbarer Zeit beseiti-
gen lassen (s. Kap. 2; ferner mdl. Mitteilungen in unseren Interviews; Bolin 
1994a). Daher hat das IPCC es von Anfang an, wie im vorigen Abschnitt bereits 
erwähnt, als eine seiner wesentlichen Aufgaben angesehen, Konsens innerhalb 
der Community herbeizuführen, von der Voraussetzung ausgehend, daß auf das 
Ende des wissenschaftlichen Disputs nicht gewartet werden kann. 
Dem Modell eines arbeitsteiligen Erkenntnisprozesses entsprechend war es dann 
die Aufgabe anderer Wissenschaftsdisziplinen, auf der Grundlage der klimatolo-
gischen Ergebnisse über die Folgen und über Gegenmaßnahmen nachzudenken. 
Wir haben bereits erwähnt, daß sich dieses Konsekutivmodell im IPCC nicht be-
währt hat. Die Schlußfolgerungen allerdings, die wir daraus im vorigen Abschnitt 
gezogen haben, sind keineswegs Allgemeingut. So glaubt der Vorsitzende des 
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IPCC z.B., die Integrität der Verhandlungsverfahren durch die Abwehr von Wert-
urteilen verteidigen zu müssen (Bolin a.a.O.), während wir oben argumentiert ha-
ben, daß die Zusammenführung der Working Groups gerade im Gegenteil die Ein-
flüsse von Werturteilen in den verschiedenen Aushandlungsprozessen transpa-
renter macht. Unsere These ist, daß sich dieser Gesichtspunkt auch in den Ent-
wicklungen der allgemeineren Sensibilitätsforschung durchzusetzen beginnt. 
Vorläufig sind in der Organisation der Sensibilitätsforschung noch viele Elemen-
te des genannten konsekutiven Erkenntnismodells zu beobachten. In der Früh-
phase der Sensibilitätsforschung, d.h. bis etwa 1992, haben sich gewisse hierar-
chische Strukturen im Verhältnis der Wissenschaftsgebiete zueinander ergeben. 
Das ist als "Wissenspyramide" beschrieben worden, in der die Klimatologie mit 
ihren komplexen Klimamodellen ("global circulation models", GCM) an der Spitze 
steht (Schneider 1983, Shackley/Wynne 1995). In der Mitte der Pyramide befin-
den sich die Sensibilitätsforscher. Sie benutzen die Simulationsergebnisse der 
GCM als Input für Klimawandelsszenarien und Ernteertragsmodellen usw., die 
für die Durchführung von "climate impact assessments" verwendet werden. Die 
daraus entstehenden Ergebnisse werden wiederum als Input für die Diskussion 
der Maßnahmen und Strategien sowie für den sonstigen Wissenschaftsbetrieb an 
der Basis der Pyramide verwendet. 
Hierarchisierungen gibt es aber auch innerhalb der Sensibilitätsforschung, wo die 
Naturwissenschaften eine stärkere Präsenz haben als die Sozialwissenschaften, 
und noch einmal innerhalb der sozialwissenschaftliehen Sensibilitätsforschung, 
wo ökonomische Fragestellungen und Ansätze dominieren. 
Diese Beobachtungen dürften typisch dafür sein, daß die Wissenschaft sich in ein 
komplexes Gebiet mit neuartigen Anforderungen begeben hat, für die die akade-
mischen Wissenschaftsstrukturen nicht eingerichtet sind. Hierarchisierung ist 
typischerweise der erste Organisationsimpuls in neuen, komplexen Verhältnis-
sen, der dann erst allmählich durch tastende Versuche mit effizienteren Formen 
ersetzt wird (Simon 1981(1962), S. 192ft) Auch im Fall der Sensibilitätsforschung 
kündigen sich erste Tendenzen zu einem Abbau der hierarchischen Gefälle an, 
wenn in sogenannten integrierten Ansätzen eine netzwerkartige Verknüpfung 
der verschiedenen von der Klimathematik tangierten Wissensgebiete versucht 
wird (Shackley/Wynne 1995). Auch die im vorigen Abschnitt genannten Beispiele 
enthalten Elemente, in denen die Dominanz einzelner Disziplinen nicht mehr sa-
krosankt ist. So z.B. in der Empfehlung des U.S. Country Studies Program, unter 
Umständen die auf den GCM basierenden Simulationen durch historische Studien 
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vergangener Klimaperioden in der jeweiligen Region zu ergänzen oder gar zu er-
setzen. Die These ist, daß sich hier eine Tendenz zu einer eher gleichberechtigten 
Partizipation verschiedener Wissensgebiete andeutet. Integrierte Ansätze sind 
auch im Forschungsleitplan "Klimaänderung und Küste" (BMFT 1994) vorgese-
hen. Allerdings wird in den meisten Beispielen die Rolle der GCM-Community als 
Stichwortgeber für die Klimafolgenforschung bisher noch kaum angefochten. 
Man kann nun diese Hierarchisierungen plausibel auf das Unsicherheitsproblem 
zurückführen. Alle zu beobachtenden Hierarchiegefälle gehen mit dem jeweiligen 
Unsicherheitsgefälle zwischen den Wissensgebieten parallel, wie es in herkömm-
licher Auffassung wahrgenommen wird. So besteht z.B. die Auffassung, daß in der 
"Wissenspyramide" die Unsicherheiten von oben (den GCM) nach unten "kaska-
denartig" zunehmen würden (Schneider 1983). Entsprechendes gilt über das Ge-
fälle von den "harten" Naturwissenschaften zu den "weichen" Sozialwissenschaf-
ten, ebenso, wie die Ökonomie mit ihren quantitativen Ansätzen immer noch als 
verläßlicher gilt als die meisten sonstigen Sozialwissenschaften. 
Diese Einschätzungen sind nicht immer wissenschaftlich begründet, sondern spie-
geln zum Teil auch populären Auffassungen wieder, die im politisch-administrati-
ven Gebrauch von Wissenschaft reproduziert werden. Solche Einschätzungen ha-
ben oft ihren Ursprung darin, daß eine gewisse Quantifizierung und Technisie-
rung der Wissensproduktion als Indiz für mehr Konkretheit und Sicherheit ange-
sehen wird, wie z.B. im Falle der GCM. 
Aber auch innerhalb der Wissenschaft ist das Unsicherheitsbewußtsein oft sträf-
lich unterentwickelt, vor allem bei der Verwendung des Wissens aus N achbardis-
ziplinen. Im Falle der Sensibilitätsforschung wird das als "Sicherheitsmulde" be-
schrieben ("certainty trough", MacKenzie 1990, S. 373, zit. nach Shackley/Wynne 
a.a.O., S. 115): Symbolisiert man die Höhe der Aufmerksamkeit der Wissenschaft-
ler gegenüber den Unsicherheiten der GCM durch die y-Koordinate und trägt 
man von links nach rechts die GCM-Entwickler, die Climate Impact-Forscher und 
die Kritiker der GCM auf, dann ergibt sich eine Kurve, die bei den Impact-For-
schern eine Mulde aufweist. Anders gesagt: Die Wissensproduzenten sind sich der 
Unsicherheiten mehr bewußt als die Anwender dieses Wissens. Auch in unseren 
Interviews hat es darüber heftige Kritik gegeben, verbunden mit der Forderung, 
die Zusammenarbeit zwischen beiden Communities gezielt zu organisieren. Die 
Erfahrungen zeigen aber, daß dieses Angebot der GCM-Entwickler eher zögernd 
oder überhaupt nicht wahrgenommen wird (mündliche Mitteilungen). Es ist mög-
lich, daß in dem Angebot ein gewisser Hegemonieanspruch der Klimatologen 
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durchschimmert oder zumindest von den Adressaten so empfunden wird. Möglich 
ist aber auch, daß sich die Sensibilitätsforscher vor dem Komplexitätszuwachs 
fürchten. 
Wenn das Unsicherheitsgefälle der Anlaß zu Hierarchisierungen war, so kann 
man im Umkehrschluß aus der geschilderten Tendenz zu einer Enthierarchisie-
rung folgern, daß diese Einschätzungen des Unsicherheitsgefälles an Bedeutung 
verlieren. Der Grund dürfte sein, daß mit zunehmender Erfahrung die Einsicht in 
die inhärenten Unsicherheiten auch der naturwissenschaftlichen und ökonomi-
schen Szenarien wachsen, daß also das Unsicherheitsgefälle zwischen den Diszi-
plinen gar nicht so offenkundig ist. Auch das IPCC hat in bezugauf die Unsicher-
heitsthematik seine Erfahrungen gemacht. Im Rückblick auf vier Jahre IPCC-
Tätigkeit mahnt dessen Vorsitzender Bolin an, daß in dem Untersuchungsprozeß 
und in den Präsentationen auch die Unsicherheiten und Kontroversen in noch 
stärkerem Maße berücksichtigt werden müßten (Bolin 1994a). Nicht nur der Kon-
sens über die Darstellung des Wissens, sondern auch der Konsens über die Dar-
stellung des Nichtwissens und der Unsicherheiten sind die Aufgabe einer künfti-
gen Klimawirkungsforschung. 
4.1. 5 Das Problem der Unsicherheit als wissenschaftliche Herausforderung: 
Thesen zur interdisziplinären Klimawirkungsforschung 
Die Schlußfolgerungen, die aus den Beobachtungen an der Sensibilitätsforschung 
in den vorangegangenen Abschnitten gezogen wurden, fassen wir wie folgt zusam-
men: 
Es gibt kaum kausal-deterministischen Beziehungen zwischen Natur und Ge-
sellschaft. Klimatische Wirkungen auf die Gesellschaft sind immer schon kul-
turell vermittelt und sozial gedeutet. "Klima" ist ein kulturell geprägter Be-
griffund drückt die variable Beziehung von Gesellschaft und Natur aus. 
Aussagen über soziale Wirkungen eines Klimawandels sind doppelt unsicher: 
Einerseits sind die Effekte komplex und kaum von anderen Einflüssen zu iso-
lieren, andererseits hängt es von den Betroffenen ab, was als "Wirkung" zu be-
trachten ist und ob diese Wirkung als Chance oder Gefahr wahrgenommen 
wird. Der Begriff "soziale Wirkungen eines Klimawandels" kombiniert somit 
zwei unsichere Annahmen: Sowohl das Ereignis als auch die Folgen werden 
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kontingent miteinander in Beziehung gesetzt, d.h. als nicht unmöglich, aber 
auch als nicht notwendig. 
Der Gegenstand der Klimawirkungsforschung sind daher nicht kausal deter-
minierte Wirkungen eines Klimawandels. Es geht vielmehr um die Frage, wie 
in gesellschaftlichen Wahrnehmungsprozessen Klimawirkungen konstruiert 
werden. Gesellschaftliche Klimawirkungen sind gesellschaftliche Konstrukte, 
die ihrerseits das kollektive Handeln bestimmen. 
Wir können nun im Vorgriff auf den zweiten Themenschwerpunkt "Die Rolle der 
Wissenschaft" die neuere Sensibilitätsforschung als "problemorientierte For-
schung" bezeichnen, deren Hauptmerkmal darin besteht, daß sie einen wissen-
schaftlich qualifizierten Umgang mit epistemischer Unsicherheit zu entwickeln 
versucht. Es bestätigt sich in der Sensibilitätsforschung, daß das Problem in die-
sem Ausmaß neuartig ist und nicht mit den traditionellen Verfahren der Fehler-
abschätzung, der Signifikanzniveaus und Konfidenzintervalle erledigt werden 
kann. " ... random variability- the stuff ofp-values and confidence limits, is simply 
swamped by other kinds of uncertainties in assessing the health risks of chemieals 
exposure, or tracking the movement of an environmental contaminant, or predic-
ting the effects ofhuman activity on global temperature or the ozon layer" (Bailar, 
J.C. 1988, zit. nach Funtowicz/Ravetz 1993, S. 743). 
Stattdessen entstehen oft ganz neue Formen der Wissensproduktion, zum Teil wie 
im Wildwuchs, die das Unsicherheitsproblem verfahrensmäßig marginalisieren 
und damit nur allzu oft gegen traditionelle Wissenschaftsnormen verstoßen. An-
schaulich geschieht das z.B. auf dem Gebiet der Prognose, wo die einstige Anhin-
dung der Prognostik an Theorien aufgegeben wird. Zur Verdeutlichung spricht 
man dann von "Prognostizistik". Die nahezu zeitgleiche Entwicklung des Compu-
ters hat diesen Trends entscheidend zum Durchbruch verholfen (Frede-
richs/Blume 1990, S. 31ft). 
Generell haben sich verschiedene Ad hoc-Ansätze und auch richtiggehende Prak-
tiken des wissenschaftlichen Umgangs mit Unsicherheit eingespielt, auch auf der 
Ebene der angewandten Forschung und des kommerziellen Beratungswesens, die 
aber i.a. die zugrunde liegende Problematik nicht systematisch reflektieren. Aus-
schlaggebend sind der Problemdruck und das Fehlen von besseren Alternativen. 
Ein möglicher Faktor, der zu dieser Scheu vor einer Reflexion von Unsicherheit 
beigetragen haben könnte, ist das traditionelle Selbstverständnis von Wissen-
schaft als "Ordnungswissenschaft" (Negt 1964, zit. nach Bonß 1994, S. 5), das die 
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Hypothetizität der problemorientierten Forschung nicht wahrhaben will. Funto-
wicz und Ravetz (1990) sehen aber gerade in der Qualitätssicherung des Umgangs 
mit Unsicherheit die große zeitgenössische Herausforderung der Wissenschaft. 
Trotz der bisher noch unterentwickelten wissenschaftlichen Reflexion des Unsi-
cherheitsproblems finden im Zusammenspiel von Wissenschaft und Politik gewis-
se Unterscheidungen statt. Es gibt vor allem drei übergreifende Themen, die die 
hauptsächlichen Aspekte epistemischer Unsicherheit zum Inhalt haben: 
a) Möglichkeiten und Grenzen der Verwendung von Prognosen und Szenarien 
b) Interdisziplinarität als zugleich notwendiger und kaum realisierter For-
schungsansatz 
c) Die zentrale Rolle der gesellschaftlichen, kulturell bedingt unterschiedlichen 
Wahrnehmung von Klimawirkungen und ihr Einfluß auf das jeweilige Pro-
blemverständnis. 
Wir werden im Themenschwerpunkt über die Rolle der Wissenschaft diese drei 
Unsicherheitsperspektiven aufgreifen und sie auf die drei Unsicherheitsdimensio-
nen der Zeit, der Komplexität und der Kontingenz beziehen, um den Anschluß an 
die sozialwissenschaftliche Diskussion zu gewinnen. 
Damit sind anhand der Beobachtung der Sensibilitätsforschung diejenigen Ge-
sichtspunkte herausgestellt worden, die für die sozialwissenschaftliche Konzep-
tion einer Klimawirkungsforschung als wesentlich anzusehen sind. Die Funktion 
der folgenden Themenschwerpunkte innerhalb des vorliegenden Berichts ist es 
nun, diese Gesichtspunkte von sozialwissenschaftlicher Seite her zu entfalten. 
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4.1. 6 Forschungsfelder zum Schwerpunkt "Sensibilitätsforschung" 
An dieser Stelle sollen nur Forschungsfragen genannt werden, die sich auf die 
Sensibilitätsforschung unmittelbar beziehen. Die vertiefenden Fragestellungen 
werden in den nachfolgenden Kapiteln formuliert. 
1) Bewußtmachung der Unsicherheitsproblematik in der wissenschaftlichen und 
politischen Klima-Diskussion: Welche Schadensdimensionen werden themati-
siert und welche nicht? Welche Ursache-Wirkungszusammenhänge werden 
gesehen und welche nicht? Werden Interferenzen mit anderen Kausalzusam-
menhängen übersehen, d.h. gibt es implizite Ceteris paribus-Annahmen? Wel-
cher Zeitrahmen wird berücksichtigt und womit wird er begründet? Welche 
Wissens- und Erfahrungsgrundlagen kommen zur Anwendung? Welche 
Abschätzungs- und Bewertungsregeln ("guidelines") werden verwendet und 
womit begründet? Lassen sich "Sicherheitsmulden" (s.o.) im Gebrauch von In-
formationen nachweisen? 
Für die Bewußtmachung weniger offensichtlicher oder gar latenter Annahmen 
und Wertvoraussetzungen können folgende Methoden zum Ansatz gebracht 
werden: Durchführung paralleler Projekte und die Aufdeckung von Differen-
zen durch den Vergleich in verschiedenen Disziplinen, in verschiedenen politi-
schen und kulturellen Kontexten, ihre Wiederholung bei veränderter Diskus-
sionslandschaft (etwa nach auffälligen Witterungsereignissen). Diskussion 
von Forschungsergebnissen aus der Betroffenenperspektive, d.h. in jenen ge-
sellschaftlichen Bereichen, die in der jeweiligen Studie als klima-sensibel aus-
gewiesen werden. Beobachtung gesellschaftlicher Konflikte, in denen die Kli-
maproblematik kontrovers thematisiert wird (vgl. den Entwurf zu einer Fall-
studie "Sylt" im Anhang). 
2) Akzeptanz der Unsicherheitsproblematik: Erfahrungen in der Durchführung 
von interdisziplinären Projekten sammeln und systematisch auswerten. Im 
Vergleich dazu Erfahrungen in der Integration von disziplinären Einzel-
Studien zu einer "ganzheitlichen" Problemperspektive sammeln. Wiederum 
im Vergleich dazu Erfahrungen hinsichtlich der Zweckmäßigkeit disziplinärer 
Einzelstudien systematisch prüfen. (Es ist bisher nicht erwiesen, daß Interdis-
ziplinarität und "Ganzheitlichkeit" in einer Form realisierbar sind, die poli-
tisch sinnvoll ist. Dagegen kann nicht geleugnet werden, daß disziplinäre Ein-
zelstudien in der Umweltpolitik zu Erfolgen geführt haben.) 
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Kritische Auseinandersetzung mit den bisher gängigen Methoden des "Mana-
gement von Unsicherheit", wie Szenarien, Deiphi-Studien usw., und die Be-
stimmung und Weiterentwicklung rationaler Bestandteile im Hinblick auf die 
Konsensproblematik (s.o. den Kommentar zum U.S.Country Studies Pro-
gram). 
3) Sensibilitätsforschung ohne die Fiktion von Objektivität und Prognostizierbar-
keit: Die Erfahrungen der internationalen Sensibilitätsforschung systematisch 
unter dem Gesichtspunkt des Management von Unsicherheit und der Realisie-
rung von demokratischen Konsensstrategien aufarbeiten mit dem Ziel, sie für 
nationale und regionale Studien im Falle der Politisierung auf dieser Ebene 
fruchtbar zu machen. Heterogene Fallstudien durchfüh..ren und unter dem ge-
meinsamen Gesichtspunkt des Umgangs mit Unsicherheit auswerten. Die For-
schung "verflüssigen" in dem Sinne, daß Einmal-Aussagen und Einmal-
Prognosen durch Dauerbeobachtung ersetzt werden. Dazu ist die Entwicklung 
und Institutionalisierung von Beobachtungsinstrumenten und -verfahren er-
forderlich. 
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4.2 Themenschwerpunkt 2: Die Rolle der Wissenschaft 
4.2.1 Das Verhältnis von Wissenschaft und Gesellschaft im Wandel 
Im ersten Themenschwerpunkt wurden neuere Tendenzen in der Sensibilitätsfor-
schung beschrieben, die im jetzigen Themenschwerpunkt aus sozial wissenschaft-
licher Perspektive in einen größeren Zusammenhang gestellt werden können. Seit 
dem Zweiten Weltkrieg beobachtet die Wissenschaftsforschung eine Entwicklung, 
die von sehr ähnlichen Problemen ihren Ausgang nimmt, wie sie auch in der Sen-
sibilitätsforschung vorliegen, und es entsteht ein neuer Typus von Forschung, der 
in der Sensibilitätsforschung der neunziger Jahre wiederzuerkennen ist. Man 
spricht von einem Funktionswandel der Wissenschaft seit 1945, der erst heute 
voll zum Tragen kommt. 
Beginnend mit dem "Manhattan-Projekt", dem Bau der Atombombe, hatte die zu-
nehmende Integration der Wissenschaft in dem Bereich der Politik begonnen. Es 
bildete sich ein "scientific establishment" (Price 1965), das im Verlauf der Jahre 
eine gewichtige Rolle im Prozeß der Politikformulierung spielte. Die Wissen-
schaftler beschränkten sich nicht mehr allein auf die Vermittlung von harten 
"facts", gewissermaßen auf die Analyse klarerfaßbarer empirischer Sachverhalte, 
sondern sie beteiligten sich auch an der Definition, Analyse und Lösung von soge-
nannten "big problems", wie sie Weinberg einmal genannt hatte. 
"Big problems" sind Fragen der nationalen Sicherheit, des Ausbaus des Wohl-
fahrtsstaates, der Entwicklung von Technologieprogrammen (Weinberg 1972). 
Wissenschaft übernimmt damit die Aufgabe, auf politische Ziele und soziale Be-
dürfnisse eine Antwort zu geben. Wissenschaftliche Darstellung praktischer Zu-
sammenhänge, unter Einschluß prognostischer Leistungen, wird zunehmend für 
politische und soziale Innovationen benötigt, nachdem sich das Sekundärfolgesyn-
drom (nicht intendierte Folgen) zu einer unübersehbaren Größe ausgeweitet hat. 
Schließlich übernahmen Wissenschaftler auch dort eine wichtige Interpretations-
funktion, wo nach gegenwärtigen Standards wissenschaftlichen Wissens nicht 
überprüfbares Wissen zu erlangen ist, sei es in Bezug auf die Entwicklungsbedin-
gungen der Gesellschaft oder in der Analyse möglicher Krisen oder Umbrüche des 
sozialen Prozesses. Diese mehr oder weniger plausiblen Deutungen gehen in das 
Hintergrundwissen der politischen Entscheidungsträger ein und bilden einen 
Orientierungsrahmen für alternative politische Strategien. Mit anderen Worten, 
die Wissenschaft verläßt ihre Labors und mischt sich in die öffentliche Debatte 
ein. "Effective policy making required fast what scientists believed they had to of-
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fer: Objective shifting of the facts, balanced visions, thougthful reflection and, the 
mobilization ofthebest wisdom and highest competence" (Wood 1964, S. 64). 
Der politische Entscheidungsprozeß stellt sich nun als ein Zusammenspiel von 
Wissenschaftlern, professionellen Interessenvertretern, Verwaltungsfachleuten 
und Politikern dar, wobei die letzte Entscheidungsmacht dem Politiker vorbehal-
ten bleibt, dem Wissenschaftler aber zunehmend Definitionsmacht und Lösungs-
kompetenz zuwachsen. Aber nicht nur im Rahmen des politischen Prozesses, son-
dern auch in der Öffentlichkeit übernehmen Wissenschaftler eine einflußreiche 
Rolle. In den großen Kontroversen um neue Technologien (Kernkraft, Gentech-
nik) traten einige von ihnen als wissenschaftliche "Entrepreteurs" auf, die versu-
chen, mit Hilfe ihrer wissenschaftlichen Autorität und anhand formaler Metho-
den der Kritik an den Risiken und Folgen einer zunehmenden Technologisierung 
der Gesellschaft zu widersprechen (Nelkin 1987). Es entstehen Felder der pro-
blemorientierten und angewandten Forschung, die sich von dem harten Kern der 
Grundlagenforschung ausdifferenzieren und eigenständige Orientierungen, Kar-
rieremuster und Organisationsformen aufbauen. 
Diese Entwicklung wird noch verstärkt und erhält eine neue Qualität, indem die 
Umwelt zum wissenschaftspolitischen Thema und zugleich zum gesellschaftli-
chen Handlungsfeld wird. 
Es zeigt sich, daß Umweltpolitik ohne wissenschaftliche Analyse nicht auskommt. 
Die Politik hängt sowohl bei Definitionen der Probleme als auch bei der Gestal-
tung von Lösungsstrategien konstitutiv von wissenschaftlichem Wissen ab. Nur 
mit Hilfe der Wissenschaft können Umweltveränderungen gemessen werden, läßt 
sich Umweltqualität bestimmen und kann man Ursachen und mögliche Lösungen 
für die Umweltproblematik formulieren. Die Wissenschaft beteiligt sich in diesem 
Zusammenhang nicht nur an der Diagnose, sondern sie nimmt -freiwillig oder 
von der Gesellschaft zugeschrieben- auch die Rolle des Mahners wahr. Die War-
nung vor nicht intendierten Folgen und Prognosen künftiger Gefahren und Risi-
ken wird zum legitimen Bestandteil ihrer Tätigkeit. Sie wird zur Frühwarn-
instanzfür die Gesellschaft (Bechmann/Gloede 1991; Bechmann 1994). 
Die gesellschaftliche Thematisierung der ökologischen Problematik seit nun gut 
zwanzig Jahren bedeutet für die Wissenschaft zweierlei: Zum einen ergeben sich 
für sie neue Tätigkeitsfelder, die interdisziplinäre Zusammenarbeit erfordern; es 
werden neue Themen kreiert, und nicht zuletzt werden große Mengen von Förder-
mitteln erschlossen. Zum anderen steigt der Bedarf an wissenschaftlicher Bera-
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tungskapazität. Nicht nur die Politik, auch Unternehmen und Verbände, sofern 
sie sich mit Umweltpolitik und ökologischer Regulierung befassen, müssen auf 
wissenschaftlich erzeugtes Wissen zurückgreifen. Der Aufstieg der Wissenschaft-
lergemeinde zu einer neuen Elite in gesellschaftlichen Entscheidungsprozessen 
ist gleichsam der Ausdruck für die neuartigen und komplexen Aufgaben, die sich 
der Gesellschaft aufgründ ihrer eigenen Entwicklung stellen, nämlich die Regu-
lierung der komplexer werdenden sozialen Beziehungen und die Regulierung des 
Umwelt- und Naturbezuges. 
Indem aber die Wissenschaft diese neue Rolle übernommen hat, sieht sie sich mit 
Problemen konfrontiert, die das traditionelle Selbstverständnis der Wissenschaft, 
rational und wertfrei zu sein, in Frage stellen: 
Sie stößt in Anwendungsbereiche vor, in denen sogar diejenigen Interdependen-
zen, die sich noch erfassen oder gar technisch erzeugen lassen, nicht mehr be-
herrschbar sind. Im Unterschied zu "normal science", wo sich die Wissenschaft 
nur solche Fragen stellt, die sie mit ihren Mitteln beantworten kann, muß man 
heute gerade auf dem Gebiet der Umweltforschung zunehmend erkennen, daß die 
Wissenschaft an nachweisbare Grenzen ihrer Analyse- und Prognosefähigkeit 
stößt. In neuartiger Weise entsteht also gewußtes Nichtwissen. 
Desweiteren verliert die Wissenschaft mit der Integration in den politischen Re-
gulierungsprozeß ihre Unschuld, die sie durch die Norm der Wertfreiheit so lange 
propagandistisch verteidigt hatte. 
Wertfreiheit bedeutete aber auch Objektivität der Erkenntnis. Was wissenschaft-
lich gewußt wird, ist bis aufweiteres, d.h. bis auf Widerlegung, unbezweifelbares 
Wissen, das für alle gilt. Der Konsens der Wissenschaftsgemeinde ist hier das Kri-
terium. Genau dies läßt sich in den neuen Anwendungsbereichen nicht mehr auf-
rechterhalten. Wissen, obwohl von Wissenschaftlern produziert, mit wissenschaft-
lichen Methoden erzeugt, stellt sich schnell als kontextgebunden, als unsystema-
tisch gewonnen, als schnell revisionsbedürftig und vor allem als selektiv heraus. 
Mit anderen Worten: Es ist umstritten. 
Mit diesen Beobachtungen stellt sich die Frage, wie sich der neue und expandie-
rende Bereich der Wissenschaft verstehen läßt. Hierzu liegen einige wichtige Un-
tersuchungen vor, die versuchen, genau das Phänomen einer "problemorientier-
ten Forschung" näher zu bestimmen. 
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4.2.2 "Problemorientierte Forschung" als neuer Typus von Wissenschaft 
Die Entstehung einer "problemorientierten Forschung" kann man als Antwort 
des Wissenschaftssystems aufneue Anforderungen betrachten, die von Seiten der 
Gesellschaft an die Wissenschaft gestellt werden (Nowotny 1993). Es ergeben sich 
immer mehr Problembereiche, die von der Wissenschaft, oder mit ihrer Hilfe defi-
niert worden sind. Es entstehen "transdisziplinäre" Forschungsteams, das heißt 
Forschungsteams, die sich nicht mehr innerhalb der wissenschaftlichen diszipli-
nären Struktur beschreiben lassen, die in Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen 
Gruppen wissensbasierte Lösungsstrategien entwickeln. Was sind nun aber die 
charakteristischen Merkmale dieser problemorientierten Forschung, die gewis-
sermaßen einen neuen Typ von Forschung darstellt? 
Schaut man in die Literatur, so tauchen Begriffe wie "mandated science" (Salter 
1988), "postnormal science" (Funtowicz/Ravetz 1993), "science in action" (Latour 
1987), "science for policy" (Jasanoff 1990) oder "regulation science" (Shack-
ley/Wynne 1995) auf. So unterschiedlich diese Beschreibungen im Detail sein mö-
gen, stimmen sie doch in der grundlegenden Charakterisierung einer problem-
orientierten Forschung überein. 
Als erstes muß problemorientierte Forschung von der Grundlagenforschung un-
terschieden werden. Die problemorientierte Forschung ist auf Probleme zentriert, 
die im Bereich der Gesellschaft entstehen, während die Grundlagenforschung, de-
ren Modell das Wissen um seiner selbst ist, aufkein anderes Stimulanz als das der 
Forschung selbst antwortet (Bie 1973). Mit dieser Bestimmung ist Mehrfaches im-
pliziert: 
Problemorientierte Forschung ist issue-abhängig. Je nachdem für wie relevant 
ein Problem von der Politik, der Öffentlichkeit oder Wirtschaft angesehen wird, 
steigen die Forschungskapazitäten, die Gelder und die Zahl der Stellen. 
Problernorientierte Forschung hängt somit von gesellschaftlichen Werten und de-
ren Wandlung unmittelbar ab. Sie muß darum bemüht sein, daß ihre Problemdefi-
nition auf der Agenda der großen Systeme prioritär wird. Dies hat Auswirkungen 
auf die Rolle und den Handlungsspielraum des Forschers. Es wird nicht nur der 
Typ des Gelehrten gefordert, sondern Wissenschaftler werden zu Managern. Sie 
erzeugen öffentliche Aufmerksamkeit und verstehen, diese auf ihr Forschungsge-
biet zu lenken (lngram et al. 1992, S. 46). Wissenschaft wird teilweise zum politi-
schen Wagnisunternehmen mit einem hohen Risiko, zu scheitern. Hinzu kommt, 
-101-
daß diese Art der Forschung unter Zeitdruck steht und in Projektform betrieben 
wird. 
Problemorientierte Forschung kann nicht warten, bis die Grundlagen dieses Ge-
bietes geklärt sind, um dann auf dem Boden gut bewährter Theorien Daten zu 
sammeln und Ratschläge zu erteilen. Ganz im Gegenteil, sie muß auch bei unge-
klärter theoretischer Basis versuchen, aufgrund von wissenschaftlichen Metho-
den zu hinreichend plausiblen und argumentativ vertretbaren Lösungen zu kom-
men. Wo die Grundlagenforschung Zeit hat, steht die problemorientierte For-
schung unter Entscheidungszwang. 
Problemorientierte Forschung ist notwendigerweise interdisziplinär oder sogar 
transdisziplinär. Man kann nicht erwarten, daß die gesellschaftlichen Problemla-
gen sich an die Wissenschaftsdisziplinen anpassen lassen. Gerade hier zeigt sich 
die hohe Selektivität der disziplinär organisierten Wissenschaft. In den Einzeldis-
ziplinen wird durch den steten Fortgang von "normal science" immer mehr hoch-
spezialisiertes Wissen angehäuft, auf disziplinenübergreifende Fragestellungen 
reagiert man jedoch meist hilflos mit Problemeingrenzungen. Die Erwartung an 
die Aufgabe der problemorientierten Forschung ist es hingegen, gesellschaftliche 
Problemlagen in wissenschaftliche Fragestellungen zu übersetzen und ihre Lö-
sungen interdisziplinär zu organisieren. 
Problemorientierte Forschung unterscheidet sich aber auch von der angewandten 
Forschung. Obwohl hier die Differenzen nicht auf den ersten Blick so klar zu Tage 
treten wie zur Grundlagenforschung, so zeigt sich doch, daß die angewandte For-
schung stärker auf das Kriterium der Nutzanwendung bezogen ist. Anwendung 
bedeutet, daß erworbenes Wissen zur Lösung von Fragestellungen benutzt wird, 
die in der Praxis vorgegeben sind und auch im Rahmen einer bewährten Praxis 
Lösungen erwarten lassen. In den meisten Fällen handelt es sich um eine einfache 
Repetition: Analytische Modelle, konzeptuelle Schemata, Techniken und Instru-
mente werden auf eine konkrete Problemsituation angewandt. 
In der angewandten Forschung wird ferner das Wissen klientenspezifisch aufbe-
reitet, ihm fehlt der Bezug zur Öffentlichkeit. Hier herrschen noch direkte Bezie-
hungen zwischen Auftraggeber und Wissenschaftler vor. Man könnte fast von ei-
nem instrumentalen Verhältnis sprechen. 
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4.2.3 Die charakteristischen Probleme problemorientierter Forschung 
Ihre Abhängigkeit vom politisch-öffentlichen Entscheidungsprozeß und ihre Bezo-
genheit auf die Erfassung und Durchdringung gesellschaftlicher Problemlagen 
schafft für die problemorientierte Forschung spezifische Voraussetzungen, die die-
sen neuen Typus von Forschung charakterisieren. 
1) Die inhärente Unsicherheit 
Das erste und vielleicht auch wichtigste Kennzeichen ist der Umgang mit Unsi-
cherheit. Unsicherheit kann sich aufmehrere Dimensionen im Umgang mit Wis-
sen beziehen. Unsicherheit kann zunächst, und hier treten auch die schwierigsten 
Probleme auf, "Unsicherheit der Wissensbasis" bedeuten (Salter 1988, S. 199). 
Phänomene wie Waldsterben, Klimawandel, aber auch Genteclmologie oder Aids 
sind neu, komplex, in ihren Auswirkungen variabel und bisher noch wenig ver-
standen. In diesen Fällen gibt es noch keine gut fundierten Theorien oder erprobte 
Erkenntnisse, auf die eine problemorientierte Wissenschaft zurückgreifen kann. 
Deshalb muß die Basis für belastbare Argumentationen mit Hilfe von eigenem 
Forschungsdesign und durch das Zusammentragen von Wissen aus anderen Diszi-
plinen geschaffen werden. Die bevorzugten Mittel sind hierbei Computersimula-
tionen oder Expertenbefragungen, Statistiken und Ad hoc-Theorien (Funto-
wicz/Ravetz 1990). Gleichwohl bleibt diese Unsicherheit inhärent bestehen, da 
problemorientierte Forschung nicht nur mit komplexen und neuen Fragestellun-
gen konfrontiert ist, sondern auch eingebunden ist in einen Beratungs- und Ent-
scheidungsprozeß. Sie steht somit auch unter Zeitdruck und Entscheidungszwang. 
Sie kann nicht warten, bis alle Fragen wissenschaftlich geklärt sind, sondern es 
muß auch bei ungeklärten Sachlagen entschieden werden (Collingridge/Douglas 
1984). 
Aus diesem Zwang zur Entscheidung rührt eine zweite Unsicherheit. Man kann 
sie "praktische Unsicherheit" nennen. In vielen Fällen kann die Wissenschaft kei-
ne eindeutige Antwort auf praktische Fragen geben. Ob ein bestimmtes Pestizid 
für die Allergie kausal verantwortlich ist oder ob der Ausstoß bspw. von S02 we-
sentlich zum Waldsterben beiträgt, läßt sich nicht eindeutig entscheiden. Gerade 
wenn eindeutige Kausalitäten von Entscheidern oder Richtern verlangt werden, 
muß die Forschung meistens schweigen oder es wird auf weitere Forschung ver-
wiesen (Ladeur 1995). 
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Eine dritte Unsicherheit läßt sich als "methodologische Unsicherheit" kennzeich-
nen. Methodologien entstehen gewöhnlich innerhalb von Disziplinen in bezugauf 
die Entwicklung von Theorien oder das Erzeugen von Daten. In beiden Fällen 
herrscht im Bereich der problemorientierten Forschung chronischer Mangel, so 
daß sie eigene methodische Standards entwickeln muß (Fuller 1993). 
Eine vierte Unsicherheit ist die "ethische bzw. normative Unsicherheit". Die Ent-
scheidungen über Risiken, Gefährdungen, öffentliche Probleme sind nicht nur 
Entscheidungen über Wissensinhalte, sondern sie legen auch Standards fest, die 
die Betroffenheit von Menschen bestimmen (Ungar 1992). Grenzwerte sind neben 
der Festsetzung von Schutzniveaus gleichzeitig auch Festlegung von Belastun-
gen, die es zu ertragen gilt. Wenn Wissenschaft in diesen Prozeß der Normung an 
entscheidender Stelle miteinbezogen ist, bestimmt sie also auch über normative 
Muster. Aber Werte und Präferenzen sind in der Gesellschaft umstritten und 
nicht eindeutig festlegbar. Welchem Grenzwert soll man folgen und welche Impli-
kationen hat er für das Leben der Menschen? Wer wird dadurch benachteiligt, wer 
wird bevorzugt? Das sind sowohl kognitive wie normative Fragen, auf die es keine 
sicheren Antworten gibt. Je nach Stand der wissenschaftlichen Forschung wird ei-
ne unterschiedliche Lösung gefunden (Beck 1986; Jamieson 1992; Jasanoff 1987). 
Zusammenfassend kann die inhärente Unsicherheit der problemorientierten For-
schung in den Worten von Funtowicz und Ravetz (1993, S. 744) dadurch charakte-
risiert werden, daß die Fakten ungewiß, die Werte umstritten, die Gefahren und 
Risiken hoch sind, aber die Entscheidung dringend ist. 
2) Die Hypothetizität des Wissens 
Ein weiteres Merkmal, aufgrund dessen sich die problemorientierte Forschung 
von der traditionellen Forschung unterscheidet, ist ihre Rolle, die sie im politi-
schen Regulierungs- und Entscheidungsprozeß spielt. Das übliche Verständnis 
des Zusammenhangs von Politik und Wissenschaft geht von einer klaren Tren-
nung beider Bereiche aus. Die Wissenschaft liefert das Tatsachenwissen, die Poli-
tik trifft die wertbezogenen Entscheidungen. Wissenschaft ist durch ihre Neutra-
lität und Wertfreiheit gekennzeichnet, die sich auf die Feststellung von Fakten 
und dem Erzeugen von Kausal- bzw. Gesetzeswissen erstreckt, während die Poli-
tik die Bewertungen trifft und über Wertkonflikte entscheidet. Dieses traute Bild 
getrennter Welten, die alle friedlich miteinander harmonisieren, ist spätestens 
mit der Debatte um nicht-intendierte Folgen technologischer Entwicklungen und 
seit der Kontroverse um ökologische Vorsorge obsolet geworden. Von der Wissen-
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schaftwurdejetzt nicht nur Fachwissen verlangt, sondern Prognosen über künfti-
ge Ereignisse, die es zu verhindern gilt. Sheila Jasanoff (1987, S. 201) gibt eine 
präzise Beschreibung dieser Veränderung: 
"These preventive policies placed unprecedented demands on the capacity of scien-
ce to predict future harm. Fed by images ofimpending environmental disaster, the 
public turned to sience for more sophisticated methods of identifying and measu-
ring risk. Science responded with a new emphasis on toxicological testing andin-
creased use of predictive mathematical models. Butthis shift of scientific atten-
tion to the unknown, and possibly unknowable, effects of technology highlighted 
the intuitive, subjective and uncertain underpinnings of much of the advice that 
scientists provide to government. Moreover, the increasingly adjudicato:ry style of 
decision-making in the United States forced scientists to articulate their reserva-
tions about their technical assessment and generated questions about the coheren-
ce or reliability ofpolicy-relevant science." 
Mit der Untersuchung von Nebenfolgen von Großtechnologien und mit der Be-
stimmung der Umweltrisiken bei Großvorhaben und langfristigen Planungen 
stößt die Wissenschaft auf Grenzen, die sie selbst als prinzipiell unüberwindbar 
nachweisen kann. Die Komplexität und die Vielfalt sich überlagernder kausaler 
Zusammenhänge und Kreisprozesse ist analytisch nicht zu bewältigen, weil die 
Problemorientierung Ceteris paribus-Annahmen verbietet, mit denen sich die 
Grundlagenforschung zur Not behelfen kann. Kleinste Abweichungen der Aus-
gangsdaten voneinander, die aufgrund von Meßungenauigkeiten unvermeidlich 
sind, führen bei nichtlinearen Zusammenhängen zu quantitativ und qualitativ 
völlig verschiedenen Prognosen. Diese an sich schon lange bekannte Tatsache 
wird in ihrer ganzen Tragweite erst jetzt im Zusammenhang mit der problem-
orientierten Forschung gewürdigt, in der die wissenschaftliche Tradition, mit Li-
nearitätsannahmen zu arbeiten, an Wert verliert. Solche Nachweise prinzipieller 
Grenzen der Analyse und Prognose führen dazu, daß das sichere Bewußtsein wis-
senschaftlich abgesicherter Faktizität zunehmend durch das Bewußtsein einer 
prinzipiellen Hypothetizität der Wissenschaft ersetzt wird (Häfele 1993). Auf-
grund wissenschaftlicher Methodik kann zwar die Beliebigkeit eingegrenzt, nie 
aber wirklich auf sichere Aussagen reduziert werden. Weder mit Simulationsmo-
dellen noch mit statistischen Verfahren wird man alle möglichen Kausalbezie-
hungen analysieren können. 
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Der Glaube an die Verläßlichkeit des Wissens, das instrumental für die politische 
Entscheidung eingesetzt wird und das die Politik entlastet, wird somit in sachli-
cher, sozialer und zeitlicher Hinsicht fragwürdig: 
In sachlicher Hinsicht steht problemorientiertes Wissen unter dem Damokles-
schwert der Hypothetizität. Die größer werdenden Entscheidungshorizonte heuti-
ger Planungen und Entscheidungen sowie die kürzer werdenden Innovationszei-
ten führen zu einer Ablösung traditioneller Trialand Error-Verfahren, die eine 
sukzessive Anpassung technischer Systeme an situative Erfordernisse ermögli-
chen. Sie werden ersetzt durch wissenschaftlich ausgearbeitete Langfristplanung 
und probabilistische Risikoanalysen, die nur noch hypothetische Annahmen über 
die Wirklichkeit machen können. 
Praktische Erfahrungen und empirische Forschung werden zunehmend durch 
Modelle, Szenarien, Idealisierungen ersetzt. Empirisches Wissen wird durch sub-
jektive Wahrscheinlichkeitsannahmen verdrängt. Schadenspotentiale und Scha-
denswahrscheinlichkeiten können nicht mehr durch Erfahrungen, durch Versuch 
und Irrtum ermittelt, sondern müssen gedanklich antizipiert werden, da Tests 
nicht im ausreichenden Maße durchgeführt, Beobachtungen oder Experimente 
nicht beliebig wiederholt werden können oder überhaupt nicht durchgeführt wer-
den dürfen. 
In sozialer Hinsicht zeigt sich, daß die Wissenschaft durch den Expertenstreit an 
Autorität einbüßt. An den Produkten der Hochtechnologie macht sich zunehmend 
ein gesellschaftsrelevantes Syndrom aus Mißtrauen und Unsicherheit fest, das po-
litischen Konfliktstoff enthält. Bei jedem neuen Unglücksfall entladen sich die 
aufgestauten Spannungen und lassen die öffentliche Meinung explodieren. Das 
technische Risiko ist in den letzten zwanzig Jahren zum Kristallisationspunkt ge-
sellschaftlicher Unsicherheiten und Ängste geworden. Der Fortschrittsglaube 
selbst ist an seine Grenze gestoßen und schlägt um in Mißtrauen gegenüber den 
tragenden Institutionen der wissenschaftlichen Welt. 
Die Delegitimation der Experten ist nur eine Folge dieser Entwicklung, eine ande-
re zeigt sich im Legitimitätsverlust staatlicher Entscheidungsverfahren. Mit der 
Abnahme verläßlichen Wissens auf der Basis eigener Erfahrung zugunsten eines 
wissenschaftlich erzeugten hypothetischen Wissens, bei dem man jederzeit auf 
Revisionengefaßt sein muß, wird die Glaubwürdigkeit staatlicher Entscheidun-
gen bedroht. Diejenigen, die nach unseren Verfassungsnormen legitimiert sind, 
im Namen des Allgemeinwohls zu entscheiden, hängen in ihrer Meinungsbildung 
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von Expertengremien ab; diejenigen, die Entscheidungswissen besitzen, sind 
nicht legitimiert, solche Entscheidungen zu treffen. Ergebnis dieses Prozesses ist 
der Verlust einer klar geschnittenen Verantwortungsstruktur, die es bei Fehlent-
scheidungen unmöglich macht, die Verantwortung eindeutig zuzurechnen. 
In zeitlicher Hinsicht erzeugt der wissenschaftlich-technische Fortschritt einen 
Bedarfsüberhang nach Wissen gegenüber der faktischen Wissenserzeugung. In 
dem Maß, in dem sich die technische Entwicklung beschleunigt und laufend Än-
derungen verursacht, bedarfjede Entscheidung- bedingt durch die vermehrte Be-
teiligung unterschiedlicher Instanzen und bedingt durch die Einbeziehung immer 
weiterer, komplexer Nebenfolgen-zunehmend mehr Zeit. 
Während diese Zeit verstreicht, ändern sich die Daten, aufgrundderer überhaupt 
ein Entscheidungsbedarf entstanden ist. Will man trotzdem zum Abschluß des 
Entscheidungsprozesses kommen, muß man zum großen Teil diese immer neu an-
fallenden Daten ignorieren. Die Entscheidung wird auf der Basis fiktiver Tatsa-
chen getroffen. Marquard sieht hierin einen allgemeinen Zug unserer technischen 
Kultur: Die Zunahme des Fiktiven (Marquard 1986). Wo alles im Fluß ist, so Mar-
quard, erzwingt jedes Festhalten an einer Entscheidung die Flucht in die Fiktion. 
Die Grenze von Realität und Fiktion verschwimmt (Marquard 1986, S. 85-86). 
Dies führt beim Beobachter zu einem Verlust an Vertrauen in die öffentlichen 
Entscheidungssysteme, da er von außen die Fiktion durchschauen und als solche 
anprangern kann. Eine solche Perspektive bleibt dem Entscheider versagt. 
Der Umgang mit Nicht-Wissen wird so zur entscheidenden Variablen bei Ent-
scheidungen. Da wir die Zukunft nicht kennen können, ist es um so wichtiger, wie 
dieses Nicht-Wissen in öffentlichen Entscheidungssystemen prozessiert wird; daß 
diese Problemlage noch relativ neu ist, erkennt man daran, daß es bisher hierfür 
noch keine ausgearbeiteten Theorien gibt, geschweige denn, daß sich schon Ver-
fahren oder Routinen abzeichnen, die diese neuen Unsicherheiten bewältigen 
können. 
3) Die Verschmelzung von Fakten und Werten 
Die traditionelle Trennung von Fakten und Werten läßt sich im Rahmen der pro-
blemorientierten Forschung nur noch schwerlich aufrecht erhalten. Normative 
Aspekte durchmischen sich mit faktischen Gesichtspunkten, so daß in vielen Fäl-
len die Wertfreiheit und Neutralität der Wissenschaft zugunsten strategischer, 
mit Unsicherheiten belasteter Argumentationen aufgegeben werden muß. Die en-
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geBeziehungzwischen der Unsicherheit im Bereich wissenschaftlicher Expertise 
und ethischen Implikationen ist oben schon angesprochen worden. Gerade bei 
Entscheidungen über Risiken oder Umweltprobleme, die die Betroffenheit Dritter 
miteinbeziehen müssen, sind Gewinn- oder Schädigungszumutungen gegenüber 
anderen von der wissenschaftlichen Faktenanalyse nicht zu trennen. Dies gilt vor 
allem dann, wenn über den erwartbaren Schadensumfang und mögliche Chancen 
keine eindeutigen Aussagen möglich sind. Die Frage nach der Sozial- und Um-
weltverträglichkeit, normativen Kriterien, ist somit unweigerlich der wissen-
schaftlichen Untersuchung mitgegeben. Ebenso wie bei der Grenzwertproblema-
tik gibt es keine objektiven Marken derjenigen Belastungen, unterhalb derer man 
feststellen kann, ob etwas schädlich oder unschädlich ist. Risikofestlegungen und 
Grenzwerte sind Ergebnisse von Konsens/Dissens-Prozessen, bei denen mit kogni-
tiven Argumenten widerstrebende Interessen angeglichen und unsichere Sach-
verhalte entschieden werden müssen (Colglazier 1991; Jones 1991; Funto-
wicz/Ravetz 1993; Jamieson 1990). 
Ein weiteres Moment tritt hinzu, das die saubere Trennung von Werten und Fak-
ten verschwimmen läßt: Die mangelnde Prognostizierbarkeit der Auswirkungen 
neuer Techniken oder der menschlichen Eingriffe in die Natur. Die Risikodebatte 
hat das weite Feld der hypothetischen Risiken eröffnet: Mögliche Schädigungen, 
die man nicht kennt, aber gleichwohl vermuten kann. Die Debatte um die Gen-
technologie ist ein Beispiel, die Probleme der Folgen eines möglichen Klimawan-
dels ein anderes aus der langen Reihe von Beispielen. Die Diskrepanz von Wissen 
und Handlungsfolgen ist erst gegenwärtig in ihrer ganzen Schärfe bewußt gewor-
den. Hieß es früher, erst Wissen, dann Handeln, so hat sich dies heute umgekehrt: 
Zuerst Handeln, um später vielleicht etwas zu wissen. Dieser Vorrang des Han-
deins gegenüber dem Wissen führt zu einer eigentümlichen Verkehrung der Be-
weislast in der Umweltdebatte. Nicht mehr feststellbare Gefahren und deren Ab-
wehr spielen die zentrale Rolle einer Vorsorgepolitik, sondern Gefahren oder 
Schäden, die in weiter Ferne liegen, die unbekannt sind, aber theoretisch und lo-
gisch nicht ausgeschlossen werden können. Diese Argumente beruhen auftheore-
tischen Annahmen und möglichen empirischen Beobachtungen, die per Definition 
vorläufig sind und damit offen für Falsifikationen durch künftige Forschung 
(Wynne 1988). Die wissenschaftliche Expertise wird dann spekulativ, und unter 
den Bedingungen fehlenden Wissens, einer nicht aufhebbaren Unsicherheit, zeigt 
sich, daß auch wissenschaftliches Wissen mit dem Makel, lediglich Vermutung 
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und Ad hoc-Plausibilität zu sein, belastet ist. Nicht umsonst appellieren Experten 
an das Vertrauen ihres Publikums (Fischer 1990). 
4.2.4 Die Legitimation unsicherer Entscheidungen als politische Funktion 
der problemorientierten Forschung 
Die im vorigen Abschnitt genannten charakteristischen Probleme problemorien-
tierter Forschung sind in ihrer Grundsätzlichkeit nicht allgemein anerkannt. Im 
Gegenteil propagieren gerade die mit problemorientierter Forschung befaßten 
Wissenschaftler und Politiker oft ein idealistisches Bild der Wissenschaft, das die 
Objektivität und die Wertfreiheit behauptet (Salter 1988, S. 5). Dahinter steht 
vermutlich die Auffassung, daß die wissenschaftliche Legitimation riskanter Ent-
scheidungen nur auf diese Weise möglich ist. Zwar kann sich niemand mehr der 
Einsicht verschließen, daß die Wissenschaft mit den genannten Problemen der 
Unsicherheit, der Hypothetizität und einem normativen Gehalt ihrer Aussagen 
belastet ist. Es wird aber angenommen, daß es sich um Defizite handelt, die durch 
verstärkte Forschungsanstrengungen wenn nicht beseitigt, so doch so weit margi-
nalisiert werden können, daß sie vernachlässigbar werden. 
In dem Maße jedoch, in dem die Wissenschaft versucht, diese Fiktion aufrecht zu 
erhalten, verliert sie an Glaubwürdigkeit. Das tritt in unterschiedlicher Form 
auf, so z.B., wenn Prognosen gemacht werden, die dann nicht eintreffen. Oder 
wenn von wertfreier Forschung gesprochen wird, deren implizite Wertsetzungen 
dann von Rechtsanwälten vor Gericht nachgewiesen werden. Der Fehler tritt 
auch in Form disziplinärer Hegemonien auf, wenn der Anspruch auflnterdiszipli-
narität durch eine Projektorganisation unterlaufen wird, in der die Disziplin der 
Projektleitung den Ausschlag gibt. Die Forschungsergebnisse werden dann sehr 
schnell durch Gegengutachten relativiert, in denen die Perspektive anderer Diszi-
plinen dominieren. Der Verlust an Glaubwürdigkeit ist die schlechteste Voraus-
setzung für eine wissenschaftliche Legitimation von Entscheidung unter Unsi-
cherheit. 
Die kontrafaktische Idealisierung der Wissenschaft wird um so weniger durchzu- · 
halten sein, je drängender und komplexer die Probleme sind, die zur Entschei-
dung anstehen. Welchen Sinn hat dann aber noch eine wissenschaftliche Politik-
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beratung? Überraschenderweise ergeben sich Ansatzpunkte zur Beantwortung 
dieser Frage durch die Radikalisierung der bisherigen Problem-Diagnose: 
In dem Maße, in dem sich die Aussagen der Wissenschaft auf Zukünftiges be-
ziehen, kann sie allenfalls noch Abschätzungen über die Gewißheit ihrer Aus-
sagen angeben. Daher bekommt die Rhetorik, das Moment der Überzeugung, 
einen wichtigen Stellenwert in der wissenschaftlichen Debatte. Damit werden 
aber wissenschaftliche Aussagen zu Meinungen abgewertet (Luhrnann 1991, 
S.2280 
Problernorientierte Wissenschaft ist in einem kontraproduktiven Sinne refle-
xiv, indem durch das Wiedereinspeisen von wissenschaftlichem Wissen in den 
praktischen Prozeß die Bedingungen, Kontexte und Folgen des Entscheidens 
verändert werden, so daß sich ständig neue Situationen einstellen, auf die sich 
die Forschung beziehen muß. Man kann daher nicht erwarten, daß ein erhöh-
ter Forschungsaufwand mehr Sicherheit verschafft, sondern, bei genauerer 
Betrachtung, mehr Unsicherheit (Giddens 1990). 
Wissenschaftliche Aussagen, die nur noch als Meinungen angesehen werden kön-
nen und die überdies die Unsicherheit des politischen Problems nur noch erhö-
hen- das sind Befunde, die den Anspruch einer wissenschaftlichen Politikbera-
tung vollends sinnlos erscheinen lassen. Tatsache ist jedoch, daß diese so diagno-
stizierte wissenschaftliche Politikberatung alltägliche Praxis ist, auf die niemand 
mehr verzichten kann. Der Widerspruch löst sich auf, wenn man die propagierten 
Erwartungen an eine wissenschaftliche Politikberatung von ihren wirklichen 
Funktionen unterscheidet. Diese wiederum kann man erst dann verstehen, wenn 
man das ganze Ausmaß an Unsicherheit begreift, mit dem das politische Handeln 
konfrontiert ist. 
Es ist das Kennzeichen der modernen Gesellschaft, sich dieses Ausmaßes an Unsi-
cherheit zunehmend bewußt zu werden und entsprechend nach Auswegen zu su-
chen, wie man trotzdem legitime Entscheidungen fällen kann. Im ersten Themen-
schwerpunkt haben wir den Vorsitzenden des IPCC zitiert, der genau hierin die 
eigentliche Aufgabe dieses wissenschaftlichen Gremiums sieht. Die beiden Defizi-
te der problernorientierten Forschung, die Abwertung der wissenschaftlichen 
Aussage zu einem Diskussionsbeitrag, der auch anders aussehen könnte, und die 
Veränderung der politischen Diskussion durch eben solche wissenschaftlichen 
Aussagen, beschreiben genau das, was problemorientierte Forschung bewirkt: Sie 
setzt den politischen und gesellschaftlichen Diskurs mit wissenschaftlichen Mit-
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teln fort und stellt damit eine unverzichtbare Schranke auf gegen die Gefahr, daß 
sich angesichts unüberwindbar erscheinender Unsicherheiten Fatalismus ver-
breitet entweder gegenüber der Willkür partikulärer Interessen oder auch gegen-
über Lethargie und Nichtstun (Stehr 1993, S. 15). Über die gesellschaftlichen Kli-
mawirkungen in der zweiten Hälfte des nächsten Jahrhunderts können wir nahe-
zu nichts wissen, dennoch müssen wir uns damit auseinandersetzen, und zwar in 
einer qualifizierten und sinnvollen Weise. 
Der wissenschaftliche Diskurs ist nicht der einzige, der dieser Funktion dient. 
Salter beschreibt z.B. eine enge Verflechtung des wissenschaftlichen mit dem 
Rechts-Diskurs und sieht darin ein Charakteristikum der problemorientierten 
Forschung (dort: "mandated science", Salter 1988, S. 6). Aber die spezielle Voraus-
setzung problemorientierter Forschung für den gesellschaftlichen Diskurs liegt in 
der Wissenschaftlichkeit. Denn das prinzipielle Nichtwissen führt nicht zu Belie-
bigkeit im Spektrum der Meinungen, bei denen jeder Horoskophersteller mit der 
gleichen Legitimität wie ein Wissenschaftler auftreten könnte. Es geht nicht um 
absolutes Wissen, sondern um vorläufiges, revidierbares Wissen, das jedoch nach 
rationalen Methoden gewonnen wird, die explizierbar und argumentativ vertret-
bar sind. Wissenschaftliches Wissen zeichnet sich dadurch aus, daß es anhand 
anerkannter Methoden gewonnen wird, und daß es prinzipiell von jedem nachvoll-
ziehbar ist, der sich der gleichen Methoden bedient. Damit wird noch nicht ein-
deutiges Wissen produziert, man denke an die Expertenstreits, wohl aber nach de-
mokratischen Regeln kommunizierbares Wissen. 
4.2.5 Der wissenschaftliche Umgang mit Unsicherheit 
Die Entwicklung einer "problemorientierten Forschung", wie sie in den vorange-
gangenen Abschnitten beschrieben worden ist, ist noch relativ jung. Dennoch sind 
Strukturen zu erkennen, die ein Hinweis darauf sind, in welche Richtung die Ent-
wicklung geht, um eine sinnvolle gesellschaftliche Auseinandersetzung mit Unsi-
cherheit zu gewährleisten. 
"Unsicherheit" wird in der modernen Gesellschaft in verschiedenen Kontexten 
und speziell auch in der wissenschaftlichen Diskussion zunehmend zu einem The-
ma von neuer Dimensionalität. Das ist vor allem im Zusammenhang mit der Um-
weltproblematik, mit dem Zusammenwachsen der globalen Gesellschaft, mit den 
Risiken des technischen Fortschritts und anderen Thematiken der Gegenwart 
verbunden. Fassen wir die Ausführungen zur problemorientierten Forschung in 
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den vorigen Abschnitten zusammen, so sind es drei Unsicherheitsthematiken, auf 
die die Diskussion immer wieder zurückkommt: Die Prognoseproblematik, das 
Problem der Komplexität und das Problem des Expertenstreits. 
Der sozialwissenschaftliche Bezug stellt sich vor allem beim letzteren Thema 
durch die Kontingenzproblematik her. Sie vor allem ist es, die die Verabschiedung 
des kausal-deterministischen Beschreibungs-Modells notwendig macht, das in 
vielen Bereichen der Naturwissenschaft (aber nicht in allen!) erfolgreich ist. Ob-
wohl auch in den Sozialwissenschaften immer wieder versucht, scheitert das Mo-
dell letztlich an der Kontingenz psychischer und sozialer Sachverhalte. So hat sich 
z.B. das Stimulus-Response-Modell für die Beschreibung und Erklärung psychi-
scher und sozialer Vorgänge nicht bewährt, weil zwischen Reiz und Reizantwort 
das reflexive Bewußtsein tritt, das jede Vorhersage außer Kraft setzen kann. Kon-
tingenz besagt, daß keine Response ausgeschlossen werden kann, daß aber auch 
keine notwendigerweise eintreten wird. Generell: Kontingenz liegt vor, wenn et-
was nicht unmöglich, aber auch nicht notwendig ist. Das ist der Sachverhalt in 
den meisten sozialen Vorgängen. 
In Anlehnung an einen Sprachgebrauch in der gesellschaftstheoretischen Diskus-
sion könnte man eine Dimensionierung von Unsicherheit vornehmen, die den drei 
genannten Themen entspricht: Die Prognoseproblematik entspräche der zeitli-
chen Dimension, die Komplexität der Sachdimension und das Kontingenz-
Problem der Sozialdirnension. Allerdings wird man nicht davon ausgehen können, 
daß diese "Dimensionen" voneinander unabhängig sind. Unsere Beschreibung 
problemorientierter Forschung in den vorigen Abschnitten zeigt die drei Momente 
der Unsicherheit im Zusammenhang, und sie verdeutlicht vor allem ihre enge 
Verflechtung. 
Der entscheidende Punkt in der wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit Un-
sicherheit ist, wie das Mischungsverhältnis von Wissen und Nichtwissen in der je-
weiligen Handlungssituation strukturiert ist. Darum greifen Faktenwissen und 
Wertewissen ineinander, und ihre Trennung wird nur pragmatisch unter den je-
weiligen Handlungsbedingungen vollzogen, und dies möglichst auch nur von be-
grenzter Dauer. Damit zeigt sich aber auch umgekehrt, daß Werturteile nicht rein 
normativ, gewissermaßen dezisionistisch zu treffen sind, sondern auch kognitive 
Komponenten aufweisen, die einer rationalen Argumentation zugänglich sind 
(Fuller 1993). Problemorientierte Forschung ist eben nicht lediglich "angewandte 
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Forschung", sondern immer auch schon Interpretation, Deutung und Wertung 
(Ravetz 1987). 
Auf die Werthaltigkeit von wissenschaftlichem Expertenwissen verweist ein drit-
tes Moment. Bei der Analyse komplexer Probleme sind immer unterschiedliche 
Disziplinen beteiligt, die keinen gemeinsamen Forschungsansatz oder eine ein-
heitliche Problemsicht besitzen. Schon die Problemformulierung hängt davon ab, 
welche wissenschaftlichen Disziplinen als relevant erachtet werden. Welche Fra-
gen prioritär sind, bedarf der Entscheidung, da sonst ein unendlicher Diskurs in 
Gang gesetzt würde. 
Expertenurteile beruhen ferner notwendigerweise auf einer Schließung der Ana-
lyse, um in dem praktischen Problembearbeitungsprozeß zu einer Entscheidung 
zu kommen. Vom Zeitpunkt dieser Schließung, also davon, in welchem Stadium 
der Forschungsprozeß sich dann befindet, hängen wesentlich die Ergebnisse ab. 
Fakten werden somit qua Entscheidung erzeugt und können, sobald der Diskurs 
wiedereröffnet wird, durch neue Forschung verändert werden. Somit hängt im we-
sentlichen das, was als Fakt oder als anerkanntes Wissen gilt, vom Konsens der 
Beteiligten darüber ab, daß der Diskurs abgeschlossen wird. Treten neue Teilneh-
mer hinzu, dann verändert sich die Situation, neue Fakten werden entdeckt, und 
die Realität ändert sich. Wissen im Rahmen der problemorientierten Forschung 
ist immer konstruiertes Wissen, das auf Konsens und Unvollständigkeit beruht. 
Die Unterscheidung von drei Unsicherheitsdimensionen bezieht sich bei näherem 
Hinsehen daher auch weniger auf die Unsicherheit selbst als auf die unterschied-
lichen Ansätze zu ihrer Überwindung. Anstelle der Unsicherheit über die Zukunft 
spricht man von der Prognoseproblematik, weil Prognosen oft als der einzige Weg 
zu einer Verminderung der Unsicherheit über die Zukunft gesehen werden und 
weil dieser Weg i.a. nicht realisierbar ist. Wir werden später darauf zurückkom-
men, daß es auch andere Wege gibt. Die Lösung von Komplexitätsproblemen wird 
in der Wissenschaft vor allem durch die Überwindung der Grenzen wissenschaftli-
cher Disziplinen erwartet, die z.B. in einem "ganzheitlichen" Ansatz kooperieren. 
Da das i.a. nicht gelingt, spricht man von dem Problem der Interdisziplinarität. 
Die Erwartung an eine Überwindung des Antagonismus divergierender Meinun-
gen zum Zwecke gemeinschaftlichen Handeins ist der Konsens - ein selten er-
reichtes Ziel, und man spricht demgemäß vom Konsensproblem. 
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Wir wollen im folgenden die drei Problemthemen, wie sie sich in der heutigen 
Wissenschaftsdiskussion und in ihrem Bezug zur Klimawirkungsforschung dar-
stellen, kurz skizzieren: 
1) Das Prognoseproblem 
Ein grundlegendes Moment der Klimawirkungsforschung ist ihr Zukunftsbezug. 
An die Sozialwissenschaften richtet sich daher die Erwartung, für Szenarios, Vul-
nerabilitätsstudien und Trendaussagen sozialwissenschaftliches Wissen über die 
gesellschaftlichen Verhältnisse in 30, 50 oder 100 Jahren bereitzustellen. 
Soweit Erfahrungen aus der Sensibilitätsforschung bisher vorliegen, bestätigen 
sie, ebenso wie die Literatur und unsere Interviews, daß die Möglichkeiten der 
Prognose sozialer Entwicklungen dafür nicht ausreichen. Zum Teil gehört diese 
Prognoseproblematik auch zu den neueren Forschungserfahrungen in der pro-
blemorientierten Naturwissenschaft wie Umweltforschung, Meteorologie und 
Klimatologie (Forecasting in the Social and Natural Seiences 1987). 
Das Komplexitätsproblem ist die unausweichliche Begleiterscheinung problem-
orientierter Forschung, die nicht mit Ceteris-paribus-Klauseln arbeiten kann. 
Das Problem besteht in der Unvollkommenheit des Wissens und in der Wirkung 
von intervenierenden Variablen. So wurde z.B. in den Interviews immer wieder 
betont, daß andere gesellschaftliche Entwicklungen die Wirkung von Klimaände-
rungen bis zur Unkenntlichkeit überlagern könnten. 
Das Kontingenzproblem ist in der Form von unvorhersehbaren Trendbrüchen und 
Entwicklungssprüngen die klassische Crux aller Prognostik. So entstanden z.B. 
in den 70er Jahren mit den damaligen Entwicklungsturbulenzen der zuende ge-
henden Nachkriegszeit (die Schlagworte waren z.B. "Pillenknick", "Ölkrisen", 
"Wertewandel") derart viele Fehlprognosen, daß die gesamte Prognostik in Verruf 
geriet. Ohne die verläßliche Konstanz von Rahmenbedingungen steht die Progno-
stik aufverlorenem Posten; paradoxerweise wird sie aber gerade in Zeiten derarti-
ger Turbulenzen besonders nachgefragt. 
Das Problem nichtlinearer Zusammenhänge besteht darin, daß kleinste Differen-
zen in der Ausgangsbeschreibung zu quantitativ und qualitativ völlig verschiede-
nen Prognosen führen können. Ein eklatantes Beispiel ist der Zusammenhang 
zwischen den Aussagen der Klimatologen und der politischen Response: Dazwi-
schen liegt die mediatisierende Wirkung der gesellschaftlichen Wahrnehmung. 
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Ein aus objektivistischer Sicht immer unterschätztes Problem ist die Kontextab-
hängigkeit der Prognoseerstellung. Die Notwendigkeit, Wissenslücken und Daten-
probleme durch Annahmen zu überbrücken, öffnet Tür und Tor für Perspektiven 
und Werturteile, die sich aus der situativen und historischen Befangenheit herlei-
ten. Abgesehen von bewußter Manipulation ist diese Befangenheit u.U. prinzi-
piell in der jeweiligen Situation nicht erkennbar und erweist sich erst in der Zu-
kunft als Fehlurteil. 
Das sozialwissenschaftliche Spezifikum der Prognose ist ihre Reflexivität, die un-
ter den Stichworten der "selffulfilling prophecy" bzw. der "selfdestroying prophe-
cy" viel zitiert wird. In den Interviews wurde daraus z.B. die Unmöglichkeit der 
Bestimmung zukünftiger Klima-Sensibilitäten abgeleitet, weil die zu erwartende 
Langsamkeit von Klimaveränderungen Zeit genug für gesellschaftlichen Anpas-
sung bieten würde. Solche Anpassungen geschehen dann aber unter der Voraus-
setzung von Klima- und Sensibilitäts-Prognosen, die die Deutung als "Klimawan-
del" erst möglich machen. 
Der unbestreitbare Befund, daß soziale Prognosen unmöglich sind, steht in einem 
scheinbaren Widerspruch zu einer vitalen Prognosepraxis und einer florierenden 
Prognose-Industrie, die keineswegs vor sozialen Prognosen haltmacht. Die Auflö-
sung dieses Widerspruchs ergibt Hinweise darauf, worin eine realisierbare "Pro-
gnostik" der Sozialwissenschaften in der Klimawirkungsforschung bestehen 
kann. 
Die bestehende Prognostik, vor allem im Wirtschaftsbereich und im administrati-
ven Bereich, verwendet Methoden, die weder theoriegestützt sind noch den klassi-
schen Kriterien einer wissenschaftlichen Validierung genügen. Dennoch erfüllen 
die Methoden, wie Brainstorming, Delphi-Befragungen, Szenario-Techniken, Si-
mulationen usw. unverzichtbare Funktionen in der heutigen Auseinandersetzung 
mit Zukunftsaufgaben. Diese Funktionen können unter dem Stichwort des "Ma-
nagement von Unsicherheit" zusammengefaßt werden. 
Faßt man diese Erfahrungen der sozialwissenschaftliehen Prognoseproblematik 
zusammen, so bleibt die Schlußfolgerung unausweichlich, daß wir uns damit ab-
finden müssen, über die Zukunft wenig zu wissen. Als Alternative zur Prognose 
müssen daher jene Ansätze ernst genommen werden, die in verschiedenen Berei-
chen der problemorientierten Forschung entwickelt werden. Das sind, wie z.B. in 
der Technikfolgenabschätzung, die "Frühwarnung" bei der Beobachtung proble-
matischer Trends (Bechmann 1994) und jene Verfahren der Darstellung des heu-
-115-
tigen problemrelevanten Wissens und Nichtwissens in emem möglichen Zu-
kunftsszenario. Mit dem Konzept der Frühwarnung eröffnet sich den Sozialwis-
senschaften ein wichtiges Forschungsfeld, das wir unter dem Stichwort der "Dau-
erbeobachtung" zusammenfassen wollen. Es geht dabei um die Entwicklung und 
Installation von Beobachtungssystemen, wobei Zielsetzungen und Sensibilitäten 
zu definieren, Indikatoren für deren Beobachtung zu entwickeln und wissen-
schaftliche wie außerwissenschaftliche Diskurse für die Deutung und Bewertung 
der Beobachtungen zu organisieren sind. 
2) Interdisziplinarität 
Sowohl in der Literatur als auch in den von uns durchgeführten Interviews wird 
Interdisziplinarität als einzig sinnvoller Ansatz einer künftigen Klimawirkungs-
forschung angesehen. Die Probleme erscheinen von einer solchen Komplexität, 
daß die Forschung zu einer Überwindung der historischen Grenzen zwischen den 
Wissenschaftsdisziplinen gezwungen ist. 
Wissenschaftliche Forschung bewegt sich in dieser Sicht immer in einem Span-
nungsfeld zwischen der Vertiefung in die Details auf der einen Seite und der Er-
fassung der Wirklichkeit als Ganzes auf der anderen Seite. Die Differenzierung 
der Wissenschaft führt aber immer zu disziplinenspezifischen Ansätzen, die das 
Detailwissen enorm vorantreiben, dafür aber den Anschluß an das Ganze zu ver-
lieren drohen. Die Komplexität der Wirklichkeit zeigt sich dann in der Vielfalt 
des Detailwissens unterschiedlicher Disziplinen, das sich nicht mehr zu der einen 
"Totalität" der Wirklichkeit verbinden läßt (Parthey 1983a, S. 34; Holzhey 1974, 
s. 105). 
Interdisziplinäres Vorgehen wird immer dann erforderlich, wenn ein Problembe-
reich durch die traditionell damit befaßte Disziplin nicht abgedeckt wird bzw. 
wenn dies dem gesellschaftlichen Problemverständnis so erscheint. Sei es, daß sie 
ihn unvollständig erfaßt, sei es, daß sie unter zu spezifischen Gesichtspunkten 
vorgeht (Cranach 1974, S. 58). 
In der Diskussion zu einer Klimawirkungsforschung wird Interdiziplinarität auf 
verschiedene Weise und mit unterschiedlichen Überlegungen begründet. Daraus 
resultieren auch unterschiedliche Vorstellungen von Interdisziplinarität. Über-
dies besteht die Gefahr, daß sich hinter dem Schlagwort unterschiedliche Formen 
einer Zurücknahme des wissenschaftlichen Anspruchs verbergen (Cerlette 1974, 
S. 83; Gräfrath 1991, S. 182; Hörz 1983, S. 601; Holzhey 1974, S. 106ff). Deshalb 
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scheint es sinnvoll zu sein, zunächst einige Einsichten und Erfahrungen zusam-
menzustellen, die die Interdisziplinarität in der Forschung betreffen, um dann vor 
diesem Hintergrund Hinweise und Schlußfolgerungen für die Klinawirkungsfor-
schung zu gewinnen. 
a) Die Begründung von Interdisziplinarität 
Aus theoretischer Sicht werden hauptsächlich zwei Gründe angeführt. Erstens die 
Überwindung der Folgen der wissenschaftlichen Differenzierung und Spezialisie-
rung, indem, sozusagen als "Vorstufe", die Zusammenhänge bewußt gemacht wer-
den, die in der disziplinären Analyse tendenziell getrennt werden (Bie 1973, S. 
50). Zweitens die Dringlichkeit eines anstehenden Problems, dem gegenüber die 
Ansprüche der Disziplin zurückzustehen haben, wenn diese das Problem nicht lö-
sen kann. In diesem Fall muß sich die disziplinäre "Ordnung" an der Aufgabe 
orientieren, was man als Komplementarität der Wissenschaft bezeichnen kann 
(Gräfrath 1991, S. 185). Damit wird die Überwindung (mono-) disziplinärer Ein-
seitigkeiten und die Einbeziehung konkurrierender Disziplinen möglich (Krüger 
1987, s. 139). 
In der metkodalogischen Begründung geht es um zwei Ziele, die mit Interdiszipli-
narität erreicht werden sollen. Es soll in der problemorientierten Forschung zwi-
schen Detailwissen und Gesamtschau so vermittelt werden, daß die unterschiedli-
chen Wissensbestände nicht nur angereichert und ergänzt werden, sondern auf 
die Problemlösung hin integriert und verflochten und nicht nur addiert werden. 
Auf diese Weise können Teilerklärungen zu einem umfassenden Problemver-
ständnis führen, das umgekehrt wiederum ein einheitliches Verständnis der De-
tails und ihre Beurteilung möglich macht. Da bei jedem Zusammenfügen von 
Einzel- und Detailerkenntnissen auch deren Vereinbarkeit untereinander zu be-
rücksichtigen ist, ist Interdisziplinarität auch geeignet, die Angemessenheit der 
einzelnen disziplinären Ansätze zu überprüfen und gegebenenfalls Korrekturen 
an ihnen anzumahnen (Hübenthal1991, S. 153f). 
Hinzu kommt, sozusagen als historische Komponente, die Begrenztheit sowohl 
der disziplinären wie der individuellen Problemlösungskompetenz in einer Zeit, 
die mit Interdisziplinarität zumindest partiell überwunden werden soll. Zugleich 
wird über die N eustrukturierung der zu bewältigenden Menge an Wissensbestän-
den ein Beitrag zur Komplexitätsreduktion geleistet (Hübenthal a.a.O., S. 162). 
Diese historische Komponente verweist, indem sie die Einbindung disziplinärer 
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und individueller Problemlösungskapazität in Zeitläufe verdeutlicht, auf die Not-
wendigkeit von "Zeitgewinn" angesichtsdes konkreten Problemdrucks. 
Damit ist bereits eine Begründung von Interdisziplinarität aus organisatorischer 
Sicht angedeutet. Die Einhaltung eines Zeitrahmens scheint nur dann möglich zu 
sein, wenn partikularisierte Forschung und spezialisiertes Fachwissen organi-
siert und zielgerichtet durch Interdisziplinarität "aufgehoben" werden. Analog 
zur methodologischen Begründung über die Grenzen von Problemlösungskompe-
tenz wird aus organisatorischer Sicht auf Begrenzungen in den personellen und fi-
nanziellen Ressourcen sowie in der Ausstattung mit Forschungsgerät verwiesen. 
Dazu gehören auch zunehmende Probleme beim Wissenstransfer und bei der Er-
mittlung des "Standes der Wissenschaft". 
Hinter den drei genannten Begründungszusammenhängen verbirgt sich auch die 
wissenschaftspolitische Begründung, d.h. die Gewinnung der Praxisrelevanz der 
Forschung, genau ihr Beitrag zur Diagnose und Lösung gesellschaftlicher Fro-
hlernsituationen mit Hilfe von Interdisziplinarität. Forschung legitimiert sich nur 
dann, wenn sie auf die aktuellen Problemlagen reagiert. Das erfordert, und damit 
wird eine weitere wissenschaftspolitische Begründung sichtbar, daß "Bewegung" 
in erstarrte disziplinäre Abgrenzungen und partikularisierte Forschungsterrains 
kommt. Durch interdisziplinäre Zusammenarbeit sollen (und wollen) "die Wissen-
schaften ihre 'Lebensbedeutung' zurückgewinnen" (Holzhey 1974, S. 106). 
b) Die Voraussetzungen von Interdisziplinarität 
Erfolgreiche Interdisziplinarität "ist an eine Mischung von spontanen und beein-
flußbaren Faktoren gebunden - individuelle Voraussetzungen, institutioneller 
Zwang zur Kooperation, soziale Kontrolle durch die Gruppe, umfassende Kommu-
nikations- und Verständigungsprozesse, Aufeinanderbeziehen mehrerer einzel-
wissenschaftlicher Perspektiven" (Kaufmann 1987, S. 73D. In theoretischer Hin-
sicht ist die entscheidende Voraussetzung, daß sich die Wissenschaftsdisziplinen 
gegenseitig nicht nur als ergänzungsbedürftig, sondern auch als ergänzungsfähig 
anerkennen (d.h., daß sie sich in ihrer je disziplinären Spezifik akzeptieren). Infol-
ge disziplinärer Spezialisierung und Differenzierung ist die Einheit der Wissen-
schaften verlorengegangen. Diese kann nun nicht durch die Etablierung einer 
Einheitswissenschaft überwunden werden (wie vom "Wiener Kreis" versucht), 
sondern nur durch die Bewußtheit der Grenzen des jeweiligen fachspezifischen 
Denkansatzes und der daraus resultierenden Bereitschaft, sich auf die Frage- und 
Problemstellung, die (theoretische) Sicht- und (methodische) Herangehensweise 
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sowie die Ergebnisse anderer Disziplinen "einzulassen", kompensiert werden (Hü-
benthal1991, S. 150f). Es wäre jedoch eine Illusion anzunehmen, daß dieses "Ein-
lassen" ohne ernste Anlässe erfolgen würde: Nur ein realer Problemdruck kann 
die "scientific community" in Richtung auf gegenseitige Anerkennung und Ergän-
zung bewegen. Erst auf diese Weise entsteht wohl jene pragmatische Einstellung, 
jene "Interdisziplinäre Geisteshaltung", die die primäre Voraussetzung für frucht-
bare interdisziplinäre Zusammmenarbeit darstellt. 
Darüber hinaus lassen sich als weitere Bedingungen für die Ermöglichung von In-
terdisziplinarität angeben (vgl. Bie 1970, S. 75; Gräfrath 1991, S. 184; Immel-
mann 1987; S. 83f; Kaufmann 1987, S. 69; Parthey 1983c, S. 306f): Die Fähigkeit 
zum "Querdenken" über die engen Grenzen des eigenen Fachgebiets hinaus; ein 
intensiver gegenseitiger Informationsaustausch über Methoden, Ergebnisse, Deu-
tungen und Theoriebildungen sowie wechselseitiges Verstehen. Dazu kommt ein 
hoher Grad an Engagement, denn interdisziplinäre Arbeit erfordert viel Geduld. 
In metkodalogischer Hinsicht setzt Interdisziplinarität zunächst eine weitgehend 
einheitliche und- da die Disziplinen übersteigend - transdisziplinäre Problemdefi-
nition voraus. Damit wird dann ein Untersuchungsgegenstand konstituiert, für 
dessen Beschreibung, Erklärung, theoretische Deutung und (eventuelle) Verän-
derung bzw. "Beherrschung" die Einzelerkenntnisse der unterschiedlichen Spe-
zialdisziplinen in befriedigender Weise zu integrieren sind (zur Problematik der 
Wissenintegration vgl. Jobst 1995). Auf dieser Grundlage ist die Art des Zusam-
menwirkensund Zusammenfügens der "Einzelstücke" zu klären, damit alle rele-
vanten bzw. interessierenden Komponenten in den Zuständigkeits- und Kompe-
tenzbereich einer beteiligten Disziplin fallen (Hübenthal 1991, S. 20ff, 150f). Die 
so entwickelte forschungsleitende Fragestellung berücksichtigt die zu Beginn der 
Zusammenarbeit meistens noch weitgehend verschiedenen disziplinären Grund-
annahmen,Vorverständnisse und Deutungsmuster (Cranach 1974, S. 57). Dafür 
ist es auf alle Fälle erforderlich, die Begriffe zu klären, die zur gedanklichen Er-
fassung und theoretischen Beschreibung der interessierenden Phänomene aus 
den unterschiedlichen Akteurs- und Disziplinperspektiven benutzt werden; denn 
es muß die Kommunikationsfähigkeit von Vertretern verschiedener Fachrichtun-
gen gesichert werden - d.h. es ist eine sprachliche Verständigungsbasis zu finden, 
die - ohne übermäßigen Verlust an Exaktheit und Eindeutigkeit - von möglichst 
allen Beteiligten akzeptiert wird (Parthey 1983c, S. 305). 
Zum gemeinsam akzeptierten Problemverständnis muß als weitere methodologi-
sche Bedingung für Interdisziplinarität ein Grundkonsens über die methodische 
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Vorgehensweise, die zu erreichenden Standards und den Deutungshorizont vor-
handen sein: Der Erfolg von Interdisziplinarität ist abhängig davon, "welche For-
schungsprobleme formuliert und welche methodischen Vorgehensweisen ihrer 
wissenschaftlichen Bearbeitung bevorzugt werden" (Parthey 1983b, S. 14). 
Aus organisatorischer Sicht sind - da interdisziplinäres Wirken nur organisiert 
und regelgeleitet erfolgen kann - die Existenz einer geeigneten Arbeitsbasis als 
theoretische Grundlage und die- wie auch immer geartete- Institutionalisierung 
als praktische Grundlage für Interdisziplinarität zu nennen. Zu letzterem gehören 
vor allem 
die Sicherung eines problembezogenen Forschungsablaufs (angemessenes For-
schungspotential hinsichtlich Forschungstechnik, Arbeitsbedingungen und 
Informationsaustausch; nüchterne Einschätzung des voraussichtlichen Ver-
hältnisses von Aufwand und Ergebnis bzw. von Kosten und Nutzen; angemes-
sene Berücksichtigung des Zeitfaktors) sowie 
die Gestaltung einer problemadäquaten Zusammensetzung der interdiszipli-
när wirkenden Forschungsgruppe (Qualifikation, Autoritätsstrukturen, Rol-
lenverteilung, disziplinäre Zuordnung, "Wissenschaftlertyp"). 
Wissenschaftspolitische Bedingungen, die Interdisziplinarität ermöglichen, bezie-
hen sich vor allem auf die finanzielle und ideelle Förderung einer Forschung, die 
im "Grenzbereich" zwischen einzelnen Disziplinen angesiedelt ist. 
Dazu gehören entsprechende Förderprogramme ebenso wie der Abbau von Über-
bürokratisierung, die Beseitigung von "ideologischen" Karrierehemmnissen (Ak-
zeptanz und Sozialprestige eines interdisziplinär tätigen Wissenschaftlers!) wie 
die Schaffung von Voraussetzungen entsprechender institutionalisierter Möglich-
keiten. 
c) Modelle der Interdisziplinarität 
Für die Gestaltung von Interdisziplinarität bieten sich drei - idealtypisch zu ver-
stehende- Modelle an, das instrumentelle, das reflexive und das kommunikative 
Forschungsmodell, mit einer je typischen "Rollenverteilung" (wohl auch mit ei-
nem vorgängigen "Rollenverständnis") unter den beteiligten Wissenschaftlern. 
Die drei Modelle stellen in der genannten Reihenfolge zugleich- aber wohl auch 
idealtypisch - eine zeitliche Reihung ihrer Entstehung bzw. Herausbildung dar. 
Auf der Grundlage von Einsichten in die mit der jeweiligen Verfahrens- bzw. Vor-
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gehensweise verbundenen Mängel und Konfliktpotentiale-resultierend aus wis-
senschaftstheoretischen Erwägungen oder projektbezogenen Erfahrungen - wurde 
(und wird!) nach Formen der Zusammenarbeit gesucht, die das Positive zu bewah-
ren, das Defizitäre hingegen schrittweise zu reduzieren ermöglichen- was aller-
dings zwangsläufig zu neuen (möglichen) Hemmnissen führt bzw. führen kann. 
In Abhängigkeit vom Stand der Problemformulierung der zu bearbeitenden Teil-
aspekte und der möglichen methodischen Vorgehensweise, aber auch dem "Natu-
rell" der beteiligten Wissenschaftler (Kooperationsbereitschaft, Horizont des Pro-
blemverständnisses, Fähigkeit zum "Einlassen" auf andere Sicht- und Herange-
hensweisen usw.) sowie dem zur Verfügung stehenden Potential (vor allem hin-
sichtlich organisatorischer Möglichkeiten und der verfügbaren Zeit) kann nach 
dem einen oder dem anderen Modell verfahren werden. Hinsichtlich der Aussage-
und Verallgemeinerungsfähigkeit der erhaltenen Ergebnisse sind in jedem Fall 
die notwendigen Voraussetzungen wie die möglichen Defizite in Anschlag zu brin-
gen. 
3) Soziale Kontingenz und die Erzeugung von Konsenswissen 
Wie oben gezeigt wurde, ist nicht nur die wissenschaftliche Unsicherheit das Pro-
blem, sondern ebenso herrscht auch eine ethische und normative Unsicherheit 
vor, nach welchen Kriterien Gefahren- und Risikomanagement zu betreiben sei. 
Beide Unsicherheiten erzeugen eine prinzipielle soziale Kontingenz in Bezug auf 
das, was möglich, und auf das, was notwendig zu tun ist. Da man weder über si-
cheres Wissen verfügt, noch allgemeine und verbindliche Maßstäbe besitzt, um 
anerkannte und akzeptable Entscheidungen zu treffen, bedarf es der Erzeugung 
von Konsenswissen. In neuererZeitwird hierbei häufig auf eine Prozeduralisie-
rung der Wissenserzeugung zurückgegriffen. 
Prozeduralität meint die Rationalität von Verfahren in dem Sinne, daß die ge-
wählten Verfahren und Prozeduren als Garanten für die Rationalität ihrer Ergeb-
nisse stehen. Man kann den Zusammenhang zwischen solchen Verfahren und der 
Vernünftigkeit ihrer Ergebnisse in verschiedener Weise auffassen. Die Erfüllung 
bestimmter Verfahrensbedingungen kann als förderlich für das Erzielen vernünf-
tiger Resultate angesehen werden, oder sie kann als notwendige, jedoch nicht hin-
reichende Voraussetzung für die Akzeptabilität der Verfahrensergebnisse be-
trachtet werden, und schließlich kann sie auch als hinreichende, konstitutive Be-
dingung rationaler Entscheidungen schlechthin gelten. 
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Es würde hier zu weit führen, die gesamte Diskussion um die Prozeduralität der 
Rationalität aufzunehmen, wichtig für unsere Fragestellung ist jedoch, wie vor 
dem Hintergrund der Debatte um Risikosteuerung auch ein Ausweg über Proze-
duralität gesucht werden kann. Um Konsenswissen zu erzeugen, steht der Dis-
kurs als Verfahren in großem Ansehen. Ohne vorschnell die eine oder andere Dis-
kurstheorie zu vertreten, kann man unter Diskursen soziale Prozesse oder Inter-
aktionen verstehen, die man alltagssprachlich Diskussionen oder -etwas wissen-
schaftlicher- themenzentrierte Kommunikation nennt. 
Zentral für Diskurse ist der Austausch von Argumenten zur Beantwortung von 
Fragen zur Lösung von Problemen oder zur Klärung strittiger Behauptungen. Mit 
anderen Worten, die Argumentation steht im Zentrum des Diskurses. Diskurse 
werden teils durch symbolische Operationsregeln reguliert, teils durch pragmati-
sche Regeln, die für Kommunikation generell oder spezifisch für besondere Kam-
munikationsformen gelten. Diskurse schaffen oder setzen keine handlungsrele-
vanten Verbindlichkeiten. Sie können der Entdeckung oder Gewinnung von Ein-
sichten empirisch-kognitiver oder normativer Art dienen. 
Wissenschaftliche Diskurse kann man nach Rawls als "quasi-reine" Verfahren be-
zeichnen (Rawls 1979, Kap. 14). Gemeint ist damit, daß Argumentationen durch 
Gründe strukturiert werden können, aber bedingt durch kognitive Unsicherhei-
ten, sei es durch fehlende Information oder mangelnde Kenntnis von Kausalab-
läufen, müssen Argumente durch Behauptungen, Plausibilitätsannahrnen oder 
Wertungen konsistent gemacht werden. Im Rahmen dieser Verfahren kann man 
zwei Diskursformen unterscheiden: Wahrheitsdiskurse, bei denen angegeben wer-
den kann, unter welchen Bedingungen wahrheitsgemäße Aussagen zu erwarten 
sind (Habermas 1973), und epistemische Diskurse. Rene von Schamberg (1992, 
S. 262f) hat auf eindringliche Weise die Struktur dieses zweiten Diskurstyps er-
läutert: "Der Diskurs um den Erwerb neuen Wissens kann m.E. rekonstruiert 
werden im Rahmen eines spezifischen Diskurskonzepts, worin Argumente gerade 
keine konsenserzwingende Kraft haben. Ich spreche diesbezüglich von einem 'epi-
sternischen' Diskurs. Die streitenden Wissenschaftler können sich hier lediglich 
auf Argumente beziehen, die, wie Analogien, Attestargumente und kontrafakti-
sche Argumente, ein unsicheres und unzureichendes Wissen artikulieren: Plausi-
bilität. Konsense im strengen Sinne werden hier nicht erzielt, weil wegen des Hin-
tergrunds unsicheren Wissens die Wahrheitsbedingungen einzelner Aussagen 
nicht expliziert werden können. In einem epistemischen Diskurs ist nicht so sehr 
die Wahrheit von Aussagen kontrovers als vielmehr die Plausibilität von Theo-
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rien und Hypothesen, mit denen wir die Erkennbarkeit bestimmter Wissensberei-
che behaupten können. Die typischen Argumente epistemischer Diskurse dienen 
nicht direkt der argumentativen Einlösung von Wahrheitsansprüchen, sondern 
der kohärenten Konstruktion von Theorien, Hypothesen und Annahmen, mit de-
nen wir Wissensbereiche zuallererst zuverlässig erschließen können. In epistemi-
schen Diskursen ist also die Plausibilität von Erkenntnisansprüchen kontrovers." 
Wenn nun gerade epistemische Unsicherheit die eigentliche Schwierigkeit wis-
senschaftlicher Diskurse ausmacht, muß man vor allem nach der sozialorganisa-
torischen Form wissensproduzierender oder wissensvermittelnder Diskurse fra-
gen. Man kann zwar, wie dies Habermas tut, primär auf die "quasi-transzendenta-
len" Voraussetzungen eines Wahrheitsdiskurses reflektieren. Nach Habermas ist 
nur die Kommunikation wert, Diskurs genannt zu werden, in der eine Problema-
tisierung des Geltungsanspruchs von Sätzen und eine Argumentation mit dem 
Ziel der Überprüfung stattfindet (Habermas 1971). Die Geltung kann allein im 
Rekurs auf eine "ideale Sprechsituation" bestimmt werden, die als einziges Motiv 
die kooperative Wahrheissuche, d.h. die prinzipiell uneingeschränkte und zwang-
lose Kommunikation zuläßt, um so zur Verständigung zu gelangen. Verständi-
gung ist hier ein normativer Begriff, der kontrafaktisch bestimmt werden muß 
(Habermas 1971, S. 201). Diese eigentümliche Mischung deskriptiver Charakteri-
sierung mit der normativen Stilisierung von Diskursen ist vielfach kritisiert wer-
den (Schnädelbach 1977; Giegel 1992): Aus der Sicht epistemischer Diskurse, die 
mit Unsicherheitsbedingungen zu kämpfen haben, zeigt sich, daß der dort eintre-
tende Dissens nicht ausschließlich als Verletzung von Regeln des Argumentierens 
erklärt werden kann, sondern daß hier inkommensurable Orientierungssysteme 
aufeinandertreffen, deren Divergenz auf die logische und korrekte Befolgung ver-
schiedener Regeln und Normsysteme zurückzuführen ist. Selbst Begriffe wie 
Kommunikation, Verständigung und Argumentation sind in diesem Rahmen 
noch kontrovers (Lueken 1992). Im Prinzip muß es den Teilnehmern des Diskur-
ses selbst vorbehalten bleiben, darüber zu entscheiden, welche Bedingungen, Re-
geln und Normen sie dem argumentativen Handeln zugrunde legen müssen oder 
wollen. Gleichwohl: Will man nicht allein einer idealen Begründung des Diskur-
ses anhängen, dessen idealisierende Bedingungen man nur mit schrägem Blick 
nach oben und mit schlechtem Gewissen als Norm im faktischen Geschehen befol-
gen kann, so muß man auch nach den praktischen Bedingungen des empirisch 
wahrnehmbaren Diskurses fragen. Zweifellos werden in der Gesellschaft Diskur-
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se geführt, manchmal sogar mit erstaunlichem Erfolg und in wenigen Fällen 
durch Konsens abgeschlossen. 
Zwei wesentliche, wenn auch widersprüchliche Bedingungen muß ein real ablau-
fender Diskurs erfüllen: Offenheit und Schließung (vgl. Bühll984, S. 95ff). 
Zum einen nämlich muß der Diskurs so offen sein, daß er neuen Ideen und der 
Austragung unterschiedlicher Auffassungen Raum gibt; andererseits aber muß 
ein gewisser Zwang zur theoretischen Integration und zur kontinuierlichen 
Durcharbeitung des gemeinsamen Wissens ausgeübt werden. Geht man von die-
ser Problemfassung aus, lassen sich einige organisatorische Kriterien angeben. 
Erstens sollte ein fruchtbarer Diskurs eine breite Diversität von Themen, Perso-
nen und Standpunkten zulassen. Dadurch wird seine adaptive Kapazität be-
stimmt, nämlich inwieweit der Diskurs geeignet ist, Unsicherheit und Varietät zu 
verarbeiten. Hohe Varietät setzt gleichzeitig eine strukturierte Diskursgemein-
schaft voraus, die sich nach Regeln organisiert. 
Zweitens muß die Bereitschaft zur variablen Interaktion vorliegen; die Teilneh-
mer müssen bereit sein, mit allen und über alle Themen zu kommunizieren. Inter-
disziplinäre Sichtweisen und interpersonelle Verständigung sind wesentliche 
Voraussetzungen. Die Vielfalt hat dort ihre Grenzen, wo die kollektive Identität 
und konstitutive Faktoren der gemeinsamen Orientierung der Mitglieder in Fra-
ge gestellt werden (Verfahrensregeln). Auch hier liegt eine wechselseitige Bezie-
hung von Offenheit und Schließung als wesentliche Voraussetzung zugrunde. 
Drittens müssen in Diskursen die Wissensfindung und Wissensüberprüfung ge-
trennt werden, ein altes Thema der Wissenschaftstheorie (Popper 1966, S. 6f). Bei 
Wissensfindung geht es um das Entdecken und Konstruieren neuer Wissensele-
mente, gleich aufwelchem methodischen Niveau dies geschieht. Bei der Wissens-
prüfung geht es um die Integration des neugewonnenen Wissens in den bestehen-
den Wissenskorpus, also um Logik, Widerspruchsfreiheit, Generalisierbarkeit, 
theoretische Relevanz, insgesamt also um Kognition und Akzeptabilität. 
Diese drei Organisationsprinzipien - Diversität, Variabilität und Trennung -
kann man in unterschiedlicher Ausprägung und Kombination in den verschiede-
nen Diskursarten - praktische Diskurse, wissenschaftliche Diskurse und kulturel-
le Diskurse - wiederfinden. Der Diskursgedanke macht eine wesentliche Einsicht 
moderner Wissenschaft zu seinem tragenden Prinzip, daß wissenschaftliches Wis-
sen immer nur unter hypothetischen Bedingungen gilt, daß es jederzeit abänder-
-124-
bar ist und daß die wechselseitige Steigerung von Konsens und Dissens als we-
sentlicher Motor der Wissenserweiterung anzusehen ist. 
Diskure zielen auf die kognitiven Voraussetzungen von Entscheidungen. Hier ste-
hen Deutungs-, Interpretations- und Bewertungsdivergenzen im Zenrum des Ver-
fahrens. Man muß sich über die Aussagekraft von empirischen Ergebnissen, die 
Plausibilität von Theorien und Aussagesystemen und auf stringente Argumenta-
tionen und Deutungen einigen (Bora/Döbert 1993; Hennen 1994). 
Die Schwierigkeiten beim Diskurs kann man im sinnvollen Abbruch sehen.Wann 
ist eine Debatte zu Ende? Wer beschließt sie, mit welchen Argumenten? Kenn-
zeichnend jedoch ist die Selbstreferenz des Diskurses, d.h. seine Fähigkeit zur 
Selbsttransformation. Die Fähigkeit zur Selbsttransformation besteht darin, daß 
wiederum im V erfahren - und sonst nirgends - sowohl die Lernbedingungen er-
zeugt werden, unter denen neue Realitätsannahmen entstehen, als auch die Spe-
zifikation von Konsensbildungsstrukturen, Konsensinhalten und Problemlö-
sungsstrategien. Insoweit kann man davon sprechen, daß das Verfahren Weg und 
Ziel zugleich ist. 
4.2.6 Forschungsfelder zum Schwerpunkt "Rolle der Wissenschaft" 
Die Forschungsfragen bewegen sich um den Begriff der "problemorientierten For-
schung", weil er in Anspruch nimmt, eine neue Entwicklung der gesellschaftli-
chen Rolle von Wissenschaft zu beschreiben, die eine Reaktion aufzeitgenössische 
Problemlagen, insbesondere auch auf die Klimaproblematik ist. Diese neue Ent-
wicklung gilt es, in ihren Dimensionen zu beobachten und in ihren methodologi-
schen Konsequenzen zu untersuchen. 
1) Die Beobachtung der Entstehung einer ''problemorientierten Forschung": Wie 
wird auf das Problem wissenschaftlicher und moralisch-ethischer Unsicher-
heit reagiert? Wie weit wird es durch die Fiktionen einer idealisierten Wissen-
schaft verdrängt? Welche Formen nimmt die Auseinandersetzung mit Unsi-
cherheit an, wenn sie explizit wird? Wie lassen sich die Thesen einer "Politisie-
rung der Wissenschaft" und einer "Verwissenschaftlichung der Politik" in ih-
rem Verhältnis zueinander verifizieren? (vgl. auch Abschn. 4.3). Lassen sich 
aktuelle Wissenschaftsprogramme im Sinne einer "problemorientierten Wis-
senschaft" deuten und bewerten? 
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2) Die Auseinandersetzung mit den Problemen einer "problemorientierten For-
schung": Wie kann der Delegitimation von Wissenschaft und Politik durch den 
Expertenstreit begegnet werden? Welche wissenschaftlichen und welche poli-
tischen Funktionen hat die Herstellung von "Konsenswissen"? Ist die Partizi-
pation der "Betroffenen" am wissenschaftlich-politischen Diskurs ein Weg zur 
Herstellung von gesellschaftlichem Konsens? Wie ist die Explizitmachung von 
gesellschaftlichem Dissens anhand von Diskursanalysen einzuschätzen? Gibt 
es einen wissenschaftlich qualifizierten Umgang mit Unsicherheit, der über 
die klassischen Verfahren der statistische Fehlerkontrolle hinausgeht und den 
neuen Dimensionen von Unsicherheit gerecht wird? 
3) Die methodologische Auseinandersetzung mit den Dimensionen der Unsicher-
heit: 
a) Zum Prognoseproblem: Welche Möglichkeiten und Formen wissenschaftli-
cher Dauerbeobachtung und der wissenschaftlichen Frühwarnung gibt es? 
b) Zum Komplexitätsproblem: Welche Formen von Interdisziplinarität sind er-
folgreich? Welche funktionalen Äquivalente von Interdisziplinarität gibt es? 
Wie kann ein "kommunikatives Wissenschaftsmodell" realisiert werden? 
c) Zum Kontingenzproblem: Welche Erfahrungen können mit prozeduralen 
Konzepten wie Mediationsverfahren, Diskursen und Partizipation gemacht 
werden? 
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4.3 Themenschwerpunkt 3: Gesellschaftliche Wahrnehmung und Mei-
nungsbildung 
Die gesellschaftliche Wahrnehmung eines anthropogen verursachten Klimawan-
dels und der damit verbundenen sozialen und kulturellen Folgen stellt ein viel-
schichtiges Problern dar. Zum einen sind neben Individuen unterschiedliche Orga-
nisationen und Institutionen bis hin zu gesellschaftlichen Teilsystemen wie Poli-
tik, Wissenschaft und Wirtschaft mit der Wahrnehmung und Kornmunikation 
möglicher Folgen von Klimaänderungen befaßt. Dies führt zu differierenden 
Sichtweisen und mitunter auch zu gänzlich verschiedenen Handlungsoptionen. 
Zum anderen handelt es sich bei globalen Klimaänderungen und deren Folgen um 
sogenannte hypothetische Gefahren, die bisher nicht direkt wahrnehmbar sind, 
sondern erst durch wissenschaftliche Beobachtung, Hypothesenbildung und Si-
mulation konstituiert werden. Wohllassen sich Veränderungen der Witterung di-
rekt wahrnehmen; daß dies jedoch Symptome einer längerfristigen Entwicklung 
sind, die zu katastrophenartigen Zuständen führen kann, ist bisher eine wissen-
schaftliche Hypothese. Besonders die möglichen Folgen stellen allenfalls Spekula-
tionen dar, die kaum durch empirisches Material erhärtet worden sind. Mit ande-
ren Worten: Klimawandel ist ein wissenschaftliches Konstrukt, das nur über 
Kornmunikationen in der Gesellschaft wahrgenommen werden kann. Gleichwohl 
besitzt das Thema Klimawandel soziale Realität. Unabhängig davon, ob, in wel-
chem Umfang und aufgrundwelcher Umstände es zu einer Veränderung des Kli-
mas kommt, wird in der Gesellschaft darüber kommuniziert, werden Strategien 
entwickelt und nicht zuletzt werden Entscheidungen getroffen, die die Zukunft in 
der einen oder anderen Richtung festlegen. Aufgabe der Sozialwissenschaft ist es, 
die Strukturen und Dynarniken dieser nun einmal bestehenden Klimadiskurse zu 
beobachten und zu analysieren. Die Auswertung der Interviews und der Literatur 
zeigt, daß es hierfür äußerst heterogene Forschungskonzepte und Forschungskon-
texte gibt. 
In der Risikoforschung werden insbesonders sozialpsychologische und kulturso-
ziologische Ansätze herangezogen, um Einstellungen und Meinungen zum Klima-
wandel zu erfassen. Im Gegensatz dazu befinden sich stärker soziologisch orien-
tierte Betrachtungsweisen, die nicht den individuellen Meinungsbildungsprozeß, 
sondern insgesamt gesellschaftliche Kommunikationsprozesse in den Vorder-
grund rücken. Ihre Fragestellung geht in die Richtung, welche Themen in der Öf-
fentlichkeit relevant werden und das Aufmerksamkeitsspektrum dominieren. 
Auch hier kann man wieder differierende theoretische Ansätze feststellen. So ste-
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hen im Moment Diskursanalysen in hohem Ansehen, die die veränderte Seman-
tik, aber auch die Dynamik öffentlicher Themen erforschen. Während hier kollek-
tive Akteure oder auch institutionelle Faktoren des öffentlichen Kommunika-
tionsprozesses den Kern der Untersuchungen bilden, gehen die eher systemtheo-
retisch inspririerten Ansätze von funktional ausdifferenzierten Teilsystemen aus, 
die jeweils unterschiedliche Kommunikationsstrukturen ausgebildet haben. Wis-
senschaft, Politik, Medien - so die These - haben je eigene Verarbeitungsmecha-
nismen, so daß ein gemeinsames Thema aus verschiedenen Perspektiven wahrge-
nommen und verarbeitet wird. Die Fragen, die hier bearbeitet werden, beziehen 
sich auf "intersystemische Kommunikationsstörungen" und Möglichkeiten ihrer 
Beseitigung (Weingart 1994). 
4.3.1 Die gesellschaftliche Wahrnehmung der Klimaproblematik als 
Gegenstand der Umfrageforschung 
Im Gegensatz zu den im engeren Sinne kognitionspsychologischen Konzepten 
werden in der sozialpsychologischen Einstellungs- und Umfrageforschung Ein-
stellungen, Wahrnehmungen und Bewertungen von Individuen nicht nur als Vor-
aussetzung, sondern zugleich auch als Folge von gesellschaftlichen Auseinander-
setzungen begriffen. Im Kontext der Umfrageforschung finden sich folgende Un-
tersuchungen: 
Zur Perzeption des "Extremen Nordsommers 1992". Im Mittelpunkt dieser Un-
tersuchung steht die Frage, wie sich die Komponenten "Wissen" und "Rele-
vanz dieses Wissens" zu einem "Erwartungsbild" hinsichtlich zukünftiger kli-
matischer Entwicklungen verdichten. (Scheunpflug et al. 1994) 
Zu den Einstellungen und Meinungen der Bevölkerung zum Klimaproblem 
(Wiedemann 1992). 
Zu den Kommunikationstrategien in der Auseinandersetzung um klimatische 
Risiken und den Erfolgschancen von Strategien ihrer Bewältigung. Empirische 
Grundlage dieser Untersuchung bieten Daten, welche in der Schweizer Berg-
region Survela erhoben wurden. (Jaeger et al. 1990) 
Zur Akzeptanz von Klimaschutzmaßnahmen in der Bundesrepublik. Dabei 
wurden im Rahmen einer repräsentativen Umfrage Maßnahmen abgefragt, 
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welche die Handlungsbereitschaft der Bürger voraussetzen. (Karger et al. 
1993; vgl. auch Karger et al. 1992) 
Betrachtet man das Spektrum der Untersuchungen zur Klimaproblematik, wird 
deutlich, daß zwar die Akzeptanz von Strategien zur Bewältigung relativ umfas-
send behandelt wird, daß aber zur sozialen Wahrnehmung selbst keine systemati-
schen Untersuchungen vorliegen (vgl. Wiedernann 1992, S. 233; 245). Dennoch 
lassen sich Faktoren bestimmen, welche bei der sozialen Wahrnehmung eine Rol-
le spielen: Zum einen geben die empirischen Befunde über die Akzeptanz von Lö-
sungsstrategien zugleich auch über die "kognitive Repräsentation" der Klimapro-
blematik Aufschluß. Zum anderen lassen sich aus US-arnerikanischen und au-
stralischen Studientrotz erheblicher nationaler Unterschiede erste Anhaltspunk-
te gewinnen (vgl. Dohle et al. 1990; Henderson-Sellers 1990). Vergleicht man die 
vorliegenden Untersuchungen, so ergeben sich als vorläufige Ergebnisse: 
Bei der kognitiven Repräsentation der Klimaproblematik wird der sogenann-
ten "Wissensthese" ein hoher Erklärungswert beigernessen (Fischer 1992, S. 
10; vgl. Breitmeier 1992; Gehring 1990). Die Untersuchungen zeigen jedoch, 
daß sich der Bürger bei Bedarfnicht über wissenschaftliche Details, sondern in 
erster Linie über mögliche Folgen für seine Lebenswelt informiert. Dement-
. sprechend ist auch das Wissen der Bevölkerung über den Klimawandel und 
seine Folgen relativ gering (Wiedemann 1992, S. 238ff; 245; vgl. Jaeger et al. 
1993, S. 203f). Dieses Informationsdefizit wird auf Problerne zurückgeführt, 
die komplexe naturwissenschaftliche Materie außerhalb der Wissenschaften 
zu vermitteln (Frankenberg 1991, S. 322). Diese Problerne lassen sich auch an-
hand der Vermittlungsstrategien der Massenmedien verdeutlichen, welche die 
Informationsquelle der Bevölkerung schlechthin darstellen: Um die Problema-
tik publikumswirksam darzustellen, werden nicht nur notwendigerweise die 
komplexen Zusammenhänge vereinfacht, sondern darüberhinaus auch in spe-
zifischer Weise Unsicherheiten ausgeblendet. Die Strategien der Medien ste-
hen wiederum mit der Bewertung von Klimaänderungen auf Seiten der Bevöl-
kerung in einem engen Zusammenhang (Scheunpflug et al. 1994, S. 95f; Wie-
dernann 1992, S. 246): So begünstigten die "Worst-Case-Szenarien" der Medien 
nicht nur eine "Angstkornrnunikation", sondern hätten damit auch zu einer 
Verdrängung des Problems beigetragen (Jaeger 1989, S. 209; Jaeger et al. 
1991, S. 2; Wiedernann 1992, S. 247ff). Diese Befunde weisen Parallelen zu Er-
gebnissen von Studien in den USA auf (Dohle et al. 1990). 
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Obwohl das faktische Wissen der Bevölkerung gravierende Lücken aufweist, 
wird die Klimaproblematik von der Bevölkerung als ein ernst zunehmendes 
Problem bezeichnet. Im Jahre 1988 fühlten sich 43 Prozent der Deutschen vom 
Klimaproblem sehr betroffen, und 1989 waren es 55 Prozent der Befragten 
(Wiedemann 1992, S. 239f). Aus den Gallup-Studien geht hervor, daß der Kli-
mawandel nicht als eine konkrete Bedrohung, sondern als eine abstrakte Ge-
fährdungslage wahrgenommen wird (Fischer 1992, S. 8ff; 16). Daß Problem-
wahrnehmung unabhängig von konkreter Betroffenheit erfolgen kann, zeigen 
auch Studien im Bereich der EU (Hofrichter/Reif 1990). Dieses relativ hohe 
Problembewußtsein geht auf das ausgeprägte Umweltbewußtsein zurück. Das 
umweltpolitisch sensibilisierte Bewußtsein kann umgekehrt als die Voraus-
setzung dafür betrachtet werden, daß die Bevölkerung einen "Problemdruck" 
wahrnimmt. Das Umweltbewußtsein läßt sich wiederum auf einen Wandel der 
Wertorientierungen zurückführen (Fischer 1992, S. 13, Wiedemann 1992, S. 
227; 240). Ein zentrales Ergebnis der Umfragforschung besteht darin, daß bei 
der sozialen Wahrnehmung der Klimaproblematik der Faktor "Information"-
damit auch der Aspekt der kognitiven Repräsentation des Wissens- eine mar-
ginale, der Faktor "W ertorientierung" hingegen eine zentrale Rolle spielt (J ae-
ger et al. 1990, S. 381f; Jaeger et al. 1993, S. 208; Karger et al. 1993, S. 213; 
Wiedemann 1992, S. 240). 
Wertorierentierungen sind nicht nur im Hinblick auf die Wahrnehmung und 
Bewertung von Klimaänderungen, sondern auch im Hinblick auf die Akzep-
tanz von Lösungsstrategien von zentraler Bedeutung. Aus den Untersuchun-
gen geht hervor, daß in den Auseinandersetzungen um die Bewältigung klima-
tischer Risiken die Akzeptanz von Techniken ab- bzw. daß Mißtrauen gegen-
über wissenschaftlich-technischem Fortschritt zunimmt (Jaeger et al. 1991, S. 
2). Oder umgekehrt, daß sich neuartige gesellschaftliche Entwürfe herausbil-
den (Jaeger et al. 1990, S. 382) bzw. daß die wissenschaftliche Rationalität und 
die "Rationalität des Bürgers" nicht übereinstimmen (Karger et al. 1993, S. 
201; 212; vgl. auch Karger et al. 1992, S. 24; 26). Ein zentrales Ergebnis dieser 
Studien besteht darin, daß sich der Wandel der Wertorientierung zwar in ei-
nem Wandel der Handlungsorientierungen bzw. politischer Präferenzen, aber 
nicht unmittelbar in der Bereitschaft zu Verhaltensänderungen niederschlägt 
(Fischer 1992, S. 13; Jaeger et al. 1989, S. 209; Wiedemann 1992, S. 239; 249). 
Dafür werden folgende Gründe angeführt: 
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Veränderungen werden in hohem Maße von Dritten, insbesondere von der Po-
litik erwartet (Scheunpflug et al. 1994, S. 96; Wiedemarm 1992, S. 247). Unter-
suchungen über die Akzeptanz von staatlichen Maßnahmen ergeben, daß frei-
willige Maßnahmen befürwortet Abgaben, Auflagen und Verbote weitgehend 
abgelehnt werden (Karger et al. 1993, S. 201; 211ff; vgl. auch Karger et al. 
1992, S. 24). Zu dem Schluß, daß der Faktor "Zwang" bzw. "Freiwilligkeit" bei 
der Akzeptanz von Maßnahmen eine außerordentlich zentrale Rolle spielt; 
kommt auch eine Umfrage in den USA (vgl. Karger et al. 1993, S. 210). 
Bei Maßnahmen, welche der Entscheidungssouveränität der Bürger überlas-
sen bleiben, stellt sich zugleich das Problem ihrer Umsetzung (Karger et al. 
1993, S. 212). Die Bereitschaft, im Falle von Klimaänderungen die eigene Le-
benssituation zu ändern, ist relativ gering und steht mit umweltrelevantem 
Verhalten nicht unmittelbar in Beziehung, was sich insbesondere beim Mobili-
tätsverhalten zeigt (Scheunpflug et al. 1994, S. 950. Diese mangelnde Bereit-
schaft zeigt sich auch darin, daß nicht nur regulative Maßnahmen oder Maß-
nahmen, die finanzielle Einbußen erfordern, sondern vor allem auch Maßnah-
men wie die Mineralölsteuer, die den Einstieg in ein neues Wissenschafts- und 
Gesellschaftsmodell implizieren bzw. Lebensstiländerungen erfordern, von der 
Bevölkerung mehrheitlich abgelehnt werden (Karger et al. 1993, S. 212; Wie-
demann 1992, S. 240). 
In verschiedenen Untersuchungen finden sich auch Vorschläge, wie die Kom-
munikation über Klimawandel und Klimapolitik effizienter gestaltet werden 
kann: "Handlungsrelevante Aufklärung" sollte auf die Aktivierung kognitiver 
Kompetenzen zielen. Aus den empirischen Untersuchungen geht hervor, daß 
Informationen dann effzient sind, wenn sie an die Wertorientierung und das 
Potential persönlichen Engagements angebunden sind. Um ein spezifisches 
Problembewußtsein zu erreichen, müsse man die Bevölkerung besser über 
Einzel-Maßnahmen informieren und vor allem verdeutlichen, wie effektiv sol-
che Maßnahmen sind. (Karger et al. 1993, S. 213; Wiedemann 1992, S. 249) 
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4.3.2 Gesellschaftliche Wahrnehmung und Meinungsbildung in der 
öffentlichen Kommunikation 
Die sozialpsychologische Sichtweise kommt dann an ihre Grenze, wenn erklärt 
werden soll, wie Risiken oder globale Umweltveränderungen zu einem öffentli-
chen Thema werden. Wie eine Gesellschaft mit ökologischen Problemen umgeht, 
welche als besonders brisant erachtet werden, läßt sich nicht aus der physikali-
schen, chemischen oder ökologischen Veränderung erklären. Warum gerade 
Waldsterben die Öffentlichkeit bewegt und nicht die Chlorchemie, ist nicht als ei-
ne Funktion ihrer naturwissenschaftlich zu konstatierenden Gefährlichkeit abzu-
lesen, sondern hängt vielmehr mit der öffentlichen Kommunikation zusammen, 
in der ethische, politische und soziale Vorstellungen eine Rolle spielen. Die physi-
kalischen Zusammenhänge des anthropogen Klimawandels bieten für die öffentli-
che Kommunikation keine praktisch verwertbaren Informationen. Erst wenn 
Verursacher identifiziert, Gewinner und Verlierer feststehen, Entscheidungen 
über Resourcen getroffen werden müssen, wandelt sich das Klimathema zu einem 
gesellschaftlichen Thema mit hohem Aufmerksamkeitswert. Mit anderen Wor-
ten, nicht die Gefahrenlage an sich ist ausschlaggebend, sondern die durch Kom-
munikation geschaffenen Bedeutungsmuster in der Gesellschaft verleihen der na-
turwissenschaftlichen Forschung erst praktische Bedeutung. Insofern ist es eine 
wichtige Forschungsaufgabe, gesellschaftliche Mechanismen der öffentlichen 
Willensbildung zu erforschen. Die mögliche Klimänderung und ihre Folgen er-
fährt der einzelne nicht über seine biologischen Sensoren, sondern allein über die 
öffentliche Kommunikation. Zwei wichtige Transformationmedien sind die Öf-
fentlichkeit und die Medien. 
1) Die Entstehung und Entwicklung öffentlicher Themen 
Um einem wichtigen Thema politische Durchschlagskraft und gesellschaftliche 
Relevanz zu verleihen, bedarf es in demokratischen Staaten der Mobilisierung der 
Öffentlichkeit. Gerade die Institutionalisierung des Umweltthemas in politischen 
und gesellschaftlichen Diskursen hat gezeigt, daß dies bei Themen, die die Allge-
meinheit betreffen, meist der einzige Weg ist, Einfluß zu gewinnen (Brand 1993, 
Sarcinelli 1987). 
Damit stellen sich für die Untersuchung gesellschaftlicher Wahrnehmungspro-
zesse die Fragen: Wie werden öffentliche Themen generiert? Wie ist ihr Verlauf in 
der Öffentlichkeit beschaffen? Wann oder wie werden sie mit anderen wichtigen 
Themen verknüpft? Wann läßt das öffentliche Interesse nach, so daß sie wieder 
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aus der öffentlichen Aufmerksamkeit verschwinden, um anderen, neueren The-
men Platz zu machen? 
Auch für die Klimaproblematik kann man aufzeigen, daß dieses Thema erst von 
nur wenigen Insidern entdeckt wurde, in diesem Fall von Wissenschaftlern, die es 
eine längere Zeit diskutierten, aber noch keine öffentliche Resonanz damit erziel-
ten. Erst ab Ende der 80er, Anfang der 90er Jahre wurde ein möglicher Klima-
wandel öffentlich diskutiert und mit großen Stürmen, Überschwemmungen und 
anderen ungewöhnlichen Naturereignissen in Verbindung gebracht. Inzwischen 
gehört das zum Standardrepertoire umweltpolitischer Diskussionen und gilt als 
ein weiteres Indiz dafür, daß die moderne Industriegesellschaft aufgrundihrer Ei-
gendynamik die natürliche Umwelt in ihrem Bestand gefährdet und damit kata-
strophale Folgen für die Menschen auslöst. 
Aus sozialwissenschaftlicher Perspektive ist es nun wichtig zu wissen, wie solche 
Prozesse der Thematisierung in Gang gesetzt und stabilisiert werden können, da 
die gesellschaftliche Wahrnehmung zukünftiger Katastrophen nur über die öf-
fentliche Kommunikation geleistet werden kann, "denn solange darüber nicht 
kommuniziert wird, hat dies keine gesellschaftlichen Auswirkungen" (Luhmann 
1986, S. 63). Kommunikation setzt nicht nur eine gemeinsame Sprache voraus, 
sondern erfordert noch zwei weitere Ebenen der Sinnfixierung: Die Wahl eines 
Themas und die Artikulation von Meinungen über dieses Thema. 
Die Definition und Durchsetzung öffentlicher Probleme und Problematisierungen 
ist im Zuge der Forschung über Umweltpolitik und der neuen sozialen Bewegun-
gen zu einem zentralen Gegenstand geworden, da die Mobilisierung der öffentli-
chen Meinung das Mittel war, um ökologische Anliegen zu einem wichtigen Ent-
scheidungskriterium in der Politik zu machen. Dazu, wie der große Erfolg des 
Umweltthemas zu erklären ist, gibt es mehrere differenzierte Untersuchungsan-
sätze. Da sie jedoch in ihren Grundannahmen im wesentlichen übereinstimmen, 
soll an dieser Stelle nur ihre gemeinsame Grundstruktur herausgearbeitet wer-
den. 
Zum einen wird mit einem Phasenschema gearbeitet, bei dem je nach Differenzie-
rung drei oder vier Phasen unterschieden werden, die ein Thema zu durchlaufen 
hat. Es beginnt mit einer Latenzphase, während der nur Eingeweihte und Interes-
sierte darüber diskutieren, es jedoch noch keine Resonanz in der Öffentlichkeit be-
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sitzt. Es fehlt noch die klare Problembeschreibung, aber was eventuell wichtiger 
ist, es fehlt die duchschlagende Symbolisierung in Bild und Wort. 
Die zweite Phase beginnt, wenn das bis dahin relativ unbekannte Thema Unter-
stützung erhält, sei es, daß bekannte Persönlichkeiten sich seiner annehmen oder 
sei es, daß es in den politischen Parteienstreit gerät. In jedem Fall ist es wichtig, 
daß externe Unterstützung erreicht wird. Bedeutsam für die politische und öffent-
liche Durchschlagskraft ist die Möglichkeit der Polarisierung, d.h. wenn sich Geg-
ner und Befürworter bilden können, die wiederum Anhängerscharten suchen. In 
dieser Zeit entstehen die wesentlichen Bezüge und Grundmuster des Themas. Es 
wird in seiner sozialen und kognitiven Dimension festgelegt. Sozial formieren sich 
die Akteursgruppen, und kognitiv werden die Argumentationslinien entwickelt 
und vor allem Forderungen aufgestellt. 
Die Phase der Polarisierung und Konfrontation wird nach einiger Zeit, wenn alle 
Argumente vorgebracht sind und eine politische Mobilisierung stattgefunden hat, 
in die pragmatische Phase übergeführt. Man beginnt mit Reformen, Teilverbesse-
rung, Kompromissen. Hier beginnen sich die Pragmatiker von den Fundamentali-
sten zu trennen. Das Thema wird von vielen für wichtig gehalten, findet Eingang 
als Dauerthema in Medien und Schulen, und es wird dabei sukzessive seiner Ex-
klusivität, seines überzogenen Stellenwertes, seiner Diskriminierungskraft be-
raubt. Es taucht in den Mainstream der öffentlichen Kommunikation ein. 
Die letzte Phase wird eingeläutet, indem das Thema perfektioniert wird. Es wird 
zur zeremoniellen Größe, so daß niemand mehr dagegen sein kann, aber es folgt 
nun nichts mehr daraus für die Politik. Alle sprechen sich für ökologische Verän-
derung aus, meinen jedoch Verschiedenes oder sogar Gegensätzliches. Kenner be-
ginnen sich abzusetzen. Das Thema hat seine Durchschlagskraft verloren, es wird 
politisch nicht mehr sehr viel verändern. Es ist ein Bestandteil symbolischer Poli-
tik geworden (Edelman 1988). Schon sehr früh hatte Downs solch einen "issue-
attention-cycle" analysiert (Downs 1972), für die Umweltbewegung hat auch 
Brand (1993) einen ähnlichen Verlauf festgestellt. 
So plausibel solch ein Verlaufsschema auch ist, so gut es auch empirisch bestätigt 
sein mag, so fehlt eine detaillierte Erfassung der Faktoren für die Entstehung und 
für die Verarbeitungsmechanismen in der Öffentlichkeit. Neuere amerikanische 
und deutsche Arbeiten setzen deshalb bei der Analyse von Diskursstrategien an, 
um herauszufinden, wie ein Thema lanciert, bearbeitet und letztlich institutiona-
lisiert wird, mit anderen Worten: Es wird versucht, den sozialen Konstruktions-
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prozeß von Problem- und Wirklichkeitsdeutungen und die Bedingungen ihrer 
Ausweitungen zu öffentlichen Kontroversen in den Vordergrund zu rücken (Garn-
san 1988; Gamson/Modigliani 1989; Gerhards 1992; Klandermans et al. 1988; 
Snow/Benford 1988). 
Neben den eher strukturellen Merkmalen wie überragende Priorität bestimmter 
Werte, möglicher Krisen oder Katastrophen, und Notwendigkeit der Neuheit von 
Ereignissen, die ein Thema zum öffentlichen Thema werden lassen, stehen bei 
diesen Forschungen die Deutungsprozesse von Themen im Vordergrund und da-
mit die kognitive Dimension der Akteure. 
Öffentliche Themen werden als kontrovers strukturierte Felder symbolischer In-
teraktion verstanden, bei denen es um die Durchsetzung der entsprechenden Defi-
nition von Wirklichkeit geht. Unterschiedliche Akteure kämpfen im Rahmen ei-
nes öffentlichen Diskurses um die Definitionsgewalt bei einem Problem, in unse-
rem Fall um die Frage: Wie real ist ein anthropogen ausgelöster Klimawandel 
und welche Folgen wird er zeitigen? Dahinter steht die Annahme, daß je nach 
dem, wie Problemlagen definiert werden, auch die jeweilige Konfliktarena struk-
turiert wird, d.h., daß über die Problemdefinition das Realitätsbild und die Reak-
tionsformen der Gesellschaft gesteuert werden. 
Mithin stehen Diskursanalysen im Zentrum der Betrachtungen, wobei ein Dis-
kurs definiert wird als "Deutungsrahmen, (als) das Interpretationsmuster, mit de-
nen politische Akteure einen Sachverhalt in der Welt, mögliche Ursachen und 
Verursacher, politische Gegner, Lösungsformen und nicht zuletzt sich selbst als 
politischen Akteur interpretieren" (Gerhards 1992, S. 308). 
Gerhards hat durch Auswertung der amerikanischen Literatur ein instruktives 
Dimensionsschema für die Analyse von Diskursen entworfen, sofern die Akteure 
in der Öffentlichkeit für ihr Thema erfolgreich agieren möchten. Durchsetzungs-
fähige Akteure müssen ihr Thema als ein soziales Problem interpretieren und ih-
re Problemsicht allgemeinverbindlich machen; sie müssen Ursachen und Verur-
sacher dingfest machen, einen Adressaten für den Protest finden, die Ziele und 
Strategien der Problembewältigung definieren, und sie müssen sich selbst legiti-
mieren (Gerhards 1992, S. 308). 
Entscheidend in unserem Zusammenhang ist, daß alle Ansätze, die sich der Dis-
kursanalyse bedienen, die Wichtigkeit von Deutungsprozessen für die Analyse 
von Umweltproblemen betonen: Akteure, die mit einem Thema Erfolg haben wol-
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len, müssen auf einen Bestand historisch strukturierter kultureller Deutungen 
zurückgreifen. Der alleinige Verweis auf wissenschaftliche Messungen und theo-
retische Überlegungen reicht nicht aus, um gesellschaftliche Resonanz zu erzie-
len, denn Themen und Probleme in der Öffentlichkeit sind Konstrukte, die durch 
Deutungen und Deutungsmuster erst erzeugt werden (Gerhards 1992, S. 314). Im 
Falle der öffentlichen Thematisierung der Klimaproblematik zeigt sich ein analo-
ger Verlauf. Wie erste empirische Forschungen belegen, spielen wissenschaftliche 
Deutungen eine wesentliche Rolle. 
In der Öffentlichkeit hat sich folgende Problemsicht durchgesetzt: Da der Klima-
wandel über Katastrophenszenarien mit hohem Zerstörungspotential vermittelt 
wird, werden die möglichen Folgen von Klimaänderungen ausschließlich negativ 
perzipiert (vgl. Frankenberg 1991; Wiedemann 1992). Im Zuge dieser Kommuni-
kationen werden zugleich Forderungen nach politischen Interventionen themati-
siert (Jamieson 1990, S. 74; Weingart 1994, S. 10). Die politischen Forderungen 
erhalten durch die Auffassung an Dringlichkeit, daß es zwar zahlreiche Unsicher-
heiten bezüglich des Eintritts und des Ausmasses der Folgen des Klimawandels 
gebe, daß man aber nicht warten könne, bis man vor "vollendeten Tatsachen" ste-
he (Fischer 1992, S. 11; Jamieson 1992, S. 141). Vergleicht man die öffentliche mit 
der wissenschaftlichen Problemsicht, so zeigt sich, daß diese vor allem bei der Be-
wertung von Klimaänderungen weitgehend übereinstimmen (Fischer 1992, S. 8; 
S. 11; Wiedemann 1992, S. 233). Diese Konvergenz spricht dafür, daß Scientific 
Communities in der außerwissenschaftlichen Umwelt "Definitionmacht" erlangt 
haben (Breitmeier 1992, S. 37; vgl. 9; 24ff). Die Definitionsmacht manifestiert sich 
darin, daß die wissenschaftlichen Problembefunde nicht nur die Grundlage der öf-
fentlichen Auseinandersetzung bilden, sondern auch das kognitive Feld der De-
batte in einer bestimmten Art und Weise vorstrukturieren und mit einer gewissen 
Eigenlogik vorantreiben (vgl. BrandlEder 1994, S. 4). Die Definitionsmacht läßt 
sich darauf zurückführen, daß der Klimawandel von der Bevölkerung nicht als ein 
konkretes Problem, sondern als eine abstrakte Gefährdungslage wahrgenommen 
wird. Bei Problemen, welche nicht in den unmittelbaren Erfahrungshorizont fal-
len, gewinnen wissenschaftliche Problemdeutungen und Strategien ihrer kommu-
nikativen Vermittlung an Bedeutung (Fischer 1992, S. 8). 
Neben der aktiven Rolle der Wissenschaften ist auch das öffentliche "Meinungs-
klima" für die Thematisierung entscheidend: Die öffentlichen Kommunikations-
prozesse sind in den Kontext einer politischen Großwetterlage eingebettet, in wel-
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eher sich der Wandel der Wertorientierungen in Gestalt eines "globalen Umwelt-
bewußtseins" niederschlägt (Breitmeier 1992, S. 37). 
Desweiteren haben Naturkatastrophen und Wetteranomalien Ende der 80er, An-
fang der 90er Jahre die öffentliche Karriere des Themas maßgeblich beeinflußt 
(Fischer 1992, S. 6f; Wiedemann 1992, S. 227). Studien über die US-amerikani-
scher Medienrezeption zeigen, daß der Klimawandel erst dann Chancen hatte, in 
den Medien aufgegriffen zu werden, als Naturereignisse die Öffentlichkeit be-
schäftigten (Mazur/Lee 1993; Ungar 1992). Diese Extremereignisse werden von 
den verschiedenen Protagonisten als Indiz herangezogen, um die Gültigkeit der 
Prognose abzusichern; umgekehrt haben die Wetter-Ereignisse durch diese Deu-
tung an Gewicht gewonnen (Wiedemann 1992, S. 231). 
2) Die Rolle der Medien in der öffentlichen Wahrnehmung 
Die öffentlichen Kontroversen über Umweltprobleme und Folgen voranschreiten-
der Technisierungsprozesse werden heute wesentlich auf der Basis wissenschaft-
lich-technischer Argumentationen geführt. Der Streit geht um die richtige Wirk-
lichkeitsbeschreibung, der Bezug auf Hypothesen, Theorien, Statistiken und der 
Interpretation von Messungen spielt dabei eine wesentliche Rolle. Da unsere Ge-
sellschaft in ihrer Struktur eine mediengeprägte Gesellschaft ist, in der sowohl 
den Printmedien als auch den visuellen Kommunikationsmedien eine bestimmen-
de und strukturierende Funktion im gesellschaftlichen Kommunikationsprozeß 
zukommt, wird es zunehmend wichtiger zu erforschen, wie wissenschaftlich-
technische Ergebnisse medial verbreitet werden und welche Wirkungen die Me-
dien in öffentlichen Debatten um die Wissenschafts- und Technikentwicklung zei-
tigen. 
Die Funktion der Medien im öffentlichen Meinungsbildungsprozeß läßt sich unter 
drei Perspektiven thematisieren. Zum einen stellt sich die Frage nach ihrer Re-
zeptionsfähigkeit wissenschaftlich-technischer Informationen. Immer wieder 
wird betont, daß die Medien über die wahre Komplexität der Verhältnisse täu-
schen und sie auf einige spektakuläre Ereignisse und Muster reduzieren. Zum an-
deren wird der Einfluß der Medien auf die Meinungsbildung der Bevölkerung und 
ihre Wirkungen thematisiert. Die wahrnehmungsprägende Bedeutung steht da-
bei im Vordergrund. Drittens wird die Funktion der Medien in aktuellen Ausein-
andersetzungen und öffentlichen Diskursen erforscht. Man möchte wissen, welche 
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Bedeutung den Medien als Konfliktvermittler oder vielleicht auch als Konflikter-
zeuger zukommt. 
a) Zur Frage nach der Rezeptionsfähigkeit wissenschaftlich-technischer Informa-
tionen in den Medien 
Die Ermittlung der Genauigkeit und Korrektheit der Darstellung von wissen-
schaftlichen Inhalten hat eine längere Forschungstradition in der Kommunika-
tionswissenschaft. Der Begriff der Korrektheit selbst besitzt nun wieder inhaltli-
che Konnotationen, so daß man vier Forschungsrichtungen unterscheiden kann 
(Peters 1993). 
Die Mainstream-Forschung versucht, die Fehlerquoten bei der Berichterstattung 
über wissenschaftliche Sachverhalte empirisch zu ermitteln (Dunwoody 1982; 
Haller 1987), indem sie die entsprechenden Fachwissenschaftler die Artikel über-
prüfen läßt. Verschiedene Studien zeigten, daß man mit einer mittleren Fehler-
quote von 2, 7 Fehlern pro Artikel zu rechnen habe, wobei nur 30 % aller Artikel 
als "völlig korrekt" befunden wurden (Bell1989;1991). Was Bell bei der Berichter-
stattung der neuseeländischen Presse über die globale Klimaproblematik festge-
stellt hatte, wurde durchSingerund Endreny (1993) im Zusammenhang mit der 
Analyse der Berichterstattung amerikanischer Medien über technisch bedingte 
Unglücksfälle und Katastrophen bestätigt. Obwohl hier der Anspruch an den Ge-
nauigkeitsstandard schon gesenkt wurde, waren nur drei von 42 völlig fehlerfrei. 
Aber nicht nur Fragen der korrekten Wiedergabe stellen ein Problem dar, son-
dern auch die Gewichtung der Themen, deren Häufigkeit und Bewertung (positi-
ve/ negative Darstellung). Das Ergebnis einer Studie von Kepplinger (1989) zeigt, 
daß die journalistische Darstellung von den rein statistisch erfaßbaren Aussagen 
über Umweltschäden stark differieren. Wohl bezieht sich die Berichterstattung 
auf handfeste Daten, jedoch in vielen Fällen (33 %) konnte er zeigen, daß die wis-
senschaftlich ermittelte Sichtweise stark abwich oder nicht mit den journalisti-
schen Aussagen übereinstimmte. 
Problematisch an dieser Forschung ist der verwendete Fehlerbegriff, da hier in 
den wenigsten Fällen sogenannte harte Fehler, d.h. verdrehte und verfälschte 
Zahlenangaben vorliegen, sondern im wesentlichen "weiche Fehler" gemacht wer-
den, die Kontextänderungen, Akzentuierungen, Dramatisierung und Relativie-
rung von Aussagen betreffen. Gleichwohl bleibt festzuhalten, daß die Medien 
nicht so sehr eine wissenschaftlich analysierte Wirklichkeit vermitteln, als viel-
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mehr schon eine gesellschaftlich interpretierte und für journalistische Zwecke 
konstruierte zweite Wirklichkeit darbieten. 
Korrekte Wiedergabe kann auch meinen, daß sich die Journalisten bei den Mel-
dungen über Risikolagen und Risikoprobleme an dem Informations- und Orientie-
rungsbedürfnis des Publikums orientieren. Nicht jedes Ereignis ist gleichgewich-
tig, vielmehr kommt es auf die Relevanz für den Leser oder Zuschauer an. Ent-
sprechend ist auch die Auswahl. Gefahrenaspekte risikoreicher Technologien 
werden kaum unter dem Aspekt der quantitativ kalkulierten Schadensgröße und 
Wahrscheinlichkeit des Eintritts thematisiert; genauso wenig finden ausgeklü-
gelte Kosten-Nutzen- oder Risiko-Nutzen-Kalküle Eingang in die Pressebericht-
erstattung. Journalisten orientieren sich an qualitativen Faktoren wie Katastro-
phengröße, Zahl der Toten und vielleicht auch an den Folgen für die Alltagswelt 
(Singer/Endreny 1993). Im wesentlichen weicht Medienberichterstattung über 
Unfälle und Gefährdungen von wissenschaftlichen Standards der Beschreibung 
ab, dafür ist sie alltagsnäher und für den Konsument auf die wesentlichen Ge-
sichtspunkte reduziert (Friedman et al. 1987), und es wird unter Verzicht auf die 
Vollständigkeit der Versuch gemacht, handlungsunterstützende Informationen 
zu liefern (Rossow/Dunwoody 1991). 
Ein immer wieder neu entfachter Streit bezieht sich auf die Forderung nach der 
Ausgewogenheit der Berichterstattung. Ein Dauerthema, das seit dem Kernener-
giekonflikt immer von Seiten der Befürworter oder Gegner einer neuen Technolo-
gie hervorgebracht wird. Für die einen wird zuviel, für die anderen zu wenig dra-
matisiert. Es wird bemängelt, daß nur immer über die eine Risikoquelle (Kern-
energie, Gentechnik) nicht aber über andere, weniger spektakuläre, aber dennoch 
genauso gefährliche, berichtet wird. Empirische Untersuchungen belegen jedoch, 
daß die Medien meistens zu Unrecht gescholten werden. Es wird weder eine Ge-
fahrenübertreibung noch eine Verharmlosung von Risiken in den Medien betrie-
ben (Teichert 1987; Friedman et al. 1987). Kepplinger hingegen meint, daß die 
Medien den Trend zur negativen Einstellung der Bevölkerung verstärken, indem 
sie über die problematischen Folgen einer Technologie überproportional gegen-
über ihrem Nutzen berichten (Kepplinger 1989). Dem wurde jedoch von Drö-
ge/Wilkens widersprochen. Sie sehen hier nur einen Trend, der den allgemeinen 
Wertewandel in der Gesellschaft betrifft, in dem der Glaube an den Nutzen des 
technisch-wissenschaftlichen Fortschritts in der Gesellschaft verloren gegangen 
ist und die Medien nur auf diese Entwicklung reagieren (Dröge/Wilkens 1991). 
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Abgesehen davon, wie man nun diesen Streit bewertet, ist die Kategorie der "Aus-
gewogenheit" selbst problematisch, da nirgends angegeben wird, wie sie klar zu 
operationalisieren ist und vor allem in Bezug aufwelchen Informationsstand (wis-
senschaftlich, politisch, sozial) ein Bericht ausgewogen sein soll. 
b) Zum Einfluß der Medien auf die Meinungsbildung der Bevölkerung 
Einen zweiten Schwerpunkt der Kommunikationsforschung stellt die Frage nach 
den Wirkungen der Medien in der und auf die Öffentlichkeit dar. Daß Medien 
Wirkungen erzeugen, darüber gibt es wenig Streit. Welche diese jedoch sind, dar-
über findet eine ausführliche Forschung statt, die sich in zwei Untersuchungs-
richtungen differenziert (Peters 1993; Merten 1994). 
Zum einen wird die These von der starken Medienwirkung vertreten. Im Rahmen 
dieser Forschung geht man davon aus, daß das Einflußpotential der Medien groß 
ist und in kurzer Zeit einen Meinungswandel in der Öffentlichkeit erzeugen kann. 
Dabei wird die Klientel der Medien als leicht beeinflußbar und manipulierbar an-
gesehen. Dem Publikum wird unterstellt, daß es an die Medien glaubt und kaum 
die Möglichkeit besitzt, die Meldungen auf ihren Wahrheits- oder Wirklichkeits-
gehalt zu überprüfen. 
Zum anderen gibt es die These von den schwachen Medienwirkungen. Sie leugnet 
nicht, daß die Medien Wirkungen hervorbringen, nur wird hier Wert darauf ge-
legt, daß die Wirkungen nicht kausal zu betrachten sind, da sie eine hohe Kontin-
genz aufweisen und stark kontextabhängig sind. Wie, in welcher Form und ob 
überhaupt die Medienkonsumenten beeinflußt werden, hängt von den Meinun-
gen, Einstellungen, Interessen und Problemlagen der Rezipienten ab, für die es 
kein generalisiertes Modell gibt, mit dessen Hilfe man das Verhalten voraussagen 
kann. Darüber hinaus spielen situative Faktoren wie die Gestalt der Kommuni-
kation, der Zeitpunkt und die Möglichkeit, sich aus anderen Quellen zu informie-
ren, eine Rolle. Die Rezeption und Verarbeitung des Medieninhaltes hängt von ei-
ner Vielzahl von Faktoren ab, die sich auch im Laufe der Zeit in ihrer Gewichtung 
und ihrem Einfluß auf die Meinungsbildung verändern, so daß keine wirklichen 
kausalen Wirkungen der Medien auf die Bewußtseinsformationen in der Gesell-
schaft auszumachen sind. 
Zwischen diesen beiden Hauptrichtungen gibt es noch eine Menge vermittelnder 
Darstellungen und Analysen. Im Anschluß an Merten (1994) hat Peters die wich-
tigsten Hypthesen aufgelistet: 
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Das Reiz-Reaktions-Modell, das einen Zusammenhang zwischen Medieninhal-
ten (z.B. Bewertungen) und Einstellungen und Verhalten postuliert, 
das Zweistufenflußmodell der Kommunikation, das unterstellt, daß Medienwir-
kungen aufnormale Rezipienten durch Meinungsführer vermittelt werden, 
der Nutzenansatz ("uses-and-gratifications-approach"), der die modifzierende 
Bedeutung verschiedener Motive der Mediennutzung behauptet, 
der Thematisierungsansatz ("agenda setting approach"), der zu den am breite-
sten akzeptierten Wirkungsmodellen gehört, postuliert einen Zusammenhang 
zwischen dem Umfang der Medienberichterstattung über bestimmte Themen 
und der subjektiven (und politischen) Rangordnung, die das betreffende The-
ma einnimmt, 
der Wirklichkeitskonstruktions-Ansatz ("construction of reality approach, cul-
tivation effect"), nach dem die Medien ein Bild von der "Wirklichkeit" konstru-
ieren, das dann von den Rezipienten übernommen wird, 
die Wissenskluft-Hypothese ("knowledge gap hypothesis"), nach der die Rezi-
pienten mit hohem Vorwissen leichter aus der Medienberichterstattung lernen 
als solche mit nur geringem Vorwissen, so daß eine Wirkung der Massenme-
dien darin besteht, vorhandene Wissensunterschiede zu vergrößern statt zu ni-
vellieren (Peters 1993). 
Entscheidend ist jedoch, daß den Medien ein hoherEinfluß auf die Meinungsbil-
dung der Öffentlichkeit zugesprochen wird. Dieser Glaube an das Wirkungspoten-
tial der Medien wirkt wie eine Self-Fulfilling-Prophecy auf Medien und Publikum 
zurück. 
c) Zur Rolle der Medien in der öffentlichen Auseinandersetzung 
Immer mehr Kontroversen um technische Neuerungen oder innovative Technolo-
gien finden in öffentlichen Arenen statt, bei dem sich Experten und Gegenexper-
ten gegenüberstehen. Ein anfangs interner Streit in der Wissenschaft über Risi-
ken und Gefahrenpotentiale wird in die Öffentlichkeit getragen und entsprechend 
in den Medien aufbereitet. In der Forschung werden zwei Modelle, die gleichzeitig 
auch normative Funktionsbestimmung der Medien sind, diskutiert. Medien sollen 
sich rein reproduktiv in diesem Zusammenhang verhalten. Ihre Aufgabe ist es, 
den Konfliktparteien Raum für deren Argumentation zu geben. Allenfalls kommt 
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ihnen eine korrektive Funktion zu, indem sie falsche Tatsachenbehauptung durch 
Recherchen aufklären und richtig stellen. 
Die andere Sichtweise geht davon aus, daß den Medien auch eine aufklärerische 
Bedeutung zukommt. Sie sollen nicht nur den Streit moderieren, sondern ihn 
auch analysieren, vergleichbar machen, Dissense und Konsense festhalten, um 
dadurch dem Publikum ein strukturiertes Wissen über die entsprechenden Sach-
verhalte zur Verfügung zu stellen. 
Als Fazit kann man festhalten, daß die Medienforschung viele Einzelstudien über 
die Rezeptionsweise, die Wirkung und die Funktion der Medien in der Öffentlich-
keit erarbeitet hat, aber noch weit entfernt davon ist, ein kohärentes Modell zu 
entwickeln. Eines zeigt sich jedoch deutlich: Medien reproduzieren nicht einfach 
eine objektive Wirklichkeit, sondern sie erzeugen selbst ein eigenes Bild wissen-
schaftlicher Aussagen, das sich mehr an den Bedürfnissen ihrer Rezipienten als 
an der Genauigkeit der Wiedergabe wissenschaftlicher Fakten und Theorien 
orientiert. Auch die Medien benutzen eine eigene Perspektive auf den Klimawan-
del, die eine weitere Facette dieses Konstruktes ausleuchtet und eventuell mit-
konstituiert. 
4.3.3 Die gesellschaftliche Wahrnehmung des Klimaproblems durch die 
Verschränkung von Wissenschaft und Politik 
1) Der wissenschaftliche Einfluß bei der Politikformulierung 
Die intensive Beschäftigung mit globalen Umweltproblemen zwingt dem politi-
schen System eine Veränderung seiner Wahrnehmungs- und Entscheidungs-
strukturen auf. Dabei handelt es sich nicht nur allein um die zeitliche Verlänge-
rung von Planungshorizonteu oder um die Institutionalisierung von Frühwarnsy-
stemen, die schon rechtzeitig auf krisenhafte oder katastrophale Entwicklungen 
aufmerksam machen, sondern ein weitaus schwierigeres Problem tritt hinzu: Die 
wissenschaftsabhängige Politikformulierung. Gemeint ist damit, daß Wissen-
schaft für die Politik nicht allein unter dem instrumentalen Gesichtspunkt der ln-
formationslieferung oder der reinen Fachberatung notwendig wird (dies ist schon 
seit längerer Zeit ein Prozeß der Verwissenschaftlichung der Politik), sondern 
Wissenschaft übernimmt eine eigenständige Rolle der Problemformulierung. Das, 
was nun zum politischen Problem wird, ist Produkt wissenschaftlicher Forschung, 
wie z.B. das Ozonloch, der globale Klimawandel oder das sogenannte Waldster-
-142. 
ben, Probleme also, die nur durch die Beobachtung und Analyse mit Hilfe wissen-
schaftlicher Methoden und Theorien zum gesellschaftlichen Problem und dann in 
Folge öffentlicher Diskussion zu politischen Themen geworden sind. Die Umset-
zung ökologischer Forschung in Politik zwingt die politischen Akteure und das po-
litische System insgesamt, sich mit kognitiv konstituierten Aufgaben auseinan-
derzusetzen. Entsprechend wird für die Politikformulierung und die Politikdurch-
setzung die Realitätsdefinition und Wirklichkeitskonstruktion entscheidend, die 
im Wissenschaftssystem zu den ökologischen Folgen und Auswirkungen angefer-
tigt wird. Politik muß sich nun unmittelbar mit den Behauptungen und Annah-
men der Wissenschaft auseinandersetzen. Wissenschaft ist nicht mehr allein In-
formationsressource für die Politik. Sie gerät zunehmend zum Konkurrenten bei 
der Thematisierung politischer Probleme. Damit treten auf verschiedenen Ebe-
nen des politischen Prozesses Veränderungen ein, die die Wahrnehmungs- und 
Verarbeitungsmuster des politischen Systems verändern und komplexer werden 
lassen. Dies betrifft die Ebene der Politikformulierung, die Ebene der Agenda-
Gestaltung und die institutionelle Ebene der Zusammenarbeit von Wissenschafts-
system und politischem System. 
Neben den Routineentscheidungen, die das politische System immer zu treffen 
hat, wird es inzwischen laufend mit Problemen und Krisenwahrnehmungen kon-
frontiert, die es zwingen, neue Lösungsstrategien zu entwickeln. Die Entwicklung 
solcherneuen Probleme kann die verschiedensten Ursachen haben. Sie können 
aufgrund sozialstruktureHer Veränderungen auftreten, in denen neue soziale Ak-
teure ihre Ansprüche anmelden. Sie können auch aufgrund veränderter Wert-
maßstäbe (Wertewandel) oder neuer Zielsetzungen entstehen, oder sie resultieren 
aus neuen Problemwahrnehmungsprozessen in der Gesellschaft. Der Umweltbe-
reich und die Folgen technologischer Entwicklungen bilden solch ein neues Feld 
der Problemgenerierung. Typisch für die angeführte Problemthematisierung ist 
ihre Wissensabhängigkeit. Die Übersetzung wissenschaftlicher Forschungsergeb-
nisse in politische Handlungen und Entscheidungen spielt hier eine zentrale Rol-
le. Giddens spricht in diesem Zusammenhang von Diskursstrukturierung und 
meint dabei den neuen Stellenwert, den Wissen bei der Deutung politischer Pro-
zesse erhält (Giddens 1990). 
Im Gegensatz zur traditionellen politikwissenschaftlichen Analyse, die politi-
schen Wandel als ein Produkt von Machtkämpfen zwischen Gruppen ansieht, de-
nen unterschiedliche Ressourcen zur Verfügung stehen und die differierende In-
teressen und Wertsysteme vertreten, gehen neuere Analysen von der Bedeutung 
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"argumentativer Macht" aus. Gemeint ist damit, daß politische Lernprozesse (Sa-
batier 1988) von den Deutungsmustern der Akteure zum einen und dem verfügba-
ren Wissen, sprich wissenschaftlichen Hypothesen, Theorien und Prognosen, zum 
anderen abhängt (Nullmeier 1993). Politische Problemformulierungen und politi-
sche Programme stellen dann nicht mehr allein oder ausschließlich Interessen-
kompromisse der beteiligten Akteure in der politischen Arena dar, sondern in sie 
gehen auch kognitive Faktoren ein. 
Akteure stützen sich bei der Politikformulierung auf theoretische Annahmen, 
Prognosen, Simulationen, empirische Untersuchungen, kurz, es handelt sich hier 
um Deutungskonflikte, wie die soziale Realität zu verstehen sei. Entscheidend bei 
dieser Auseinandersetzung ist der Zugang zu Wissensresourcen wie Gutachten, 
Forschungsprozessen oder auch zu größeren Datenbanken. Besonders interessant 
und wichtig wird diese Auseinandersetzung bei Zukunftswissen, bzw. wenn inner-
halb der Politik Strategien für die Zukunft entwickelt werden. Hier findet die 
Auseinandersetzung übe1· Risikoanalyse, Wahrscheinlichkeitannahmen und So-
zialverträglichkeitspostulate statt. Der politische Handlungsrahmen wird be-
stimmt durch Modalitätsformen des Möglichen und des Erreichbaren. Diese Diffe-
renz läßt die unterschiedlichsten Handlungsoptionen zu, so daß mit Hilfe von Ar-
gumentationen und wissenschaftlich erzeugtem Wissen die Bestimmungen und 
Grenzen akzeptablen politischen Handeins gefunden werden können. 
Mit der Betrachtung der Bedeutung und Rolle von Wissensystemen und der Ana-
lyse von Argumentationsstrategien verändert sich die Blickrichtung der Policy-
Analyse. Nicht mehr die Entscheidung ist der wesentliche Bezugspunkt der For-
schung, sondern die Frage nach der Bestimmung und Wandlung von Deutungs-
mustern. Wissensresourcen,Wissensformen und Diskursstrategien spielen eine 
hervorgehobene Rolle, um die Änderungen von politischen Programmen und de-
l'en Inhalte begreifbar zu machen. Damit verändert sich auch die Bedeutung der 
Symbole in der Politik. Sie werden nun nicht mehr allein als Täuschungen oder 
Mittel zur Manipulation angesehen, sondern sie drücken in geraffter Form Über-
zeugung und Zukunftsentwürfe aus, auf die sich die Akteure in ihren Realitäts-
konstruktionen stützen, die zum Teil das Material des politischen Prozesses dar-
stellen. 
An Bedeutung gewinnt damit die Art und Weise, wie die Prozesse strukturiert 
und aufwelche Weise Inhalte und Argumentationen miteinander verknüpft wer-
den. Der Begriff des Framing spielt für wissenschaftliche Untersuchung dieser 
Vorgänge eine wichtige Rolle. Unter Framing ist der Prozeß der Strukturierung 
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der Argumentation, die Eingrenzung auf relevante Themen und auch die Schlie-
ßung der Debatten gemeint. Wer über die Macht des Framing verfügt, hat damit 
das Übergewicht bei der Realitätsdeutung und -definition. Politisches Handeln 
heißt darum Kampf um Problemdefinition und Programmformulierung, weil da-
durch die entscheidenden Weichen für Handlungsstrategien gestellt werden und 
vor allem aber auch festgelegt wird, in welcher Weise Zukunft bestimmbar wird. 
Das Thema Klimawandel ist für die Veränderungen im politischen System ein 
prägnantes Beispiel. 
2) Zur politischen Karriere des Themas Klimawandel 
Vor dem Hintergrund der eingespielten politischen Routinen erscheint die Kar-
riere der Klimaproblematik insofern unkonventionell, als dieses Problem weder 
von politischen Entscheidungsträgern selbst, noch von der Öffentlichkeit direkt, 
sondern von politischen "outsidern" an der Peripherie des politischen Systems -
nämlich von Wissenschaftlern - thematisiert wurde. Eine Eigenart der politischen 
Karriere der Klimaproblematik zeigt sich entsprechend auch darin, daß die Defi-
nition der Problematik in hohem Maße wissenschaftlich vermittelt ist: Um sie zu 
deuten und bestimmten Ursachen(komplexen) zuzurechnen, bedarf es spezieller 
wissenschaftlicher Kompetenz. Innerhalb der wissenschaftlichen Auseinanderset-
zung selbst liegen je nach Art der zugrundeliegenden wissenschaftlichen Theo-
rien, Modelle und Meßinstrumente unterschiedliche Problembefunde vor. Unsi-
cherheiten bestehen bezüglich der Prognosegüte und-genauigkeitder Klimamo-
delle, der Eintrittswahrscheinlichkeit und der Wechselwirkungen als auch der 
Frage, ob bereits gegenwärtig Anzeichnen einer Klimaveränderung vorzufinden 
sind (Wiedemann 1992, S. 232; vgl. auch Kap. 2). AufSeiten der Wissenschaftlern 
überwiegt zunächst die Haltung, daß man sich zu den potentiellen sozio-
ökonomischen Folgen des Klimawandels nicht äußern wolle, da alle Aussagen 
diesbezüglich vage sind und man stattdessen zunächst die Grundlagenforschung 
vorantreiben müsse (Frankenberg 1991, S. 319; 322). So finden Kommunikatio-
nen über den Klimawandel in den 70er Jahren kaum unter den Wissenschaftlern 
selbst, sondern unter wenigen Populisten und der Öffentlichkeit statt, was den Po-
pulisten von ihren Fachkollegen oftmals übel genommen wurde (ebd., S. 320). Der 
wissenschaftlich informierte Problembefund hingegen, mit welchen die Wissen-
schaftler dann an die Öffentlichkeit und Politik treten, ist das Ergebnis innerwis-
senschaftlicher Aushandlungsprozesse: Das wissenschaftsintern kontrovers dis-
kutierte Problem wird extern als "konsensualer Topos" wissenschaftlicher Kom-
munikation präsentiert (Wiesenthal1994, S. 152f; vgl. Haas 1992). 
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Die Sichtweise des Problems, mit welcher die Wissenschaftler relativ emver-
nehmlich an die Öffentlichkeit getreten sind, läßt sich dahingehend zusammen-
fassen, daß der Klimawandel eine ernst zu nehmende Gefahr darstellt und daß, 
um diese Gefahr zu vermeiden bzw. den möglichen Schaden zu begrenzen, poli-
tisch gehandelt werden müsse (vgl. Enquete-Kommission "Vorsorge zum Schutz 
der Erdatmosphäre" 1990; IPCC 1990d). Von wissenschaftlicher Seite aus wird al-
so "Problemdruck" und entsprechender Handlungsbedarf konstatiert (Franken-
berg 1991, S. 319). Eine strukturelle Schwäche dieser "Warnungen" läßt sich dar-
auf zurückführen, daß sie sich auf hypothetische, d.h. möglicherweise bestehende, 
aber nicht konkret nachweisbare Gefahr beziehen (Daele 1993, S. 292; Fischer 
1992, S. 12; Frankenberg 1991, S. 320). Um ihren politischen Forderungen hinrei-
chend Nachdruck zu verleihen, zielen umfangreiche Forschungsanstrengungen 
auf den Nachweis der Thesen, daß der Klimawandel anthropogen verursacht ist 
und tatsächlich stattfindet. Eine andere Möglichkeit, dieser Ausgangslage Rech-
nung zu tragen, ohne sich auf den Nachweis einer konkret bestehenden Gefahr 
bzw. eines einfachen Kausalmechanismus zu stützen, bietet das Vorsorgeprinzip, 
welches in diesem Umfeld mehr und mehr an Bedeutung gewinnt (Daele 1993, S. 
291ft). So forderte Schneider beispielsweise eine Risiko-Perzeption durch die Poli-
tik auf den begründeten Verdacht hin, daß "Wölfe im Wald lauern", ohne zu wis-
sen, hinter welchem Baum (Frankenberg 1991, S. 319). Darüberhinaus erweist es 
sich als problematisch, aus diesen Befunden Konsequenzen zu ziehen: Zwar kann 
die Energieerzeugung als die Haupteinflußgröße anthropogener Klimamodifika-
tion betrachtet werden, jedoch existieren keine Möglichkeiten zu einer risikolosen 
Energierzeugung (ebd., S. 321/2). 
Die Mobilisierung der Öffentlichkeit durch die Wissenschaft und die entsprechen-
de öffentliche Resonanz kann als eine zentrale Voraussetzung für den weiteren 
Verlauf der Themen-Karriere betrachtet werden (Pfetsch 1994, S. 16). Genau die-
ses ist den Wissenschaftlern auch in einzelnen Nationalstaaten gelungen (Breit-
meier 1992, S. 36; Fischer 1992, S. 12). Wissenschaft tritt hier als "politisches Un-
ternehmen" auf, welches über die entsprechenden Kontakte und kommunikativen 
Fähigkeiten verfügt, um die Öffentlichkeit zu mobilisieren. Ein wichtige Rolle 
spielt hierbei der Aufbau von Netzwerken und Kommunikationsstrukturen 
(Pfetsch 1994, S. 17). 
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3) Der Kampf um die politische "Agenda-Gestaltung" 
Im Vorfeld politischer Entscheidungen wird der politische Prozeß im wesentlichen 
durch den Kampf um die "Agenda-Gestaltung" bestimmt, deren Dynamik bei poli-
tischen Streitfragen eine entscheidende Rolle spielt (Pfetsch 1994, S. 11). Im Falle 
der Klimaproblematik haben Wissenschaftler in Kooperation mit Ökologen, Be-
amten in verschiedenen internationalen Organsationen und nationalen Ministe-
rien durch die direkte Einflußnahme auf die politischen Entscheidungsträger 
auch "Thematisierungmacht" erlangt (Breitmeier 1992, S. 37; Fischer 1992a, S. 
165f). In einzelnen Nationalstaaten ist es diesen Wissenschaftlern gelungen, nicht 
nur die Öffentlichkeit, sondern auch nationale Regierungen und Parlamente da-
von zu überzeugen, daß Handlungsbedarf zum Schutz des globalen Klimas besteht 
(Breitmeier 1992, S. 36). Diese "Koalition des Wissens" hat entscheidend dazu bei-
getragen, daß der Issue "Globale Klimaänderungen" auch in den Vereinten Natio-
nen auf die Agenda gesetzt wurde (ebd., S. 7f; 36f). Darüberhinaus spielt sie auch 
bei dem Zustandekommen internationaler Umweltregime eine herausragende 
Rolle (ebd., S. 36f). Diese sogenannte "Thematisierungmacht" läßt sich darauf zu-
rückführen, daß Wissenschaftler insbesondere bei wissenschaftlich konstitutier-
ten und technischen Problemen über die Möglichkeit verfügen, auf die Definition 
und Entwicklung eines Issues Einfluß zu nehmen (ebd., 7; 9). Eine Erklärung da-
für findet sich u.a. darin, daß die Akteure im politischen System zwar die Möglich-
keit haben und nutzen, Optionen zu definieren und Präferenzen zu wählen, daß 
sie aber selbst keine inhaltlichen Alternativen, sondern höchstens Strukturforde-
rungen allgemeiner Art formulieren können (Daele 1993, S. 287). 
Verschiedenen Modellen der Agenda-Gestaltung zufolge müssen folgende Voraus-
setzungen erfüllt sein, damit ein von "outsidern" initiiertes Thema Zugang zur 
formalen Agenda erhält: 
Öffentliche Aufmerksamkeit und Unterstützung, 
Anerkennung als ein von den politischen Institutionen legitimerweise zu be-
handelndes Problem, 
Handlungsdruck auf Seiten der politischen Institutionen (Willems et al. 1993, 
s. 40). 
Untersuchungen des Problemfeldes "Globale Klimaänderungen" ergeben, daß 
nicht nur die erste Voraussetzung- der Grad an öffentlicher Unterstützung- er-
füllt ist, sondern daß das Problem auch von Seiten der offiziellen Politik nicht in 
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Abrede gestellt wurde, sondern sowohl auf nationaler als auch internationaler 
Ebene als Gegenstand von Konferenzen anerkannt wurde (Breitmeier 1992, S. 3; 
37; Fischer 1992, S. 13; Jamieson 1992, S. 141). Dieser Sachverhalt spiegelt sich 
u.a. in der Einberufung der zweiten Weltklimakonferenz, den Arbeiten des IPCC 
und den Regierungsverhandlungen über eine Konvention zum Schutz der Erdat-
mosphäre wieder. In der formalen Agenda wurden bisher allerdings ausschließ-
lich Rahmenkonventionen, aber keine verbindlichen Verträge mit konkreten Ver-
pflichtungen von Staaten zur Limitierung von THG-Emissionen verabschiedet 
(Fischer 1992a, S. 166; 213). Die Ergebnisse dieser internationalen Konferenzen 
werden teilweise recht negativ bewertet: Statt eines "Durchbruchs" habe die Kli-
maproblematik in der offiziellen Politik einen "Rückschlag" erfahren (vgl. Jamie-
son 1992; Stehr 1993). Zahlreiche empirische Beispiele zeigen, daß die Durchset-
zungschancen von Outsider-Themen, selbst wenn die Themen auf der formalen 
Agenda verhandelt werden, relativ niedrig veranschlagt werden müssen (ebd., S. 
40; Pfetsch 1994, S. 15). Im Falle der Klimaproblematik zeigt sich dies zum einen 
darin, daß die von der Wissenschaft vorgebenen Ziele der globalen Emissionsmin-
derung nicht einmal als Vorgaben der Politik anerkannt worden sind (Fischer 
1992a, S. 216). Das manifestiere sich zum anderen auch in der Unverbindlichkeit 
von Absichtserklärungen und dem Fehlen eindeutiger zeitlicher Angaben zur Zie-
lerreichung (Fischer 1992a, S. 166; 213; Pehle 1991, S. 56). 
Dieser "Rückschlag" läßt sich darauf zurückführen, daß auf Seiten der politischen 
Entscheidungsträger die Präferenz überwiegt, das Problem zu verschieben (Brun-
ner 1991, S. 307). 
In der Literatur überwiegen Erklärungsmuster, welche auf die Relation zwischen 
den Merkmalen des Problemfeldes und der politischen Wahrnehmung abheben 
(vgl. Breitmeier 1992, S. 4; 36f; KrohnJKrücken 1993, S. 34; Wittkämper 1991, S. 
82ff). Die politische Wahrnehmung der Klimaproblematik legt den Vergleich mit 
einem "Vexier-Bild" nahe: Auf den ersten Blick erscheinen der Klimawandel und 
seine möglichen Folgen als ein politisches Problem, welches im Vergleich zu vie-
len anderen, bereits existierenden, aber auch ungelösten Themen "marginal" ist; 
auf den zweiten Blick erweisen sie sich aber als das umfassendste und grundle-
gendste Problemfeld überhaupt (Meyer-Abich 1990, S. 59). Letztere Sichtweise 
hat sich in den 80er Jahren durchgesetzt, als mit der Zunahme an wissenschaftli-
chen Erkenntnissen über den Klimawandel und seine möglichen Folgen auch po-
litischen Dimensionen des Problemfeldes Konturen gewannen (Breitmeier 1992, 
S. 36): Daß nämlich eine politische Lösung mit enormen wirtschaftlichen Kosten, 
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tiefgreifenden Umverteilungsprozessen im internationalen Maßstab und radika-
len Veränderungen der Lebensgewohnheiten verbunden sein wird (Breitmeier 
1992, S. 36; Jänicke 1993, S. 21; Jamieson 1990, S. 83; 1992, S. 141; Prittwitz/Wolf 
1993, S. 198). Gerade am Beispiel der Klimaproblematik läßt sich demonstrieren, 
daß das Registrieren eines Problemlösungsbedarf nicht notwendigerweise die 
Wahrnehmung eines "Problemdruckes" und eines entsprechenden Handlungsbe-
darfs bedingt (vgl. Fischer 1992, S. 120: Die Klimaproblematik verschwindetjust 
in dem Moment von der Bildfläche, in welchem ihre politischen Herausforderun-
gen registriert werden (Meyer-Abich 1990, S. 59). Diese Konstellation "hoher Pro-
blemlösungsbedarf - Problemverdrängung" gilt als eine mögliche Variante des 
"Katastrophenparadoxons" (vgl. Prittwitz/Wolf 1993, S. 1980. An diesem Beispiel 
läßt sich zeigen, daß die politische Wahrnehmung nicht nur vom "Problemdruck", 
sondern auch von Lösungsoptionen und den Handlungskapazitäten der Wahrneh-
menden abhängig ist (Prittwitz/Wolf 1993, S. 193; 199). Unter diesem Gesichts-
punkt spielt die Diskrepanz zwischem dem Bedarf an sachlich, zeitlich und räum-
lich umfassenden Lösungen und dem Mangel an politischen Problemlösungskapa-
zitäten eine zentrale Rolle: Die prekäre Ausgangskonstellation begünstige die Fä-
higkeit zur Problemverschiebung (Prittwitz/Wolf 1993, S. 203f; Wittkämper 1991, 
S. 77; 81; vgl. Messner et al. 1992/3). 
Desweiteren bietet es sich an, nicht nur die strukturellen Aspekte, sondern auch 
die Kommunikationsstrategien und Ressourcen der politischen Akteure zu be-
trachten, die diese verfolgen, um auf das "von Outsidern initiierte" Thema Ein-
fluß zu nehmen (Willems et al. 1993, S. 41). 
Auf der Ebene der internationalen Beziehungen sind nach wie vor starke 
Machtinteressen der Staaten bestimmend, wenn es nach erfolgter Agendabil-
dung um die weitere Bearbeitung des Problemfeldes geht: Von der Veto-
Macht, zeitlich verbindliche Entscheidungen über die Verringerung bzw. das 
Einfrieren von der C02-Emissionen zu verhindern, macht eine Anzahl von 
Staaten Gebrauch, bei denen wenig Bereitschaft für drastische Reduktionen 
der C02-Emissionen besteht, die aber bei der Lösung des Klimaproblems eine 
wichtige Rolle spielen (Breitmeier 1992, S. 7, 23; 36; Pehle 1991, S. 57). 
Gerade in den internationalen Verhandlungen zum Klimaschutz zeigt sich, 
daß neben dieser manifesten Macht der sogenannten "gatekeepers" ein ande-
res Phänomen eine zentrale Rolle spielt, das auch als das "zweite Gesicht der 
Macht" bezeichnet wird (Bachrach/Baratz 1977): Dabei handelt es sich um die 
sogenannte "soft-power", die im Vorfeld von formalen Entscheidungen festlegt, 
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was Verhandlungsgegenstand sein soll und auf die Problemdefinitionen Ein-
fluß nimmt (Bachrach/Baratz 1977, S. 140; Breitmeier 1992, S. 7; Brunner 
1991, S. 291ff; 307; Cobb/ Eider 1972, S. 89ff; Jamieson 1990, S. 82f; 1992, S. 
142; Willems et al. 1993, S. 410. 
4) Institutionelle Formen im Zusammenspiel von Wissenschaft und Politik 
Auf der institutionellen Ebene lassen sich im Zusammenspiel von Politik und 
Wissenschaft neue Arrangements verzeichnen, die gerade das kognitive Problem 
der Problemdeutung und der Problemanalyse zum Inhalt haben. Besonders be-
zeichnend ist es, daß das Verhalten von Wissenschaft und Politik nicht mehr in ei-
ner Zweck-Mittel-Relation gesehen wird, bei der die Politik die Ziele festlegt, 
während die Wissenschaft hingegen die Mitteln und deren optimalen Einsatz be-
stimmt. Zentrum dieser neuen Formen bilden vielmehr Verhandlungssysteme, 
bei denen es um die Generierung und Definition von entscheidungsbedürftigen 
und politisch relevanten Themen und den damit verbundenen alternativen Lö-
sungsvorschlägen geht. 
Man kann zwei Arten dieser Systeme unterscheiden: Professionelle Wissensge-
meinschaften ("epistemic communities") und Hybridgemeinschaften. Epistemic 
Communities rekrutieren sich hauptsächlich aus wissenschaftlichen Beratern, 
hochrangigen Wissenschaftlern und wissenschaftlich ausgebildeten Vertretern 
von öffentlichen Organisationen. Es werden nicht nur konfligierende Interessen 
oder Machtkompromisse in diesem System verhandelt, sondern auf der Basis wis-
senschaftlicher Forschung sollen gemeinsame Problemdefinitionen, mögliche al-
ternative Optionen, aber auch divergierende normative Situationsdeutungen in 
Konsens- bzw. begründete Dissensstrategien umgesetzt werden. Die Differenz zu 
den klassischen Politikverhandlungssystemen ist darin zu sehen, daß die Mitglie-
der einer Epistemic Community, sofern sie einen wissenschaftlichen Konsens in 
bezugauf eine Problemstellung erreicht haben, mit diesem Wissen Politik betrei-
ben können (Haas 1989). Sie repräsentieren zwar keine politische Macht, aber 
durch geschicktes Taktieren zwischen Öffentlichkeit und Politik können sie Ein-
fluß, und was vielleicht noch wichtiger ist, die Definitionsmacht über neu entstan-
dene Probleme erlangen, auf die die Politik reagieren muß. Epistemic Communi-
ties bestimmen somit Orientierung und Handlungsstrategien der Politik in 
höchst eigenständiger Weise mit, indem sie über problemadäquates Wissen verfü-
gen (Brunner 1991). Themen wie "Waldsterben", "Ozonloch", "Klimakatastrophe" 
sind Beispiele dafür, inwieweit politische Problemstellungen von wissenschaftlich 
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erzeugtem Wissen abhängen und inwieweit Wissenschaftler damit Politik ma-
chen. 
Hybridgemeinschaften hingegen sind Gremien, die mit Vertretern aus Wissen-
schaft und Politik besetzt sind, um langfristige Planungen vorzubereiten und or-
ganisatorisch abzustützen. Ihre Aufgabe ist es, durch eine schrittweise Adaption 
von politischen Zielvorstellungen und wissenschaftlichem Forschungsprogramm 
bei wechselseitiger Aufklärung der Grenzen und Beschränkung des politisch 
Wünschbaren und des mit Hilfe von Wissen Machbaren (Küppers et al. 1978, S. 
258) gemeinsame Strategien zu entwickeln. Diese Form der Planung, die weder 
der Wissenschaft noch der Politik (Verwaltung) allein zuzurechnen ist, bewirkt 
zum einen die Transformation von politischen Problemen im wissenschaftlichen 
Forschungsprogramm, wie man dies am Fall der Umweltforschung gut zeigen 
kann (Küppers et al. 1978): Zugleich trägt die so angeregte problemorientierte 
Forschung dazu bei, politische Problemstellungen in verstärktem Maße zu verwis-
senschaftlichen und zunehmend von kognitiven Faktoren abhängig zu machen. 
Der Einfluß von Hybridgemeinschaften endet an der Stelle im politischen Prozeß, 
an der dann Prioritäten gesetzt und entschieden wird. 
Epistemic Communities und Hybridgemeinschaften sind Beispiele dafür, w1e 
auch auf der institutionellen Ebene der politische Prozeß an wissenschaftliche 
Forschung angebunden wird und das kognitive Moment im Rahmen der Politik-
formulierungzusehensan Gewicht gewinnt. Es ist kein Zufall, daß das vornehm-
lich im Umweltbereich geschieht, da hier die Notwendigkeit besteht, die langfri-
stigen Planungen und die Adaption, die Problemwahrnehmung, aber auch die 
Problemdefinition abhängig von wissenschaftlichen Informationen zu machen. 
5) Zum Verhältnis von Wissen und Macht 
Am Beispiel der Klimaproblematik lassen sich einige Beoachtungen über das Ver-
hältnis von Wissen und Macht gewinnen: Der Verlauf der Debatte um den Klima-
wandel belegt, daß kognitive und kulturelle Faktoren bei Prozessen der Problem-
definition und der Agendabildung eine gewichtige Rolle spielen (Breitmeier 1992, 
S. 38). Betrachtet man hingegen den weiteren Verlauf der politischen Karriere 
der Klimaproblematik, dann wird deutlich, daß letztere beträchtlich an Einfluß 
verlieren. Das läßt sich darauf zurückführen, daß sie mit politischen und sozialen 
Interessen konkurrieren und daß deren Einfluß desto stärker wird, je weiter die 
Themen im politischen Prozeß vorankommen (ebd., S. 370. So spiegeln beispiels-
weise die von den politischen Institutionen vorgenommenen Veränderungen bei 
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der Definition des Problems und der erforder liehen Maßnahmen die spezifischen 
Interessensstrukturen der etablierten Politik wieder (Fischer 1992a, S. 216; Wil-
lems et al. 1993, S. 40). Für die Variablen, welche das Verhalten von Akteuren in 
politischen Systemen bestimmen, gibt es verschiedene Erklärungsansätze: Der 
"ökonomischen Theorie der Demokratie" zufolge, welche auf Schumpeter zurück-
geht und von Downs (1968) weiter entwickelt wurde, basieren politische Entschei-
dungen nicht ausschließlich auf rationalen Erwägungen unter Einbezug mög-
lichst umfangreicher Informationen, sondern vor allem auf strategischen Kalkü-
len. d.h., daß sich die politischen Akteure nicht an der Lösung dieses Problems, 
sondern an Kriterien wie Machterhalt und nationalstaatliehen Interessen orien-
tieren und damit auf Aspekte wie Ressourcenverteilung und potentielle Wider-
stände Rücksicht nehmen müssen (Fischer 1992a, S. 216; Willems et al. 1993, S. 
42). Im Umfeld des "new institutionalism" geht man davon aus, daß bestimmte 
Symbolgehalte bzw. Vorstellungen über die Angemessenheit des Entscheidungs-
verfahren bestimmen, welche Entscheidungen getroffen werden (March/Olson 
1989). In dieser Spielart von Theoriebildung werden also nicht materiellen Inter-
essen, sondern kulturellen Aspekten Bedeutung beigemessen. Gerade im Falle 
der Klimaproblematik zeigt sich jedoch, daß jede Betrachtungsweise nur eine Sei-
te des wechselseitigen Zusammenhangs von Wissen und Macht beleuchtet: Empi-
rische Untersuchungen ergeben, daß es sich beispielsweise bei den verschiedenen 
Problemdefinitionen um ein Konglomerat aus kognitiven Einsichten, kulturellen 
Wertvorstellungen und materiellen Interessenslagen handelt (Brunner 1991, S. 
297ft). 
Im Falle der Klimaproblematik ist nicht nur der Sachverhalt von Bedeutung, daß 
sie als Vehikel anderer Interessen instrumentalisiert wird, sondern daß die ver-
schiedenen Konfliktparteien darüberhinaus je nach Präferenz von der Möglich-
keit Gebrauch machen, ihre Präferenzen und Optionen im Rekurs auf wissen-
schaftliche Aussagen zu begründen (Fischer 1992, S. 11; Abich 1990, S. 56). Die 
wissenschaftlich diskutierten Probleme werden also von den Konfliktparteien in 
selektiver Weise aufgriffen und in Problemdefinitionen eingebaut und für legiti-
mierende und delegitimierende, dramatisierende und entdramatisierende Zwecke 
eingesetzt. In diesem Zusammenhang spielt die für die Klimaproblematik spezifi-
sche "Folgenungewißheit" eine zentrale Rolle (Krohn/Krücken 1993, S. 23f; 34). 
Auf der einen Seite steht hier die Begründung der Notwendigkeit staatlicher 
Maßnahmen mit dem Vorsorge-Prinzip und dem Hinweis auf die Möglichkeit, auf-
grundwissenschaftlicher Unsicherheiten Gefahren nicht rechtzeitig erkennen zu 
können (Daele 1993, S. 292f; Fischer 1992, S. 12). Aber auch die Präferenz für eine 
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Verschiebung des Problems läßt sich im Rekurs auf die wissenschaftliche Unsi-
cherheit begründen: Im Falle des Klimaproblems beispielsweise mit dem Hinweis 
auf einen wissenschaftlich nicht endgültig abgesicherten Klimaeffekt steigender 
C02-Konzentrationen (Jamieson 1992, S. 142; Pehle 1991, S. 57). Die Strategie 
der zeitlichen Problemverschiebung wurde jedoch vor allem auch mit der "Unsi-
cherheit" bezüglich der Effektivität der staatlicher Interventionen begründet: 
Umfangreiche Regulierungsversuche-so die ökonomisch ausgerichtete Argumen-
tation- würden heute Kosten verursachen, deren Nutzen nicht nur sehr ungewiß 
sind, sondern auch erst in ferner Zukunft spürbar werden (Breitmeier 1992, S. 36; 
Jamieson 1990, S. 83; 1992, S. 141; vgl. auch Brunner 1991; Schneider 1989). Eine 
ähnliche Entwicklung zeichnet sich auch im Hinblick auf die Wahrnehmung und 
Bewertung "externer Faktoren" ab, zumal auch Naturkatastrophen und Wettera-
nomalien von Wissenschaftlern und anderen Akteuren aufgegriffen und medien-
wirksam als empirische Indizien der jeweiligen Problernsicht gedeutet wurden 
(Breitmeier 1992, S. 5f, 27; 37; Pfetsch 1994, S. 20). 
4.3.4 Forschungsfelder zum Schwerpunkt "Gesellschaftliche Wahrnehmung 
und Meinungsbildung" 
1) Einstellungen und Meinungen zur Klimaproblematik 
Die sozialpsychologische Einstellungs- und Meinungsforschung hat zwei wesentli-
che systematische Beschränkungen, die ihre Relevanz für die Klimawirkungsfor-
schung stark reduzieren. Zum einen werden nur subjektive Meinungen erhoben, 
die starken Schwankungen unterliegen. Wie aus der Risikoforschung bekannt ist, 
gibt es für die Änderungen der Prioritäten und Einstellungen eine beliebig große 
Zahl von Erklärungsfaktoren, aber keine wirklich empirisch belastbare Theorie 
für die Änderungen. 
Zum anderen handelt es sich bei den Klimafolgen um individuell nicht wahr-
nehmbare Veränderungen. Urteile darüber sind dem Einzelnen nur über die Ver-
mittlung von Informationen aus zweiter Hand möglich. Es handelt sich, wie in der 
Einleitung vermerkt, um Konstrukte, die in der Kommunikation erst ihren Be-
deutungszusammenhang entfalten. 
Aus diesen Gründen wäre es sinnvoll, die Einstellungs- und Meinungsforschung 
mit der Forschung über die strukturelle und prozedurale Entwicklung der öffent-
lichen Meinung zu verbinden. Dazu gibt es mehrere Fragestellungen: 
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Im Rahmen der Forschung zu den neuen sozialen Bewegungen kann unter-
sucht werden, aufgrundwelcher Faktoren bestimmte Meinungen und Ansich-
ten zu Polarisierungen und Kontroversen führen. Die Korrelation von Mei-
nungsverteilungen mit sozialstruktureBen Faktoren ermöglicht die Analyse 
neuer Konfliktpotentiale. 
Eine stärker auf die Analyse der Themengenese bezogene Erforschung der öf-
fentlichen Meinung könnte versuchen zu erklären, wie die Klimafolgenproble-
matik zu einem öffentlichen Thema geworden ist und wie es sich in die allge-
meine Umweltdebatte eingepaßt und diese verändert hat. 
Ein dritte Forschungsrichtung könnte versuchen, die Klimaproblematik mit 
längerfristigen sozialstruktureBen Wandlungsprozessen zu korrelieren, wie 
dem Wertewandel oder den Globalisierungstendenzen nationaler Politik sowie 
der Herausbildung einer international organisierten Umweltschutzbewegung. 
Erst wenn die Debatte um die Klimaveränderung in diesem Sinne im öffentli-
chen Kommunikationsprozeß integriert ist, wird man abschätzen können, wel-
che Relevanz ihr in Zukunft für eine mobilisierende Rolle in der Öffentlichkeit 
zukommt. 
2) Zur Rolle der Medien 
So vielfältig die vorliegenden Fragestellungen und Untersuchungsergebnisse zur 
Rolle der Massenmedien in den hochentwickelten Industriegesellschaften auch 
sind, über die Behandlung umweltrelevanter Themen durch die Medien und deren 
Wirkung auf die gesellschaftlichen Kontroversen existieren bisher nur wenige 
wissenschaftliche Erkenntnisse. Angesichts der eminenten Bedeutung, die den 
Massenmedien allgemein hinsichtlich der Informationsvermittlung wie der Be-
einflussung von gesellschaftlichen Meinungen zugeschrieben wird, erscheinen sy-
stematische Forschungsanstrengungen auf diesem Feld besonders dringlich. Es 
kann daher auch nicht genügen, den Gesichtspunkt der Präsentation bzw. Reprä-
sentation von Themen der Umweltpolitik in den Massenmedien zu untersuchen, 
wie dies bisher fast ausschließlich geschehen ist. 
Vielmehr sind im Rahmen der Massenkommunikationsforschung die Aufgaben 
und Funktionen der Medien in den folgenden vier Zusammenhängen zu untersu-
chen, denenjeweils eine Reihe von Forschungsansätzen zuzuordnen ist. 
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Ein erster Forschungskomplex ergibt sich aus der Frage, wie die Informationen 
über den Klimawandel in den Medien repräsentiert werden. Es sind drei Untersu-
chungsrichtungen von Interesse: 
Untersuchung der thematischen Aspekte, unter denen "Risiko" behandelt wird, 
um die quantitativen und qualitativen Extensionen des Risikothemas in den 
Medien festzustellen; 
Untersuchung der Repräsentation typischer Aussagen, die zur jeweiligen Risi-
koproblematik getroffen werden, die zugleich mögliche Bewertungen und ihre 
Begründung erfaßt; 
Untersuchung des Kontextes, sei es im Angebot des jeweiligen Mediums oder 
im Rahmen der einzelnen journalistischen Einheit, in dem die Behandlung des 
Risikothemas erfolgt. 
Vor dem Hintergrund der Analyse der interessierenden Medieninhalte selbst las-
sen sich dann ggf. auch Vergleiche mit den Quellen dieser Inhalte (wie etwa Pres-
seerklärungen, wissenschaftliche Veröffentlichungen etc.) oder ihren Derivaten 
anstellen, um den Diffusionsprozeß von Informationen und Meinungen innerhalb 
der Verarbeitung durch die Medien zu beleuchten. 
Ein zweiter Forschungsansatz zielt auf die Funktion der Massenmedien im gesell-
schaftlichen Kommunikationsprozeß. Der oft am stärksten interessierende, zu-
gleichjedoch am wenigsten untersuchte Zusammenhang ist derjenige, in dem die 
Verwendung und Wirkung der Medieninhalte beim Adressaten problematisiert 
wird. 
Vielfach, so auch bei der Berichterstattung über riskante Technologien, rührt das 
Untersuchungsinteresse an den Produkten der Medien aus Unterstellungen über 
deren mögliche Wirkung in der öffentlichen Auseinandersetzung her, ohne daß 
diese Unterstellungen selbst zum Gegenstand der Untersuchung werden. Daher 
ist die Frage der Medienwirkung auch diejenige, deren Untersuchung am meisten 
der Förderung bedarf. Drei Fragestellungen und entsprechend unterschiedliche 
Vorgehensweisen sind dabei zu unterscheiden: 
Untersuchungen der "Reichweite" von Mediengattungen, einzelnen Medien 
oder gar spezifischen Artikeln und Sendungen. Solche Untersuchungen wer-
den weitgehend von den Produzenten der Medien in Verbindung mit der Wer-
bewirtschart durchgeführt und sind insofern problematisch, als sie nur mini-
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male Anforderungen an den Modus der Konsumtion von Medieninhalten stel-
len und von daher nur vage Vermutungen über die Art und das Maß der 
"Transmission" erlauben, insbesondere, wenn es um ein so komplexes Thema 
wie "Risiko" geht. 
Untersuchungen der "Wirkung" von Medieninhalten vor dem Hintergrund un-
terschiedlicher Modellkonzeptionen von "Massenkommunikation" (z.B. Rolle 
der "opinion Ieader"). Problematisch an solchen Untersuchungsansätzen ist 
meist die theoretische und forschungspraktische Identifikation und Isolierung 
erklärender und erklärter Variablen, also: Was wird beeinflußt (aktuelle Hal-
tung, Meinung, Einstellung, Wertorientierung, ideologische Stereotype beim 
jeweiligen Konsumenten)? Wodurch erfolgt die Beeinflussung (durch Charak-
teristika der Medienprodukte selber, durch die sozialen Einflüsse des ebenfalls 
rezipierenden Umfelds, durch Meinungsführer, durch andere Formen der Er-
fahrung und Kommunikation, durch fest verankerte Deutungsmuster der 
Konsumenten selber)? Welche Reichweite hat der Einfluß (zeitlich und auf 
Handlungspotentiale bezogen)? 
Solche Untersuchungen zeichnen sich in der Regel durch die Kombination 
mehrerer Methoden (wie Inhaltsanalyse, Publikumsbefragungen, Zeitreihen-
untersuchungen, Experteninterviews etc.) aus und sind entsprechend aufwen-
dig. 
Drittens kann man eine stärker publikumsspezifische Perspektive wählen. Ge-
genüber dem "medienzentrierten" Konzept der Wirkungsforschung rückt das "pu-
blikumszentrierte Konzept" jene Faktoren der Konsumtion von Medieninhalten 
ins Blickfeld, die im Bereich der Interessen, Bedürfnisse und sozialen Einbettung 
der Rezipienten liegen. Aus den unterschiedlichen Funktionen der Medienkon-
sumtion (Information, Bildung, Unterhaltung, Kompensation sozialer Beziehun-
gen etc.) und ihrer Folgen für die Auswahl und Verarbeitung von Medienangebo-
ten durch unterschiedliche Publikumsgruppen lassen sich mögliche Wirkungen 
der Medieninhalte präziser eingrenzen und abschätzen. Für den Bereich der tech-
nologischen Risiken wäre dieser Gesichtspunkt von besonderem Interesse, weil er 
die Aufmerksamkeit auf Mechanismen der selektiven Konsumtion verschiedener 
Adressatengruppen (Betroffenheit durch Risiken, Bildungsniveau und -inter-
essen, Zugehörigkeit zu verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen wie Politik, 
Wissenschaft, Wirtschaft und entsprechende Wahrnehmungsdivergenzen) lenkt. 
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Viertens kann das Verhältnis Medien und Politik thematisiert werden und zwar in 
mehrfacher Hinsicht: 
Welche Bedeutung kommt den Medien in Bezug auf ihre Initiativfunktion zu, 
die Klimaproblematik zu einem politischen Thema werden zu lassen? 
Wie wirkt sich der Medienfeldzug in Sachen Klimaschutz auf die Entscheidun-
gen der Politik aufnationaler und internationaler Ebene aus? 
Wie verhalten sich die unterschiedlichen Zeithorizonte von Politik und Medien 
zueinander? Die Medien stehen unter dem Druck des Neuigkeitwertes, sie 
müssen dramatisieren, aber auch schnell wieder vergessen, da schon ein neues 
Thema generiert werden muß. Die Politik braucht dagegen nicht unmittelbar 
zu reagieren, sondern kann erst die Wissenschaft oder gesellschaftliche Grup-
pen um Rat fragen. Aufmerksamkeitsschwelle und Reaktionstempo von Poli-
tik und Medien unterscheiden sich und müssen in ihren Wirkungen aufeinan-
der abgestimmt werden. 
3) Systemspezifische Kommunikationen 
Aus den Ausführungen geht hervor, daß Wissenschaft, Medien und Politik von-
einander unabhängig nach ihren eigenen Relevanzkriterien kommunizieren und 
Informationen systemspezifisch verarbeiten. 
Vor diesem Hintergrund bietet es sich an, die verschiedenen, teilsystemischen 
Kommunikationsstrategien zu vergleichen, um über die systemspezifischen 
und untereinander differierenden Rezeptions- und Verarbeitungsmuster der 
verschiedenen Teilsysteme Aufschluß zu erhalten. 
Darüberhinaus ergibt sich die Frage, ob durch die spezifischen Merkmale der 
Klimaproblematik, wie Komplexität, wissenschaftliche Unsicherheit und Glo-
balität, neue Kommunikations- und Institutionalisierungsformen hervorgeru-
fen werden. 
Geht man davon aus, daß die Dynamik und die Struktur von Kommunikatio-
nen nicht nur konflikthaft sind, sondern daß die Problematik auch diskursive 
und institutionelle Innovationen hervorbringt, stellt sich die Frage, aufwelche 
Weise diese Innovationen in der Lage sind, systemspezifische Rationalitäten 
zu bündeln. 
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4) Intersystemische Kommunikationen 
Neben diesen system- oder arenenspezifischen Kommunikationsmustern und 
-strukturen sind die wechselseitigen Wirkungszusammenhänge zwischen Wissen-
schaft, massenmedialer Öffentlichkeit und Politik von besonderem Interesse. Im 
Gegensatz zu den systemspezifischen Kommunikationen handelt es sich hier um 
Formen der System- bzw. Sinngrenzen überschreitenden Kommunikation, wobei 
vorausgesetzt wird, daß Informationen zugleich auch eine "konvertible Währung" 
darstellen. Daraus ergibt sich die Frage nach den Voraussetzungen und den spezi-
fischen Transformationsmechanismen intersystemischer Kommunikation: 
Dabei geht es um die Frage, wie sich kognitive Innovationen- im Falle der Kli-
maproblematik: Die wissenschaftlichen Konstrukte - in den Handlungsorien-
tierungen der Akteure anderer Teilsysteme niederschlagen. Auf diesen Aspekt 
sind die organisationssoziologischen Konzepte wie das der Intrusion (Anstec-
kung) oder das des enactments (Gestaltung) zugeschnitten: Im ersten Falle 
geht es um die (unfreiwillige) Einbeziehung externer Sinnelemente in interne 
Entscheidungsabläufe; im zweiten um die Übernahme dieser Fremdreferenzen 
als interne Abbildung der Organisationsumwelt. 
Daneben finden sich Konzepte, welchen die Vorstellung zugrunde liegt, daß zwi-
schen den systemspezifischen Diskursen ein eigenständiger Raum entsteht, in 
welchem die Vermittlung von Systemrationalitäten stattfindet. Sowohl in der 
Korporatismusforschung als auch im Forschungfeld "Internationale Beziehun-
gen" finden in zunehmenden Maße Verhandlungssysteme Beachtung. Im Falle 
der Klimaproblematik spielen folgende Konzepte eine zentrale Rolle: 
Das Konstrukt der Hybridgemeinschaften (Abschn. 4.2.4), welches am Beispiel der 
Forschungspolitik entwickelt wurde, ist auf die institutionellen Aspekte system-
übergreifender Kommunikationen zugeschnitten. Es kann für die Analyse von 
formalisierten Beratungsinstitutionen wie Beiräte und Sachverständigenkom-
missionen verwendet werden, welche an der Sclmittstelle zwischen Politik und 
Wissenschaft angesiedelt sind. Komplementär zu dem Konstrukt der Hybridge-
meinschaften erscheint das Konzept der Epistemic Communities (Absclm. 4.2.4), 
da es nicht auf die institutionellen, sondern auf die kognitiven und normativen 
Aspekte systemübergreifender Kommunikationen ausgerichtet ist. Es läßt sich 
aufinformelle Verhandlungssysteme, in welchen sich Repräsentanten verschiede-
ner gesellschaftlicher Teilsysteme oder Nationen auf der Bachebene verständigen, 
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und auf Umwelt- und andere Interessensverbände sowie Wirtschaftsunternehmen 
übertragen, die sich über nationale Grenzen hinweg konstituieren. 
Am Beispiel der Klimaproblematik wäre die Frage zu beantworten, ob und in 
welcher Weise die konsensuelle Vermittlung von Systemrationalitäten zu neu-
en Formen einer systemübergreifenden Rationalität führt. 
5) Zum Zusammenspiel von "Politisierung der Wissenschaft" und "Verwissen-
schaftlichung der Politik" 
Im Klimadiskurs tritt das wechselseitige Spannungsverhältnis zwischen Wissen-
schaft und Politik in besonderer Weise hervor: Schlagwortartig läßt sich in diesem 
Zusammenhang von einer "Verwissenschaftlichung der Politik" und einer "Politi-
sierung der Wissenschaft" reden: 
In der Politik wächst mit dem Entscheidungsdruck zugleich auch der Bedarf an 
wissenschaftlich informierten Auffassungen zu den zu verhandelnden Sachver-
halten. Wenn, wie im Falle der Klimaproblematik, bei hoher Zukunftsunsicher-
heit zugleich auch die Vergleichsgrundlagen für alternative Strategien fehlen, 
dann ist davon auszugehen, daß sowohl die politischen Entscheidungen selbst als 
auch ihre Grundlagen zum Gegenstand von Aushandlungsprozessen werden, wo-
bei subjektive Einschätzungen und Präferenzen an Bedeutung gewinnen. Das von 
der Politik eingeforderte Wissen stellt kein Interaktionswissen im engeren Sinne 
dar, das an Interessensdifferenzen politischer Akteure orientiert ist. Bei Themen 
wie der Klimaproblematik entsteht ein neuartiger Bedarf an problemadäquatem 
Wissen, welches sich aus wissenschaftlich orientierten Auffassungen über die De-
finition von entscheidungsbedürftigen Themen und Lösungen konstitutiert. 
Die neuartigen Dimensionen der "Verwissenschaftlichung der Politik" lassen 
sich zum einen am Leitfaden der Frage nach der neuartigen Qualität des von 
der Politik in Rechnung gestellten Wissens untersuchen. 
Epistemic Communities repräsentieren zwar keine politische Macht im engeren 
Sinne, jedoch gewinnen konsensuale Topoi wissenschaftlicher Kommunikation in 
zunehmenden Maße an Bedeutung. 
Unter dem Stichwort "Verwissenschaftlichung der Politik" sind zum anderen 
der Handlungsspielraum und die Einflußmöglichkeiten dieser an der Schnitt-
stelle zwischen Wissenschaft und Politik situierten Wissens- und Akteurssy-
steme näher zu betrachten. In diesem Zusammenhang ergibt sich die Frage, 
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unter welchen Bedingungen und mit Hilfe welcher Verfahren eine "consensual 
knowledge base" zustande kommt und welche Rolle dieses in wissenschaftli-
chen Kommunikationsprozessen ausgehandelte Wissen in politischen Prozes-
sen der Problemdefinition, Agenda-Gestaltung und Entscheidungsfindung 
spielt. 
In den Wissenschaften führt das Zusammentreffen von großem Erwartungsdruck 
auf Seiten der Politik und hoher Unsicherheit auf Seiten der Wissenschaften zu 
verschiedenen Formen der Polarisierung und Politisierung. 
Unter dem Stichwort "Politisierung der Wissenschaft" ist die Frage zu beant-
worten, welche Auswirkungen die neuartigen Anforderungen von Seiten der 
Politik im Hinblick auf das Selbstverständnis und die Funktion der Wissen-
schaften selbst haben und welche Konsequenzen sich wiederum daraus für in-
nerwissenschaftliche Prozesse der Konsensbildung ergeben. 
Das Dilemma, mit welchem politische Entscheidungsträger konfrontiert sind, be-
steht darin, daß auf der einen Seite mit dem Entscheidungsdruck zugleich auch 
der Bedarf an wissenschaftlichem Orientierungs- und Handlungswissen wächst, 
daß sich aber auf der anderen Seite die politisch relevanten wissenschaftlichen In-
formationen selbst als Quelle von Unsicherheit erweisen. Dieses Dilemma mani-
festiert sich darin, daß politische Entscheidungsträger zugleich auch mit den wis-
senschaftlichen Unsicherheiten umgehen müssen. Paradoxerweise wächst mit der 
Wissenschaftsabhängigkeit des Problemlösungswissens auch die Autonomie des 
argumentativen Umgangs mit wissenschaftlichen Ergebnissen. Dies bedingt wie-
der eine zunehmende "Politisierung der Wissenschaft". Bei der "Übersetzung" von 
wissenschaftlichen Informationen in der Politik sind wiederum die Mechanismen, 
welche diesen Transformationsprozeß bestimmen, von besonderem Interesse. 
Hier sind zum einen die verschiedenen argumentativen Strategien der Akteu-
re im Umgang mit der wissenschaftlichen Unsicherheit und die zugrundlie-
genden Interessen zu untersuchen. 
In Anlehnung an Forschungen über nationale Politikstile ist die Frage zu be-
antworten, welchen Einfluß unterschiedliche Faktoren wie Stärke des politi-
schen Wettbewerbs, Effektivität der rechtlichen Instrumente, Informationspo-
litik gegenüber der Öffentlichkeit und Formen der Partizipation darauf haben, 
wie politisch relevante wissenschaftliche Informationen interpretiert und in 
die Politikformulierung aufgenommen werden (Jasanoff 1991). 
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6) Zu den Möglichkeiten und Grenzen symbolischer Politik 
In der sozialwissenschaftliehen Theoriebildung ist der Sachvehalt relativ unum-
stritten, daß sich im Zuge der "Entzauberung" des neuzeitlichen Natur-, 
Wissenschafts- und Politikverständnisses der Spielraum für die kulturelle Wahr-
nehmung von Politik erweitert hat (vgl. Habermas 1985; BrandlEder 1994). Vor 
diesem Hintergrund erscheint es von besonderen Interesse, wie die verschiedenen 
Konfliktparteien diesen Spielraum erweitern und besetzen, d.h., ob und in wel-
chem Maße wissenschaftliche Deutungen und kulturelle Symbolisierung intentio-
nal eingesetzt bzw. strategisch genutzt werden (Brand/Eder 1994, S. 9; vgl. Edel-
man 1976; March/Olson 1989; Pehle 1991). Es geht hier letztlich um die Bewer-
tung symbolischer Politik. Gerade am konkreten Beispiel der Klimaproblematik 
stellt sich die Frage, inwieweit die Komplexität der Problematik und der Mangel 
an Problemlösungswissen dieses Bild der Politik noch verstärken (Weingart 1994, 
s. 12). 
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4.4 Themenschwerpunkt 4: Konflikte 
In den westlichen Gesellschaften mit parlamentarischer (Mehrheits-)Demokratie 
bilden bestimmte politische Prozeßformen die Grundlage politischer Willensbil-
dungs- und Entscheidungsprozesse: Kampf um den Zutritt zur politischen Arena, 
Konflikt innerhalb der Arena, Aushandeln der unterschiedlichen Interessen, ge-
meinsames Problemlösen und Diffusion von Werten und Normen (Prittwitz 1990, 
S. 136). Die unabdingbare Voraussetzung und auch der stets präsente Hinter-
grund dieser Prozesse ist die öffentliche Diskussion, in der neue Probleme, Wert-
vorstellungen und Interessen von den unterschiedlichsten gesellschaftlichen Ak-
teuren thematisiert werden. Diese versuchen ihre Problemdefinitionen und ihre 
Interessen meist gegen vielfältige Widerstände durchzusetzen. Bei diesem Vor-
gang haben diejenigen Akteure den größten politischen Einfluß, deren Bachinfor-
mation und Wertvorstellungen große Verbreitung finden und die Öffentlichkeit 
am meisten überzeugen. Die Problemdefinition bzw. die Definition von Begriffen, 
nimmt großen Einfluß auf die Inhalte der vorherrschenden Informationen. "Der 
Kampf um die öffentliche und private Meinung wird demzufolge zumindest von 
den bewußt agierenden Akteuren immer auch als Kampf um Begriffe und Be-
zeichnungen geführt" (Prittwitz 1990, S. 156). In der Auseinandersetzung um Be-
griffe spielt, besonders im Rahmen von nicht sinnlich wahrnehmbaren Risiken, 
die Wissenschaft eine zentrale Rolle (vgl. Abschn. 4.3). Besonders im Rahmen wis-
senschaftlich "konstruierter" Risiken bilden die Formen des Werte- bzw. Interes-
senskonfliktes sowie der Konflikt um die "Definitionsmacht" eine wichtige Vor-
aussetzung bei der Formulierung und Durchsetzung politischer Entscheidungen. 
Soziale Konflikte können in diesem Kontext als Auseinandersetzungen unter-
schiedlicher Intensität zwischen gesellschaftlichen Gruppen, Verbänden oder 
auch Staaten um Werte-, Macht- oder Verteilungsverhältnisse knapper Güter 
(Hartfiel/Hillmann 1982, 8.397) definiert werden. 
Die sozialwissenschaftliche Analyse von Konflikten zeigt, daß die Wahrnehmung 
und Bewertung von Umweltproblemen sowohl stark von unterschiedlichen sozia-
len Interessen abhängt als auch kulturell vermittelt wird (vgl. Abschn. 4.3). Poli-
tische Konflikte beinhalten in diesem Sinne immer auch "konkurrierende Hand-
lungsrationalitäten sowie konkurrierende Vorstellungen und Wertmaßstäbe 'an-
gemessenen Handelns'. Diese Einsicht legt eine kognitive, kulturtheoretische Er-
weiterung der Analyse politischer Prozesse dar" (Brand/Eder 1994, S. 5) und wird 
in den Konfliktanalysen zunehmend berücksichtigt. 
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4.4.1 Die Charakterisierung von Konfliktthemen im Rahmen der 
Klimaproblematik 
Die Relevanz von Konflikten im Rahmen der Klimaproblematik soll besonders im 
Hinblick auf den politischen Prozeß untersucht werden. Im Mittelpunkt der Über-
legungen stehen die Fragen nach (a) den politischen Akteuren oder Konfliktpar-
teien im Klimadiskurs und (b) den Konfliktinhalten. Beide Fragen werden mit 
der spezifischen Problematik der Klimathematik in Verbindung gebracht. Diese 
wird im folgenden umrissen. 
Die Spezifika der Klimaproblematik ergeben sich aus den Aspekten (1) Unsicher-
heit und (2) Globalität von Klimaveränderungen. Beide bilden besondere gesell-
schaftliche Problemlagen aus und führen zu der Frage, ob globale Klimaverände-
rungen zu (3) neuen sozialen Konflikten führen und damit einen neuen gesell-
schaftlichen Diskurs in Gang setzen können. 
1) Unsicherheit von Klimaveränderungen 
Der Aspekt der Unsicherheit anthropogen verursachter Klimaveränderungen be-
zieht sich u.a. auf die Schwierigkeit, Klimaveränderungen wahrzunehmen, sowie 
auf die unsichere (natur)wissenschaftliche Basis, Ausmaß und Auswirkungen von 
Klimaveränderungen zeitlich und regional zu bestimmen. Diese Formen der Un-
sicherheit können im Rahmen der sozialwissenschaftliehen Analyse zu folgenden 
Diskussionspunkten führen: 
Erstens werden auf der Basis eines wissenschaftlich vermittelten Diskurses (vgl. 
Abschn. 4.3) politische Problemdefinitionen entwickelt und durchgesetzt. Konzep-
te gesellschaftlicher Handlungsstrategien werden in die Zukunft projiziert. Die 
Grundlage bildet hier die Prognose gesellschaftlicher Entwicklungen. Die Erfah-
rung in den Sozialwissenschaften zeigt jedoch, daß aufgrund der Komplexität ge-
sellschaftlicher Prozesse die Erstellung von Prognosen über soziale Entwicklun-
gen höchst problematisch ist. Über die wissenschaftlichen Methoden der Beobach-
tung und der Analyse aktueller gesellschaftlicher Kommunikation sowie gesell-
schaftlicher Konfliktstrukturen können höchstens Hinweise über mögliche Ent-
wicklungstendenzen der gesellschaftlichen Zukunft gegeben werden. 
Zweitens zeigt die Diskussion um die Art und Weise der Problembewältigung des 
Klimaproblems, daß das Thema als ein neues Umweltproblem im Rahmen der 
Umweltpolitik eingeschätzt werden muß. Sowohl die Diskussion um die Problem-
definition als auch um Handlungsstrategien (z.B. Festlegung von Reduktionszie-
. 163. 
len für klimarelevante Spurengase, Einsatz bestimmter Instrumente, institutio-
nelle Rahmenbedingungen) weisen auf die bekannten Konfliktstrukturen im 
energie- und verkehrspolitischen Sektor hin (Weizsäcker 1992, Clemens 1992, 
OECD 1991 u.a.). Auf diese Art und Weise reproduziert das Thema "Klima" be-
kannte Konfliktmuster aus anderen ökologischen Problembereichen. 
Drittens berührt die Diskussion um die unsichere und unbekannte möglicherwei-
se aber dramatische Problemlage der Klimaveränderungen implizit die bekannte 
Kritik an den ökonomischen Produktions- und Lebensbedingungen der westlichen 
Industriegesellschaften. Es werden neue umweltpolitische Modelle eingefordert, 
die, über den technisch-wissenschaftlichen Fortschritt hinaus, neue Optionen zur 
Verfügung stellen sollen (vgl. zum Modell der nachhaltigen Entwicklung u.a. Los-
ke 1990; Kopfmüller 1993; 1995). Diese Diskussion aktualisiert normative Fragen 
über die Grundlage menschlicher Lebensbedingungen und kann neue Impulse im 
Hinblick auf gesellschaftliche Gestaltungsmöglichkeiten geben (vgl. BrandlEder 
1994). 
2) Globalität 
Die sozialwissenschaftliche Forschung betrachtet den Aspekt der Globalität von 
Klimaveränderungen als eine grundlegend neue Qualität von Umweltrisiken. 
Aus dieser Betrachtung resultieren folgende gesellschaftliche Problemlagen, die 
für die Betrachtung sozialer Konflikte bedeutsam sein können: 
Erstens können durch das globale Auftreten von Klimaveränderungen Problerne 
im Hinblick auf die Zurechnung bzw. Behandlung von Verursachung und Betrof-
fenheit entstehen. In diesem Zusammenhang werden hohe Anforderung an eine 
globale Steuerung gestellt. Die Konflikte um die Einhaltung von völkerrechtli-
chen Vereinbarungen erhalten hierdurch eine besondere Schärfe (Loske 1991, 
Meyer-Abich 1994 u.a.) und müssen im internationalen Rahmen neu ausgehan-
delt werden. 
Zweitens spielt das Verhältnis von Globalität und Regionalität eine entscheidende 
Rolle. Wie im einzelnen noch zu zeigen sein wird, wird das Konzept der staatli-
chen Klimapolitik von innergesellschaftlichen Interessensgruppen beeinflußt. Es 
entsteht eine relativ enge und kornplizierte Wechselwirkung von Innen- und Au-
ßenpolitik, bei der den gesellschaftlichen Akteuren eine zunehmend wichtige Rol-
le zufällt (vgl. Czernpiel 1991). Das Verhältnis von Globalität und Regionalität 
weist auf zwei Aspekte: 
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Zum einen hat sich der Konflikt um die sozio-kulturelle Durchsetzung von Klima-
politik zur Zeit auf die internationale Ebene verschoben. Das Konzept einer "glo-
balen Klimapolitik" beinhaltet dabei den Versuch, ökologische Leitmotive in Be-
zug auf die Sicherstellung westlicher Lebensstandards durchzusetzen. Die Dis-
kussion um den Transfer technischen Know-hows sowie um Finanzhilfen in die 
Entwicklungsländer weist in den internationalen Klimaverhandlungen auf die 
Frage hin, für welche Form von Klimapolitik optiert wird und welche Interessen 
hinter diesem Konzept stehen. Besonders hier werden in einer neu aufkommen-
den Diskussion die politischen, sozialen und kulturellen Implikationen globaler 
Klimapolitik hinterfragt (vgl. Sachs 1994, Loske 1990; 1991, Fischer 1992 ). 
Zum anderen spielt die Globalität der Problemlage im Hinblick auf regionale Be-
trachtungen eine wichtige Rolle. So stellt z.B. die wissenschaftliche Erkenntnis-
basis im Moment noch keine Daten zur Verfügung, auf deren Grundlage Klima-
veränderungen regionalisiert werden können. Aus diesem Grund werden ver-
schiedene Methoden der Übertragbarkeit globaler Klimamodelle auf regionale 
Gegebenheiten diskutiert (vgl. Abschn. 4.1). Dies kann bei der Entwicklung ge-
sellschaftlicher Handlungsstrategien in den jeweiligen Regionen zu spezifischen 
Problemlagen führen, indem traditionelle Konflikte aktualisiert und in neue Zu-
sammenhänge gebracht werden. Die Konfliktanalyse kann dabei wichtige Hin-
weise über die sozialen Interessen und kulturellen Werte liefern, die in diesen 
Auseinandersetzungen von zentraler Bedeutung sind (vgl. beispielsweise den 
Konflikt um Küstenschutz und Naturschutz an der norddeutschen Küste). Durch 
diese Informationen können Einschätzungen über diejenigen Interessensgruppen 
gemacht werden, die sich im politischen Diskurs durchsetzen und den weiteren 
Verlauf gesellschaftlicher Entwicklung dominieren. 
3) Neue soziale Konflikte? 
Die Aspekte der Unsicherheit sowie der Globalität werfen die Frage auf, ob im 
Rahmen klimapolitischer Handlungsstrategien neue soziale Konfliktsstrukturen 
mit möglicherweise neuen Problemdimensionen und neuen sozialen Formen ge-
sellschaftlichen Handeins entstehen. 
Grundsätzlich kann angenommen werden, daß die Klimathematik als Umwelt-
problem alte Konfliktstrukturen reproduziert, die sich im Laufe gesellschaftlicher 
Entwicklungen manifestiert haben. Gleichzeitig aktualisiert und akzentiert die 
Thematik in besonderem Maße die Kritik an wirtschaftlichen Wachstumsprozes-
sen, die von vielen als Ursache weiterer Zerstörung der natürlichen Umwelt be-
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trachtet werden. Diese Zerstörung kann wiederum bedrohliche Auswirkungen auf 
menschliche Lebens- und Produktionsbedingungen haben. Die zentrale Frage ist 
in diesem Zusammenhang, wie diese Form der Bedrohung im öffentlichen Diskurs 
wahrgenommen wird und welche gesellschaftlichen Gruppen in welcher Form Ein-
fluß auf die Formulierung und Umsetzung bestimmter Zielvorstellungen nehmen. 
Konzepte zum Schutz des Klimas führen aus diesen Gründen zu weitergehenden 
Überlegungen, die in das Konzept einer "nachhaltigen Entwicklung" integriert 
werden können. Die Formulierung und Umsetzung des Sustainability-Konzeptes 
enthält sehr verschiedene Konfliktpotentiale, da es u.U. strukturelle Verände-
rungen gesellschaftlicher Rahmenbedingungen impliziert. Jedoch existieren in 
der wissenschaftlichen Diskussion erst bestimmte "Rahrnungen" (vgl. Abschn. 
4.3) von Sustainability in Form eines "reflexiven Wissens" (Brand/Eder 1994). 
Dieses Wissen beinhaltet einen bewußteren Umgang mit gesellschaftlichen Dis-
sensen im Hinblick auf die Entwicklung demokratieverträglicher Lösungsstrate-
gien globaler ökologischer Problerne (vgl. BrandlEder 1994). 
Wenn es aber neue Formen der Konfliktlösung geben sollte, dann führen sie ihrer-
seits zu beträchtlichen Problernen und zu neuen gesellschaftlichen Konflikten. 
Auch hier spielt die Frage, wie diese Konflikte und ihre Inhalte in das öffentliche 
Bewußtsein gehoben werden, eine wichtige Rolle, denn die öffentliche "Konstruk-
tion" von Problernlagen und ihren Lösungsstrategien bilden die Grundlage für po-
litische Maßnahmen (vgl. Abschn. 4.3). 
Entwürfe, die Entwicklung und die Umsetzung von Handlungsstrategien haben 
einen Einfluß darauf, ob sich neue Konfliktstrukturen entwickeln. Bewegen sie 
sich in den "institutionalisierten" Bahnen umweltpolitischer Maßnahmen, wer-
den alte Konfliktmuster reproduziert. Anhand der energiepolitischen Situation 
wird diese These in aller Deutlichkeit bestätigt. Beinhalten die Handlungsstrate-
gien jedoch grundlegende Veränderungen der Lebens- und Produktionsforrnen, 
werden neue Konfliktstrukturen entstehen. Die Nord-Süd-Problematik weist 
schon jetzt, im globalen Maßstab, aufneue Konflikte hin. 
Die Aspekte der Unsicherheit, der Globalität und der neuen sozialen Entwicklun-
gen im Rahmen der Klimathematik sollen im folgenden in der Analyse der Kon-
fliktstrukturen im Blick auf Akteure und Inhalte berücksichtigt werden. 
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4.4.2. Die politischen Akteure im Rahmen der Klimathematik 
Eine Voraussetzung der Analyse von sozialen Konfliktstrukturen im Rahmen der 
Klimathematik bildet die Identifikation der politischen Akteure. Diese versuchen 
ihre Interessen in politischen Entscheidungsprozessen durchzusetzen. Man unter-
scheidet hierbei zwischen den nationalen und den internationalen Akteuren. In 
einem ersten Schritt soll diese Unterscheidung nachvollzogen werden. Betrachtet 
man in einem zweiten Schritt die spezifischen Interessen der Akteure sowie die 
Konfliktstrukturen, die sich in den Auseinandersetzungen um bestimmte Hand-
lungsstrategien ergeben, so zeigt sich, daß die bisher genannten Aspekte eine be-
trächtliche Rolle für die Wechselwirkung nationaler und internationaler Akteure 
spielen. Diese Wechselwirkungen wurden bisher in der Literatur wenig berück-
sichtigt. 
1) Die Staaten als politische Akteure im internationalen Kontext 
In den meisten Politikfeldanalysen, die die politischen Akteure für das internatio-
nale Politikfeld Klima beschrieben haben, stehen die Staaten als Träger nationa-
ler Interessen im Vordergrund (vgl. Fischer 1992). Insbesondere die zum Teil sehr 
kontrovers geführten Verhandlungen im Zusammenhang mit der Klimarahmen-
konventionhaben Konfliktstrukturen mit sehr heterogenen Interessenslagen of-
fengelegt. Angelehnt an Prittwitz können drei Interessenssphären für die Klima-
thematik herausgearbeitet werden, die ein Interessensdreieck internationaler po-
litischer Akteure bilden: Die konfliktiven Verursacher- und Betroffeneninteres-
sen sowie die intervenierenden Helferinteressen (Prittwitz 1990, S. 116ff). Nach 
v.Prittwitz bilden sich durch die Schäden, die von menschlichen Aktivitäten her-
vorgerufen werden, situative Betroffeneninteressen, die im Gegensatz zu den Ver-
ursacherinteressen stehen. Aus dem Gegensatz zwischen Verursacher- und Be-
troffeneninteressen bilden sich allmählich Helferinteressen, z.B. Staaten, inter-
nationale Organisationen etc., heraus, die versuchen, den Konflikt zwischen Ver-
ursachernund Betroffenen zu entschärfen. Erst wenn Helferkapazitäten entstan-
den sind, wird nach Prittwitz gezieltes umweltpolitisches Handeln (Konflikt in 
der Arena, Aushandeln, gemeinsames Problemlösen, Wertediffusion) möglich. 
Die Verursacherinteressen werden im wesentlichen von denjenigen Staaten ver-
treten, die für den größten Teil der Gesamtemissionen verantwortlich sind. Dies 
sind die westlichen Industriestaaten mit den USA als wichtigstem C02-
Emittenten, die ehemalige UDSSR, die arabischen OPEC-Staaten als Öl-
Lieferanten und einige Entwicklungsländer wie Brasilien, China und Indien (vgl. 
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Oberthür 1992). Schon in der politischen Problemdefinition treten erhebliche 
Konflikte auf, da einige Akteure die wissenschaftlich unsichere Erkenntnisbasis 
der Zusammenhänge zwischen den Treibhausgasemissionen und möglichen Kli-
maveränderungen nicht zur Grundlage politischer Entscheidungen machen wol-
len. 
Bisher verhalten sich die Verursacherstaaten gegenüber Forderungen nach Emis-
sionsbeschränkungen sehr zurückhaltend. Der Hauptkonflikt konzentriert sich 
auf die Bemessungsgrundlage nationaler Treibhausgasreduktionen. Hier ent-
stand bei den Verursacherstaaten erheblicher Dissens. Duch die erheblichen 
volkswirtschaftlichen Kosten, die nationale Reduktionsstrategien nach sich zie-
hen würden, sehen sich die die Akteure sehr stark in ihrer ökonomischen Ent-
wicklung eingeschränkt. Darüberhinaus wird befürchtet, daß dies zu erheblichen 
Unterschieden in den Entwicklungsmustern führt (vgl. Grubb 1990, S. 170). Be-
sonders die arabischen OPEC-Staaten wandten sich bisher entschieden sowohl ge-
gen eine Beschränkung der Treibhausgasemissionen als auch gegen einen Res-
sourcentransfer zwischen Nord und Süd. Die USA lehnen nach wie vor Emissions-
beschränkungen ab, änderten jedoch ihre Haltung bezüglich der Bereitstellung fi-
nanzieller Mittel durch bestehende Institutionen (besonders durch die Weltbank) 
(vgl. Oberthür 1992, S. 13). Die übrigen OECD-Staaten sprechen sich grundsätz-
lich für einen Nord-Süd-Transfer aus. In der Frage nach Emissionsbeschränkun-
gen zeigen sich die EG-Länder verhandlungsbereit, wenden sichjedoch klar gegen 
sofortige Emissionsbeschränkungen. 
Die Verpflichtung der Verursacherstaaten zur Begrenzung ihrer Treibhausgas-
emissionen ist in den Verhandlungen immer mit ihrer Verpflichtung zum Res-
sourcentransfer in die "Dritte Welt" verbunden. Beide Konflikte überlagern sich 
und werden von den Verursacherstaaten tendenziell miteinander verknüpft, so 
daß eine Problemlösung in Richtung Emissionsreduzierung erschwert wird (Ober-
thür 1992, S. 13). 
Die Betroffeneninteressen werden von denjenigen Staaten vertreten, die aufgrund 
der gegenwärtigen Szenarien erhebliche Schäden zu erwarten haben (vgl. Szena-
rien des IPPC, 1990). Da es heute noch keinen nachweisbaren anthropogenen 
Treibhauseffekt gibt, besitzt die Betroffenheit eher einen hypothetischen Charak-
ter (Fischer 1992, S. 40). Somit beruhen die Betroffenen-Interessen auf wissen-
schaftlich konstruierten Szenarien, soweit diese international anerkannt sind. 
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Grundsätzlich können alle Länder, auch die Verursacherstaaten, von globalen 
Klimaveränderungen betroffen sein. 
Im Falle eines Meeresspiegelanstieges wären, gemäß dieser Szenarien, besonders 
die in der AOSIS (Alliance of Small Island States) zusammengeschlossenen Insel-
staaten betroffen. Darüberhinaus skizzieren besonders U .S.-amerikanische Stu-
dien die Konsequenzen klimatischer Veränderungen für die Landwirtschaft, wo-
nach z.B. semi-aride Gebiete stark von Dürreperioden oder Trockenheit betroffen 
wären (vgl. Parry et al. 1988, OTA 1993), was vor allem einige afrikanische Staa-
ten betreffen würde. 
Die Betroffenen-Interessen manifestieren sich im internationalen Verhandlungs-
dreieck besonders in der Forderung nach sofortiger Reduktion der Treibhausgase 
(vgl. Kunath 1995). Darüberhinaus wird verstärkte wissenschaftliche Forschung 
über mögliche regionale Klimaänderungen gefordert (vgl. Fischer 1992). Grund-
sätzlich zeigt sich in den Verhandlungen ein Widerspruch zu den Verursacherin-
teressen, und damit ein klarer Konflikt. 
Staaten als Vertreter von Helfer-Interessen sind im Zusammenhang mit der Kli-
maproblematik bisher noch nicht in Erscheinung getreten (vgl. Fischer 1992, S. 
49). Zentrale Interessen der Streitschlichtung und des Informationsaustauschs im 
Rahmen der verschiedenen Klimainteressen vertritt das "Intergovernmental Ne-
gotiating Committee For a Framework Convention on Climate Change" (INC), 
das von der UN-Generalversammlung am 21.12.1990 als globales Forum errichtet 
wurde (vgl. Breitmeier 1992). Hier wurden für die internationalen Verhandlun-
gen Vorschläge für eine geplante Klimakonvention erarbeitet, die die Begrenzung 
und Reduzierung der Emissionen verschiedener Treibhausgase oder die Bereit-
stellung finanzieller Ressourcen für die Entwicklungsländer und für Technologie-
transfers betreffen (z.B. Breitmeier 1992, S. 31). 
In der Literatur wird der Konflikt zwischen Verursacher- und Betroffenenstaaten 
als ein weiterer Nord-Süd-Konflikt beschrieben. Die internationalen Verhandlun-
gen haben bisher gezeigt, daß die westlichen Industriestaaten ihre wirtschaftli-
chen Interessen in den Vordergrund stellen (vgl. Domroes 1991, Loske 1990, Los-
ke 1991, Mayer-Abich 1994 u.a.). Auch in der Frage eines zusätzlichen Ressour-
centransfers sind im Rahmen der Klimathematik wieder Aspekte der Nord-Süd-
Auseinandersetzung an eine zentrale Stelle gerückt (vgl. Simonis 1992). 
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Jedoch kann die Kategorisierung der Akteure in das bekannte Nord-Süd-Kon-
fliktmuster nur in der Frage des Ressourcentransfers aufrechterhalten werden. In 
der Frage nach Emissionsbeschränkungen in den Klimaverhandlungen sind da-
gegen die Positionen der Staaten der Dritten Welt von zum Teil sehr unterschied-
lichen Interessen geprägt (vgl. Bleischwitz/Etzbach 1992). 
2) Politische Akteure im nationalen Kontext 
Nationale Akteure handeln in der internationalen Agenda nach ihren im eigenen 
Land formulierten Zielen, die im politischen Prozess ausgehandelt worden sind. 
Den gesellschaftlichen Akteuren kommt in der Wechselwirkung zwischen Innen-
und Außenpolitik zunehmend eine wichtige Rolle zu (vgl. Czempiel1991, Fischer 
1992). In der Klimaproblematik wurde diese Wechselwirkung bisher stark ver~ 
nachlässigt. Eine Analyse der nationalen Akteure liegt bisher nur bei Loske vor, 
der die Klimainteressen von Industrie- und Umweltverbänden, Gewerkschaften, 
Parteien, Kirchen und Verbraucherverbänden untersucht hat (Loske 1990). 
In einer Stellungnahme des Bundesverbandes der Deutschen Industrie (BDI) mit 
dem Titel "Vorsorge zum Schutz des Klimas" wird die Notwendigkeit klimapoliti-
sche Maßnahmen betont (vgl. BDI 1989). Gleichzeitig wird hervorgehoben, daß 
die Klimaveränderungen globalen Charakter haben und aus diesen Gründen ge-
sellschaftliche Handlungsstrategien "weltweit abgestimmt" werden müßten. Zu-
erst müßten die nationalen wie internationalen Rahmenbedingungen einer Kli-
mapolitik geschaffen werden, damit die BRD in ihrer Konkurrenzfähigkeit auf 
dem Weltmarkt nicht beeinträchtigt werde (Loske 1990, S. 26). Der Akzent klima-
politischer Maßnahmen liegt nach diesen Ausführungen im energiepolitischen 
Bereich, wobei die Diskussion um Kernenergie mit einem positiven Votum aufge-
griffen wird. Energiepolitische Maßnahmen werden nur dann in Erwägung gezo-
gen, wenn "die Wissenschaft in der Lage ist, Art und Ausmaß der Verringerung 
eines Klimarisikos als Folge dieser Maßnahmen näher zu beschreiben oder gar zu 
quantifizieren" (BDI 1989). 
Nach Loske istjedoch die Stellungnahme des Bundesverbandes der Deutschen In-
dustrie nicht repräsentativ für eine große Zahl einzelner Industriezweige, die vor 
allem in den Bereichen Haushaltsgeräte, Wärmedämmung oder Treibstoffver-
brauch Erfolge bei Energieeinsparungen erzielt haben. Hier könnten solche Un-
ternehmen wesentlich offensiver eine Leitfunktion übernehmen. 
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Die Umweltverbände sind bisher im Rahmen der Klimathematik vor allem in der 
Erarbeitung von Positionspapieren sowie in der Öffentlichkeitsarbeit aktiv. Ge-
fordert wird u.a. die Reduktion der Treibhausgase um 20-30% bis zum Jahr 2000. 
Auch hier sollen die wichtigsten Einsparungen im energie- und verkehrspoliti-
schen Bereich vorgenommen werden. Großes Gewicht wird auch hier der Nord-
Süd-Problematik beigemessen. In diesem Kontext sind die Forderung nach Tech-
nologietransfer sowie Konzepte für den Schuldenerlaß zu erwähnen, die in vielen 
Dritte-Welt-Staaten beispielsweise den Druck zur Rodung der Tropenwälder re-
duzieren könnten (Germanwatch 1993, Loske 1990). 
Die Gewerkschaften verbinden das Konzept einer ökologischen Modernisierung 
vor allem mit der Möglichkeit, neue Arbeitsplätze zu schaffen. Allerdings unter-
scheiden sich die Positionen der verschiedenen Teilgewerkschaften zum Teil er-
heblich, je nach Betroffenheit der von ihnen vertretenen Branche duch klimapoli-
tische Maßnahmen. Im Zentrum der Forderungen steht die Reduzierung des Ener-
gieverbrauchs vor allem im Automobilbereich sowie die vermehrte Nutzung alter-
nativer Energiequellen (vgl. Schneider 1989). Angesichts der teilweisen Konflikt-
beziehung des Konzepts der ökologischen Modernisierung mit dem der Sozialver-
träglichkeit ist es bislang in den Gewerkschaften noch nicht unumstritten (vgl. 
Loske 1990). 
Die Parteien bekennen sich alle zum "Schutz der Erdatmosphäre". Der Klima-
schutz soll hierbei sowohl bei den Grünen als auch bei der SPD nicht nur als 
technisch-ökonomisches Projekt begriffen werden, sondern als gesellschaftlicher 
Innovationsprozeß. Unterschiede zwischen den Parteien entstehen in der Frage 
nach konkreten Klimaschutzzielen und nach den Handlungsstrategien. Die Ak-
zente werden auch hier im energiepolitischen Bereich gesetzt. 
Die Verbraucherverbände konzentrieren sich in ihren klimapolitischen Vorschlä-
gen auf die sog. umweltorientierte Verbraucherinformation. Diese Information 
meint vor allem die Energieberatung im Hinblick auf mögliche Energieeinspa-
rungen. In zunehmendem Maße sollen Verbraucherberatungen eng mit kommu-
nalen Aktivitäten zur Energieeinsparung abgestimmt werden (vgl. Verbraucher-
zentrale NRW 1989, in: Loske 1990). 
Zusammenfassend kann festgehalten werden, daß das Thema "Klima" von den 
Akteuren als ein Medium betrachtet wird, durch das sie ihre Interessen in den po-
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litischen Prozeß einbringen (vgl. Dinkelmann 1992). In diesem Zusammenhang 
können folgende Thesen aufgestellt werden: 
Das Problembewußtsein in Bezug auf die Klimaproblematik ist relativ hoch. Dies 
ist insofern beachtlich, da das Thema erst seit ein paar Jahren öffentlich disku-
tiert wird und als ein "junges" Umweltproblem betrachtet werden kann. Dieses 
Problembewußtsein wird von allen politischen Akteuren wahrgenommen und ge-
deutet. Konsens besteht somit in der Akzeptanz von Klimaschutz. Dissens und 
Konflikte treten in bezugauf Art und Weise des Klimaschutzes auf. Diese Konflik-
te lassen sich beispielhaft am energiepolitischen Sektor verdeutlichen (Diskus-
sion um "saubere" Energien, Verkehrsbereich, Möglichkeiten der Umwelttechno-
logie usw). Werden konkrete Handlungsstrategien gefordert, treten entweder alte 
Konflikte zwischen den Akteuren auf, oder das Klimathema wird als globales 
Thema auf die internationale Verhandlungsebene gehoben. Die internationale 
Agenda kann dann sowohl der Vermeidung als auch der Durchsetzung von Klima-
politik dienen: 
Akteure, die an einer sachlichen und zeitlichen Verschiebung des Problems in-
teressiert sind, argumentieren eher mit der Notwendigkeit, globale Rahmen-
bedingungen zu entwickeln, die für alle Staaten verbindlich sind. Erst mit der 
Errichtung einer globalen Klimaschutzpolitik könne effizent gehandelt wer-
den. 
Akteure, die Klimaschutzpolitik vor allem mit der Nord-Süd-Problematik ver-
binden, betonen ebenfalls die Notwendigkeit globalen Handelns. Hier wird das 
Thema mit der Verursacher-Betroffenen-Diskussion verknüpft, aus der die 
Forderung nach sofortigen und fairen Ausgleichsbedingungen für klimapoliti-
sche Maßnahmen zwischen den westlichen Industriestaaten und den Staaten 
der Dritten Welt resultiert. 
4.4.3 Konfliktthemen im Rahmen der Klimaproblematik 
Sowohl im Rahmen der nationalen als auch der internationalen Politik stoßen 
Klimaschutzmaßnahmen hinsichtlich Konzeption, Rechtsgrundlage und Durch-
setzbarkeit auf beträchtliche, meist ökonomisch und entwicklungsbedingte Pro-
bleme. Die politischen Probleme werden von der komplizierten und in vielen Ein-
zelfragen noch immer unsicheren naturwissenschaftlichen Erkenntnissituation 
überlagert und verschärft (vgl. Geiger 1994). Die sozialen Konflikte, die sich hin-
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sichtlich dieser Probleme ergeben können, unterscheiden sich zwar auf der natio-
nalen und internationalen Ebene, die vorangegangenen Abschnitte über die poli-
tischen Akteure haben jedoch gezeigt, daß die Inhalte der Konflikte in einer 
Wechselwirkung zueinander stehen. 
1) Konflikte im internationalen Kontext 
Ausgangspunkt der Bemühungen um eine internationale Klimapolitik ist die in-
ternationale Anerkennung der kausalen Zusammenhänge zwischen Emissionen 
und Veränderungen des Klimas. Hier rankt sich der zentrale Konflikt um die Ak-
zeptanz der Klimathese. Besonderen Stellenwert hat in diesem Zusammenhang 
die Arbeit des IPCC (vgl. IPPC/WMO/UNEP 1990): Durch die Erarbeitung von 
Konsenswissen im Rahmen nationaler und internationaler Forschungsprogram-
me wurde ein Verhandlungsforum geschaffen, auf dessen Grundlage politische 
Handlungsstrategien entwickelt werden sollen (Abschn. 4.1; vgl. Young 1989a). 
Der Konflikt um die Akzeptanz der Klimathese impliziert den Konflikt um die 
Verursachung und Betroffenheit von möglichen Klimaveränderungen. 
Schon auf der UNO-Konferenz für Umwelt und Entwicklung (UNCED) 1992 in 
Rio de Janeiro wurde von den internationalen Akteuren zwar grundsätzlich aner-
kannt, daß die Industriestaaten weit mehr als die Entwicklungsländer Verursa-
cher von potentiellen Klimaveränderungen sind. Die Diskussion um die Verursa-
chung globaler Umweltzerstörung offenbart jedoch, gerade im Hinblick auf kon-
krete Maßnahmen, Kontroversen. 
In den internationalen Klimaverhandlungen sowie in der Literatur wird immer 
wieder auf die Bedeutung einer Differenzierung des Tatbestands "Verursacher-
staaten" hingewiesen, beispielsweise was die Trendentwicklung der Treibhaus-
gasemissionen in Industrie- und Entwicklungsländern anbelangt (Fischer 1992, 
S. 31). So wird bei der prognostizierten Entwicklung von Bevölkerung- und Wirt-
schaftswachstum in den Entwicklungsländern deren Anteil an den globalen 
Emissionen ansteigen (vgl. Bleischwitz/Etzbach 1992). Ähnliche Prognosen kön-
nen auch für die ehemaligen Ostblockstaaten formuliert werden. 
Auf Seiten der Entwicklungsländer wird z.B. kritisiert, daß die Industriestaaten 
die Emissionsverursachung zu undifferenziert betrachten. So könnten die Emis-
sionen etwa von Indien nicht mit denen eines europäischen Landes verglichen 
werden. In Europa würde hauptsächlich aus Gründen der Wohlstandssicherung 
emittiert, während in Indien die Emissionen vorwiegend das Überleben der Men-
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sehen sichern. Darüber hinaus könne der Schutz natürlicher Ressourcen in der 
Dritten Welt nicht von den ungleichen Bedingungen auf dem Weltmarkt getrennt 
werden (vgl. Agarwal1992). 
Die Vergleiche der Emissionen im internationalen Maßstab sind von hoher politi-
scher Relevanz. Denn im Kern geht es dabei immer um die Frage, wie nationale 
Reduktionsziele ermittelt werden und welche Rolle dabei z. B. Kriterien der Ge-
rechtigkeit und der gleichen Verteilung von Lebenschancen in der Welt spielen 
(vgl. Loske 1991, Weizsäcker 1989 in: Fischer 1992, S. 34). Mit der Diskussion um 
Handlungsstrategien werden sowohl traditionelle, als auch neue Konfliktkonstel-
lationen angesprochen. Konkrete völkerrechtlich verbindliche Handlungsstrate-
gien lösen, trotzrelativ eindeutiger Zuordnung im Hinblick auf die Hauptverursa-
cher von Emissionen, Konflikte um Verfügungsrechte und Vermeidungskosten 
aus. Diese Konflikte werden, vor allem in der Ökonomie, als Konflikte um kollek-
tive Güter betrachtet (vgl. Oberthür 1992). 
Gemeinschaftsgüter sind dadurch gekennzeichnet, daß sie nicht aufgeteilt werden 
können und niemand von ihrem Gebrauch ausgeschlossen werden kann. Sie kön-
nen jedoch von wenigen Nutzern profitabel verwertet werden, während der dem 
Gut zugefügte Schaden von allen Nutzern getragen werden muß. Die Beschrei-
bung trifft auf Güter wie die Atmosphäre, Nutzung der Rohstoffe auf dem Meeres-
grund etc. zu (Oberthür 1992, S. 11). Sowohl zur Regelung der Nutzung globaler 
Kollektiv-Güter als auch zur Vermeidung von Schäden sind internationale Ab-
sprachen erforder lieh. 
Werden internationale Umweltrichtlinien festgelegt, so wirken diese nicht nur im 
Rahmen umweltvorsorgender Strategien, sondern stellen auch ein Mittel poten-
tieller ökonomischer und politischer Integration dar (Prittwitz 1990, S. 221). Be-
sonders inderneueren Literatur werden die Konsequenzen und Konflikte, die aus 
internationalen Umweltrichtlinien z.B. für Entwicklungsländer resultieren, her-
vorgehoben (vgl. Sachs 1994). Problematisch erscheint in diesem Zusammenhang 
die Tatsache, daß diese Umweltrichtlinien auf der einen Seite auf den industriel-
len und sozio-kulturellen Entwicklungsstand der westlichen Staaten zugeschnit-
ten sind und diesen auch repräsentieren. Auf der anderen Seite bleiben mit der 
Globalisierung von Umweltpolitik die spezifischen regionalen Begebenheiten und 
Bedürfnisse in den Dritte-Welt-Ländern oft unberücksichtigt (vgl. Abschn. 4.1). 
Aus diesem Grund kann man von einem weiteren Konflikt zwischen globalem 
Umwelt-Management und Ansprüchen auf kulturelle Rechte, auf Demokratie 
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und Selbstbestimmung sprechen. Diesen Konflikt zwischen Internationalisierung 
von Wert- und Normstrukturen des Westens und regionalen Bedingungen des Sü-
dens als Folge der Globalisierung der Umweltpolitik wird nach Ansicht vieler 
Entwicklungsexperten zunehmen (Esteva 1992). 
Jetzt schon zeichnen sich Konfliktstrukturen zwischen dem Modell globaler Um-
weltpolitik und den unterschiedlichen kulturellen Formen integrativer Umwelt-
schutzmaßnahmen vieler Dritte-Welt-Länder ab. Diese Konfliktlinie beschreibt 
den Konflikt Ökologie versus Sozialverträglichkeit,die sich beispielsweise am 
Recht aufkommunales Eigentum, an traditionellen Wissensformen oder kulturel-
ler Eigenständigkeit festmacht (Sachs 1994, S. 11). 
Zusammenfassend kann festgehalten werden, daß die Konflikte, die im Rahmen 
der internationalen Klimapolitik entstehen, die Anerkennung, Verursachung, 
und Vermeidung von Klimaveränderungen sowie die Konzeption globaler Kli-
maschutzpolitik berühren. Diese Konflikte kreisen letztlich um die "neue" Vertei-
lung globaler Risiken im internationalen Maßstab. 
Jedoch ist der anthropogene Treibhauseffekt momentan das einzige ökologische 
Problemfeld, das Nord und Süd so direkt und akut miteinander verknüpft (vgl. Fi-
scher 1992, Oberthür 1992). Dieser Sachverhalt läßt die Vermutung zu, daß zwar 
im Bereich der Klimapolitik das traditionelle Konfliktfeld um die Verteilung glo-
baler Ressourcen und Risiken weiter bestehen bleibt, gleichzeitig jedoch Formen 
gesucht werden, im Rahmen der Klimaproblematik neue tragfähige Entwick-
lungsmodelle zu erschließen. 
2) Konflikte im nationalen Kontext 
Zentrale Konflikte im nationalen Kontext entstehen nach Ansicht vieler Exper-
ten und unserer Interviewpartner eher in der Umsetzung von klimapolitischen 
Vorsorgestrategien als in der Folge von (passiven) Anpassungsprozessen an Kli-
maveränderungen. Diese Annahme weist sehr deutlich daraufhin, daß im Unter-
schied zu den weitgehend unbekannten Konflikten schleichender Klimaverände-
rungen die Konflikte, die aus konkreten Maßnahmen resultieren,eher bekannt 
sind und benannt werden (können). Oft werden hier alte Konfliktstrukturen aus 
der Umweltpolitik durch die Klimaproblematik wieder auf die politische Agenda 
und in die öffentliche Diskussion gebracht. Konfliktstrukturen entstehen dort, wo 
konkretes Handeln gefordert wird, wie z.B. in gesellschaftlichen Foren der 
Verkehrs-, Energie- oder Chemiepolitik auf der regionalen, kommunalen und 
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staatlichen Ebene. Das Thema "Klima" wird für eine neuerliche Aktualisierung 
der seit Jahren bestehenden konfliktiven Interessen um Energieerzeugung in-
strumentalisiert (vgl. Abschn. 4.5). 
Sowohl in der Literatur als auch in den Interviews herrscht weitgehend Überein-
stimmung, daß in der Bundesrepublik Deutschland nicht von einer in sich schlüs-
sigen Politik zum Schutz der Erdatmosphäre geredet werden kann. In der natio-
nalen Klimapolitik stehen Handlungsstrategien zur Reduktion der Emissionen 
eindeutig im Vordergrund, die sich weitgehend an den Vorschlägen der Klima-
Enquete-Kommission des deutschen Bundestages orientieren. (vgl. Fischer 1992, 
Schürmann 1992 und Abschn. 4.5). 
Die Kontroversen in der Diskussion um diese Ziele ranken sich vor allem um die 
Folgen für die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft sowie angebots-
und nachfragebezogene Strategien der Energiepolitik (vgl. Fischer 1992). Das Re-
duktionsziel wird aus diesem Grunde von einigen Politikern, Wissenschaftlern 
und gesellschaftlichen Gruppen kritisch gesehen (vgl. Jochern/Schäfer 1991), vor 
allem aufgrund der prognostizierten Kosten für bestimmte Sektoren. Von diesen 
Kritikern werden die geselh;chaftlichen Kosten einerReduktionspolitik weitaus 
höher eingeschätzt als der nicht eindeutig bestimmbare Nutzen. Arbeitsplatzab-
bau in traditionellen Sektoren wie z.B. dem Kohlebergbau können zu enormen re-
gionalen Konflikten und sozialen Problemlagen führen. 
Prinzipiell können und müssen potentielle Klimaveränderungen als ein Issue der 
globalen Umweltproblematik betrachtet werden, der sich in Form eines typischen 
Modernisierungskonflikts offenbart, der sich wiederum in den zunehmend kriti-
sierten sozio-ökonomischen Rahmenbedingungen westlicher Industriegesellschaf-
ten und ihren Folgen manifestiert. 
So werden mit zunehmendem Wirtschaftswachstum nicht nur Nutzen, sondern 
auch ökologische Probleme und damit acuh innergesellschaftliche Konflikte etwa 
um die Verteilung von Ressourcen in Verbindung gebracht (Beck 1986). Deswe-
gen lassen sich in modernen Gesellschaften diese Konflikte nicht mehr nach dem 
klassischen Muster des wirtschaftlichen Wachstums und der allgemeinen Anhe-
bung des Lebensstandardes ohne grundlegende Umverteilung lösen. Die Umwelt 
wird zu einem Gemeinschaftsgut, dessen Nutzung nur durch politische Entschei-
dung bestimmt werden kann, wenn eine Zerstörung durch Übernutzung vermie-
den werden soll (Münch 1994, S. 5). 
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Eine Voraussetzung hierfür bildet die allgemeine Wahrnehmung ökologischer Ri-
siken sowie ihre soziale und kulturelle Interpretation (vgl. Abschn. 4.3). Werden 
sie als dringliches Problem wahrgenommen und interpretiert, gelangen sie über 
öffentliche Kommunikationsprozesse auf die politische Agenda. An die politischen 
Institutionen werden hierbei hohe Erwartungen bezüglich ihrer Problemlösungs-
kapazitäten gestellt. Das politische System übernimmt die Funktion der Umver-
teilung und das Management der Ressource "Umwelt". 
Seit Ende der 1980er Jahre existieren umfassende Studien und Untersuchungen 
über die Steuerungsfähigkeit des Staates im Umweltbereich. Insgesamt besteht 
Einigkeit darin, daß der Staat eine zentrale Steuerungsfunktion in der U mweltpo-
litik erfüllt. Die Einschätzungen über die Steuerungsfähigkeit des Staates rei-
chen in der Literatur jedoch von der Überforderung des politischen Systems (Bey-
me 1991; Luhmann 1990) bis zur Betonung der Notwendigkeit politischer Steue-
rungangesichts komplexer Umweltprobleme (Jänicke 1986; 1990). 
Die Schwierigkeiten politischen Handeins resultieren dabei aus einem klassi-
schen Dilemma: Einerseits bleiben die ursprünglichen Aufgaben der Politik wei-
terhin bestehen, wie z.B. die Bereitstellung elementarer Bürgerrechte (materiel-
ler Wohlstand, persönliche Entfaltung, Freiheit, Gleichheit, politische Partizipa-
tion, soziale Sicherheit etc.); andererseits ist nach Kriterien zu suchen, nach de-
nen die Nutzung des immer knapper werdenden Gemeinschaftsgutes der natürli-
chen und soziokulturellen Umwelt geregelt werden kann. "Wir erwarten von der 
Politik, daß sie weiter die Expansion unserer Freiheitsrechte betreibt, uns zu-
gleich aber vor ihren Negativeffekten schützt" (Münch 1994, S. 6). Hier wird deut-
lich, daß erst die Garantie o.g. Werte eine konfliktfreie Integration umweltpoliti-
scher Aspekte in das gesellschaftliche Leben ermöglicht. Ist die Garantie dieser 
materiellen Werte nicht gewährleistet, so entsteht leicht eine Konfliktlinie zwi-
schen ökologischen Werten und Sozialverträglichkeit. 
Ein weiteres Problem der Umweltpolitik besteht zusätzlich darin, daß angesichts 
anstehender ökologischer Gefahren und Risiken selbst umfangreiche Handlungs-
kapazitäten des politisch-administrativen Systems angesichtes des Umfangs er-
kannter (und noch unerkannter) Altlasten sowie der ständigen Neubelastungen 
nicht ausreichen. Unter Beachtung o.g. Dilemmas kommt Jänicke zu der Schluß-
folgerung, daß der bürokratische Staat heute nur noch eine von mehreren Instan-
zen sein kann (Jänicke 1993). Hierfür können folgende Gründe angeführt werden: 
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In keinem Politikfeld gibt es so regelmäßig Testfälle der Interventionskapazi-
tät des Staates. Und nirgendwo sonst werden Widersprüche zwischen einer öf-
fentlichen Problemerkenntnis und staatlichen Gegenmaßnahmen (vgl. Be-
reich Wahrnehmung) so sichtbar wie im Umweltbereich. Dies führt zwangs-
läufig zu sozialen Konflikten. 
Ökologische Maßnahmen müssen häufig gegen widerstrebende Motive und In-
teressen der gesellschaftlichen Akteure durchgesetzt werden. Dieser Sachver-
halt führt zu Interessenskonflikten. 
Aufgrund der Internationalisierung und Dezentralisierung von Umweltpro-
blemen entsteht ein konfliktives Verhältnis zwischen Lokalismus und Globalis-
mus (vgl. auch Abschn. 4.5). Dies führt zur teilweisen Erosion des National-
staates (vgl. Willke 1991a, S. 182) und seinen Handlungskapazitäten. 
Es kommt zunehmend zu einem Interessenskonflikt zwischen zentralstaatlichen 
und dezentralen Institutionen der Umweltpolitik, wie z.B. Kommunen oder 
Verbände. Oft wird hier erfolgreich vorgeführt, daß vom Staat unterlassene 
Strategien doch möglich sind. 
Die "Verlagerung des Zeithorizontes" (Willke 1991a, S. 182) der Umweltpro-
bleme ist besonders prekär in der Umweltpolitik. Die parlamentarischen Insti-
tutionen agieren im wesentlich reaktiv. Ökologische Probleme beinhalten je-
doch in zunehmendem Maße Erfahrungen, die nicht gemacht werden dürfen, 
sondern antizipiert werden müssen. Je länger die Industrieländer Umweltpoli-
tik praktizieren, desto deutlicher wird die Unangemessenheit der bisher prak-
tizierten Umweltpolitik. Dieser Sachverhalt führt ebenfalls zu sozialen Kon-
flikten. 
Diese Konfliktstrukturen können ebenfalls auf die Klimaproblematik angewandt 
werden. Diese sollten im einzelnen, in den unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Sektoren, präzisiert werden mit folgenden Fragen: 
Welche konkreten Interessenskonflikte entstehen innerhalb der gesellschaftli-
chen Sektoren bei Einbindung welcher Akteure? Was leistet die Klimaschutz-
politik der Kommunen im Gegensatz zu gesamtstaatlichen Maßnahmen, kön-
nen regionale Maßnahmen auf größere politische Einheiten übertragen wer-
den? An welche Grenzen stößt eine politische Steuerung sowohl im Rahmen 
von Anpassungs- wie Reduktionsstrategien der Klimapolitik? Welche Bedeu-
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tung hat die Globalität sowohl der Klimaschutzrahmenkonvention als auch 
der Klimaveränderungen für die nationalstaatliche politische Steuerung? 
Für die staatliche Klimapolitik gilt, daß der allgemeine Verlauf von Politik nicht 
allein von rationalen Entscheidungen bestimmter politischer Akteure abhängt. 
Die Einführung von konkreten Handlungsstrategien ist auch, wie schon erwähnt 
wurde, am politisch wahrgenommenen Ist-Zustand der Belastung ausgerichtet 
(v. Prittwitz 1990). Diese spiegelt sich sowohl in der öffentlichen Wahrnehmung 
des Problems als auch in den gesellschaftlichen Konfliktstrukturen wieder (vgl. 
Abschn. 4.3). 
4.4.4 Fazit 
Zusammenfassend kann festgehalten werden, daß die Analyse sozialer Konflikte 
im Rahmen der Klimaproblematik folgende Aspekte benennt: Konflikteaufgrund 
von Kapazitätsmängeln der politischen Steuerung, Konflikteaufgrund des Span-
nungsverhältnisses zwischen Globalität und Regionalität und Konflikteaufgrund 
eines Spannungsverhältnisses zwischen Ökologie und Sozialverträglichkeit. 
Von vielen Experten wird immer wieder bedauert, daß die Konfliktforschung in 
Deutschland einen sehr geringen Stellenwert einnimmt; dies ist umso bedeutsa-
mer, wenn man die Funktion der neuen sozialen Bewegungen in den vergangenen 
Jahrzehnten für den gesellschaftlichen Prozeß betrachtet. Durch sie wurden neue 
Wertvorstellungen in die Gesellschaft getragen, die sich langsam und stetig mani-
festiert und institutionalisiert haben. In diesem Prozeß mußten sie sich oft gegen 
vielfältige Widerstände durchsetzen, was z.T. zu enormen gesellschaftlichen Kon-
flikten führte. Die Inhalte dieser Konflikte waren vielfältig und kreisten ebenso 
um Frauen-, Friedens-, Umweltthemen wie um Fragen der sozialen Organisation 
einer Gesellschaft. 
Die Bedeutung und Ursachen der neuen sozialen Bewegungen sind in der sozial-
wissenschaftlichen Literatur intensiv diskutiert worden. Einigkeit besteht in der 
These, daß diese Bewegungen Auslöser für weitreichende gesellschaftliche Verän-
derungen waren und daß sie das vorherrschende Wert- und Normsystem im Nach-
kriegsdeutschlandfundamental verändert haben. 
Umweltthemen konnten sich in diesem Prozeß nicht zuletzt deswegen durchset-
zen, weil sie letztlich alle Gesellschaftsmitglieder betreffen. Dies gilt besonders 
für Probleme, die sich räumlich kaum eingrenzen lassen, wie z.B. die Verschmut-
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zung der Gewässer und der Luft. In den letzten Jahren werden auch ökologische 
Risiken globalen Ausmaßes öffentlich diskutiert, obgleich wissenschaftliche Ana-
lysen schon seit wesentlich längerer Zeit diese Formen der Umweltzerstörung 
festgestellt und diskutiert haben. Die Veränderung des Ozongehaltes in der At-
mosphäre und die Veränderungen klimatischer Bedingungen in globalem Maß-
stab können als Beispiele genannt werden. Obgleich der wissenschaftliche Nach-
weis für kausale Beziehungen zwischen den menschlichen Produktions- und Le-
bensbedingungen und der sich verändernden Umwelt fehlt, hat die Durchsetzung 
und hohe Bewertung ökologischer Problemlagenjedoch zu einer grundsätzlich ho-
hen Akzeptanz und Legitimation umweltpolitischer Strategien geführt. Die Fra-
genkreisenangesichts der globalen Ausmaße von Umweltproblemen um die Fra-
ge, ob diese Strategien ausreichend sind oder ob neue Formen umweltpolitischen 
Handeins notwendig werden. 
Besonders die Klimaproblematik aktualisiert diese Fragestellung in der öffentli-
chen Diskussion. Die Diskussion zeigt, daß zum einen globale Umweltprobleme 
globales Handeln erforder lieh machen und zum anderen neue Formen umweltpo-
litischen Handeins eingefordert werden, die über traditionelle Handlungsstrate-
gien hinausgehen. Die Analyse zeigt, daß beide Komponenten zu neuen gesell-
schaftlichen Konfliktlagen führen. Weiterführende Betrachtungen der gesell-
schaftlichen Konflikte können zu wichtigen Erkenntnissen über die Interessens-
und Wertstandpunkte gesellschaftlicher Akteure führen und auch darüber, wel-
che Interessen sich langfristig durchsetzen und aktiv an der gesellschaftlichen 
Gestaltung teilnehmen werden. Aus diesen "neuen Interessens- und Risikolagen, 
Verteilungs- und Kompensationskämpfen" ergibt sich eine "Institutionalisierung 
des Wandels" (Willems et al. 1993, S. 14). 
Die Sozialwissenschaften sind besonders im Umweltbereich aufgefordert, die ver-
schiedenen Facetten gesellschaftlicher Konflikte zu analysieren, da umweltrele-
vante Entscheidungen in diesem gesellschaftlich hoch sensibilisierten Klima kei-
ne automatische Akzeptanz mehr voraussetzen können; diese muß vielmehr in öf-
fentlicher Kommunikation geschaffen werden (Brand/Eder 1994, S. 6ff). Eine 
Analyse der Konflikte und Diskurse im gesellschaftlichen Prozeß kann die Debat-
te neu strukturieren und die Konfliktinhalte mit institutionellen Regulierungs-
formen verknüpfen. 
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4.4.5 Forschungsfelder zum Schwerpunkt "Konflikte" 
Im Zusammenhang mit der Klimaproblematik können folgende Forschungs-
schwerpunkte im Rahmen der Konfliktforschung benannt werden: 
(1) Analyse der nationalen Konflikte im Hinblick auf Inhalte, Formen und Par-
teien. Vergleich mit anderen umweltpolitischen Themen im Hinblick auffol-
gende Fragen: Bestehen qualitative Unterschiede zwischen den Themenbe-
reichen? Haben sich Veränderungen ergeben, die neue Dimensionen des 
Konfliktpotentials dar legen? 
(2) Analyse regionaler Konflikte im Hinblick auf die Klimaproblematik Inwie-
weit fülll't das Thema zu einer Überschneidung von Interessenskonflikten in 
einer Region wie etwa der norddeutschen Küstenregion? Mit welchen sozia-
len und kulturellen Implikationen wird das Thema in der Region verknüpft? 
Welche Differenzen ergeben sich daraus im Vergleich mit den sozialen und 
kulturellen Implikationen nationaler Konflikte? Welche Konflikte entste-
hen aufgrundstaatlicher Klimapolitik in der Region? Wie wirkt sich kom-
munale oder regionale Klimapolitik auf die staatliche Klimapolitik aus? 
(3) Analyse neuer institutioneller Formen der Problembearbeitung. Welche 
Funktion haben die Konflikte auf der kommunalen, regionalen und staatli-
chen Ebene? Entstehen neue institutionelle Regulierungsformen? 
(4) Analyse der internationalen Konflikte im Hinblick auf Konfliktinhalte, 
-formen und -parteien. Mit welchen Konfliktinhalten lassen sich die Thesen 
über Gewinner und Verlierer im Rahmen der Klimaproblematik aufrechter-
halten? Wie werden diese Thesen in den Nord-Süd-Konflikt eingebunden? 
(5) Analyse der Agendabildung internationaler Institutionen im Klimabereich. 
Welche Konflikte waren maßgeblich an der Bildung der internationalen 
Klima-Agenda beteiligt? Welches sind die Konfliktinhalte, -formen und 
-parteien in diesen internationalen Verhandlungen? Welche Interessen do-
minieren den wissenschaftlichen Diskurs über Klima? 
(6) Verknüpfung der nationalen mit der internationalen Klimaschutzpolitik. 
Wie wirkt sich nationale Klimaschutzpolitik auf die internationale Klima-
Agenda aus? Welche Konflikte treten auf? Welche Auswirkungen haben in-
ternationale Klimaschutzmaßnahmen auf den nationalen Diskurs oder auf 
regionale Klimaschutzpolitik? Unter welchen Bedingungen werden gesell-
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schaftliehe Konflikte auf die internationale Ebene verlagert? Welche gesell-
schaftlichen Akteure forcieren internationale Klimaschutzmaßnahmen? 
(7) Analyse der Perspektive nationaler und internationaler Klimaschutzpolitik. 
Welche Positionen und Kontroversen können zu neuen inhaltlichen Diskus-
sionszusammenhängen führen? Welche Funktion haben sie für die Ökologie-
debatte? Welche theoretischen Perspektiven und analytischen Konzepte las-
sen sich aus den Analysen über Konflikte entwickeln? 
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4.5 Themenschwerpunkt 5: Handlungsstrategien 
4.5.1 Der Hintergrund 
Die Möglichkeit künftiger Klimaänderungen stellt aus heutiger Sicht eines der 
zentralen globalen Umweltthemen bzw. -probleme dar. Wie in den vorherigen Ka-
piteln schon deutlich wurde, sind die regional sehr unterschiedlich verteilte Ver-
ursachung oder die wahrscheinlich regional sehr differierenden Wirkungen sol-
cher Klimaänderungen Themen, die wie kaum ein anderes in den letzten Jahren 
kontrovers in Wissenschaft, Politik und Öffentlichkeit diskutiert werden. Es ist 
daher wenig verwunderlich, daß ähnliches auch für die Diskussion um klimapoli-
tische Strategien als Reaktion auf mögliche, antizipierte oder schon eingetretene 
Klimaänderungen gilt. In dem generell gültigen gesamten Handlungs- bzw. Poli-
tikprozeß von der Problemdefinition über die Zielformulierung bis hin zur Imple-
mentierung und Erfolgsevaluierung von konkreten Maßnahmen befindet sich die 
Klimapolitik bislang noch in den ersten beiden Phasen, ist doch die konkrete 
Durchführung von Maßnahmen noch die große Ausnahme. Ein Konsens ist jedoch 
bislang auch in diesen Phasen nur auf sehr allgemeinem Niveau zu konstatieren. 
Entscheidungsfindungen werden durch verschiedene Faktoren zumindest er-
schwert. Die wichtigsten von ihnen sind im folgenden aufgeführt: 
1. Wie oben schon angesprochen, existieren zum Teil noch große Unsicherheiten 
in bezugauf die Zusammenhänge klimatischer Prozesse, ihre Wirkungen auf 
sozioökonomische Systeme, die intendierten und nicht-intendierten Wirkun-
gen verschiedener klimapolitischer Maßnahmen sowie deren Akzeptanz durch 
betroffene Gruppen. 
2. Mehr als 90% der globalen C02-Emissionen und über 50% der Treibhausgas-
emissionen (also einschließlich Methan, FCKW usw.) sind durch den Energie-
verbrauch über die Verbrennung oder Bereitstellung fossiler Energieträger 
verursacht (vgl. z.B. Enquete-Kommission "Vorsorge zum Schutz der Erdatmo-
sphäre" 1991, S. 44f). Diese Emissionen sind nach heutigem Kenntnisstand im 
Unterschied zur bislang bei anderen Problemen üblichen Praxis nicht oder nur 
mit prohibitiv hohem Aufwand durch Rückhaltetechniken verminderbar. Des-
wegen würde die Zielsetzung einer Emissionsreduktion Maßnahmen zur Ener-
gieverbrauchssenkung oder zu einer entsprechenden Veränderung des Ener-
gieträgermixes in Richtung C02-armer bzw. -freier Energieträger erforderlich 
machen. Experten halten nun zumindest zur langfristigen Stabilisierung der 
atmosphärischen C02-Konzentration eine globale Emissionsreduktion von 
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mindestens 20% bis 2005 und 50% bis 2050 für erforderlich, was im Prinzip so 
auch für die Umsetzung der 1992 auf der UN-Konferenz für Umwelt und Ent-
wicklung (UNCED) in Rio beschlossenen Klimarahmenkonvention (vgl. IUCC 
1992) gelten müßte, die sich eben jene Stabilisierung zum Ziel gesetzt hat und 
die als Ausgangsbasis für eine künftige internationale Klimapolitik Geltung 
besitzt. Demgegenüber gehen jedoch die bisherigen Prognosen von einer Stei-
gerung des weltweiten Energieverbrauchs - und im wesentlichen auch der 
Emissionen -um rund 40 %bis 2010 (siehe VDI-Nachrichten vom 19.5.1995) 
bzw. nahezu einer Verdoppelung bis 2050 aus. 
Hier wird also ein Dilemma in zweierlei Hinsicht deutlich: Zum einen besteht 
zwischen dem, was notwendig, und dem, was wahrscheinlich ist, eine erhebli-
che Diskrepanz; zum anderen würde ein solches Szenario von Emissionsreduk-
tion bzw. energiewirtschaftlicher Strukturänderung quasi das zentrale Ner-
vensystem moderner Gesellschaften berühren und mehr oder weniger weitrei-
chende wirtschaftliche und gesellschaftliche Strukturwandelprozesse erforder-
lich machen. Beinahe jeder Lebensbereich ist in den meisten Regionen dieser 
Welt in irgendeiner Form mit der Nutzung fossiler Energieträger bzw. der 
Freisetzung klimarelevanter Gase verbunden (industrielle Produktion, Haus-
halte, Verkehr, Landwirtschaft usw.). Aus diesem Grund bestehen sehr vielfäl-
tige und intensive Wechselbeziehungen und-wirkungenzwischen der Klima-
politik und anderen Politikbereichen wie etwa der Energie-, Wirtschafts-, 
Verkehrs- Agrar- oder Steuerpolitik. Gleiches gilt nicht zuletzt auch für die 
Entwicklungs- oder Handelspolitik im internationalen Kontext. Es ist daher 
eigentlich unerläßlich, klimapolitische Zielsetzungen - soweit vorhanden -
möglichst in die genannten Politikbereiche zu integrieren. 
3. Auch auf der ökologischen Ursache-Wirkungs-Ebene kann die Klimaproble-
matik nicht isoliert betrachtet werden, da sie nach heutigem Wissen häufig in 
komplexen Wechselwirkungsbeziehungen zu anderen regionalen und vor al-
lem globalen Problemen wie dem Abbau des stratosphärischen Ozons, der 
Waldzerstörung, der Bodendegradation oder der Reduzierung der Artenvielfalt 
steht (vgl. etwa Mintzer 1992, S. 9; WBGU 1995). 
4. Die bislang eher auf dem Territorialitätsprinzip aufbauende internationale Po-
litik wird mit einem nicht an Staatsgrenzen haltmachenden Klimaproblem 
konfrontiert. In Verbindung mit der generell erkennbaren Tendenz in Rich-
tung zunehmender internationaler Politikverflechtungen führt dies dazu, daß 
Politik im allgemeinen und Klimapolitik im besonderen nur bis zu einem ge-
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wissen Grad im nationalen Alleingang möglich ist und deswegen internationa-
ler Verhandlungen bzw. Vereinbarungen bedarf (vgl. Fischer 1992, S. 24ft). 
Die aktuelle Erfahrung des Prozesses von Rio 1992 bis Berlin 1995 zeigt jedoch, 
daß die sehr unterschiedlichen Interessenlagen einzelner Akteursgruppen (kli-
mapolitisch aktive sowie zögerliche Industriestaaten, ehemalige Ostblockstaa-
ten, Ölförderländer, Entwicklungsländer, die AOSIS-Gruppe kleiner Insel-
staaten usw.) und die daraus entstehenden verschiedenen- im vorherigen The-
menbereich ausführlich behandelten - Konflikte bislang konkrete Verhand-
lungsergebnisse verhindern oder zumindest erheblich verzögern. 
Angesichts dieser Ausgangs- und Rahmenbedingungen für eine nationale und in-
ternationale Klimapolitik ist es wenig verwunderlich, daß sich gerade in Zeiten 
nachlassender ökonomischer Prosperität, wie wir sie seit einiger Zeit zumindest in 
einigen Industriestaaten erleben, noch vor Beginn der Diskussion um den Einsatz 
spezieller klimapolitischer Instrumente die Stimmen derer mehren, die die Not-
wendigkeit solcher Maßnahmen grundsätzlich in Frage stellen. Sie schätzen die 
Risiken falscher bzw. gesellschaftlichteurer und möglicherweise die Leistungsfä-
higkeit der Wirtschaft überfordernder Maßnahmen vergleichsweise hoch ein und 
plädieren daher für das Warten aufverbesserte wissenschaftliche Erkenntnisse. 
Dem steht die Position gegenüber, die vor allem die potentiellen Folgen von Kli-
maänderungsphänomenen größeren Ausmasses, also die Risiken (bzw. die Kosten) 
des Nicht-Handelns, in den Vordergrund stellt und die ebenfalls zunehmend über 
die ökonomische Kosten-Argumentation vermittelt wird. So weist zum einen die 
Versicherungswirtschaft auf einen Anstieg der- möglicherweise auf anthropogene 
Klimaänderungen zurückzuführenden- Naturkatastrophen sowie die daraus ent-
standenen Schäden in den letzten Jahren hin (vgl. Berz 1994). Zum anderen war-
nenjüngste Untersuchungen von Forschungsinstitutionen für den Fall einer Ver-
dopplung der atmosphärischen C02-Konzentration vor möglichen Schadensfolge-
kostendimensionen, die insgesamt gesehen deutlich über 5% des globalen Brutto-
sozialprodukts liegen könnten (das zur Zeit rund 20.000 Mrd US-$ beträgt). Damit 
kommt man in Dimensionen, bei denen noch höherer Kosten für besonders gefähr-
dete Staaten kaum noch verkraftbar wären (Friedl/Ronzheimer 1995). Diese Ko-
sten können beispielsweise in Form eines größeren Aufwands bei der Produktion 
von bestimmten Gütern bzw. Dienstleistungen oder auch in Form von Verlusten 
an Umweltgütern entstehen. 
Zwischen diesen beiden Extrempositionen bewegt sich im wesentlichen die Dis-
kussion um klimapolitische Strategien der letzten Jahre. Beide verfolgen zwar 
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letztlich im Prinzip eine ökonomische Risikominimierungsstrategie, allerdings 
mit sehr verschiedenen Ansatzpunkten, den des ökonomischen Risikos infolge kli-
mapolitischer Maßnahmen und den des ökonomischen Risikos infolge klimati-
scher Veränderungen. 
Die Aufgabe der Sozialwissenschaften in diesem Themenfeld konzentriert sich da-
bei auf die Konzipierung und insbesondere auf die Bewertung verschiedener 
Handlungsstrategien oder Instrumente an Hand spezieller Kriterien im Hinblick 
auf ihre Wirksamkeit. Beispielsweise werden die intendierten und nicht-
intendierten Wirkungen des Einsatzes bestimmter klimapolitischer Instrumente 
untersucht. Federführende Disziplinen sind hier vor allem die Ökonomie und die 
Rechts- bzw. Verwaltungswissenschaft, aber auch die Soziologie und die Politolo-
gie spielen eine Rolle. 
In der Reihe der fünf von uns präsentierten Schwerpunktthemen einer künftigen 
sozialwissenschaftliehen Klimawirkungsforschung kommen dem Thema "Hand-
lungsstrategien" mit Blick auf seine Bearbeitung und seinen Stellenwert unter-
schiedliche Funktionen und Eigenschaften zu: 
Da im Prinzip erst hier die konkrete Handlungsebene betreten bzw. diskutiert 
wird, sind im Vergleich zu den anderen Themenbereichen das wissenschaftli-
che und das politische Element besonders stark verbunden. 
Seine direkte Beziehung zu den anderen Themen ist offenkundig. Um tragfähi-
ge Strategien konzipieren zu können, ist es unerläßlich, klimaänderungssensi-
ble Bereiche zu identifizieren, die spezifische Problemwahrnehmung relevan-
ter Akteure zu untersuchen und mögliche auftretende Konflikte zu berücksich-
tigen. 
Im Rahmen einer denkbaren Chronologie des politischen und wissenschaftli-
chen Prozesses besitzt das Strategiethema einen zweifachen Stellenwert: Die 
klimapolitische Maßnahme markiert einerseits den Endpunkt eines politi-
schen Entscheidungsprozesses- sieht man einmal von der Erfolgsevaluierung 
ab -, sie ist jedoch andererseits aufgrund ihrer Wirkungen wiederum Aus-
gangspunkt zumindest für die weitere Emissionsentwicklung klimarelevanter 
Spurengase und damit auch für eine mögliche Neubewertung der übrigen The-
menbereiche. 
Gerade bei diesem Thema werden die Spezifika aber auch Schwierigkeiten 
deutlich, die sich aus dem Nebeneinander von lokalen, regionalen, nationalen 
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und globalen Aktionsebenen ergeben, das häufig ein Wechselspiel darstellt 
und mitunter auch zu einem Gegeneinander wird. Diese Spezifika berühren 
natürlich auch die Vorgehensweise für eine beispielsweise auf den deutschen 
Küstenraum begrenzte Untersuchung. Die bisherigen Erfahrungen zeigen, 
daß auf der einen Seite die Konzipierung von klimapolitischen Strategien nur 
bis zu einem gewissen Grad ohne die Berücksichtigung internationaler Aspek-
te und Verflechtungen möglich ist. Dies ist in den besonderen Eigenschaften 
des Klimathemas begründet (vor allem der Globalität), aber z.B. auch darin, 
daß aufregionaler Ebene die entsprechenden politischen Kompetenzen oder Fi-
nanzmittel häufig nicht oder nur begrenzt vorhanden sind. Auf der anderen 
Seite muß jedoch Klimapolitik - wie auch Politik in anderen Bereichen gerade 
der Umweltpolitik - nicht zuletzt auf der Ebene einzelner Kommunen bzw. 
Städte umsetzbar sein bzw. umgesetzt werden. Dieses Dilemma wird umso of-
fenkundiger, je mehr kommunales Handeln angesichts mangelnder zielad-
äquater Maßnahmen auf nationaler und internationaler Ebene in den Vorder-
grund tritt bzw. gefordert wird. 
All die soeben genannten Aspekte werden für die künftige Formulierung von For-
schungsfragen und Konzipierung von Forschungsschwerpunkten Bedeutung ha-
ben. 
4.5.2 Wesentliche Fragen im Zusammenhang mit klimapolitischen Strategien 
Die Erfahrungen der Vergangenheit zeigen eines sehr deutlich: Wenn klimapoliti-
sche Handlungsstrategien effektiv sein und über bloße Absichtserklärungen hin-
ausgehen sollen, ist über eine Reihe grundsätzlicher Fragen zu entscheiden, die 
nicht zuletzt den Rahmen für künftige Forschungskonzeptionen darstellen wer-
den. Sowohl die Wissenschaft als auch die Politik sind hier gefordert. Klärungsbe-
darf besteht zunächst auf der hocbaggregierten und mitunter abstrakten Ebene 
von umwelt-und auch klimapolitik-relevanten gesellschaftlichen Leitbildern. Bis 
heute dominieren auf der nationalen wie der internationalen Ebene nach wie vor 
die im Prinzip rund zweihundert Jahre alten Leitbilder des wirtschaftlichen 
Wachstums, der marktwirtschaftliehen Steuerung oder der Effizienz. Es wird also, 
orientiert an Kosten/Nutzen-Kriterien, nach Strategien gesucht, die die besten 
Klimaschutzergebnisse aus dem Einsatz begrenzter Mittel versprechen (es sei an 
dieser Stelle auf die kritische Wertung dieses Instrumentariums in Abschn. 3.4 
verwiesen). Seit einigen Jahren werden nun verstärkt auch neue Leitbilder wie 
das der global zukunftsfähigen Entwicklung ("sustainable development"), das die 
- 187-
Synchronisation und Integration von ökologischen und sozioökonomischen Ent-
wicklungselementen zum Ziel hat, oder das der "ökologischen Modernisierung der 
Industriegesellschaft" diskutiert, bislang allerdings mit noch recht wenig konsen-
sualen Vorstellungen über deren konkrete Ausgestaltung und. Umsetzung. In die-
sem Zusammenhang wird u.a. auch zu klären sein, welche Rolle Klimapolitik in 
einem umweltpolitischen Gesamtkonzept spielen kann bzw. soll und in welcher 
Form sie bestimmten Leitbildern gerecht werden kann. 
Auf der Ebene darunter geht es dann schon um konkretere Fragestellungen im 
Zusammenhang mit klimapolitischen Strategien. Hier sind Prinzipien bzw. Richt-
linien zu formulieren und zu diskutieren, an denen sich Klimapolitik grundsätz-
lich orientieren soll. Der Rekurs auf die Leitbild-Ebene findet dabei, angesichts 
verschiedener Sachzwänge, erfahrungsgemäß in sehr unterschiedlicher Weise 
statt. Vereinfacht zusammenfaßbar wären diese Fragen zu der Formel: 
"Was ist von wem, wann, wie zu tun?" 
Im folgenden werden diese Fragen mit Blick aufihre thematischen Schwerpunkte, 
die zentralen Probleme, Perspektiven und zuletzt auch auf künftige Forschungs-
fragen näher betrachtet. 
1) Zur Frage "Was ist zu tun?" 
Bei der klimapolitischen Entscheidungsfindung geht es zunächst einmal darum, 
welche grundsätzliche Richtung eingeschlagen werden soll. Wie schon in Kapi-
tell sowie zu Beginn dieses Themenabschnitts angedeutet, existieren hier sehr 
unterschiedliche Auffassungen. Bislang werden diese meistens nach den gängigen 
Kategorien und in sehr allgemeiner Form in drei Ansätze unterschieden: 
a) Nicht Handeln. 
Vor allem mit dem Hinweis auf die wissenschaftlichen Unsicherheiten sowie 
die hohen Kosten von Maßnahmen wird hier kein unmittelbarer politischer 
Handlungsbedarf gesehen, gleichzeitig aber weitere gezielte unsicherheitsre-
duzierende Forschung gefordert. 
b) Handeln in Form von Vermeidungsstrategien. 
Hierunter fallen Maßnahmen zur Reduzierung der Treibhausgasemissionen, 
aber auch die Bewahrung oder der Ausbau von Treibhausgas-Senken (z.B. 
Wälder). 
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c) Handeln in Form von Anpassungsstrategien. 
Hierzu zählen biologische, technische, institutionelle oder ökonomische Maß-
nahmen aufgrundder sich verändernden und bis zu einem gewissen Grad als 
nicht (mehr) beeinflußbar angesehenen Gegebenheiten, die entweder in reakti-
ver (d. h. nach schon eingetretenen Ereignissen) oder aktiver Form (d. h. Pla-
nung und Vorbereitung auf mögliche Ereignisse) durchgeführt werden kön-
nen. Beispiele wären etwa die Züchtung von Nutzarten in Land- und Forstwirt-
schaft, die sich an Klimaänderungen anpassen können, oder Küstenschutz-
maßnahmen in Form von Deichen. 
In jüngster Zeit werden nun in den Niederlanden im Rahmen des 1990 begonne-
nen Nationalen Forschungsprogramms zu globaler Luftverschmutzung und Kli-
maveränderungen Strategie- bzw. Politikoptionen diskutiert, die in bislang wohl 
beispielhafter Weise im Dialog zwischen Wissenschaft, Politik und relevanten ge-
sellschatlichen Gruppen entwickelt worden sind. Die nachfolgend aufgeführten 
fünf Optionen, auf die man sich geeinigt hat, unterscheiden sich dabei in ihrer 
Eingriffstiefe und vor allem in ihrem generellen Politikansatz in bezugauf den 
Umgang mit dem Politikrisiko sowie in ihrem Zeithorizont (vgl. Klabbers et al. 
1995, s. 15fD: 
Die quasi friktionsloseste Strategie ist die sogenannte "no regrets"-Option. 
Ausgehend von der Unsicherheit in bezugauf den Eintritt von Klimaänderun-
gen und der Notwendigkeit von Emissionsreduktionen umfaßt sie nur Maß-
nahmen, die auch ohne das Eintreten von Klimaänderungen sinnvoll wären, 
z.B. im Bau- oder Energiebereich (Förderung von Kraft/Wärme-Kopplung 
usw.), zur Begrenzung landwirtschaftlicher Überproduktion oder in Richtung 
einer Verlagerung der Besteuerung von Arbeit auf umweltbelastende Aktivi-
täten. Sie ist in etwa mit der oben genannten Strategie des Nicht-Handeins 
vergleichbar. 
Bei der Option "least regrets" kommen zusätzlich noch Maßnahmen zur Be-
grenzung möglicher Risiken infolge Klimaänderungen hinzu, etwa in Form 
verstärkter Forschungsanstrengungen im Energiebereich, Aufforstungen oder 
im Transportbereich durch die Kopplung von Fahrzeugsteuern an die Emissio-
nen usw. Hier wird nicht auf die technisch mögliche Emissionsreduktion abge-
zielt, sondern auf die kontinuierliche Schaffung einer Basis für flexible Reak-
tionen auf denkbare Klimaänderungsentwicklungen. 
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Bei der Option "acceleration" steht am Ende als Ziel das Leitbild "Sustainable 
Development" als Orientierungspunkt auch für die Klimapolitik, die aber nur 
als ein Teil einer entsprechenden Gesamtpolitik gesehen wird. Ihr Ansatz ist 
wesentlich langfristiger und teilweise auch grenzüberschreitend orientiert. Er 
beinhaltet etwa die Vermeidung motorisierten Verkehrs, größere Effizienz im 
Energieeinsatz oder die Verwendung von Sustainability-Kriterien zur Imple-
mentierung und Beurteilung von Projekten der Entwicklungszusammenar-
beit. 
Demgegenüber geht die Option "technological innovation" von der entschei-
denden Bedeutung technischer Entwicklung für die Bewältigung künftiger 
Probleme des Bevölkerungswachstums oder der Umweltzerstörung aus. Als 
wesentlicher Faktor wird hier die enge und langfristige Zusammenarbeit zwi-
schen Regierung und Unternehmen gesehen, wobei der Staat die Technikent-
wicklung durch die Schaffung entsprechender Bedingungen und Infrastruktu-
ren oder durch die Setzung von Standards lenken soll. Die Entwicklung im Be-
reich des Einsatzes alternativer Energieträger bzw. alternativer Antriebe im 
Verkehr oder die Biotechnologie und die Entwicklung neuer Verfahren im 
Landwirtschafts- und Industriebereich stehen hier im Vordergrund. 
Schließlich basiert die Option "institutional change" bzw. "cultural change" 
auf der Annahme, daß technische Lösungen für das Erreichen von Sustainabi-
lity nicht genügen werden, sondern daß institutionelle und kulturelle Verän-
derungen in den Gesellschaften hinzukommen müssen, die weniger durch 
staatliche Direktiven als auf dem Wege innergesellschaftlicher Prozesse zu-
stande kommen müßten. Hierzu wird beispielsweise auch eine Debatte über 
die Definition und Ausgestaltung von "Lebensqualität" gezählt. 
Mit der Entwicklung dieser unterschiedlichen Politik-Optionen im gesellschaftli-
chen Dialog wird in den Niederlanden ein neuer Ansatz in der von vielen als stag-
nierend empfundenen Umwelt- bzw. Klimapolitik versucht. Ausgehend von der 
These, daß die heute schon erkennbaren Veränderungen in der Atmosphäre aus-
reichenden Grund zum Handeln bieten, soll der bisherige deterministische, den 
Ursache-Wirkungs-Kategorien verhaftete Ansatz von einem stärkeren Denken in 
den Kategorien Unsicherheit, Risiko und Handlungsmöglichkeiten abgelöst wer-
den (Klabbers et al 1995, S. 3). Die positive Wechselwirkung zwischen Wissen-
schaft und Politik soll dadurch erzielt werden, daß einerseits die vorhandenen Er-
gebnisse der Klimaforschung und die Klimapolitik generell in die anderen 
umwelt- und sozioökonomischen Politikbereiche integriert werden und daß ande-
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rerseits von der Politik wiederum Anforderungen bzw. neue Fragestellungen an 
die Wissenschaft formuliert werden. 
Die nun anstehende Aufgabe wird darin bestehen, für die genannten Politik-
Optionen ebenfalls im Dialog Strategien und die jeweils erforder liehen und in Art 
und Umfang unterschiedlichen Instrumente zu entwickeln sowie letztlich die un-
terschiedlichen Ressourcen dafür bereitzustellen. Es bleibt abzuwarten, ob es ge-
lingen wird, diesen Politikansatz dauerhaft wirksam und erfolgreich umzusetzen. 
Zwei der wichtigsten Entscheidungsalternativen, die bei Frage nach der Grund-
ausrichtung klimapolitischer Strategien existieren und die sich auch in den ge-
nannten Politikoptionen wiederfinden, sollen nun an dieser Stelle etwas näher be-
trachtet werden: 
a) Anpassung versus Vermeidung 
In der wissenschaftlichen und politischen Diskussion stand lange Zeit die Frage 
nach Ausgestaltung, Möglichkeiten und Folgen von Vermeidungsstrategien ein-
deutig im Vordergrund. Dies gilt für die Studien des IPCC oder auch die Ergebnis-
se der beiden Klima-Enquete-Kommissionen des Deutschen Bundestages. Folg-
lich dokumentiert sich diese Gewichtung sowohl in den bisher existierenden natio-
nalen klimapolitischen Ansätzen oder Selbstverpflichtungen als auch in der Kli-
marahmenkonvention als dem bislang zentralen und auch einzigen internationa-
len Klimaschutzregime. Experten führen für diesen Umstand insbesondere me-
thodische und normativ-politische Gründe an. Offenkundig wurde der von den 
Ökonomen von Beginn an prioritär untersuchte Vermeidungsansatz (vgl. Abschn. 
3.4) als leichter analysier- und operationalisierbar erachtet als Anpassungsstrate-
gien, insbesondere dann, wenn Anpassung nicht in reaktiver Weise, sondern als 
ein mit klaren Zielen zu versehender, aktiv zu steuernder Strukturwandelprozeß 
verstanden wird. Die ethische Komponente, die darin besteht, daß zumindest ein 
Teil der Klimaänderungen bzw. ihrer Auswirkungen durch menschliche Aktivitä-
ten verursacht sein dürften, wird für diese Prioritätensetzung ebenfalls eine Rolle 
gespielt haben. 
Die Probleme im Zusammenhang mit Reduktionsstrategien liegen erfahrungsge-
mäß sowohl in der Frage, welcher Stoff wie stark reduziert werden soll, als auch 
auf der Ebene der Umsetzung festgesetzter Zielgrößen und betreffen damit sowohl 
die wissenschaftliche wie die politische Seite. So enthält zwar die Klimarahmen-
konventiondie formal weitgehend anerkannten Zielgröße einer Stabilisierung des 
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C02-Gehalts der Atmosphäre bis zum Jahr 2050. Der Streit beginnt jedoch schon 
bei der Frage, welche Emissionsreduktionen hierfür erforderlich sein werden und 
spitzt sich weiter zu bei der Frage, welche Umsetzungsverantwortung den einzel-
nen Staaten zukommt. 
Dabei treffen die begrenzten wissenschaftlich gesicherten Erkenntnisse zum ei-
nen auf noch erhebliche Wissenslücken, zum anderen auf regional sehr unter-
schiedliche Interessenlagen oder technische und ökonomische Gegebenheiten. Der 
Verlauf der bisherigen Verhandlungsprozesse auf nationaler wie internationaler 
Ebene deutet in der Tat auf große Schwierigkeiten bei der Umsetzung der bisher 
gesetzten Reduktionsziele hin. So kommt zwar beispielsweise Deutschland mit 
seinem 1990 in Form einer Selbstverpflichtung formulierten und 1995 leicht mo-
difizierten 25%-Reduktionsziel für C02 (jetzt bezogen auf den Zeitraum 1990-
2005) (BMU 1993, S. 104 ff; vgl. die Rede des Bundeskanzlers vor der 1. Vertrags-
staatenkonferenz zur Klimarahmenkonvention am 05.04.1995 in Berlin) weltweit 
immer noch Vorreiterfunktion zu. Nach Meinung zahlreicher Experten lassen je-
doch die bisher eingeleiteten bzw. geplanten Maßnahmen die zur Erreichung die-
ses Ziels erforderliche Stringenz vielfach noch vermissen und werden daher als 
unzureichend bewertet (siehe etwa DIW-Wochenbericht 9/1994 und 14/1995). 
Zu diesen Schwierigkeiten bei der Realisierung solcher Reduktionsziele kommt 
die Möglichkeit hinzu, daß schon die bis heute emittierte Menge an Treibhausga-
sen aufgrundderen Akkumulation in der Atmosphäre bewirken wird, daß selbst 
drastische Emissions1·eduktionen Klimaänderungen bis zu einem gewissen Grad 
nicht werden verhindern können. Es mehren sich daher Argumente für den Ein-
satz von Anpassungstrategien. 
Angesichts der besonderen Sensibilität von Küstengebieten in bezug auf mögliche 
Klimaänderungen sind nun Anpassungstrategien für diese Regionen -im Sinne 
eines gezielten, vorsorglichen Steuerungsprozesses über die bisherige überwie-
gend reaktive Küstenschutzpraxis hinaus- zu einem neuen Faktor in der Diskus-
sion und Forschung zur Klimapolitik geworden. Sie lassen sich prinzipiell in drei 
Kategorien unterscheiden: Den Rückzug des Menschen aus gefährdeten ökologi-
schen Systemen, deren Anpassung an sich verändernde Gegebenheiten sowie de-
ren Schutz vor den Veränderungsphänomenen (etwa durch Deiche) 
(IPCC/WMO/UNEP 1990, S. 152). 
"Integriertes Küstenmanagement" ("integrated coastal zone management"; 
ICZM) heißt das Schlagwort hierfür, initiiert Anfang der 1990er Jahre vor allem 
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durch den IPCC sowie internationale Organisationen. Betroffenen Küstenstaaten 
wird hier empfohlen, entsprechende Planungsstrategien bis zum Jahr 2000 durch-
zuführen bzw. einzuleiten (siehe IPCC 1994; IVM 1993; Resource Analysis/Delft 
Hydraulics 1993; Weltbank 1993). Mit der Zielperspektive einer quasi regional fo-
kussierten zukunftsfähigen Entwicklung ("sustainable development") der Kü-
stenregionen sollen deren langfristige Bedürfnisse bzw. Probleme im Rahmen des 
ICZM-Prozesses berücksichtigt bzw. behandelt werden. Ziel ist es letztlich, eine 
Verbindung aus Risikominimierung und ökonomischer Nutzenoptimierung zu fin-
den. Methodisch geht es dabei vor allem um die Analyse und Bewertung des Ein-
flusses anthropogener und natürlicher Veränderungsprozesse auf die Störanfällig-
keit ("vulnerability") sowie auf die Möglichkeit einer tragfähigen Entwicklung 
von Küstensystemen mit Hilfe von quantitativen (vor allem ökonomischen) und 
qualitativen Indikatoren, um ein erfolgreiches langfristiges Managementkonzept 
entwickeln zu können (vgl. Abschn. 4.1). Das "integrative" Element soll dabei vor 
allem in der Zusammenführung von Behörden und Institutionen, die aufverschie-
denen Ebenen am Küstenmanagement beteiligt sind, von wirtschaftlichen, tech-
nischen, wissenschaftlichen und institutionellen Faktoren sowie von den verfüg-
baren Kapazitäten, Geldern und Expertisen bestehen. Das "Management"-
Element findet sich beispielsweise in der Zielsetzung einer möglichst "gerechten" 
Verteilung i. d. R. knapper Ressourcen aufverschiedene Nutzungen bei gleichzei-
tiger Minimierung von Konflikten wieder. 
In der US-amerikanischen Klimapolitik-Diskussion spielen Anpassungsstrate-
gien im Sinne einer Vorbereitung auf ein möglichst breites Klimaänderungsspek-
trum eine wesentlich größere Rolle als etwa in Deutschland. Im Rahmen der Dis-
kussion um den "Coastal Zone Management Act" werden dabei auf die Frage nach 
Möglichkeiten, die Verwundbarkeit insbesondere von ökologischen Systemen ge-
genüber Klimaänderungen zu minimieren, immer mehr zwei Elemente in den 
Vordergrund gestellt: Zum einen die "Stärkung der Flexibilität", d. h. die Schaf-
fung von Voraussetzungen für schnelle und wirksame Reaktionen als Puffer ge-
genüber sich verändernden Umständen; zum anderen die "Stärkung der Robust-
heit", d. h. die Vorbereitung auf den schlimmstmöglichen Fall (vgl. OTA 1993, S. 
16ff). Auf diese Weise sollen die Kosten einer ungewissen Klimazukunft reduziert 
werden. Das "Flexibilitäts"-Element umfaßt dabei die Verbesserung der Informa-
tionsbasis über die Funktionsweise der Systeme bis hin zur Beseitigung flexibili-
tätsbehindernder Faktoren im gesetzlichen und administrativen Bereich (z.B. re-
lativ unbewegliche Subventionssysteme im Bereich land- und forstwirtschaftli-
eber Nutzarten). "Robustheits"-stärkende Faktoren werden bezogen auf die Syste-
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me selbst (etwa die Züchtung bzw. Verwendung klimaänderungsunempfindliche-
rer Arten oder die Stärkung der Stabilität bzw. Produktivität der Systeme) und 
systemunabhängig benannt (etwa die gleichzeitige Verwendung mehrerer Mana-
gementstrategien für ökologische Systeme, um die Wahrscheinlichkeit der Wirk-
samkeit zumindest einer davon zu erhöhen). 
In den USA scheint also die Diskussion um Anpassungsstrategien wesentlich de-
taillierter und weiter vorangeschritten zu sein als anderswo - sieht man vielleicht 
von den Niederlanden ab -, wobei natürlich auch hier abzuwarten und genauen 
Analysen vorbehalten bleibt, welche Umsetzungsinstrumente mit welchem Auf-
wand im einzelnen entwickelt werden können und welche Wirksamkeit sie erzie-
len können. 
Auch im deutschen Forschungsleitplan "Klimaänderung und Küste" (BMFT 
1994a) wird der Begriff des "integrierten Küstenmanagements" mit einer prinzi-
piell vergleichbaren Zielrichtung verwendet, wobei allerdings der Begriff der 
"Stärkung der Flexibilisierung bzw. der Robustheit von Systemen" noch nicht in 
der gerade beschriebenen expliziten Form Verwendung gefunden hat. 
Zu Funktion, Möglichkeiten und Schwächen der sogenannten "Vulnerabilitäts"-
Studien wurde im Rahmen des ersten Themenbereichs bereits ausführlich Stel-
lung genommen. Es wird darüber hinaus abzuwarten bleiben, inwieweit und mit 
welchen Wirkungen dieses ICZM-Konzept angesichtsknapper Mittel, bestehender 
institutioneller Strukturen im Küstenschutz - die ja Teil des Aufbaus und der 
Funktionsweise der jeweiligen politischen Systeme sind - sowie der letztlich ge-
stellten Anforderungen an Strukturveränderungen umsetzbar sein wird. 
b) Technische Lösungen versus Wandel von Strukturen und Lebensstilen 
An der Verbrennung fossiler Energieträger als dem dominierenden Verursa-
chungsfaktor der Klimaproblematik sind mit graduellen Abstufungen sämtliche 
volkswirtschaftliche Sektoren, also Verkehr, Industrie, Haushalte (u.a. Raum-
wärme) und Energieerzeugung (Kraftwerke) beteiligt. Um klimarelevante Emis-
sionen zu reduzieren, gibt es nun grundsätzlich zwei Möglichkeiten: Die End- bzw. 
Nutzenergie kann verstärkt mit emissionsärmeren (z.B. Erdgas) oder emissions-
freien (z.B. regenerativen) Energieträgern erzeugt werden, oder es kann der Ener-
gieverbrauch insgesamt reduziert werden. 
Zur Frage nach der bestmöglichen Energieträgersubstitution existiert mittlerwei-
le eine Fülle von Forschungsarbeiten; nach wie vor werden hier die hinlänglich 
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bekannten, teilweise höchst kontroversen Debatten etwa um die langfristigen Po-
tentiale regenerativer Energierträger oder die Rolle der Kernernergie geführt. 
Noch schwieriger gestaltet sich der Komplex der Energieverbrauchsreduktion. Sie 
ist auf prinzipiell zwei Wegen möglich: Zum einen durch technische Lösungen, 
d.h. eine Reduzierung des Energieeinsatzes je Produktions- bzw. Dienstleistungs-
einheit (Effizienz). Hierzu exisitert ebenfalls eine ganze Reihe von Forschungsar-
beiten. Der andere Weg führt über die Veränderung von Lebensstilen, d. h. die 
Verringerung bzw. strukturelle Veränderung der Nutzung von energiever-
brauchsintensiven Produkten bzw. Dienstleistungen (Suffizienz), wozu bislang 
noch wesentlich weniger Untersuchungen vorliegen. 
Hier liegt nun ein ganz zentrales Problem der Klimapolitik. Der auch in der kli-
mapolitischen Strategiediskussion dominierende, aus der konventionellen Um-
weltpolitik übernommene eher technik- und einzelproblem-orientierte Ansatz 
wird mit hoher Wahrscheinlichkeit dann nicht mehr genügen, wenn die oben ge-
nannten Reduktionszielgrößen nicht nur formal akzeptiert und de facto auf die 
nächste (Entscheidungsträger)Generation verschoben werden, sondern wenn für 
ihre Realisierung schon heute Weichen gestellt werden sollen. Wesentlicher 
Grund dafür ist, daß dieser Ansatz von zwei entscheidenden Faktoren bestimmt 
wird: Zum einen der naturgesetzliehen Grenze; die Effizienzsteigerungen nur bis 
zu einem gewissen Grad erlaubt; zum anderen vom Einfluß des Lebensstils, der 
bislang erfahrungsgemäß in den meisten Fällen dazu geführt hat, daß auf techni-
schem Wege erreichte spezifische Effizienzsteigerungen durch steigende Nut-
zungsintensitäten wieder aufgehoben wurden. Der durch steigendes Verkehrsauf-
kommen reduzierte Effekt verbrauchsärmerer Automobile ist eines von zahlreich 
zu findenden Beispielen hierfür. 
An dieser Stelle fragen nun zum einen die Kritiker der technik-orientierten An-
sätze nach deren möglichem Stellenwert innerhalb einer klimapolitischen Ge-
samtstrategie im Vergleich zu anderen Ansätzen; zum anderen stellen diejenigen, 
die zum jetzigen Zeitpunkt tiefgreifende Maßnahmen ablehnen, die Frage nach 
der grundsätzlichen Notwendigkeit von Emissionsreduktionen und vor allem 
nach den ökonomischen Folgen entsprechender Maßnahmen für die verschiedenen 
Akteure. So werden selbst Maßnahmen zur Umsetzung der von der Klima-
Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages oder dem IPCC ermittelten 
technisch realisierbaren Effizienzpotentiale in Einzelbereichen wie Verkehr, 
Stromerzeugung, Raumwärme oder Industrieproduktion - die allerdings immer 
noch relativ weit vom langfristig Erforderlichen entfernt liegen- nur insoweit ak-
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zeptiert, wie sie z.B. keine ökonomischen Friktionen für den Produktionssektor 
zur Folge haben. Zu den Gründen, weswegen sogar weitgehend friktionslose Maß-
nahmen in vielen Fällen nicht durchgeführt werden, existieren zwar mittlerweile 
einige Arbeiten, es besteht jedoch ohne Zweifel noch Bedarf für Forschungsarbei-
ten zu Handlungsmotivationen in diesem Bereich. 
Die über die Effizienzkomponente hinausgehenden Ansätze einer Veränderungen 
von Strukturen, Rahmenbedingungen und Lebensstilen werden mit den Begriffen 
"Energie-, Verkehrs- oder Chemiewende" beschrieben, die z. T. schon in den frü-
hen 1980er Jahren geprägt worden waren und in deren Kontext bereits einige wis-
senschaftliche Untersuchungen entstanden sind. Mit der "Wende"-Komponente 
werden beispielsweise im Energiebereich die Reform einiger zentraler Elemente 
des von 1935 stammenden bundesdeutschen Energiewirtschaftsgesetzes, die Auf-
hebung von Gebietsmonopolen der Energieversorgungsunternehmen, der Abbau 
von Subventionen etwa im Steinkohlebergbau und nicht zuletzt eine energiepreis-
verteuernde ökologische Steuert·eform verbunden. Gerade letztere ist seit einigen 
Jahren Gegenstand heftigster wissenschaftlicher und politischer Kontroversen. 
All diese Themen haben sich bislang allerdings aus den verschiedensten Gründen 
als ausgesprochen reform-resistent erwiesen. 
Dieser zweite strategische Entscheidungskomplex "Technik versus Strukturver-
änderung" ist nun auf der einen Seite für den Küstenbereich als besonders klima-
änderungssensiblem Raum insoweit indirekt von Bedeutung, wie er von Wirkun-
gen entsprechender auf anderen Ebenen getroffener Maßahmen auf relevante 
Faktoren wie etwa den Meeresspiegelanstieg betroffen ist. Auf der anderen Seite 
kommt er in direkter Form überall dort zum Tragen, wo Institutionen in den Kü-
stenregionen selbst Einfluß auf entsprechende Entscheidungen nehmen können. 
Die Tatsache, daß die Diskussion um klimapolitische Strategien aus den oben ge-
nannten Gründen sehr stark auf den Energiebereich konzentriert ist, führt dazu, 
daß mit den beschriebenen zentralen Kontroversen um die Themen "Vermeidung 
versus Anpassung" und "Technik versus Strukturwandel" in der Frage der strate-
gischen Grundrichtung prinzipiell ähnliche Diskussionmuster wie schon seit den 
1970er Jahren zu konstatieren sind, als die Energiedebatte vor allem als Folge des 
ersten "Ölpreisschocks" in den meisten Industriestaaten erheblichen Stellenwert 
erhielt und unter neuen Aspekten geführt wurde. 
Abgesehen von der Position "wait and see" wird das Klimathema selbst praktisch 
nicht direkt zur Begründung einer bestimmten strategischen Richtung verwen-
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det. Ohne Zweifel hat jedoch die Klimathematik in ihrer in der öffentlichen Dis-
kussion antizipierten Dringlichkeit und Dimension hier eine neue Dynamik in die 
Debatte gebracht. Eine sich darüber hinaus abzeichnende, tendenziell von den be-
kannten Mustern abweichende Facette liegt in der abnehmenden Fokussierung 
auf den Reduktionsansatz zu Gunsten von Überlegungen in Richtung auf Anpas-
sungsaktivitäten an einen Klimawandel als "unausweichliches Übel". Dieser Dis-
kussionsverlauf wird nun im Zusammenhang mit der Klimarahmenkonvention 
ebenfalls sichtbar. 
Eine neue Dimension und herausragende Position im Rahmen der umweltpoliti-
schen Geschichte der vergangenen 20 Jahre besitzt die Klimapolitik jedoch ohne 
Zweifel in bezug auf die Diskrepanz zwischen politischen Absichtserklärungen 
und realen Umsetzungsanstrengungen. Dies gilt zur Zeit noch für die meisten 
Staaten. 
Schon bei dieser ersten Frage wird also deutlich, wie kontrovers klimapolitische 
Strategien zur Zeit diskutiert werden. Viele Fragen sind dabei noch offen. Einige 
davon werden am Ende dieses Abschnitts als Vorschläge für künftige Forschungs-
themen aufgegriffen werden. 
2) Zur Frage "Wer soll bzw. kann was tun?" 
Im Fall der Verantwortlichkeiten sowie Möglichkeiten und Kompetenzen für kon-
kretes Handeln ergibt sich ein prinzipiell ähnliches - d. h. von Kontroversen ge-
prägtes - Bild. Es sind dabei insbesondere zwei Facetten zu betrachten: Einerseits 
die Ebene der Verteilung im internationalen wie auch im nationalen Rahmen, an-
dererseits die Unterscheidung zwischen Aktivitäten auf globaler bzw. nationaler 
und auf lokaler Ebene. Der Verlauf der aktuellen Diskussion zeigt dabei immer 
mehr, daß eine einvernehmliche Klärung zumindest der internationalen Vertei-
lungsfrage mittlerweile wohl als conditio sine qua non für eine erfolgreiche bzw. 
überhaupt umsetzbare Klimapolitik anzusehen ist. 
a) Zur internationalen bzw. nationalen Verteilung 
Auf der internationalen Ebene ist die Diskussion darüber, welche Staaten wel-
chen Beitrag zur Lösung der Klimaproblematik zu leisten haben, zwar kein klima-
mapolitisches "Thema der ersten Stunde" gewesen, ihre Anfänge reichen jedoch 
bis Mitte der 1980er Jahre zurück. Im Zuge eines sich generell erweiternden Be-
wußtseins um die komplexen ökonomischen, ökologischen und sozialen Bezie-
hungsgeflechte zwischen Industrie- und Entwicklungsländern und nicht zuletzt 
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im Zuge des Prozesses im Zusammenhang mit dem 1987 veröffentlichten Bericht 
"Unsere gemeinsame Zukunft" der Brundtland-Kommission der Vereinten Natio-
nen (Hauff 1987) wurde die internationale Lastenverteilung bei der Implementie-
rung umwelt- bzw. klimapolitischer Maßnahmen in jener Zeit zum festen Be-
standteil der internationalen Agenda. 
Im Blickpunkt der Aufmerksamkeit steht dabei die Verteilung der klimapoliti-
schen Aufgaben bzw. Lasten; zur Frage entsprechender Forschungsanstrengun-
gen wird später noch etwas gesagt werden. Aus dem in der UN-Klimarahmenkon-
vention festgeschriebenen Ziel einer Stabilisierung der C02-Konzentrationen bis 
zum Jahr 2050 lassen sich zunächst nur die weiter oben schon erwähnten Aussa-
gen zur erforderlichen Emissionsreduktion ableiten. Während spätestens seit die-
ser Zeit auch auf der internationalen Politikebene Einigkeit darüber besteht, daß 
die Industriestaaten für den weit überwiegenden Teil der Ursachen möglicher an-
thropogener Klimaänderungen verantwortlich sind, ist die Verteilung der Reduk-
tionsquote auf einzelne Staaten bzw. Regionen noch zum Teil eine der umstritte-
nen Umsetzungsfragen. Beispielsweise besteht über die Position der EU als Ein-
heit weitgehende Klarheit, wohingegen die für das Gesamtergebnis erforderlichen 
Quoten bei einigen Ländern wie Portugal oder Griechenland sehr umstritten sind. 
Für die Politikakzeptanz ist dieser Aspekt jedoch letztlich von zumindest mitent-
scheidender Bedeutung. 
Eine zentrale Kontroverse in der Frage der Lastenverteilung äußert sich in zwei 
sehr unterschiedlichen Positionen: Auf der einen Seite sehen viele Entwicklungs-
länder die Problemverantwortung und damit den prioritäten Handlungsbedarf in 
den Industriestaaten; auf der anderen Seite identifizieren die Industriestaaten via 
Priorisierung des Kosteneffizienzkriteriums die Handlungspriorität in den Ent-
wicklungsländern oder auch den Staaten des ehemaligen Ostblocks, wo Produkte 
und Dienstleistungen häufig noch vergleichsweise sehr energieineffizient erstellt 
werden. Aus dieser Argumentation heraus entwickelte sich der Vorschlag und die 
Diskussion des Instruments der "gemeinsamen Umsetzung" von klimapolitischen 
Maßnahmen ("joint implementation", JI), auf das später noch näher eingegangen 
werden wird. 
Ohne Zweifel bestand für die internationale Staatengemeinschaft ein Antrieb zur 
Suche nach Kriterien für konkrete und möglichst "gerechte" Reduktionszielver-
einbarungen in den positiven Erfahrungen mit dem Montrealer Protokoll, das die 
Rückführung von Produktion und Verwendung der ozonschichtschädigenden 
FCKW regelte. Allerdings zeigte sich sehr bald, daß ein ähnlicher Prozeß in der 
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Klimaproblematikangesichts weniger eindeutiger Ursache-Wirkungs-Beziehun-
gen, einer größeren Zahl von Verursachern bzw. Verursachungsaktivitäten, man-
gelnder technischer Lösungsmöglichkeiten und erheblich höherer Kosten entspre-
chender Maßnahmen nicht zu erwarten sein würde. So zeigt die bisherige Erfah-
rung, daß in dieser Frage letztlich Gerechtigkeitsvorstellungen auf der einen Seite 
und die von spezifischen Interessenlagen abhängige, praktisch-politische Mach-
barkeit auf der anderen Seite spätestens dann schwer vereinbar aufeinanderpral-
len, wenn es um die Konzipierung konkreter Vereinbarungen geht. Während der 
1. Vertragsstaatenkonferenz zur Klimarahmenkonvention 1995 in Berlin wurde 
dies erneut eindrücklich bestätigt. 
Wie so oft in derartigen Situationen dürfte auch hier die endgültige Lösung in ei-
nem Kompromiß liegen, ist doch eine für alle Staaten maßgeschneiderte Lasten-
verteilung nicht praktikabel. Die konkrete Ausgestaltung eines solchen Kompro-
misses wird zwar schon diskutiert (vgl. etwaGrubbet al. 1992, S. 320ft), wird aber 
nach Ansicht vieler Experten letztlich nicht vorausbestimmbar, sondern vom Ver-
lauf der Verhandlungen zwischen den Staaten abhängig sein. 
Auf der nationalen Ebene konzentriert sich die Frage nach dem "Wer" vor allem 
darauf, in welchem Maße die beiden Akteursgruppen der Produzenten und der pri-
vaten Konsumenten oder die verschiedenen Wirtschaftssektoren durch bestimmte 
Maßnahmen belastet werden sollen bzw. können. Der später noch behandelte 
Dauerdisput um bestimmte umwelt- bzw. klimapolitische Instrumente bzw. ihre 
Ausgestaltung ist nicht zuletzt auch ein Streit um diese Verteilungskomponente. 
Darüber hinaus werden in den letzten Jahren verstärkt Ansatzmöglichkeiten auf 
der Ebene der Verwaltung diskutiert, also die Frage, ob und inwieweit bestehende 
Verwaltungs- und Politikstrukturen bzw. -prozesse zu verändern wären, um be-
stimmten neuartigen Anforderungen gerecht werden zu können. Hintergrund 
hierfür ist, daß politische Entscheidungen wie gerade im Klimabereich zuneh-
mend risikobehaftet und unsicherheitsbasiert sind. Dabei sind drei sehr unter-
schiedliche Thesen in der Diskussion zu beobachten. Erstens die These vom Demo-
kratieverlust bei umweltpolitischen Entscheidungen (vgl. Weizsäcker 1995). Die 
Argumentation lautet hier: Die immer komplexer werdenden Fragestellungen ha-
ben wachsende Definitions- und Handlungsanweisungsmacht von Experten zur 
Folge. Häufig diametral unterschiedliche oder sich relativ oft ändernde Experten-
meinungen zu einer Frage, die Umdefinition vieler Probleme zu sich demokrati-
scher Kontrolle weitgehend entziehenden Sachfragen oder die Verlagerung von 
Entscheidungen auf die weit entfernte internationale Ebene führen jedoch 
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schließllich zu wachsender Konfusion und Resignation in der Öffentlichkeit, was 
in erster Näherung als wenig demokratieförderlich eingeschätzt wird. 
Zweitens wird die Forderung nach mehr Öffentlichkeitsbeteiligung im Verwal-
tungsprozeß erhoben und unter dem Stichwort der "Flexibilisierung des Rechts" 
beispielsweise gemeinsam mit der Zukunfts- bzw. Veränderungsoffenheit von 
Rechtsnormen diskutiert (Bora 1994a). Verbesserte Sachverhaltsermitlung, grö-
ßere Transparenz von Genehmigungsverfahren und eine breitere Legitimations-
basis für Verwaltungsentscheidungen sind die wesentlichen Motivationen für 
partizipative Elemente. Geradeangesichts des Verlaufs einiger Fallbeispiele wird 
hier in der Debatte immer wieder auf zwei Aspekte hingewiesen: Zum einen auf 
die Frage, inwieweit bzw. unter welchen Bedingungen mehr Öffentlichkeitsbetei-
ligung wiederum mehr Bürokratisierung bedeutet und damit im Gegensatz zu der 
vielfach geforderten Reduzierung bzw. Verschlankung von Bürokratie steht. Zum 
anderen auf die Frage, ob die beobachteten, im Unterschied zu den hochgesteckten 
Erwartungen häufig erheblichen Schwierigkeiten und Zielinadäquanzen bei Öf-
fentlichkeitsbeteiligungen eher der mangelhaften Umsetzung eines im Prinzip 
richtigen Instruments zuzurechnen sind oder dem Instrument selbst aufgrundder 
ihm inhärenten Vermischung zwischen rechtlicher und politischer Rationalität, 
also aufgrunddes Eindringens politischer Diskurse in juristische Normbildungs-
prozesse (Bora 1994). 
Schließlich wird drittens mitunter auch die These vertreten, daß mit verstärkter 
Öffentlichkeitsbeteiligung deswegen ein Demokratieverlust verbunden sei, da den 
vorhandenen demokratischen Instanzen weniger Bedeutung zukomme. 
Die in diesem Zusammenhang zentralen Fragen sind damit zum einen, inwieweit 
bestimmte traditionelle staatliche Regelungsansprüche, -kompetenzen und 
-mechanismen verändert bzw. auf andere Ebenen verlagert werden müssen bzw. 
können, um die beiden zentralen Forderungen an künftige Verwaltungsentschei-
dungen und -prozesse, Flexibilität und Reversibilität, gewährleisten zu können. 
Zum anderen ist zu untersuchen, mit welchen Instrumenten und nach welchen 
Kriterien dies erfolgen soll. 
Weniger im Rampenlicht der Diskussion, jedoch mit nicht unerheblicher Bedeu-
tung, steht die Frage nach der Arbeitsteilung im Bereich der Klimawirkungsfor-
schung. Sie spielt vor allem auf der internationalen Ebene eine Rolle. Trotz der 
staatenspezifisch sicherlich unterschiedlichen Betroffenheiten und Interessenla-
gen und der damit unterschiedlichen Intensität und Ausrichtung von Klimawir-
-200-
kungsforschung findet hier eine thematische und strukturelle Koordinierung zu-
mindest zwischen den wichtigsten Industriestaaten im Rahmen internationaler 
Programme statt. In geringerem Maße gilt dies bislang für die Einbeziehung der 
Entwicklungsländer. Wenn auch dort eigenständige Forschung in absehbarer Zeit 
nur sehr begrenzt möglich sein wird, so besteht doch in diesen Staaten ein zum 
Teil existentielles Interesse an der Bearbeitung verschiedener Fragestellungen, 
werden doch gerade hier einige Staaten nach heutigen Erkenntnissen von mögli-
chen Klimaänderungen besonders betroffen sein. 
Es wird daher beispielsweise zu fragen sein, welchen Stellenwert bzw. welche 
Funktion Forschung in den Industriestaaten für diese Länder haben kann, d. h. 
inwieweit Forschungsergebnisse auf diese Staaten übertragbar sein können oder 
inwieweit bzw. in welcher Form etwa deren Bedürfnisse und spezifische Problem-
lagen bei der Formulierung und Bearbeitung von Forschungsfragen etwa in 
Deutschland berücksichtigt werden können oder müssen. 
b) Zur Beziehung zwischen der globalen bzw. nationalen und der lokalen Hand-
lungsebene 
Spätestens seit der UN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung in Rio 1992 ist 
die Formel "global denken- lokal handeln" beinahe zu einem geflügelten Wort in 
der umweltpolitischen Diskussion geworden. Es soll damit zum Ausdruck ge-
bracht werden, daß das Problemverständnis vieler aktueller Themen stets die glo-
balen Aspekte im Auge behalten muß, entscheidende Impulse zur Umsetzung von 
Problemlösungsstrategien aber von der lokalen Ebene "vor Ort" kommen müssen. 
Auf die Klimathematik trifft nun diese Formel angesichts ihrer schon mehrfach 
angesprochenen Charakteristika einerseits ganz besonders zu, andererseits lassen 
sich hier zwei Aspekte im Zusammenhang mit lokalen Handlungsstrategien ver-
deutlichen: 
Zum einen die Ergänzungs-Komponente. Seit einigen Jahren werden die Stimmen 
lauter, die den Städten für den vorbeugenden (d. h. emissionsvermeidenden) Kli-
maschutz wesentliche Bedeutung vor allem aus drei Gründen beimessen: Erstens 
lebt ein Großteil der Weltbevölkerung mit deutlich steigender Tendenz in $tädti-
schen Ballungszentren, denen erfahrungsgemäß ein dominierender Anteil am 
Energieverbrauch, allerdings auch eine erhebliches Einsparpotential zuzurech-
nen ist (insbesondere in den Bereichen Wohnungsbeheizung, Industrie und Ver-
kehr). Nicht zuletzt deswegen wird in der 1992 in Rio verabschiedeten Agenda 21 
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neben der nationalstaatliehen auch ausdrücklich die kommunale Handlungsebe-
ne angesprochen. 
Zweitens können gerade die Kommunen beispielsweise durch Entscheidungen zu 
Industrieansiedlungen oder Verkehrskonzepten prinzipiell nicht unerheblichen 
Einfluß auf die Entwicklung des Energieverbrauchs innerhalb ihrer Grenzen aus-
üben. 
Schließlich wird drittens mit der kommunalen Ebene nicht selten die Hoffnung 
auf größere Flexibilität und Kreativität in bezugauf die Konzipierung und Um-
setzung von energie- bzw. klimapolitischen Maßnahmen im Vergleich zu einer 
sich häufig als schwerfällig erweisenden nationalen Politik verbunden (siehe etwa 
Ronzheimer 1995; Knoll/Kreibich 1994). Aus diesen Gründen wird der kommuna-
len Klimapolitik zunehmend, wenn auch keine Ersatz-, so doch eine wichtige Er-
gänzungsfunktion zu nationalen Programmen und Maßnahmen zugemessen. Da-
bei beziehen sich sowohl diese Funktionszumessung wie auch die konkreten kom-
munalen Aktivitäten bislang ausschließlich auf den Vorsorge- und damit Emis-
sionsreduktionsansatz. 
Auf der anderen Seite steht die Konflikt-Komponente. Beim Versuch, Klimapoli-
tik umzusetzen, stoßen Kommunen bislang auf Probleme sowohl in bezug auf die 
erforderlichen Finanzmittel als auch in bezug auf Sach- und Kompetenzfragen 
(z.B. Zielvorstellungen oder relevante infrastrukturelle Ausstattungen betref-
fend). Am Beispiel des Verkehrsbereichs läßt sich beides verdeutlichen. Häufig be-
sitzen Kommunen zwar die prinzipielle, gesetzlich verankerte Möglichkeit, Maß-
nahmen etwa zur Verkehrslenkung bzw. -beruhigung durchzuführen, aber nicht 
die Gelder dafür. Noch größer wird die Behinderung dann, wenn nationale Politik-
muster kommunale Maßnahmenansätze de facto konterkarieren. So müssen bei-
spielsweise Bemühungen um die Nutzungsintensivierung des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs solange in ihrer Wirkung zumindest wesentlich eingeschränkt 
bleiben, wie etwa ein großer Teil der Kosten von privaten und vor allem geschäft-
lich genutzten Pkw über die Steuer absetzbar sind. Hier wäre also zunächst eine 
Reformierung verschiedener umweltrelevanter steuerrechtlicher Vorschriften 
bzw. Subventionen erforderlich. Es wird daher nicht zuletzt zu fragen sein, wie 
dieses Gerangel föderaler Gebietskörperschaften um Kompetenzen, Kapazitäten 
und Inhalte dergestalt regelbar sein kann, daß gesetzte politische Ziele mit weni-
ger Friktionen als bisher umsetzbar werden. 
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Sowohl die Konflikt- als auch die Ergänzungskomponente müssen ohne Zweifel 
bei der Konzipierung von prioritären Forschungsfragen in diesem Bereich berück-
sichtigt werden. 
Mit der Zielsetzung, ein letztlich zu den Nationalstaaten gleichberechtigter Ak-
teur des Klimaschutzes werden zu können, versuchen nun seit einigen Jahren 
zahlreiche Kommunen im internationalen Verbund eine Vorreiterfunktion zu er-
füllen, indem sie über den Weg gezielterMaßnahmen vergleichsweise weitgehen-
de Emissionsreduktionsziele anstreben. Zu nennen sind hier insbesondere das 
"Klimabündnis europäischer Städte", dem sich bislang über 400 Kommunen aus 
verschiedenen Staaten mit dem Ziel einer C02-Reduktion um 50% bis zum Jahr 
2010 angeschlossen haben, sowie ein von der OECD und der EU unterstütztes Pro-
jekt "Umweltverbesserung durch kommunales Energiemanagement", in dessen 
Rahmen sich zahlreiche Städte auch außerhalb Europas zu einer Reduktion um 
20% bis 2005 (Basis 1987) verpflichtet haben. Unter Einbeziehung der Bereiche 
Energie und Verkehr werden hier in Form sogenannter "integrierter Klima-
schutzkonzepte" die jeweiligen Situationen und Reduktionspotentiale erfaßt sowie 
zielgerichtet Informations-, Förder- oder Begrenzungsmaßnahmen entwickelt 
(vgl. etwa Klima-Bündnis 1993; Knoll/Kreibich 1994; Ronzheimer 1995). Beide 
Initiativen verschafften sich zwar während der Berliner Klimakonferenz auf einer 
parallellaufenden kommunalen Konferenz Gehör, dennoch bleiben-trotzeiniger 
recht erfolgreicher Städte- die Problempunkte der Finanzen und der Schaffung ei-
ner zumeist noch nicht vorhandenen emissionsreduktions-förderlichen Infrastruk-
tur erhebliche Hemmnisfaktoren. Nicht selten wird allerdings darüberhinaus -
auch in den Kommunen selbst- beklagt, daß es weniger an ambitionierten Pro-
grammen, als an konkreten, konsensfähigen und schnell umsetzbaren Maßnah-
men mangele. In der Tat zeigt sich offenkundig in der politischen Realität, daß die 
Umsetzung klimapolitischer Maßnahmen auch aufder lokalen Ebene auf Interes-
senkonflikte stößt, die zwar mit teilweise anderen Akteuren, aber nicht minder 
heftig und politikblockierend als auf der nationalen bzw. globalen Ebene stattfin-
den können. 
Der spezifische regionale Blickwinkel in bezugauf Klima und Küste spielt inter-
essanterweise auf dieser Aktionsebene noch kaum eine Rolle. Weder ist eine nen-
nenswerte Anzahl von Küstenstädten Mitglied der genannten Initiativen, noch 
existieren bislang äquivalente Ansätze für den Bereich des Küstenschutzes. Be-
stehende Kooperationen bzw. Koordinationen finden eher auf der nationalen oder 
der Bundesländerebene statt. Zumindest auf der kommunalen Handlungsebene 
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scheint also der Politikansatz der Anpassungsstrategie bislang noch kaum eine 
Rolle zu spielen. 
Die Frage, wer im Rahmen von Umweltpolitik welche Verpflichtungen zu über-
nehmen hat, ist in der beschriebenen Zuspitzung sicherlich erst durch die Klima-
thematik (und vor allem ihr Charakteristikum der Globalität) nachdrücklich in 
die Diskussionen und auf die Tagesordnungen gelangt. Insbesondere die Frage 
nach der Rolle und. den Möglichkeiten kommunaler Handlungsansätze ist hier 
speziell über den Weg der Energieproblematik zu einem (neuen) Thema geworden. 
Die eng mit Anpassungsstrategien verbundene generelle Diskussion um Flexibili-
sierungsstrategien hat in bezugauf den Verwaltungsbereich- wo sie schon seit ei-
nigen Jahren mit wechselnder Intensität geführt wird- offenbar durch die Klima-
debatte ebenfalls neuen Aufwind erhalten. 
3) Zur Frage "wann soll etwas getan werden?" 
Prinzipiell spielt die Zeitdimension in der Klimapolitik in verschiedener Hinsicht 
eine Rolle. Einerseits erfordert der Einigungsprozeß generell für internationale 
Umweltabkommen erfahrungsgemäß sehr viel Zeit. Andererseits entzündet sich 
ein erheblicher Streit um die Frage, ob sofort oder erst später gehandelt werden 
müsse, genährt durch die schon mehrfach erwähnten wissenschaftlichen Unsi-
cherheiten. Dabei ist die augenblickliche Situation nach wie vor von global stei-
genden Emissionen gekennzeichnet. Unabhängig davon sollte nach dem heutigen 
Wissensstand die Geschwindigkeit von Klimaänderungen durch gezielte Gegen-
strategien zumindest in bezugauf die anthropogenen Ursachen der Klimaände-
rungen beeinflußbar sein. Effektivität und N achhaltigkeit dieser Beeinflussung 
hängen u.a. wesentlich vom Startzeitpunkt der Durchführung bestimmter Maß-
nahmen bzw. ihrem zeitlichen Ablauf (etwa mit zeitlich gestaffelten Zwischenzie-
len) ab. 
Schließlich ist einer der wesentlichen Gründe für die bisherigen Defizite in der 
Klima- wie auch der gesamten Umweltpolitik prinzipiell in der Unterschiedlich-
keit der Zeithorizonte der verschiedenen Systeme zu suchen. So sind diese Hori-
zonte für Entscheidungen im ökonomischen (d. h. Produktion und Konsum) und 
vor allem im politischen System erfahrungsgemäß wesentlich kürzer als bei den 
ökologischen- und insbesondere den komplexen klimatologischen- Wirkungspro-
zessen. Angesichts der in parlamentarischen Demokratien auf Legislaturperioden 
begrenzten Zeithorizonte besteht immer die Gefahr, daß Politiker davon ausge-
hen, von positiven Effekten längerfristig wirksamer Entscheidungen nicht mehr 
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"profitieren" zu können. Die Folge ist eine latente Abneigung politischer Ent-
scheidungsträger gegen gerade in der Umwelt- bzw. der Klimapolitik relevante 
langfristige Entscheidungen. Der Grund: Wie auch die meisten ihrer Wähler neh-
men sie die in der Regel wesentlich kurzfristiger wirksam werdenden Kostenfak-
toren bestimmter Maßnahmen eher in den Blick und bewerten sie damit höher als 
deren mögliche und weit in der Zukunft liegende Nutzeffekte etwa in Form von 
Klimaentlastung bzw. -Stabilisierung. 
Dieses spezifische, durch den Zeitfaktor hervorgerufene Dilemma tritt deutlich 
auch in den Schwierigkeiten bei der politischen Umsetzung wissenschaftlicher 
Empfehlungen zutage. Auf der einen Seite haben in den letzten Jahren vor allem 
der IPCC oder die Klima-Enquetekommissionen des deutschen Bundestages als 
anerkannt führende Wissenschaftsinstitutionen immer wieder wissenschaftlich 
begründete C02-Reduktionsstufenpläne vorgeschlagen, die für eine globale Kli-
mastabilisierung als notwendig erachtet und mittlerweile zumindest in naturwis-
senschaftlichen Kreisen weitgehend konsensual gesehen werden. Auf der anderen 
Seite deutet die bisherige Erfahrung mit den wenigen Beispielen von überhaupt in 
politische Programme eingegangenen derartigen Plänen auf alles andere als eine 
problemlose Realisierung hin, was überwiegend auf politisch motivierten Gründe 
zurückzuführen ist. 
In dem Jahrhunderte alten eher der Anpassungsphilosophie zuzuordnenden Kü-
stenschutz spielte und spielt weniger die Frage nach dem "Wann" der Errichtung 
beispielsweise schützender Deiche eine entscheidende Rolle, als der Umfang der 
Schutzmaßnahme, der sich bislang in der Regel an dem Prinzip der größtmögli-
chen Sicherheit orientierte. Im Zusammenhang mit der Vorsorgestrategie werden 
nun aufgrund eines möglichen Klimawandels auch zeitbezogene Fragen immer 
wichtiger. 
Von nicht unerheblicher Bedeutung dürfte dabei zukünftig auch die Frage sein, ob 
bzw. inwieweit sich Zeitpunkt bzw. Verlaufvon Maßnahmen zwischen den einzel-
nen Handlungsebenen bzw. Regionen unterscheiden können bzw. sogar müssen. 
So leuchtet es z.B. unmittelbar ein, daß die Küstenregionenangesichts ihrer her-
ausragenden Sensibilität gegenüber Klimaänderungen möglicherweise auf 
schnelles Handeln angewiesen sein könnten. Eine Frage wird dabei sein, inwie-
weit etwa Kommunen bestimmte Maßnahmen schneller als nationale Instanzen 
umsetzen können und mit welchen Wirkungen daraufhin zu rechnen ist. 
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4) Zur Frage "wie soll gehandelt werden?" 
Die aus den bisherigen ökologischen Problembereichen schon bekannte Divergenz 
zwischen Problembewußtsein und tatsächlichem kollektivem bzw. individuellem 
Handeln scheint bei der Klimathematik besonders evident zu sein. Verschiedene 
Gründe dafür wurden schon genannt. Im Mittelpunkt dieser mit der obigen Frage 
nach dem "Was" korrespondierenden Frage steht deswegen die Suche nach und 
die Diskussion von konkreten Maßnahmen bzw. Instrumenten, mit deren Hilfe 
diese Divergenz verringert und politisch gesetzte Umweltziele erreicht werden 
sollen. Das Spektrum solcher Instrumente ist sehr breit, die (vorwiegend ökonomi-
sche und rechts- bzw. verwaltungswissenschaftliche) Literatur dazu sehr umfang-
reich. Die Instrumentendebatte ist im Grunde so alt wie die zu Beginn der 1970er 
Jahre in den westlichen Industriestaaten institutionalisierte Umweltpolitik und 
nach wie vor in hohem Maße kontrovers sowohl zwischen einzelnen Akteursgrup-
pen als auch oft innerhalb dieser Gruppen. Bis heute findet sie vorwiegend im 
Rahmen der Diskussion um Vorsorgestrategien statt. Das Vorsorgeprinzip bildet-
zusammen mit dem Verursacher- und dem Kooperationsprinzip - die tragende 
Säule umweltpolitischen Handeins in Deutschland und in zahlreichen anderen 
Staaten. 
Es geht hier also um die Frage, mit welchen Instrumenten bestimmte, zunächst zu 
formulierende Reduktionsziele überhaupt bzw. am besten realisiert werden kön-
nen. Zur Auswahl stehen dafür vor allem die Palette der sogenannten marktwirt-
schaftliehen Listrumente (Steuern, Abgaben, Subventionen, Zertifikats- oder 
Kompensationslösungen), das Ordnungsrecht (Ge-/Verbote, Grenzwerte usw.), 
freiwillige Selbstverpflichtungen bestimmter Akteursgruppen sowie Instrumente 
der Informationsverbesserung und Bewußtseinsbildung (Wicke 1991; Cansier 
1993; IPCC/WMO/UNEP 1990). Diese gilt es, für spezifische Problemfälle in bezug 
auf zentrale Kriterien wie ökonomische Effizienz, ökologische Wirksamkeit, Bela-
stungsverteilungsgerechtigkeit, Wirkungen auf die Innovationstätigkeit, 
administrativ-rechtliche Praktikabilität oder politische Durchsetzbarkeit im Hin-
blick aufihre Verwendungsfähigkeit zu beurteilen. 
Es deutet nun einiges daraufhin, daß diese Frage in ähnlicher Weise auch für die 
gerade im Bereich der Küstenregionen zunehmend in Erwägung gezogenen An-
passungsstrategien zu diskutieren sein wird. Angesichts der schon weiter oben an-
gesprochenen drei hier zur Auswahl stehenden Alternativen des Rückzugs des 
Menschen aus gefährdeten Gebieten, der Anpassung an sich verändernde Gege-
benheiten durch Landnutzungsveränderungen sowie der Durchführung von 
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Schutzmaßnahmen wird künftig möglicherweise darüber zu entscheiden sein, wo 
welche dieser Strategien bzw. welche Kombination daraus umgesetzt werden soll 
und mit welchen der oben genannten Instrumente die verfolgten Ziele am besten 
und mit welchen Folgen realisierbar sind. Beispielsweise wäre zu fragen, ob eher 
wirtschaftliche Anreizinstrumente oder eher ordnungsrechtliche Vorgaben auf 
den verschiedenen Ebenen für eventuell erforderliche strukturelle Nutzungsver-
änderungsprozesse im land- oder forstwirtschaftliehen Sektor förderlich sein wür-
den bzw. welche Nebeneffekte dies mit sich brächte. 
Darüber hinaus spielt die Instrumentendiskussion natürlich für den Küstenbe-
reich überall dort eine Rolle, wo Maßnahmen in diesen Regionen selbst durchge-
führt werden können bzw. sollen, sowie dort, wo nationale oder internationale 
Maßnahmen irgendwelche Auswirkungen auf diese Region haben (können). Bis-
lang existieren hierzu noch wenige Untersuchungen. 
Die Frage nach dem geeigneten umwelt- bzw. klimapolitischen Instrument bzw. 
der besten Kombination hat für Politik und Wissenschaft (hier vor allem die Öko-
nomie und die Rechtswissenschaft) entscheidenden, weil am direktesten umset-
zungsrelevanten Charakter, ist jedoch zugleich bis heute heftig umstritten. Zwar 
wurde in dem 1971 verabschiedeten, 1976 fortgeschriebenen und bis heute in wei-
ten Teilen noch gültigen UmweltprogTamm der Bundesregierung mit der Instal-
lierung des Verursacherprinzips eine Grundlage für den Einsatz sowohl ordnungs-
rechtlicher als auch marktwirtschaftlicher Instrumente geschaffen. So sollten et-
wa grundsätzlich alle Kosten den sie verursachenden Produkten bzw. Dienstlei-
stungen zugerechnet werden, auch die Kosten der Vermeidung, Beseitigung und 
Kompensation von Umweltbelastungen. Angesichts der schon damals erkannten 
Probleme bei der Ermittlung dieser Kosten wurde immerhin auf die Notwendig-
keit von Mischstrategien hingewiesen: Auf der Basis ordnungsrechtlicher Eingrif-
fe bis zu einem gewissen Grad sollten aus der Umweltökonomie abgeleitete markt-
wirtschaftliche Lenkungsmechanismen eine allokationseffiziente Behandlung der 
verbleibenden "Restproblematik" gewährleisten (vgl. Hansmeyer 1993, S. 72; 
Kranvogel1994, S. 202). 
Die Realität im Wissenschaftsbereich entwickelte sich allerdings weniger diesen 
Idealvorstellungen entsprechend. So ist die umweltökonomische Theorie der letz-
ten 20 Jahre, deren zentrale selbstgestellte Aufgabe in der Lieferung instrumen-
teller Handlungsempfehlungen für eine "rationale Umweltpolitik" besteht, u. a. 
durch ständig wechselnde "Frontstellungen" in ihrer Instrumentendiskussion ge-
kennzeichnet (Gawel 1994, S. 42). Stand anfangs der Vergleich zwischen dem 
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klassischen Instrument der Subventionen und dem der Abgaben im Vordergrund, 
verlagerte sich in den späten 1970er Jahren die Kontroverse auf die Streitfrage 
"Abgaben versus Auflagen" und wurde in den 1980er Jahren um die Diskussion 
der sogenannten modernen marktwirtschaftliehen bzw. Mischinstrumente (Um-
weltlizenzen und Kompensationslösungen) erweitert. Vor dem Hintergrund ver-
schiedener in der jüngeren Vergangenheit erschienener Studien zum Thema öko-
logische Steuerreform entbrennt seit einiger Zeit eine heftige Kontroverse um die 
Sinnhaftigkeit bzw. Ausgestaltung verschiedener Umweltsteuern bzw. -abgaben, 
nicht zuletzt angeregt durch die Diskussion um die Einführung einer C02- bzw. 
Energiesteuer (siehe etwa Linscheidt/Truger 1995). 
Weitgehend unbeeindruckt von diesem akademischen Streit der Ökonomen ist die 
umweltpolitische Praxis Deutschlands, von ganz wenigen Ausnahmen wie etwa 
der Abwasserabgabe abgesehen, bis heute eindeutig von ordnungsrechtlichen An-
sätzen geprägt (z.B. Gawel 1994, S. 42). Dies gilt auch für viele andere Staaten. 
Hierfür läßt sich eine ganze Reihe von Gründen anführen (vgl. Hansmeyer 1993, 
S. 74ff): Zahlreiche Versuche einer Ökonomisierung des Umweltrechts sind in der 
Vergangenheit letztlich an einem von unterschiedlichen Akteursinteressen ge-
steuerten politischen Prozeß gescheitert. Hinzu kommt ein in weiten Teilen der 
Öffentlichkeit vorzufindendes grundsätzliches Mißtrauen gegenüber einer ökono-
mischen Bewältigung von Umweltproblemen über Preise (z.B. Frey 1990, S. 
139ff). Erstaunlicherweise wird auch die Indusrie, die seit Jahren über das Ord-
nungsrecht klagt, sehr zurückhaltend, wenn es um die Frage der Einführung kon-
kreter preispolitischer Instrumente geht, die offenkundig als in ihren Auswirkun-
gen weniger kalkulierbar eingeschätzt werden. Schließlich nimmt die inner- und 
vor allem außerdisziplinäre Kritik an zentralen Annahmen und Werturteilen der 
neoklassischen Wirtschaftstheorie, die ihren Strategieempfehlungen zugrundelie-
gen, zu (vgl. hierzu die Ausführungen in Abschn. 3.4). 
Gleichzeitig vollzog sich ein stetiger Perfektionierungs- und Detaillierungsprozeß 
des Ordnungsrechts zu einem differenzierten Auflagenapparat für die verschiede-
nen Umweltkompartimente. Zudem erfreuen sich regulative Politikmuster einer 
bislang erfahrungsgemäß höheren gesellschaftlichen Akzeptanz (vgl. Hansmeyer 
1993, S. 78): Die Öffentlichkeit schätzt hoheitliche Anordnungen für Schadensver-
ursacher (zumindest solange sie selbst wenig davon betroffen ist); die Politik bzw. 
Verwaltung schätzen die unmittelbare Sichtbarkeit und Zurechenbarkeit einer 
Maßnahme bzw. die Tatsache, daß ihnen diese Ansätze vertraut sind und ihnen in 
der Regel größere Ermessensspielräume gewähren; die Verursacher selbst haben 
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sich mit einem Ordnungsrecht bequem eingerichtet, das ihnen beispielsweise bis 
zu dem Grad eines bestimmten Grenzwerts kostenlose Schädigungen zubilligt und 
nicht selten Verhandlungsspielräume aufunteren und mittleren Vollzugsebenen 
erlaubt. 
So sehr und kontinuierlich diese Diskrepanz zwischen (zumindest wirt-
schafts-)wissenschaftlichen Empfehlungen und politischer Realität seit langem 
beklagt wird, so stark ist offenkundig ihr Beharrungsvermögen. Zwar deuten sich 
mittlerweile Annäherungen zwischen Ökonomen auf der einen und Juristen und 
Verwaltungsexperten mit ihren jeweiligen Entscheidungs- und Beurteilungskri-
terien auf der anderen Seite an (Hansmeyer 1993, S. 69f). So rücken einige Ökono-
men zunehmend von reinen Marktlösungen und vom Allheilmittel marktsteuern-
der Ansätze zu Gunsten eines Instrumentenmix ab; umgekehrt werden Juristen 
und Verwaltungsexpertenangesichts trotzständiger Produktion von Normen auf-
tretender Vollzugsdefizite für Effizienzargumente bzw. die Integration ökonomi-
scher Instrumente in die Komplexität umweltrechtlicher Regelungen offener. 
Dennoch bleibt die Präferierung ordnungsrechtlicher Instrumente in der politi-
schen Praxis bestehen. Sie offenbart sich beispielsweise auch in dem Katalog von 
verschiedenen sektoralen und sektorüber greifenden Maßnahmen, den die Bun-
desregierung zur Umsetzung ihres C02-Reduktionsziels bis 2005 vorgelegt hat 
(vgl. BMU 1993, S. 105ft). Neben den vorgesehenen Regelungen etwa innerhalb 
der TA Siedlungsabfall, der Verpackungs-, der Kleinfeuerungsanlagen- und der 
Wärmenutzungsverordnung oder des Energiewirtschafts- und des Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes nehmen die wenigen marktwirtschaftliehen Instrumente nur ge-
ringen Raum ein oder sind- wie im Fall der C02- bzw. Energiesteuer-Opfer eines 
langwierigen Streits um ihre EU-weite Einführung geworden und vorläufig auf 
Eis gelegt. Im internationalen Maßstab betrachtet sind Abgaben bzw. Steuern auf 
C02-Emissionen bislang nur in Dänemark, Norwegen, Schweden, Finnland und 
den Niederlanden umgesetzt werden (siehe OECD 1993c, S. 4lf). 
Ohne Zweifel haben in der Diskussion über umweltpolitische Instrumente mit der 
aufkommenden Klimathematik neue Facetten Eingang gefunden bzw. haben bis-
lang vernachlässigte Aspekte wieder Auftrieb erhalten. Insbesondere drei Punkte 
sind hier zu nennen: Erstens sind Umweltpolitik und -recht, deren Instrumente 
bislang nicht nur in Deutschland auf ordnungsrechtlich geregelten Immissions-
schutz, d. h. Schadstoffgefahrenabwehr, ausgerichtet waren, für die anders gela-
gerte Klimaproblematik weniger geeignet. Die prinzipielle Möglichkeit des Ein-
satzes marktwirtschaftlicher Instrumente ist deswegen hier eher gegeben. So ist 
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die Diskussion um einen verstärkten bzw. erstmaligen Einsatz nicht nur derbe-
kannten Varianten wie Abgaben und Steuern, sondern auch der neuen- insbeson-
dere C02-Emissionszertifikate und Kompensationslösungen (vgl. z.B. Loske 1991, 
S. 108ff: Wiedmer 1993; Breining 1995)- intensiviert worden. 
Zweites fand die Diskussion umweltpolitischer Instrumente bislang vorwiegend 
auf der nationalen Ebene statt. Grundsätzlich galt dies insofern auch bei der KU-
mathematik, als sich eine Art Arbeitsteilung dergestalt abzeichnete, daß die glo-
balen Zielsetzungen international verhandelt werden, wohingegen die Entschei-
dung über die Instrumentenauswahl zu deren Umsetzung den einzelnen Ländern 
mit ihren spezifischen Gegebenheiten und Präferenzen vorbehalten bleibt. Bei 
zwei der in der jüngeren Vergangenheit am heftigsten diskutierten Instrumente 
spielt jedoch die internationale Komponente eine entscheidende Rolle: Im Falle 
der C02- oder Energiesteuer über den Weg der angestrebten bzw. von bestimmter 
Seite zur Bedingung gemachten EU-weiten bzw. internationalen Einführung, bei 
Joint Implementation über den Weg der gemeinsamen Umsetzung von Klima-
schutzmaßnahmenzweier oder mehrerer Staaten. 
Das Instrument der Joint Implementation stellt einen Spezialfall der sogenannten 
Kompensationsmodelle dar, die seit Mitte der 1980er Jahre als Möglichkeit zur 
Reduktion von Treibhausgasen diskutiert werden. In der Umweltökonomie wer-
den Kompensationen als nicht-fiskalisches Instrument auf der Basis von Ver-
handlungslösungenzwischen Umweltschädigern und -geschädigten definiert (z.B. 
Frey et al. 1991; Rentz 1995). Sie sind prinzipiell sowohl aufnationaler Ebene zwi-
schen verschiedenen Emittenten einer Branche oder zwischen Emittenten unter-
schiedlicher Branchen als auch auf internationaler Ebene sowie bezogen auf 
Emissionsquellen und -senken denkbar (vgl. z.B. Loske 1993, S. 315; Herold 1995, 
S. 19; Rentz 1995, S. 102ff). Die aktuelle, heftig diskutierte Form der international 
bi-und multilateralen Umsetzung von JI-Projekten fand, unterstützt und in den 
internationalen Verhandlungsprozeß eingebracht vor allem von Norwegen und 
Deutschland, explizite Erwähnung in der Klimarahmenkonvention von 1992 
(IUCC 1992; Michaelowa 1995, S. 121; Schürmann 1995). Sie wird seither vor al-
lem von den USA favorisiert und von vielen als neue Perspektive für die festgefah-
rene internationale Verhandlungssituation gepriesen, weswegen sich im folgen-
den einige Bemerkungen dazu anschließen. 
Die Grundidee ist, daß es einem Land möglich sein soll, nicht nur innerhalb seiner 
eigenen Grenzen, sondern auch durch im Ausland durchgeführte Projekte, bspw. 
durch den Transfer von Realkapital für den Anlagenbau oder aber auch für Auf-
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forstungsmaßnahmen, seine Reduktionsverpflichtungen erfüllen zu können. Aus-
gehend davon, daß die Treibhausgasemissionen ein globales Problem darstellen 
und es deswegen mehr darum gehe, daß reduziert werde, als wo, stellen die Befür-
worter dieses Instrumentenansatzes vor allem zwei Argumente in den Vorder-
grund: Einerseits die effizientere Verwendung der eingesetzten Mittel als bei an-
deren Instrumenten, da Projekte zunächst in Staaten mit geringerer Energieeffi-
zienz durchgeführt werden könnten; andererseits die Schaffung eines prinzipiel-
len Anreizes zum Transfer modernerer und umwelt- bzw. klimaschonenderer 
Technologien in bislang diesbezüglich rückständige Staaten. 
Die Kritiker dieses Ansatzes konzentrieren sich vor allem auf zwei Aspekte: Zum 
einen wird das Gerechtigkeitsargument angeführt, daß die zur Zeit rund 75% der 
Probleme verursachenden Industriestaaten ihre Verantwortlichkeit auf andere 
Regionen verschieben und sich so von ihrer Vorbildfunktion bzw. den eigenen Re-
duktionen quasi freikaufen könnten. Viele Entwicklungsländer befürchten über-
dies für den Fall, daß auch ihnen irgendwann Reduktionen auferlegt werden, daß 
die kostengünstigsten Alternativen bis dahin von den Industriestaaten schon aus-
geschöpt worden sind (vgl. Herold 1995, S. 22). Zum anderen wird kritisch einge-
wendet, daß der sinkende Kostendruck in den Industriestaaten für diese den An-
reiz zu technischen Innovationen im Rahmen einer nachhaltigen Wirtschaftswei-
se im eigenen Land reduziere. Darüber hinaus offenbaren sich bei näherem Hinse-
hen auch technisch-methodische Probleme. So könne es sehr schwer bis unmöglich 
werden, zu beurteilen, ob mit einem beispielsweise von Deutschland finanzierten 
Projekt in China die Reduzierung der Emissionsgesamtsumme beider Länder auf 
die JI-Aktivität zurückzuführen ist oder ob sie nicht auch ohne sie erzielt worden 
wäre. Ferner könnten hohe Transaktionskosten - etwa für die Aushandlung von 
Vertragskonditionen zwischen den Beteiligten - entstehen, die die potentiellen 
Kostenreduzierungsvorteile des Instruments teilweise wieder kompensieren wür-
den. 
Erste Untersuchungen insbesondere für den Energiebereich in China deuten bei-
spielsweise darauf hin, daß es gerade in einem noch sehr energieineffizient produ-
zierenden Land eine Frage entscheidend ist: Führt das Zurverfügungstellen einer 
enegieeffizienteren Anlage letztlich zu einer Nettoreduktion des Energieangebots 
oder bewirkt die durch den Transfer mÖgliche Angebotskapazitätserhöhung zu für 
die Anbieter gleichbleibenden Kosten zu einer Energiepreissenkung und damit ei-
ne den Effizienzeffekt wieder kompensierende Nachfragesteigerung (vgl. Hei-
ster/Stähler 1995, S. 213ft). Die Autoren kommen zu dem Schluß, daß JI-Projekte 
. 211-
bei den aktuellen Gegebenheiten in China bestenfalls in Form von N achrüstungs-
investitionen sinnvoll seien, da sie sowohl die geringsten Kosten als auch die ge-
ringsten Kompensationseffekte aufweisen. 
Es zeigt sich also, daß dieses auf den ersten Blick so elegant und effizient wirkende 
und als solches gepriesene Instrument bei näherem Hinsehen keineswegs frei ist 
von Problemen und noch viele Fragen aufwirft. So wird gerade bei den sehr häufi-
gen Aufforstungsprojekten von Experten beklagt, daß im Rahmen der einsetzen-
den Kohlenstoffverrechnungsarithmetik häufig der Anbau schnell wachsender 
Monokulturen gefördert werde und damit letztlich andere Ziele - etwa Beschlüsse 
der Artenschutzkonvention und der Grundsatzerklärung Wald der UNCED 1992-
konterkariert würden (Krägenow 1995). 
Vor dem Hintergrund dieser gerade zwischen Industrie- und Entwicklungslän-
dern sehr kontroversen Debatte wurde während der Berliner Klimakonferenz ei-
ne, zeitlich noch nicht begrenzte, offizielle Pilotphase für JI-Projekte beschlossen, 
wobei die umstrittene Anrechenbarkeit von Reduktionen insbesondere auf Drän-
gen der Entwicklungsländer zunächst nicht zulässig sein wird. Kritisch kommen-
tiert wird die jetzige Vorgehensweise jedoch z.B. dahingehend, daß keine inhaltli-
chen Kriterien für die Projekte vorgegeben werden. Es scheint also aus heutiger 
Sicht eher fragwürdig, ob und in welcher Form Joint Implementation eine tragen-
de Rolle in der internationalen Klimapolitik wird spielen können. 
Schließlich sind als dritte neue Facette der klimabezogenen Instrumentendiskus-
sion die freiwilligen Selbstverpflichtungen zu nennen, die in Deutschland erst-
mals vor einigen Jahren im Bereich der Schadstoffreduzierung in der chemischen 
Industrie - allerdings mit kaum nennenswertem Erfolg - praktiziert wurden. Kurz 
vor der Berliner Konferenz boten einige deutsche Industrieverbände an, auf frei-
williger Basis "ihre spezifischen C02-Emissionen bis 2005 um bis zu 20% zu redu-
zieren", wenn im Gegenzug die Bundesregierung auf die Einführung einer Ener-
giesteuer und die geplante Wärmenutzungsverordnung verzichte (vgl. DIW-
Wochenbericht Nr. 14/1995, S. 277). Dieses mit erheblichem Werbeaufwand an die 
Öffentlichkeit gebrachte Angebot der Industrie ist vor allem aus zwei Gründen 
unzureichend und mit der klimapolitischen Zielsetzung der Bundesregierung 
nicht vereinbar: Zum einen werden die spezifischen Emissionen je Wertschöp-
fungseinheit als Bezugspunkt genommen und nicht die Gesamtemissonen wie bei 
der Bundesregierung. Zum anderen zeigt eine Betrachtung der spezifischen Emis-
sionen der Industrie seit 1973 und deren Fortschreibung bis 2005, daß bereits im 
Trend stärkere spezifische Minderungen zu erwarten sind, als von der Industrie 
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angeboten werden (siehe DIW-Wochenbericht Nr. 14/1995, S. 280). Darüber hi-
naus ist die Zielstellung nur unbestimmt formuliert ("bis zu 20 %"),und von seiten 
der Bundesregierung bislang noch nichts darüber verlautet, welche Maßnahmen 
sie für den Fall des Nichteinhaltens der Reduktionszusage ergreifen würde. Des-
wegen ist das Eingehen der Regierung auf diesen eher als symbolische Geste zu 
qualifizierenden Vorschlag aus heutiger Sicht als problematisch einzuschätzen. 
Als Fazit läßt sich festhalten: Die Diskussion über umweltpolitische Instrumente 
scheint sich mit dem Eintritt der Klimathematik, trotz -oder vielleicht wegen?-
einiger neu in die Diskussion eingebrachter Elemente noch stärker festgefahren 
zu haben als sie es zuvor schon war. Fortschritte im Sinne einer Annäherung an 
eine konsensuale Stategie sind kaum zu verzeichnen. Dies gilt auf der einen Seite 
für die Wissenschaft. Hier offenbart sich eine sehr hinderliche Diskrepanz zwi-
schen Problemerkennung und -bewältigung, indem nach wie vor überwiegend auf 
einzelinstrumenteller Basis argumentiert und kaum auf Möglichkeiten, Bedin-
gungen und Wirkungen diversifizierten Vorgehens bzw. verschiedener Instru-
mentenkombinationen eingegangen wird. In dieser Regelungsfrage in bezugauf 
die Eingriffsparameter geht vor allem die umweltökonomisch geprägte Wissen-
schaft an den Erfordernissen praktischer Umweltpolitik ebenso vorbei wie mit ih-
ren Ansätzen der Interessenberücksichtigung oder der Steuerungsverfahren (vgl. 
z.B. Gawel1991, S. 14ff). Hier dürfte es einigen Handlungsbedarf geben. Auf der 
anderen Seite gilt dies auch für die Politik. Auch hier hat sich der Gedanke an 
Mischstrategien noch wenig durchgesetzt, scheitern aus wissenschaftlicher Sicht 
empfohlene Instrumente an Verwaltungsstrukturen und Akteursinteressen, wer-
den Strategien und Instrumente selten gezielt ergebnisorientiert konzipiert und 
wird Klimapolitik noch kaum als notwendigerweise in andere Politikbereiche zu 
integrierender Faktor verstanden. 
-213-
4.5.3 Perspektiven und künftige Forschungsfragen 
Nach den bisherigen Ausführungen werden aus unserer Sicht einige Punkte von 
prägender Bedeutung für eine künftige Klimapolitik bzw. diesbezügliche For-
schungsorientierungen sein: 
Vor dem Hintergrund einer sich im schärfer werdenden internationalen Wett-
bewerb in vielen Ländern verschlechternden Wirtschaftslage erlangt die Dis-
kussion über Umweltpolitik im allgemeinen seit einiger Zeit einen fundamen-
taleren, ja zum Teil existentiellen Charakter. Die Debatte um den "Standort 
Deutschland" und die dort vor allem vonseitender Industrie vorgebrachte For-
derung etwa nach einer "Denkpause in der Umweltpolitik" machen dies sehr 
deutlich. Die Klimathematik hat hier sicher eine zusätzliche Schärfe in die 
Diskussion etwa um die Kriterien für eine entsprechende Politik gebracht, vor 
allem deswegen, weil hier zentrale wirtschaftliche Sektoren von Maßnahmen 
betroffen sein und strukturelle Veränderungen eventuell notwendig, zumin-
dest aber diskutiert werden. 
Gleichzeitig zeigt sich, daß die neuen, weiter oben angesprochenen Kriterien 
und Leitlinien für Klimapolitik bislang teilweise noch sehr umstritten bzw. 
nur auf sehr allgemeinem und anwendungsfernen Niveau konsensfähig sind 
und deswegen noch kaum Umsetzung in konkrete Vereinbarungen gefunden 
haben -sofern solche überhaupt existieren. Es dominieren letztlich nach wie 
vor ökonomische, d. h. an Kostenfaktoren orientierte Kriterien sowie die alten 
Anforderungsprofile der Verwaltungen an die Beschaffenheit von konkreten 
Maßnahmen bzw. Instrumenten. 
Weniger klar absehbar ist, was all dies künftig für die Forschung, speziell die 
Klimawirkungsforschung, bedeuten wird. So wendet sich ein großer Teil der 
kritischen Stimmen zwar gegen bestimmte klimapolitische Maßnahmen, be-
fürwortet aber umso mehr weitere Forschung, wobei hier meist eher die natur-
wissenschaftliche Klimaforschung zur V eringerung der bestehenden Progno-
seunsicherheiten in bezugauf Klimaänderungen gemeint ist. Für die sozial-
wissenschaftliche Klimawirkungsforschung wird es darauf ankommen, Über-
zeugungsarbeitfür ihre besondere Bedeutung zu leisten, um sich einen ange-
messenen Platz in der Forschungslandschaft sichern zu können. 
Es wird wohl ebenso notwendig wie schwierig sein, Prioritäten in der Bearbei-
tung der verschiedenen Fragen nach dem "Was", "Wer", "Wann" und "Wie" zu 
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setzen. Sowohl unter zeitlichen wie sachlichen Gesichtspunkten deuten die bis-
herigen Erfahrungen darauf hin, daß in einer ersten Phase das "Wer", also die 
Frage nach den Verantwortlichkeiten bzw. Lasten bei der Umsetzung von Kli-
mapolitik, und das "Was", d. h. ihre prinzipielle Ausrichtung, zu klären sein 
werden, in einer zweiten Phase dann die Frage konkreter Umsetzungsinstru-
mente und die Frage nach dem zeitlichen Ablauf von Handlungsstrategien. 
Es muß gelingen, die oben genannten Diskrepanzen innerhalb und zwischen 
den verschiedenen wissenschaftlichen Disziplinen und zwischen Wissenschaft 
und Politik in Fragen der Problemwahrnehmung und -bewältigung zu benen-
nen und Konzepte zu deren Überwindung zu finden. Gerade am Themen-
schwerpunkt "Handlungsstrategien" zeigt sich deshalb sehr deutlich, wie 
wichtig die genaue Beobachtung und Analyse gesellschaftlicher Diskussions-
und Kommunikationsprozesse zu einem so komplexen Thema ist, um Politik 
effektiv gestalten zu können. Die Fragen, welche Akteure mit welchen Zielen 
welche Strategien anbieten bzw. verfolgen und welche Hemmnisfaktoren bei 
welchen Instrumenten deren Implementierung ver- bzw. behindern, werden 
dabei sicher sowohl auf nationaler wie internationaler Ebene mit Priorität zu 
behandeln sein. 
Klimapolitik findet mittlerweile auf internationaler, nationaler und lokaler 
Ebene statt. Genauere Analysen zu den Wechselwirkungen zwischen diesen 
Ebenen werden erforderlich sein, ebenso wie die Klärung der Frage, in welcher 
Form hier ein koordiniertes Vorgehen möglich bzw. notwendig ist oder welche 
Rolle dabei die jeweiligen Instanzen und Institutionen spielen. 
Angesichts der schon mehrfach angesprochenen Globalität des Themas wird es 
nicht möglich, aber auch nicht sinnvoll sein, die einzelnen Forschungsfragen 
stets auf Deutschland zu konzentrieren. Eine der wesentlichen Forderungen 
muß gerade hier die Berücksichtigung des internationalen Charakters des 
Themas sein, die sich in der internationalen Koordination der Forschung, vor 
allem aber in der Einbeziehung grenzüberschreitender Effekte und Belange in 
die nationale Bearbeitung der Forschungsfragen ausdrücken sollte. 
Vor diesem Hintergrund müssen bestimmte Fragen auf den verschiedenen vor-
handenen forschungskonzeptionellen Ebenen beantwortet werden, wenn Klima-
politik erfolgreich bzw. überhaupt umsetzbar sein soll. Einige der aus unserer 
Sicht wichtigsten sollen im folgenden aufgeführt werden. 
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1) Fragen zur prinzipiellen Einordnung der Klimathematik bzw. der Klimapoli-
tik und deren Zielsetzung 
- im Vergleich zu anderen Politikfeldern (z.B. Wirtschaft, Energie, Verkehr, 
Handel) 
- im Vergleich zu anderen Umweltrisiken 
- als Faktor bzw. Initiator für die Formulierung umweltpolitischer Strategien 
- vor dem Hintergrund der spezifischen Gegebenheiten in der Küstenregion 
2) Fragen zu Beurteilungskriterien, Prioritäten und Folgewirkungen in bezug 
aufbestimmte strategische Ausrichtungen von Klimapolitik: 
- Zum Stellenwert und zu Handlungsorientierungen von Vermeidungs- und 
Anpassungsstrategien. 
- Inwieweit und nach welchen Kriterien ist eine Übertragung des niederländi-
schen Politikoptionen-Ansatzes auf die Budesrepublik oder andere Staaten 
möglich? 
- Untersuchungen zur Übertragung, Konkretisierung, globalen Verwendbar-
keit und Priorisierung der u. a. aus der "Sustainability"-Debatte entnomme-
nen Entwicklungskriterien und Indikatoren für ein "integriertes Küstenma-
nagement". 
- Untersuchungen zu Stellenwert, Voraussetzungen und Realisierungsmög-
lichkeiten bzw. -hemmnissen von technischen Lösungsansätzen auf der ei-
nen Seite und strukturverändernden integrierten Problemlösungen auf der 
anderen Seite in bezugauf Vermeidungs- wie auch Anpassungsstrategien. 
- Untersuchungen zu den "Kosten" bzw. Folgewirkungen von klimapoliti-
schen Maßnahmen mit einem erweiterten Ansatz in bezugauf 
- nicht nur ökonomische, sondern auch soziale und politische Konsequenzen 
(z.B. Konflikte), 
- nicht nur die nationale Ebene, sondern auch andere Staaten betreffende 
Konsequenzen, 
- Untersuchungen zu Beurteilungskriterien und Umsetzungsaspekten von an 
Sektoren ansetzenden (Verkehr, Landwirtschaft, Industrie) oder global steu-
ernden Maßnahmen 
- Kriterien für die Bestimmung der "Optimalität" eines Strategie-Mix 
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- Inwieweit ergeben sich in den genannten Fragen spezielle Gesichtspunkte 
bzw. Notwendigkeiten für den norddeutschen Küstenraum? 
3) Fragen zur Verteilung von Verantwortlichkeiten bzw. Lasten im Zusammen-
hang mit klimapolitischen Maßnahmen auf nationaler und internationaler 
Ebene 
- Untersuchungen zu Konsequenzen von Vorreiter- oder Nachzüglerstrate-
gien aufnationaler Ebene 
- Untersuchungen zu Umsetzungsmöglichkeiten und-hemmnissenvon Maß-
nahmen auf der Ebene der verschiedenen nationalen Gebietskörperschaften 
sowie den Wechselwirkungen zwischen diesen Ebenen 
- Welche Besonderheiten bzw. Notwendigkeiten ergeben sich hier für den 
norddeutschen Küstenraum? 
4) Fragen zu Berücksichtigung, Rolle und Ausgestaltung der lokalen Handlungs-
ebene sowie zu ihrer Beziehung zur nationalen und internationalen Ebene 
- Wo liegen die spezifischen Vor- und Nachteile bei den einzelnen Handlungs-
ebenen in bezugauf Handlungseffektivität und -effizienz? 
- Inwieweit ist ein koordiniertes bzw. gleichgerichtetes Vorgehen der ver-
schiedenen nationalen und internationalen Ebenen für die Effektivität von 
Klimapolitik erforder lieh? 
- Mit welchen spezifischen Auswirkungen auf den norddeutschen Küsten-
raum ist infolge national oder international implementierter Maßnahmen zu 
rechnen? Welche Möglichkeiten der - beispielsweise strukturpolitischen -
Vorsorge existieren mit welchen potentiellen Konsequenzen für welche Ak-
teure? 
- Untersuchungen, inwieweit und in welcher Form die bestehenden verwal-
tungstechnischen und politischen Strukturen und Prozesse auf der Ebene 
der verschiedenen Gebietskörperschaften in Deutschland zur effektiven bzw. 
effizienten Realisierung einmal festgelegter klimapolitischer Zielsetzungen 
zu modifizieren wären. 
Inwieweit wären Entscheidungskompetenzverlagerungen zwischen den ein-
zelnen Handlungsebenen erforderlich und welche Folgen hätte dies? 
- Untersuchungen, welche Chancen bzw. Probleme mit einer verstärkten Öf-
fentlichkeitsbeteiligung an klimapolitischen Entscheidungen auf den ver-
schiedenen Ebenen oder mit bestimmten Formen verstärkter gesellschaftli-
cher Selbstorganisation in diesen Fragen verbunden wären. 
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5) Fragen zu den konkreten Instrumenten der Klimapolitik 
- Kriterien und Möglichkeiten einer Übertragung der bisher auf die Vermei-
dungsansätze konzentrierten Instrumentendiskussion auf die Anpassungs-
strategien. 
- Implementationsforschung zu Ursprung, Funktionsweise und Überwin-
dungsmöglichkeiten von Hemmnisfaktoren einer Umsetzung insbesondere 
solcher Maßnahmen, deren ökonmnische und ökologische Vorteilhaftigkeit 
schon erwiesen ist. 
- Inwieweit sind die verschiedenen Handlungsebenen für bestimmte Instru-
mententypen prädestiniert? 
- Untersuchungen zu Möglichkeiten und Kriterien für Joint-Implementation-
Projekte auf der regionalen/lokalen Ebene oder etwa im Bereich des Küsten-
schutzes, wo sie bislang noch nicht diskutiert werden. 
- Untersuchungen, inwieweit etwa die niederländischen Ansätze und Erfah-
rungen im Zusammenhang mit der Konzipierung des nationalen Umwelt-
plans (NEPP) - z.B. in bezugauf partizipative Elemente oder konkrete zeit-
lich gestaffelte klimapolitische Zielvorgaben -auf Deutschland übertragbar 
sein könnten. 
Grundsätzlich wird es bei vielen der aufgeführten Fragen wichtig sein, daß neben 
den bislang dominierenden Wirtschafts-, Rechts- und Verwaltungswissenschaf-
ten auch andere sozialwissenschaftliche Disziplinen vermehrt in die Bearbeitung 
einbezogen werden. 
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5. Interdisziplinäre Klimawirkungsforschung im 
norddeutschen Küstenraum 
In diesem Kapitel sollen die fünf Themenschwerpunkte, die in Kapitel 4 behan-
delt worden sind, für die Klimawirkungsforschung im norddeutschen Küsten-
raum nutzbar gemacht werden. Die Darstellung der Themenschwerpunkte ging 
dort weit über die regionale Betrachtung hinaus, weil sie in einer umfassenden 
Weise sowohl der Globalität der Klimaproblematik gerecht werden sollte als auch 
den Anschluß an die sozialwissenschaftliche Forschung finden mußte. Bei den 
meisten Betrachtungen war eine besondere Berücksichtigung regionaler Aspekte 
weder sinnvoll noch erforderlich: Das Phänomen einer "problemorientierten For-
schung", das Problem kollektiver Entscheidungen bei Unsicherheit, die Mecha-
nismen der gesellschaftlichen Wahrnehmung und Meinungsbildung, die Struktu-
ren und Formen von Konflikten - all das sind Themen, die in ihren Grundstruktu-
ren auf regionaler Ebene genauso relevant sind wie auf internationaler oder na-
tionaler Ebene. Darüber hinaus erweisen sich bestimmte Wechselwirkungen zwi-
schen der regionalen und der internationalen Ebene als überaus wichtig, was bei 
einer ausschließlich regionalen Perspektive aus dem Blickfeld geraten würde. So 
z.B. in den Themenschwerpunkten "Konflikte" und "Handlungsstrategien". 
Die Anwendung auf der regionalen Ebene des norddeutschen Küstenraums soll in 
diesem Abschnitt an der Frage einer interdisziplinären Klimawirkungsforschung 
im Rahmen des Bund-Länder-Vorhabens "Klimaänderung und Küste" dadurch 
demonstriert werden, daß der Forschungsleitplan dieses Vorhabens vor dem Hin-
tergrund unserer Themenschwerpunkte diskutiert und im Hinblick auf die sozial-
wissenschaftliche Perspektive ergänzt wird. Das Ziel sind Empfehlungen, die in 
die vorgesehene Fortschreibung des Forschungsleitplans einfließen können. 
Natürlich kann ein Forschungsleitplan mit seinem gröberen Raster nicht alle De-
tails der Themenschwerpunkte ausschöpfen. Es geht darum, diejenigen Akzente 
zu setzen, die a) den Anschluß der Klimawirkungsforschung an die sozialwissen-
schaftliche Forschung in einer adäquaten Weise möglich machen und b) die For-
schung auf diejenigen sozialwissenschaftliehen Beiträge lenken, die sowohl aus 
der Sicht der Themenschwerpunkte als auch aus der Sicht des Forschungsleit-
plans für die Diskussion der Klimaproblematik im norddeutschen Küstenraum 
sinnvoll sind. 
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Erst bei der Durchführung der einzelnen Forschungsvorhaben, die sich an dem 
Forschungsleitplan orientieren, kann die Vielfalt der in den Themenschwerpunk-
ten enthaltenen Thematiken umgesetzt werden. Um die Funktion der Themen-
schwerpunkte auch bei diesem zweiten Schritt zu illustrieren, wird im Anhang 
ein Auszug eines Projektentwurfs beigefügt, der an dem Forschungsleitplan "Kli-
maänderung und Küste" ausgerichtet ist und seine Fragestellungen auf der 
Grundlage der fünf Themenschwerpunkte für eine "Fallstudie Sylt" entwickelt. 
5.1 Die Unsicherheit der wissenschaftlichen Erkenntnis als 
Schlüssel pro blem 
Die Unsicherheit der wissenschaftlichen Erkenntnisse im Zusammenhang mit 
der Klimaproblematik ist zwar ein integraler Bestandteil in dem Problemfeld, das 
der Forschungsleitplan "Klimaänderung und Küste" (BMFT 1994a) entfaltet, ih-
re grundsätzliche Bedeutung wird aber nicht so systematisch genutzt, wie es für 
den Anschluß der sozialwissenschaftliehen Forschung erforderlich wäre. Der erste 
Ergänzungsvorschlag zielt daher auf eine Akzentverschiebung in den Darlegun-
gen des Forschungsleitplans, die die Bedeutung dieses Problems stärker in den 
Mittelpunkt rückt. 
Die unzureichende Reflexion der Erkenntnisunsicherheit kommt z.B. darin zum 
Ausdruck, daß die wissenschaftliche Problematik von Szenarien nicht angespro-
chen wird. Was bedeutet deren Hypothetizität für die wissenschaftliche Politikbe-
ratung? Unklar bleibt auch das Verhältnis von Wissen und Nichtwissen, wenn 
Handlungsempfehlungen auf der Grundlage von "erkannten Wirkungszusam-
menhängen" als Ziel der Forschung formuliert werden (S. 7). Damit wird zuviel 
versprochen! Eine solche Erwartung muß im Gegenteil schon im Forschungsleit-
plan problematisiert werden. 
Die stärkere Akzentuierung der Erkenntnisunsicherheit dürfte nicht schwerfal-
len, weil sie in den Forschungsleitlinien bereits deutlich Berücksichtigung findet. 
Die folgende Auswahl einschlägiger Passagen aus dem Forschungsleitplan mag 
das belegen: Die Forschung soll in Form "managementrelevanter Studien" an den 
gesellschaftlichen Planungs- und Entscheidungsprozessen ausgerichtet sein und 
in Form "integrativer Studien" die Zusammenführung verstreuten Wissens er-
möglichen (S. llf, S. 13). Ein Ziel der Klimawirkungsforschung seien Methoden, 
mit denen jeweils neue Erkenntnisse und Informationen schnell in politisch-
planerische Konsequenzen umgesetzt werden können (S. llf). Klimaszenarien 
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und eine "Referenzmatrix" seien für den Überblick über die Voraussetzungen, Er-
fordernisse und Kenntnislücken der Arbeiten vorgesehen (S. 13f). 
Der gemeinsame Nenner dieser Aussagen ist der möglichst rationale Umgang mit 
Unsicherheit. Nach wie vor bleibt die wissenschaftliche Erkenntnis und ihre Ver-
mittlung ein Ziel wissenschaftlicher Politikberatung, aber ohne die Reflexion ih-
rer Grenzen und ihres Verhältnisses zum Nichtwissen wird sie unverbindlich. Der 
Forschungsleitplan kann und muß explizit machen, daß weniger die Beseitigung 
von Unsicherheiten als in zunehmendem Maße der qualifizierte Umgang mit Un-
sicherheit die wissenschaftliche Herausforderung der Klimawirkungsforschung 
ist. Das ist die Lehre, die wir aus dem Gang der heutigen Sensibilitätsforschung 
auf internationaler Ebene ziehen müssen (vgl. Abschn. 4.1, "Sensibilitätsfor-
schung"). Wissenschaftliche Erkenntnis verliert dabei nicht ihre Bedeutung, aber 
ihr Bezug zum Nichtwissen in einem politischen Kontext muß als wissenschaftli-
che Aufgabenstellung anerkannt werden. Erst durch eine offensive Formulierung 
dieser Aufgabe werden die innovativen Vorschläge, die in dem Forschungsleit-
plan gemacht werden, in ihrem Zusammenhang verständlich und forschungspoli-
tisch wirksam. 
Der Hintergrund dieser Argumentation wird in den Themenschwerpunkten "Sen-
sibilitätsforschung" und "Wissenschaft" dargestellt. 
5.2 Das Problem der epistemologischen Unsicherheit als "Schnittstelle" 
zu den Sozialwissenschaften 
Die explizite Formulierung des Problems der Erkenntnisunsicherheit ist der 
Schlüssel für die sozialwissenschaftliche Forschung. Die in den Themenschwer-
punkten enthaltene Argumentation sei hier nur in Stichworten wiederholt: Die 
Unsicherheit wissenschaftlicher Erkenntnis erweitert den Spielraum für für die 
Diskussion und Meinungsbildung zur Klimaproblematik in Öffentlichkeit, Wis-
senschaft und Politik. Was damit gemeint ist, zeigt sich z.B. im IPCC, wo "der 
Stand der Wissenschaft" zum Gegenstand schwieriger Verhandlungen wird. Die 
weit darüber hinausgehende, umfassende Bedeutung dieser Perspektive er-
schließt sich, wenn man sich vergegenwärtigt, daß kollektives Handeln, wie es an-
gesichts bedrohlicher Visionen eines Klimawandels erforderlich ist, sich immer 
vor dem Hintergrund von Meinungsbildungsprozessen in der Gesellschaft voll-
zieht. 
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Die Aufgabe der Klimawirkungsforschung ist es, der politischen Entscheidungs-
findung auch dort Konsens- und Rationalitätspotentiale in der gesellschaftlichen 
Kommunikation zu erschließen, wo diese nicht auf der wissenschaftlichen Er-
kenntnis von Kausalzusammenhängen basieren. Mit dieser Forschungsperspekti-
ve wird die Verbindung zu den einschlägigen Forschungsfeldern der Sozialwissen-
schaften aufgenommen, die in den Themenschwerpunkten über "gesellschaftliche 
Wahrnehmung und Meinungsbildung", "Konflikte" und "Strategien" in ihrem Be-
zug zur Klimathematik dargestellt sind. Ein Beispiel ist der im Anhang abge-
druckte Forschungsentwurf, der sich mit den Gefährdungen und Potentialen ei-
ner demokratischen Entscheidungstindung in den Auseinandersetzungen um die 
Klimaproblematik befaßt. 
Die damit eröffnete Forschungsperspektive umfaßt auch jene Aufgabenstellung, 
die im Hinblick auf die Klimaproblematik bisher immer zuerst genannt wird: Die 
Identifikation gesellschaftlicher Klima-Sensibilitäten. Diese Erwartung an die 
Sozialwissenschaften findet hier erst einen Sinn, denn ohne die Rückbindung an 
die gesellschaftlichen Definitionsprozesse bleibt die sozialwissenschaftliche Be-
stimmung von Klima-Sensibilitäten von einer prohibitiven Beliebigkeit oder, in 
bezug auf die offensichtliche Verwundbarkeit durch klimatische Extrementwick-
lungen, trivial (vgl. Themenschwerpunkt "Sensibilitätsforschung"). 
In dem Forschungsleitplan sind die entsprechenden Anschlüsse an die Sozialwis-
senschaften vorbereitet, indem z.B. auf die Bedeutung von Nutzungs- und Schutz-
konflikten hingewiesen wird (8. 4), auf Akzeptanzprobleme (S. 7), auf Planungs-
und Entscheidungsprozesse (S. 9), auf die Bedeutung der Wahrnehmung von Kli-
maereignissen durch die Bevölkerung, Medien, Politik und Verwaltung (S. 13). 
Was oben in dem Themenschwerpunkt "Wahrnehmung" dargestellt wird, kann 
recht gut am Schema in Abbildung 2 des Forschungsleitplans (S. 8) verifiziert 
werden. 
Der zweite Vorschlag für eine Ergänzung des Forschungsleitplans empfiehlt da-
her, diese verstreuten Hinweise auf die Bedeutung von Konflikten, 
Wahrnehmungs-, Meinungs-, Planungs- und Entscheidungsprozessen in der Kü-
stenregion stärker unter dem Gesichtspunkt der gesellschaftlichen Meinungsbil-
dung im Hinblick auf das Problem kollektiven Handeins und politischer Entschei-
dungenangesichts der Klimaproblematik zu bündeln. Damit wäre eine größere 
Stringenz und eine bessere Systematik für den Anschluß sozialwissenschaftlicher 
Forschungsfragen zu erreichen. 
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Gleichzeitig würde mit dieser stärker strukturell argumentierenden Darstellnng 
die Möglichkeit gegeben, den Forschungsleitplan gegenüber Fragestellungen auf 
nationaler und internationaler Ebene zu öffnen, damit die auf diesen Ebenen heu-
te bereits zu beobachtenden Vorgänge einer politisierten Klimawirkungsfor-
schung in die regionale Forschung mit einbezogen werden können. 
5.3 "Management von Unsicherheit" als das methodologische Problem 
einer interdisziplinären Klimawirkungsforschung 
Mit der stärkeren Betonung der Erkenntnisunsicherheit lassen sich auch die me-
thodologischen Aufgaben der Klimawirkungsforschung verdeutlichen. Was im 
Forschungsleitplan an methodischen Richtlinien formuliert wird, kann auf diese 
Weise ebenfalls systematischer gefaßt und ergänzt werden. Wie in dem Themen-
schwerpunkt über die Rolle der Wissenschaft dargestellt, ergeben sich drei grund-
sätzliche Unsicherheitsprobleme: das Prognoseproblem, das Problem der Interdis-
ziplinarität und das Konsensproblem. 
Das nicht zu lösende Prognoseproblem wird heute mit Methoden wie Brainstor-
ming, Deiphi-Befragungen und Szenario-Techniken umschifft, deren wissen-
schaftliche Begründung noch aussteht. Auch der Forschungsleitplan muß auf sol-
che Methoden zurückgreifen. Ihre wissenschaftliche Reflexion wird jedoch unter 
dem Gesichtspunkt des "Management von Unsicherheit" möglich, indem nicht Er-
kenntnis sondern die Erschließung von Rationalitätspotentialen im Umgang mit 
Unsicherheit das Ziel ist. Im Abschnitt über die Sensibilitätsforschung wird ein 
Beispiel für die Möglichkeiten und Probleme in der neueren Sensibilitätsfor-
schung vorgeführt. Ein anderer Gesichtspunkt ist die N utzbarmachung der Er-
fahrungen mit der Prognoseproblematik in der Umweltforschung, in der Risiko-
forschung und in der Technikfolgenabschätzung. Unter dem Stichwort der "Früh-
warnung" z.B. kann die Methoden-Diskussion über funktionale Äquivalente für 
Prognosen von der Klimawirkungsforschung aufgegriffen werden. 
Das Problem der Interdisziplinarität sollte im Forschungsleitplan explizit als For-
schungsaufgabe aufgenommen werden, und es sollte eine geordnete Auswertung 
und Weitergabe der Erfahrungen zwischen den Forschungsprojekten angestrebt 
werden. Die in der Literatur vorliegenden Untersuchungsergebnisse über diesen 
Gegenstand sollten in den Forschungsrichtlinien einen Niederschlag finden. Die-
se betreffen die Aufklärung über die üblichen Vorbehalte, Akzeptanzprobleme 
und Hegemoniebestrebungen zwischen den Disziplinen, die Notwendigkeit be-
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stimmter organisatorischer Voraussetzungen sowie die Diskussion der drei Mo-
delle der Interdisziplinarität: Das instrumentelle, das reflexive und das kommuni-
kative Wissenschaftsmodell (vgl. Abschn. 4.2: "Wissenschaft"). 
Das Konsensproblem wird in dem Forschungsleitplan nur implizit angesprochen: 
"Das gesamte komplexe Problemfeld läßt sich nur durch gemeinsame Anstren-
gungen unterschiedlicher Interessengruppen bearbeiten" (Vorwort). Sowohl auf 
der Ebene des Forschungsprozesses als auch in der politischen Entscheidungsfin-
dung etwa im Zusammenhang mit kollektiven Aktionen in der Bevölkerung wird 
das Problem im Zusammenhang mit der Klimaproblematik akut. Der Begriff des 
"Konsenswissens", der im Zusammenhang mit den Veröffentlichungen des IPCC 
geprägt worden ist, kennzeichnet ebenfalls das Problem: Wenn man weder über 
sicheres Wissen verfügt noch allgemeine und verbindliche Maßstäbe besitzt, um 
anerkannte und akzeptable Entscheidungen zu treffen, dann stellt sich die Frage, 
wie man dennoch zu einem tragfähigen Konsens kommen kann. Es handelt sich 
um Entscheidungsprozesse, bei denen sich die relevanten Akteure in Netzwerken 
zusammenschließen und die zu verfolgenden Ziele aushandeln. Erst in neuerer 
Zeit wird das Konsensproblem als ein wissenschaftliches Problem formuliert, in-
dem seine Lösung in der "Prozeduralisierung" von Entscheidungen gesucht wird, 
d.h. in Verfahren, die aufgrund ihrer Regeln zu einer rationalen Handhabung von 
Dissens und zu einer Erhöhung der Chancen von Konsens beitragen. Untersu-
chungen zu dieser Problematik sollten in den Forschungsleitplan aufgenommen 
werden, indem auf die derzeit aktuellen Diskussionen um Mediationsverfahren, 
Diskurse und partizipative Verfahren hingewiesen wird. 
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Die Hinweise in den Abschnitten 5.1 bis 5.3 für die Fortschreibung des For-
schungsleitplans zum Zweck der Integration sozialwissenschaftlicher Forschung 
sind in einer ersten Diskussion mit den Auftraggebern als noch zu wenig konkret 
bezeichnet worden, um sie in einer Neuformulierung des Forschungsleitplans um-
zusetzen. Es werden daher in den folgenden beiden Abschnitten die Aspekte noch 
einmal summarisch aufgelistet, die für die Umsetzung unserer Empfehlungen un-
mittelbar relevant sind: 
1. Welche Gesichtspunkte müssen in dem Forschungsleitplan präzisiert oder kor-
rigiert werden? (Sozialwissenschaftliche Defizite des Forschungsleitplans, 
Abschn. 5.4) 
2. Welche sozialwissenschaftliehen Forschungsfragen sollte man gegenwärtig als 
prioritär ansehen? (Sozialwissenschaftliche Forschungsprioritäten des For-
schungsleitplans, Abschn. 5.5). 
5.4 Sozialwissenschaftliche Defizite des Forschungsleitplans 
"Klimaänderung und Küste" 
1) Inhaltliche Defizite 
a) Es findet keine ausreichende Reflexion wissenschaftlicher Unsicherheit statt. 
Unter anderem ist dadurch die Sensiblitätsforschung auf internationaler Ebe-
ne als Erfahrungshintergrund vergessen worden. 
b) Die Wahrnehmungsproblematik wird zu eng und dadurch für die Intentionen 
des Forschungsleitplans falsch konzipiert: Eine Wahrnehmung von Klimaer-
eignissen (8. 11 oben) ohne vorangehende oder begleitende kollektive Deu-
tungsprozesse in bezugauf gesellschaftliche Willensbildungsprozesse und de-
ren Bestimmungs- und Beeinflussungsfaktoren gibt es nicht. Der eigentliche 
Gegenstand des Forschungsleitplans ist daher die gesellschaftliche Kommuni-
kation und Meinungsbildung über einen Klimawandet 
c) Gesellschaftliche Konflikte werden begrifflich und inhaltlich in zweierlei Wei-
se unzureichend erfaßt. Zum einen werden nur bestehende Nutzungs- und 
Schutzkonflikte angesprochen (8. 4), die Möglichkeit neuer Konfliktfelder oder 
-typen wird dagegen nicht thematisiert. Zum anderen werden sie nur als Risi-
kofaktor gesehen und nicht in ihrer positiven Bedeutung für die (Neu-) Struk-
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turierung gesellschaftlicher Verhältnisse. Damit fehlt in dem ForschungsieH-
plan auchjede methodologische Erörterung von Konfliktanalysen. 
d) Beim Thema "Handlungsstrategien" findet eine Voreinstellung zugunsten von 
eher relativen Anpassungsstrategien oder von Küstenschutz statt, die, wenn 
sie zu recht bestünde, eigentlich erst das Ergebnis von Forschung sein kann. 
Aktive Ursachenvermeidungsstrategien spielen kaum eine Rolle. Sie finden-
wie auch die Rückwirkungsmechanismen zwischen "Staat/Gesellschaft" auf 
Klimaänderungen - nur in dem Schema auf Seite 5 Erwähnung, werden jedoch 
im weiteren Verlauf des Forschungsleitplans nicht mehr aufgenommen. Vor-
läufig muß der Forschungsleitplan davon ausgehen, daß auch auf der regiona-
len Ebene der norddeutschen Küstenländer politische Impulse zugunsten von 
Vermeidungsstrategien ausgehen können. Darüber hinaus zeigt sich gerade 
beim Thema Handlungsstrategien die mangelnde Einbeziehung internationa-
ler Aspekte und deren Wechselwirkungen mit regionalen oder nationalen Ge-
gebenheiten. 
2) Defizite in methodischer Hinsicht 
a) Es fehlt eine Auseinandersetzung mit der Problematik eines regionalen For-
schungsansatzes, der eine globale Thematik behandelt. So z.B. die Frage der 
Isolierbarkeit endogener Faktoren, der Einbeziehung exogener Faktoren in 
den Forschungsdesigns oder die Berücksichtigung der Abhängigkeit von Ent-
scheidungen und Prozessen außerhalb der Regionen. 
b) Es findet keine ausreichende Ausseinandersetzung mit den Problemen der 
Prognose, der Interdisziplinarität und der Konsensfindung bei divergierenden 
Szenarien, Forschungsansätzen und Forschungsergebnissen statt. Das hängt 
natürlich eng damit zusammen, daß die wissenschaftliche Unsicherheit (s.o.) 
generell nicht als Problem angesprochen wird. Beispielsweise dokumentiert 
sich die mangelnde Auseinandersetzung mit der Prognoseproblematik im Vor-
schlag eines "Referenz-Szenarios" im Rahmen der Aufgabenformulierung fü1· 
den Komplex Sozioökonomie, mit dessen Hilfe künftige natur- und sozialwis-
senschaftliche Teilprojekte verzahnt werden sollen. Fragen der Validität, 
Zweckmäßigkeit und Relevanz einer solchen Methodik für die politische Pra-
xis wird allerdings nicht thematisiert. 
c) Begriffe wie "Kosten-Nutzen-Analyse" (S. 7) und "sozioökonomische Modelle" 
(S. 11) werden als zentrale methodische Ansatzpunkte genannt, ohne auch nur 
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andeutungssweise ihre Probleme und Grenzen zu thematisieren. Für und Wi-
der der Kosten-Nutzen-Analyse wurden in Abschnitt 3.4 dieses Berichts disku-
tiert; die Frage der Möglichkeit einer Modeliierung zukünftiger gesellschaftli-
cher Entwicklungen oder der Anknüpfbarkeit solcher Modelle an naturwissen-
schaftliche Modelle ist seit über zwei Jahrzehnten Gegenstand heftigster De-
batten. Künftige Forschungsvorhaben und auch der Forschungsleitplan müs-
sen diese Aspekte zumindest berücksichtigen, sollen am Ende konsensfähige 
Ergebnisse produziert werden. 
d) Problemsicht und Formulierungen im Forschungsleitplan sind weitgehend auf 
die "Folgen" von Klimaänderungen begrenzt. Damit bleiben beispielsweise die 
Frage der Problemdefinition durch die Wissenschaft oder der Probleminterpre-
tation durch gesellschaftliche Wahrnehmung und Kommunikation sowie vor 
allem der gesamte Komplex der Problementstehung unberücksichtigt. Zwar 
mag eine solche Fokussierung vor dem Hintergrund verständlich erscheinen, 
daß sich der Forschungsleitplan im Rahmen der Klimafolgenforschung be-
wegt; dennoch muß jede zumindest sozialwissenschaftliche Klimawirkungsfor-
schung Stückwerk bleiben, die nicht die komplexen gesellschaftlichen 
Problemverursachungs- und die daraus etwa entstehenden Konfliktmechanis-
men berücksichtigt. Deswegen muß der Forschungsleitplan diesem Problem-
zusammenhang stärker Rechnung tragen. 
e) Die für die künftige Forschungsstrukturierung vorgesehene Dreiteilung in 
"Basisstudien''; "Fallstudien" und "managementrelevante Studien" (S. 7) dürf-
te in der Praxis nur schwer aufrechtzuerhalten sein: Zumindest die Trennung 
zwischen Fallstudien und managementrelevanten Studien dürfte insoweit 
kaum möglich sein, als natürlich die "Analyse von Wechselwirkungen zwi-
schen ökologischen und sozioökonomischen Systemen" (was bei Fallstudien 
vorgesehen ist) letztlich untrennbar mit der Analyse von Nutzungs-, 
Planungs- und Interessenkonflikten im Zusammenhang mit gesellschaftlichen 
Reaktionsstrategien verbunden ist, die im Zentrum der managementrelevan-
ten Studien stehen sollen. 
0 Die Frage einer Übertragbarkeit der Forschungsansätze und -methoden im 
Forschungsleitplan auf die Verhältnisse anderer gefährdeter Regionen der 
Welt wird zwar im Vorwort erwähnt, sollte aber in dem Forschungsleitplan als 
Aufgabe stärker betont werden. 
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5.5 Sozialwissenschaftliche Forschungsprioritäten für den 
ForschungsleUplan "Klimaänderung und Küste" 
Man kann nur beobachten, was vorhanden ist. Die gesellschaftlichen Folgen eines 
Klimawandels kann man also empirisch nicht untersuchen, weil es sie noch nicht 
gibt. 
Stattdessen werden mit Szenarien, Simulationen und mit der Betrachtung analo-
ger Klimasituationen die Folgen eines hypothetischen Klimawandels untersucht, 
um zu Wenn-Dann-Aussagen zu kommen. Der Einwand dagegen ist, daß Szena-
rien, Modelle und Fallbeispiele immer Komplexitätsreduktionen sind, deren Be-
währung im Lauf der Zeit nicht garantiert ist. Einflüsse nicht bedachter oder un-
bekannter Kontexte können zu völlig anderen Entwicklungen führen. Das Ver-
trauen in diese Ansätze ist allenfalls dann berechtigt, wenn die Zusammenhänge 
durch überschaubare Strukturen stark dominiert werden, die ihrerseits relativ 
konstant sind. 
Das kann der Fall sein, wenn in der zu untersuchenden Fragestellung Naturge-
setze ausschlaggebend sind oder bestimmte Strukturen der physikalischen U rn-
weit, wie z.B. Landschaften. Es kann auch sozialwissenschaftliche Fragestellun-
gen geben, bei denen bestimmte soziale Strukturen, wie etwa dauerhafte Kon-
fliktlinien oder säkulare Trends der gesellschaftlichen Entwicklung, eine langfri-
stige Untersuchungsperspektive erlauben. 
Die Analyse von säkularen Trends, wie sie beispielsweise in sozialwissenschaftli-
ehen Modernisierungstheorien oder in ökonomischen Theorieansätzen gesell-
schaftlicher Evolution verfolgt wird, bezeichnet nur generelle Trends der Ent-
wicklung und institutionelle Rahmenbedingungen, unter denen politisch gehan-
delt wird. Sie können auf strukturelle Probleme aufmerksam machen, aber nicht 
die konkrete Analyse ersetzen, die die jeweiligen historischen Bedingungen und 
Konstellationen mit einbeziehen muß. Aber sie geben immerhin bestimmte typi-
sche Problembereiche gesellschaftlicher Entwicklung an, auf die man sich jetzt 
schon einstellen kann. 
Ist eine solche starke Dominanz konstanter Strukturen nicht gegeben, dann gilt 
analog zu dem Dilemma der Technikkontrolle von Collingride (1980): Wissen-
schaftlich begründete Maßnahmen gegen die negativen Folgen eines Klimawan-
dels sind erst möglich, wenn diese sich abzuzeichnen beginnen. Also kann es eine 
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Folgenforschung erst dann geben, wenn es für eine langfristige Prävention zu spät 
ist. Es gibt drei Ansätze, trotzdes Dilemmas weiterzumachen. 
1) Die Identifikation und Untersuchung dauerhafter Strukturen und Prozesse, 
die schon heute für einen Klimawandel relevant sind 
2) "Frühwarnung" auf der Basis von Dauerbeobachtungen anhand geeigneter 
Indikatoren 
3) "Management von Unsicherheit" 
1) Untersuchung schon heute relevanter Strukturen und Prozesse 
(säkulare Trends) 
Dieser Forschungsschwerpunkt bezieht sich auf drei konkret zu beobachtende 
Trends gesellschaftlichen Wandels, die als säkular angenommen werden können 
und schon heute einen Bezug zur Klimathematik haben: der Wandel im Verhält-
nis von Wissenschaft und Politik (a), aus dem eine zunehmende Bedeutung der 
Vorsorgepolitik und der zukunftssichernden Politik in ihrer Leitfunktion folgt (b), 
was sich auf der Ebene des Verwaltungshandeins in Veränderungen der aktuellen 
Langfristplanung niederschlägt (c). Wir schlagen dazu zunächst folgende Projekte 
vor: 
a) Begleitende Fallstudien über das Zusammenspiel von Politik und Wissen-
schaft anläßlich von Forschungsprojekten im Rahmen des Forschungsleit-
plans: Wie ist das relative Gewicht zwischen Politik und Wissenschaft bei der 
Wahrnehmung und Meinungsbildung zum Klimawandel verteilt? Sind For-
men einer Verwissenschaftlichung der Klimapolitik zu beobachten? Gibt es 
Formen einer Politisierung in der Klimawirkungsforschung? Ergeben sich 
aufgrund der Spezifika des Klimadiskurses besondere Ausprägungen im Ver-
hältnis von Politik und Wissenschaft? 
b) Untersuchungen zur konkreten Ausgestaltung der allgemeinen Risiko- und 
Vorsorgepolitik am Beispiel der Klimapolitik. Das Vorsorgeprinzip bedeutet 
den historischen Wandel von einer kompensatorischen zu einer vorbeugenden 
Politik. Dies ist in einem hohen Maße von einem nicht selbst erzeugten Wissen 
abhängig und in ihren zukunftsorientierten Entscheidungen hochgradig durch 
Unsicherheit und Nicht-Wissen belastet. Welche institutionellen Formen der 
Vorsorgepolitik stellen sich am Beispiel der Klimaproblematik ein? Wie ist ih-
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re Funktionalität bezüglich der Strategieentwicklung einzuschätzen? Können 
sie unpopuläre Maßnahmen hinreichend legitimieren? 
c) Ein drittes Thema bietet sich auf der konkreten Handlungsebene an, wo die 
Auswirkungen heutiger Planungen und Entscheidungen bis in die Zeit des 
prognostizierten Klimawandels reichen.Wann, unter welchen Umständen und 
in welchen Formen findet die Prognose des Klimawandels Eingang in die 
Langzeitplanung des Küstenschutzes, des Tourismus, der Landwirtschaft? 
Welche Bewältigungsstrategien werden entwickelt? Sind diese auf andere Be-
reiche zu übertragen? 
2) Dauerbeobachtung von Prozessen, deren Verlauf nicht prognostizierbar ist 
(Frühwarnung) 
Sozialwissenschaften können zwar keine Prognosen abgeben, wohl aber beobach-
ten und analysieren, wie die möglichen Folgen eines Klimawandels schonjetzt ge-
sellschaftlich kommuniziert werden. Ausschlaggebend ist, daß für den Fall eines 
möglichen Klimawandels nur wissenschaftliche Hypothesen existieren, die in den 
gesellschaftlichen Teilsystemen jeweils unterschiedlich rezipiert werden und ent-
sprechend differente Diskurse auslösen. 
In der Politik erzeugen die möglichen Auswirkungen des Klimawandels Hand-
lungsdruck und Zwang zu internationaler Vereinbarung. 
In den Medien ist der Diskurs von Selektivität und Dramatisierung unter dem 
Gesichtspunkt der Neuigkeit und des Spekulativen (Nachrichten wert) ge-
prägt. 
In der Wirtschaft stehen Chancen und Risiken von Marktstrategien, interna-
tionalen Vereinbarungen und politischen Interventionen im Vordergrund. 
Sozialwissenschaftliche Untersuchungen zielen auf die Analyse des intersystemi-
schen Diskurses zum KlimawandeL Für die Klimaproblematik kann man von der 
Hypothese ausgehen, daß eine wechselseitige Verschränkung von wissenschaftli-
cher Forschung, öffentlicher Problemsensibilität und politischen Aktivitäten in 
exemplarischer Weise stattfindet. Eine präzise Analyse und Darstellung dieser 
Muster öffentlicher Kommunikation kann zeigen, wie das Thema Klimawandel 
gesellschaftlich verarbeitet wird und, auf der Basis der Diskursanalyse, welche 
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institutionellen Veränderungen und praktischen Handlungsmöglichkeiten eröff-
net werden. Dafür bieten sich Fallstudien an: 
Diskursanalysen zur Thematisierung eines Klimawandels in den regionalen 
und kommunalen Bereichen des norddeutschen Küstenraums, wobei der poli-
tische, der mediale und der wissenschaftliche Diskurs in ihrer Verschränkung 
zu untersuchen sind (Diskursprofile). 
Methodische und theoretische Untersuchung zur Konzeptualisierung und Wei-
terentwicklung von Diskursanalysen für den Zweck, als spezifische Instru-
mente gesellschaftlicher Dauerbeobachtung eingesetzt zu werden (Basisstu-
die) 
Analyse der Wert- und Konfliktstruktur in dem norddeutschen Küstenbereich 
und ihrer funktionalen Differenzierung in Fischerei, Tourismus, Küsten- und 
Naturschutz in bezug auf die Integrierbarkeit der Klimawandelproblematik 
(Fallstudie) 
3) Methoden und Instrumente eines möglichst rationalen Umgangs mit 
Nichtwissen ("Management von Unsicherheit") 
a) Eine neuartige wissenschaftliche Herausforderung der Klimawirkungsfor-
schung liegt darin, qualitativ hochwertige Formen des Umgangs mit Unsi-
cherheit zu entwickeln, wenn diese nur beschränkt durch Erkenntnisgewinn 
reduziert werden kann. Erste Erfahrungen hierzu werden derzeit auf interna-
tionaler Ebene im Zusammenhang mit den Arbeiten des IPCC und der interna-
tionalen Sensibilitätsforschung gemacht (vgl. den Themenschwerpunkt "Sen-
sibilitätsforschung"). Diese Erfahrungen müssen systematisch beobachtet und 
ausgewertet werden im Hinblick auf die Fragen: 
- Welche neuartigen Formen eines wissenschaftlichen Umgangs mit Unsi-
cherheit entstehen? (z.B. "Konsenswissen") 
- Worin liegt der Rationalitätsgehalt solcher Formen? 
- Wie sind diese Formen hinsichtlich ihrer Übertragbarkeit aufkünftig zu er-
wartende nationale und regionale Auseinandersetzungen einzuschätzen? 
- Welche Veränderungen ergeben sich daraus eventuell für das Wissen-
schaftsverständnis? 
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- Wie weit kann sich der Forschungsleitplan "Klima und Küste" an den be-
reits vorliegenden Erfahrungen orientieren? 
b) Es besteht ein akuter Nachholbedarfbei der wissenschaftlichen Reflexion heu-
te vielfach eingesetzter Instrumente wie Szenarien, Simulationen und Modelle 
der Prognostizistik, auf die niemand mehr verzichten kann, die aber im Ver-
gleich mit klassischen Erkenntnismethoden als verhältnismäßig wenig valide 
eingestuft werden müssen. In der Perspektive des wissenschaftlichen ;;Mana-
gements von Unsicherheit" eröffnet sich eine Betrachtungsweise, die den viel-
fachen Gebrauch dieser Instrumente rechtfertigen und auf eine solidere 
Grundlage stellen könnte: 
- Welche positiven Funktionen erfüllen diese Instrumente bei dem wissen-
schaftlichen Umgang mit Unsicherheit? 
- Welche Verwendungsweisen sind wissenschaftlich nicht vertretbar und auf 
welche Einschränkungen eines wissenschaftlichen Gebrauchs muß geachtet 
werden? 
- Wo liegen Ansätze für eine sinnvolle Weiterentwicklung? 
c) In die Reihe der dringend erforderlichen methodologischen Reflexionen gehö-
ren ferner Untersuchungen der Zweckmäßigkeit und Funktionalität großer 
Datensammlungen, deren Mangel an theoretischer Strukturierung durch com-
putergestütztes Datenmanagement kompensiert werden soll. Hier liegen z.B. 
wichtige Erfahrungen aus der Expertensystem-Debatte vor, wo die "flache Mo-
dellierung" (keine theoriegeleitete Modellierung) in aller Regel zu Überkom-
plexität und zu einem schnellen Ende der Gebrauchsfähigkeit der "Wissensba-
sen" führt. Anhand von Fallstudien und Basisstudien müssen Fragen der fol-
genden Art untersucht werden: 
- Welche Relevanz haben die Erfahrungen mit Expertensystemen für die der-
zeit vorgeschlagenen Datenbank-Ansätze wie GIS, Pressure-State-Response 
(PSR) oder Syndromansatz? 
- Ergeben sich in der Perspektive des "Managements von Unsicherheit" ande-
re Funktionen flach modellierter Datenbanken, die über die reine Informa-
tionsfunktion hinausführen? 
- Lassen sich pragmatische, an einem "Management von Unsicherheit" orien-
tierte Kriterien der Strukturierung und Begrenzung von Datensammlungen 
entwickeln? 
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Anhang: Beispiel für den Entwurf einer Fallstudie im nord-
deutschen Küstenraum. Entwicklungsstrategien der 
Insel Sylt vor dem Hintergrund eines möglichen Klin 
mawandels 
(Konflikte und Optionen bei Zukunftsentscheidungen) 
a) Problemstellung 
Die generelle Problematik, mit der sich die Klimafolgenforschung befaßt, ist die 
gesellschaftliche Auseinandersetzung mit den möglichen Folgen eines vom Men-
schen verursachten Klimawandels. "Sie zielt letztlich darauf ab, Handlungsemp-
fehlungen geben zu können und Strategien zu entwickeln, mit denen Mensch und 
Gesellschaft den Herausforderungen des globalen Wandels begegnen können" 
(Forschungsleitplan "Klimaänderung und Küste", FLP, S.3). Aufgrund der Unsi-
cherheiten der Klimaprognosen und wegen der möglicherweise sehr hohen Kosten 
von Vorsorge-, Abwehr- oder Anpassungsmaßnahmen bestehen für die langfristi-
ge Planung sowohl ein hohes kognitives Irrtumsrisiko als auch große Konfliktpo-
tentiale. Langfristige Strategieentscheidungen sind daher in hohem Maße legiti-
mationsbedürftig, d.h., sie müssen drei Anforderungen genügen, die heute in al-
len demokratischen Systemen an öffentliche Entscheidungen gestellt werden: (1) 
wissenschaftliche Fundierung der These einer Klimaänderung und der daran an-
schließenden Folgenabschätzungen, (2) demokratische Entscheidungsverfahren 
und Akzeptanz der zugrundeliegenden Risikoabschätzungen, (3) normative An-
forderungen an Gerechtigkeit und Rationalität. 
1) Wissenschaftliche Analysen zur Erweiterung der Kenntnisse über die Folge 
einer möglichen Klimaveränderung 
Der wissenschaftliche Beitrag zur Klimafolgen-Thematikwurde vorwiegend von 
den Naturwissenschaften, insbesondere der Atmosphärenforschung, bestritten. 
Aus dieser Forschung entstanden Klimaszenarien und Computersimulationsmo-
delle, die darauf hindeuten, daß es zu künftigen globalen Klimaveränderungen 
kommen könnte, die z.T. anthropogen verursacht sind. Diese Ergebnisse gelten 
als nicht abgesichert und in Fachkreisen als umstritten, jedoch erscheint es ange-
sichts der möglichen hohen Folgelasten für Gesellschaften und der These einer 
kausalen Verquickung zwischen den Gasemissionen und den Atmosphärenverän-
derungen notwendig, die Abschätzungsdebatte dieser Problematik voranzutrei-
ben. Die Sozialwissenschaften spielen hierbei, in der Abschätzung gesellschaftli-
cher Kosten, Schäden, Veränderungen, sowie der Entwicklung adaptiver und prä-
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ventiver Strategien, eine zentrale Rolle. In diesem Kontext können sie auf ihr Po-
tential des systematischen Wissens, der methodischen Vorgehensweisen und des 
Reflexionsvermögens für die fortlaufende Beobachtung der komplexen Gegen-
standshereiche zurückgreifen. 
2) Demokratische Verfahren und die Akzeptanz der Risikoabschätzung 
Die Akzeptanz öffentlicher Entscheidungen konstituiert sich über die Strukturen 
und Verfahren der repräsentativen Demokratie. Insbesonders die im Vorfeld von 
politischen Entscheidungen ablaufenden Auseinandersetzungen korporativer Ak-
teure (Verbände, Parteien, Neue Soziale Bewegungen etc.) definieren ihre spezifi-
schen Interessens- bzw. Wertvorstellungen und bilden auf diese Art und Weise ei-
nen gesellschaftlichen Konflikt. Dieser Konflikt beinhaltet erfahrungsgemäß 
spannungsreiche Beziehungen der Betroffenen zueinander, aus denen sich spezifi-
sche Konfigurationen und Interessenbündnisse ergeben, die wiederum die Eigen-
art von Sozial- und Kulturordnung einer Region (vgl. hier: z.B. Konflikt zwischen 
Küstenschutz und Naturschutz) widerspiegeln. 
Dabei können bestimmte Interessen gegenüber anderen eine Dominanz gewin-
nen, die meist auf historische Prozesse, auf die Bildung neuer Wertstrukturen 
oder auf die Entstehung neuer Problemlagen zurückgeführt werden kann. Demo-
kratische Verfahrensregeln können da versagen, wo sie zu den traditionellen 
Konfliktlinien und Wertstrukturen querliegen und nicht mehr in der Lage sind, 
bestehende Interessenskonflikte in institutionell geregelte Prozesse einzubinden. 
Die komplex angelegte Klimathematik könnte unter dem Eindruck extremer 
Wetterereignisse und diffuser Dramatisierung neue Interessensgegensätze her-
vorrufen, sowie traditionelle gesellschaftliche Konflikte verschärfen, die von dem 
bestehenden Institutionengefüge nicht kanalisiert werden können. 
In diesem Sinne wird die Analyse der zu erwartenden Konfliktstruktur der betei-
ligten korporatistischen Akteure von grundlegendem Interesse sein und als Basis 
für die Frage dienen, ob die etablierten Entscheidungsverfahren sowohl auf der 
Insel Sylt, als auch im zuständigen Bundesland, den sich anbahnenden Konflikt 
angemessen regulieren können, oder ob neue Konfliktaustragungsmechanismen 
entwickelt werden müßten (Diskurs, Mediation, Partizipation). 
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3) Verfahren zur Durchsetzung normativer Anforderungen an Gerechtigkeit und 
Rationalität 
Im Verlauf des historischen Prozesses herausgebildete Vorstellungen von Ge-
rechtigkeits- und Rationalitätskriterien liegen den gesellschaftlichen Handlun-
gen und Entscheidungen als implizit formulierte Prämissen zugrunde. Meistens 
werden sie jedoch nur dann explizit zur Sprache gebracht und reflektiert - dann 
aber um so heftiger -, wenn sie verletzt werden. Ihre Reflexion findet vor allem in 
Ethikdebatten statt, die im Zusammenhang mit aktuellen Problemthemen entste-
hen, so z.B. im Bereich der Technikentwicklung und ihren Risiken oder im Be-
reich des Umweltschutzes, sowie in Diskussionen um die Sozialverträglichkeit be-
stimmter Entwicklungen. 
Korporative Akteure, wie Behörden und Organisationen, verfügen über spezifisch 
ausgeprägte Handlungsmuster. Durch die Institutionalisierung dieser Modelle in-
nerhalb des Handlungsraumes, in dem sie gelten sollen, werden alle Bedingungen 
des Handeins diesen Kriterien unterstellt (z.B. im Klimabereich der Handlungs-
raum Naturschutz: die Handlungskriterien beziehen sich hier konkret auf den 
'Schutz der Natur und der Ökosphäre'). 
Andere Rationalitätskriterien werden externalisiert, d.h. auf andere Sozialver-
bände abgeschoben. Auf diese Art und Weise findet eine Selektion der Rationali-
tätskriterien durch die einzelnen Akteure statt (z.B. Kriterien, die den Schutz der 
Natur begünstigen und ökonomische Kriterien weniger stark betonen). 
So entstehen mehrere Strategien mit differierenden Folgen- und Maßnahmekal-
kulationen (hier in besonderem Maße die Konstellation: Küstenschutz - Natur-
schutz - Tourismus) nebeneinander, welche alle in hohem Maße Geltung bean-
spruchen und, je nach sozio-kultureller Konstellation, mehr oder weniger politi-
sche Durchsetzungsfähigkeit besitzen. 
Im vorliegenden Projektantrag wird als grundlegender Ansatz für eine Konflikt-
regulierung vorgeschlagen, Werte- und Interessengegensätze (z.B. Forderung 
nach "sanftem" Küstenschutz unter starker Berücksichtigung der Naturschutzin-
teressen etc.) und die daraus abgeleiteten kontroversen Argumentationsmuster 
auf eine Vielzahl von Einzelproblemen anzuwenden und zu überprüfen. Unserem 
Ansatz liegt die normative Vorstellung zugrunde, daß ein Rationalitätskriterium, 
das in einem Lebensbereich Geltung beansprucht, prinzipiell gestaltungs- und 
kompromißfähig sein muß. In diesem Sinne sollen die im Projektverlauf zu erar-
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beitenden Optionen einen Beitrag zur Gestaltung der zukünftigen Entwicklung 
Sylts leisten (vgl. Kap. Zielsetzung). 
b) Konkretisierung der allgemeinen Problemstellung auf die Insel Sylt und 
Zielsetzung des Projekts 
Im Falle der Insel Sylt trifft die Prognose von einem Klimawandel auf eine Gesell-
schaft, die schon seit langem im Bewußtsein einer Gefährdung ihrer Insel durch 
Überflutungen und Abbrüche der Steilküsten lebt. Die üblichen Szenarien des 
Klimawandels gehen von einem Anstieg des Meeres aus und von einer Häufung 
und Intensivierung von Sturmfluten. Sie geben damit unmittelbar Anlaß, die oh-
nehin bestehenden Gefahren zu dramatisieren und die Befürchtungen zu verstär-
ken. Die Folge ist eine frühzeitige und vermutlich relativ intensive Thematisie-
rung des Klimawandels. 
Diese Behauptung wird dadurch verstärkt, daß es auf der Insel schon jetzt tradi-
tionelle Konflikte um Küstenschutz, Tourismus und Naturschutz gibt, in deren 
Rahmen die These von einem Klimawandel eine wichtige Rolle spielen wird (vgl. 
H. Sterr, A. Daschkeit: Küstenschutz auf der Insel Sylt. Msk. 1994). Denn der un-
mittelbare thematische Bezug zum jeweiligen Gegenstandsbereich (Küsten-
schutz, Tourismus, Naturschutz) der betreffenden Organisationen und Interessen-
vertretungen wird diese voraussichtlich dazu veranlassen, sich des Themas früh-
zeitig und auf Dauer anzunehmen, sei es, um Vorsorgestrategien zu entwickeln, 
oder sei es auch nur, um die neue Thematik für die alten Ziele argumentativ nutz-
bar zu machen. 
Es sollte eine der Funktionen der Fallstudie "Sylt" sein, für die wissenschaftliche 
Auseinandersetzung mit Strategienentwicklungen in politikberatender Absicht 
verallgemeinerungsfähige Erfahrungen zu sammeln. Die generelle Problemstel-
lung erfährt im Fall der Insel Sylt einerseits eine sehr spezifische Form, indem 
das Thema stark auf die Frage der zukünftigen Entwicklung der Insel fokussiert 
sein wird. Andererseits stehen von vornherein grundsätzliche Fragen zur Debat-
te, wie sie im Falle einer (möglichen) Zuspitzung von Klimaveränderungen auch 
in anderen Regionen zu erwarten sind, nur heute noch nicht mit solcher Intensität 
in der gesellschaftlichen Kommunikation wahrgenommen werden. Insofern könn-
te Sylt zu einem Präzedenzfall im Rahmen der allgemeinen Klimadebatte werden. 
Die von uns vorgeschlagene Untersuchung verfolgt zwei Ziele: 
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Zum einen soll eine Konfliktfeldanalyse erstellt werden, die die Struktur der 
Debatte über die Folgen einer möglichen Klimaänderung erfaßt. Es handelt 
sich hier um den empirischen Teil der Arbeit, bei dem gleichzeitig auch ein In-
strument der sozialwissenschaftliehen Dauerbeobachtung der gesellschaft-
lichen Thematisierung risikoreicher, kollektiver Entscheidungen entwickelt 
werden soll. 
Zum anderen sollen auf der Basis der Konfliktfeldanalyse die Strategien der 
beteiligten Akteure analysiert und bewertet werden. Ziel ist es, ein Modell des 
Gestaltungsprozesses zu erarbeiten, wie die erfaßten Konflikte und divergie-
renden Zielvorstellungen unter der Bedingung eines möglichst fairen Interes-
senausgleichs zu regulieren sind. 
c) Theoretisch-methodisches Vorgehen 
Man kann drei Ebenen einer gesellschaftlichen Thematisierung der Folgen des 
Klimamodells unterscheiden: die Ebene der korporativen Akteure (Organisatio-
nen, Institutionen, Verbände, Parteien), die Ebene der Medien und die Ebene der 
Individuen. In unserem Projekt werden wir uns weitgehend auf die Beobachtung 
korporativer Akteure in den bestehenden Konfliktfeldern um Küstenschutz, Na-
turschutz und Tourismus beschränken. Das läßt sich aus verschiedenen Gründen 
rechtfertigen: Die individuelle Meinungserhebung ist stark durch das methodolo-
gische Problem der mangelnden Handlungsrelevanz belastet. Dennoch ist sie in 
einem gewissen Umfang zur Ergänzung anderer Erhebungen heranzuziehen. Die 
Ebene der Medien ist in dem relativ begrenzten Themenfeld um die Insel Sylt un-
serer Ansicht nach nicht sehr ergiebig. Die folgende Darlegung bezieht sich daher 
weitgehend auf die Beobachtung korporativer Akteure. 
1) Theoretischer Bezugsrahmen 
Ausgangspunkt unseres Ansatzes zur sozialwissenschaftliehen Erfassung der Fol-
gen einer Klimaänderung aufSylt stellt die Überlegung dar, soziale Folgen als die 
Resultate von konfligierenden Kommunikations- und Handlungsprozessen zu 
verstehen. Insofern bildet die Konfliktanalyse den theoretischen Bezugsrahmen 
für die Untersuchung. Die Konfliktanalyse wird durch die Kombination drei we-
sentlicher theoretischer Bezugspunkte entwickelt: das Konfliktfeld mit seinen 
Kooperations- und Konfliktstrukturen; die korporativen Akteure mit ihren Inter-
essen, Normen, Werten und Strategien; das Spektrum öffentlicher Themen, in de-
nen sich der Konflikt sachlich artikuliert. 
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Diese drei theoretischen Konzepte sollen im folgenden kurz charakterisiert wer-
den. 
Konfliktfeld 
Konfliktfelder sind strukturell und auf Dauer angelegte gesellschaftliche Kon-
troversen, denen vitale Antagonismen zugrundeliegen und die in hohem Maße 
alle sie tangierenden Themen in ihren Sog ziehen und beeinflussen. Die Kon-
flikte um Küstenschutz, Naturschutz und Tourismus zeigen schon heute, daß 
sie das neue Thema "Klimawandel" vereinnahmen und den Gang der gesell-
schaftlichen Diskussion zu diesem Thema wesentlich mitbestimmen. Die 
strukturierenden und integrierenden Funktionen gesellschaftlicher Konflikte 
sind bereits oben unter a), Punkt 2 angesprochen worden, und sie sind ein klas-
sisches soziologisches Thema. 
Sie dienen z.B. dazu, die Identität und die Grenzen gesellschaftlicher Gruppen 
zu schaffen und zu erhalten. Sie bilden Mechanismen zur Schaffung kollekti-
ver Ziele heraus, die die individuellen Zielsetzungen der Gruppenmitglieder 
transzendieren, d.h. also die Aggregation individueller Ziele, die von keinem 
künstlichen Verfahren hergestellt werden kann. Strukturelle, auf Dauer ge-
stellte Konflikte schaffen Gemeinsamkeiten auch zwischen den kontroversen 
Gruppen und Akteuren, indem sich z.B. gemeinsame Normen der Konfliktaus-
tragung herausbilden. Von Interesse ist dabei, daß beim Auftauchen neuer 
Themen und Gesichtspunkte in sehr sensibler Weise ein Wandel solcher N or-
men eintreten kann. Konflikte lassen auch je eigene institutionelle Strukturen 
entstehen, die dazu da sind, die Regeln und Normen durchzusetzen. Auf diese 
Weise sind Konflikte gesellschaftliche Mechanismen, die eine Anpassung an 
veränderte Bedingungen unterstützen. Die Bildung und Modifizierung von 
Normen garantiert der Gesellschaft ihre Kontinuität auch unter veränderten 
Bedingungen, ein Gesichtspunkt, der im Hinblick auf das Thema eines Klima-
wandels von Interesse sein dürfte und für empirische Fragestellungen relevant 
ist. 
Korporative Akteure 
Die Kategorie der korporativen Akteure umfaßt Gruppen, denen man ge-
meinsames Handeln zuschreiben kann. Akteursanalysen grenzen sich somit 
sowohl gegen die Institutionenanalyse als auch gegen die Analyse individuel-
len Handeins ab. Während Institutionen gewissermaßen die strukturellen 
Randbedingungen des Handeins der korporativen Akteure festlegen und da-
durch die "constraints" des Handeins bilden, wird die individuelle Handlung 
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erst sozial relevant in bezug auf öffentliche Themen, wenn sie durch den 
Zusammenschluß Mehrerer zu einem Interessenbündnis, einer Wertintegra-
tion oder auch einer gemeinsamen Strategie nachhaltig an Wirkung gewinnt. 
Korporative Akteure besitzen Macht und Einfluß in der Öffentlichkeit und 
können Situationsdefinitionen vornehmen und institutionelle Veränderungen 
erzWingen. 
Soziales Handeln korporativer Akteure wird durch das Zusammenspiel dreier 
Grundorientierungen bestimmt: 
- Die normative Orientierung prägt die "Sollen"-Vorstellung von Akteuren; 
sie grenzt die erlaubten von unerlaubten Handlungen ab. 
- Die kognitive Orientierung prägt die "Können"-Vorstellung von Akteuren; 
sie bestimmt, was der Akteur für wahr und möglich hält. 
- Die evaluative Orientierung schließlich prägt die "Wollen"-Vorstellung der 
Akteure; sie bestimmt die Handlungsziele, also was als erstrebenswert und 
nicht erstrebenswert angesehen wird. 
Diese drei Arten sind notwendige und hinreichende Bedingungen der Möglich-
keit des sozialen Handeins von Akteuren. Gleichzeitig sind sie auch die Vor-
aussetzung für die Handlungsformen der Akteure, die man kurz als strategi-
sches, kooperatives und diskursives Handeln kennzeichnen kann. Unter wel-
chen Bedingungen, zu welchen Anlässen und mit welchem Argument korpora-
tive Akteure eine dieser Handlungsformen wählen und welche Konsequenzen 
dies in bezugauf das Thema der Klimaänderung hat, dies bilden die Schwer-
punkte des Forschungsvorhabens. 
Themen 
Die Themen strukturieren den sachlichen Bezug des Konflikts. Mit ihrer Hilfe 
werden die Problemdefinition, die möglichen Argumente und eventuell auch 
Lösungsoptionen festgelegt. Die Themen haben eine Doppelfunktion für die 
Strukturierung des Konflikts. Sie dienen einerseits als Erzeugungsregeln, an-
dererseits ermöglichen sie die allmähliche Strukturierung der öffentlichen 
Kommunikation und Argumente. 
Als Erzeugungsregel dient das Thema dadurch, daß es Beiträge ermöglicht 
und sie in das zeitliche Schema einer Reihenfolge zwingt. Das Thema struktu-
riert in doppelter Weise mögliche Beiträge. Zum einen selegiert es Beiträge, 
indem es den Sinnzusammenhang umreißt. Man muß anknüpfen, man kann 
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nicht einfach wiederholen, sondern muß Neues beitragen. Das Thema gibt 
auch Anhaltspunkte für Konsens und Dissens. Sogar der Themenwechsel be-
zieht sich noch auf das Vorangegangene, wenn das Thema erschöpft ist oder 
die Fortsetzung der Interaktion problematisch wird. Zum anderen konstituiert 
die Themenfolge das "Gedächtnis" der Akteure. Im Thema konvergieren die 
Aufmerksamkeits- und dadurch auch die Gedächtnisleistungen der Teilneh-
mer. Die Diskussion um die Themenfolge spielt bei vielen V erfahren eine so 
entscheidende Rolle, weil hier schon über Prominenz und Priorität, über Wich-
tigkeit und Unwichtigkeit von Beiträgen vorab entschieden wird. 
Innerhalb dieses theoretischen Bezugsrahmens ergeben sich die folgenden Zusam-
menhänge für mögliche Handlungsoptionen: 
Aus der Analyse und dem Vergleich des Akteurshandelns, aber auch aus der Ex-
plikation der Themenstruktur werden sich Handlungsoptionen bestimmen lassen, 
die unterschiedliche Entwicklungspfade für die Insel Sylt vorschlagen. 
Diese Optionen müssen drei Bedingungen erfüllen: 
Sie müssen erstens wissenschaftlich kompetent untermauert sein, d.h. den An-
forderungen an eine Diagnose von Problemen, Ursachen und Maßnahmen und 
derenjeweiligen Folgen kognitiv gewachsen sein; 
sie müssen zweitens legitimationsfähig, d.h. mit geltenden Grundnormen 
kompatibel und in der Lage sein, die aus der Entscheidungskonstellation sich 
ergebende Pluralität betroffener gesellschaftlicher Werte und Interessen zu 
berücksichtigen; 
sie müssen drittens praktikabel, d.h. in der Lage sein, an bestehende Lösungen 
anzuknüpfen und in das bestehende Institutionensystem integrierbar zu sein. 
2) Zum empirischen Vorgehen 
Wie schon bei anderen Untersuchungen von Konfliktfeldern und Diskursen, die 
AFAS auf den Gebieten der Energiepolitik, der institutionellen Regulierung von 
Standortproblemen und bei Fragen der politischen und rechtlichen Regulierung 
der Risiken der Gentechnik durchgeführt hat, werden auch hier unterschiedliche 
empirische Erhebungsinstrumente eingesetzt, um die relevanten Daten zu erfas-
sen. Neu ist, daß versucht wird, auch Handlungsoptionen zu entwickeln, für die 
eine normativ-bewertende Vorgehensweise herangezogen wird. Wieweit man hier 
objektivierende Verfahren entwickeln kann, muß dem eigentlichen Forschungs-
vorhaben vorbehalten bleiben. 
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Das folgende Schema gibt einen Überblick über die eingesetzten Instrumente und 
Methoden und ihre Zuordnung zu den theoretischen Konzepten. 
Ern pirisch-methodischer Forschungsansatz 
Theoretische Konzepte Methoden Untersuchungsinstrumente 
Konfliktfelder Interaktions- und teilnehmende Beobachtung Netzwerkanalyse und Dokumentenanalyse 
sozialstruktureHe Analyse Befragungen von Schlüssel-
Akteure in bezugauf Interessen, personenund Analyse Normen und Werte, der Sozialstatistik Strategien 
Themen hermeneutische Dokumentenanalyse Inhaltsanalyse 
Handlungsoptionen Modeliierung d~r normativ-analytische Bewertungs-Handlungskonsequenzen und Konsistenzbetrachtungen 
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